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116. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, guten Morgen! Die Sitzung ist eröff-
net. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte sind in 
der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktliste aufgeführt: 

2. Weitere Überweisung im vereinfachten Verfahren 
(Ergänzung zu TOP 18) 

Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Neunten Gesetzes zur Än-
derung des Außenwirtschaftsgesetzes - Drucksache 
13/4774 - 

3. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ausladung des Bundes-
außenministers durch die Volksrepublik China 

4. Beratung des Antrags der Abgeordneten Steffi Lemke, 
Dr. Helmut Lippelt, Gila Altmann (Aurich), weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: EXPO 2000 - Drucksache 13/5058 - 

5. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsaus-
schuß) zu dem Gesetz zur Reform des Sozialhilferechts 
- Drucksachen 13/2440, 13/2764, 13/3904, 13/4211, 
13/4239, 13/4687, 13/4758, 13/4865, 13/5067 - 

6. Beratung der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsaus-
schuß) zu dem Telekommunikationsgesetz (TKG) 
- Drucksachen 13/3609, 13/4438, 13/4864, 13/4938, 
13/5066 - 

7. Beratung des Antrags der Gruppe der PDS: Verfassungs-
widrigkeit des arbeits- und sozialrechtlichen Teils des 
Programms der Bundesregierung für weher Wachstum 
und Beschäftigung - Drucksache 13/5086 - 

8. Weitere abschließende Beratungen ohne Aussprache: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses (2. Ausschuß): Sammelübersicht 114 zu Peti-
tionen - Drucksache 13/5101 - 

b) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses (2. Ausschuß): Sammelübersicht 130 zu Peti-
tionen - Drucksache 13/5102 - 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses (2. Ausschuß): Sammelübersicht 131 zu Peti-
tionen - Drucksache 13/5103 - 

d) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses (2. Ausschuß): Sammelübersicht 132 zu Peti-
tionen - Drucksache 13/5104 - 

e) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses (2. Ausschuß): Sammelübersicht 133 zu Peti-
tionen - Drucksache 13/5105 - 

f) Beratung der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses (2. Ausschuß): Sammelübersicht 134 zu Peti-
tionen - Drucksache 13/5106 - 

Von der Frist für den Beginn der Beratung soll, so-
weit es bei einzelnen Punkten der Tagesordnung er-
forderlich ist, abgewichen werden. 

Außerdem ist vereinbart worden, den Tagesord-
nungspunkt 15, Entwurf eines Gesetzes zur sozial-
rechtlichen Behandlung von einmalig gezahltem Ar-
beitsentgelt, mit den Beratungen ohne Aussprache 
zu behandeln. 

Die zweite und dritte Beratung des dienstrechtli-
chen Begleitgesetzes, Tagesordnungspunkt 19a, die 
bisher ohne Aussprache vorgesehen war, soll 
30 Minuten dauern und nach den Abstimmungen 
über die Ergebnisse des Vermittlungsausschusses 
aufgerufen werden. 

Sind Sie mit diesen Vereinbarungen einverstan-
den? - Das ist der Fall. Dann verfahren wir so. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, beraten 
wir einen Geschäftsordnungsantrag. 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. ha-
ben fristgerecht beantragt, heute mit Tagesord-
nungspunkt 3, Genehmigungsverfahrensbeschleuni-
gungsgesetz, den Tagesordnungspunkt 17, Be-
schleunigung und Vereinfachung immissionsschutz-
rechtlicher Genehmigungsverfahren sowie Ände-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung und anderer 
Gesetze, in verbundener Beratung zu behandeln. Es 
soll von der Frist für den Beginn der Beratungen 
nach § 81 Abs. 1 GO BT abgewichen werden. Die De-
batte soll außerdem auf zwei Stunden verlängert 
werden. 

Wird zu diesem Geschäftsordnungsantrag das 
Wort  gewünscht? - Das ist der Fall. Kollege van 
Essen. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Kollege Hörster hat mich gebe-
ten, auch für die CDU/CSU-Fraktion zu sprechen. 
Ich kann es kurzmachen. 

An uns Geschäftsführer ist in der letzten Woche 
der Wunsch herangetragen worden, die vorgesehene 
Debatte über das Verfahrensbeschleunigungsgesetz 
um eine Woche zu verschieben, damit der Ausschuß 
noch länger Zeit zur Beratung hat. Da wir vereinbart 
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haben, morgen die große Debatte zum Beschäfti-
gungs- und Wachstumspaket zu führen, war diese 
Debatte nur am heutigen Tage und damit nur unter 
Fristverzicht möglich. 

Während die SPD-Fraktion diesem vernünftigen 
Kompromiß sofort zugestimmt hat, war dieser Frist-
verzicht von den Grünen leider nicht zu bekommen. 
Wir haben im übrigen bisher eine Begründung dafür 
nicht gehört. Ich glaube, es gibt sie auch nicht; denn 
es hat sich gezeigt, daß der Ausschuß gestern mor-
gen recht früh fertig war und die Grünen alle An-
träge haben einbringen können. 

Deshalb bitte ich Sie um Zustimmung dafür, daß 
wir in diesem Parlament weiterhin zu vernünftigen 
Kompromissen kommen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Struck. 

Dr. Peter Struck (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bevor ich zu diesem Geschäfts-
ordnungsantrag Stellung nehme, möchte ich nicht 
die Gelegenheit versäumen, der deutschen Fußball-
nationalmannschaft zum Weiterkommen zu gratulie-
ren. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das hat, wie ich zugeben muß, Frau Präsidentin, mit 
der Geschäftsordnungsdebatte wenig zu tun. 

Herr Kollege van Essen hat vernünftige Gründe 
vorgetragen. Deshalb stimmen wir diesem Antrag zu. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Kollege Struck, der Hinweis auf die Fußballnational-
mannschaft zeigt, daß man eventuell lange braucht, 
um zum Erfolg zu kommen. Das gilt auch für diese 
Sache. 

Ich möchte im Namen meiner Fraktion zur Auf set-
zung der Tagesordnungspunkte betreffend Ände-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung und Beschleu-
nigung und Vereinfachung immissionsschutzrechtli-
cher Genehmigungsverfahren Fristeinrede erheben. 

Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, daß 
wir von dieser Möglichkeit der Geschäftsordnung in 
dieser Legislaturpe riode zum erstenmal Gebrauch 
machen. Sie mögen daran sehen, wie verantwortlich 
und sorgsam wir mit diesem Instrument umgehen 
und wie ernsthaft es uns in diesem Falle um die Sa-
che geht. 

Ich möchte gleich zu Beginn betonen: Es geht in 
dieser Geschäftsordnungsdebatte nicht darum - das 
wird Sie nicht überraschen; unsere Position ist klar -, 

daß wir die Gesetzentwürfe ablehnen. Es geht in die-
ser Geschäftsordnungsdebatte auch nicht darum, 
daß hier - das ist ja schlimm genug - Bürgerrechte 
beschnitten oder die Gerichte in ihrer Prüf- und Kon-
trollfunktion eingeschränkt werden. Vielmehr geht 
es uns in dieser Geschäftsordnungsdebatte einzig 
und allein um die Tatsache, daß dieses Parlament 
zum wiederholten Male damit beschäftigt wird, in 
Windeseile es zu entscheiden, und daß die Aus-
schußberatungen zum Teil nur noch eine Alibifunk-
tion haben. 

Sie wissen, daß gerade die Anhörung der Entwürfe 
dieser Beschleunigungsgesetze deutlich gemacht 
hat, daß die Mehrheit der Sachverständigen vor die-
sen Einschnitten warnen. Gerade der Präsident des 
Bundesverwaltungsgerichtes hat betont, daß es für 
Beschleunigungsgesetze nichts Hinderlicheres gibt 
als eine beschleunigte Beratung. 

Wie „gründlich" sind wir eigentlich auf die Bera-
tung vorbereitet? Noch nicht einmal das Protokoll der 
Ausschußberatung liegt vor. Aus gutem Grund ist in 
der Geschäftsordnung vorgesehen, daß zwischen der 
Verteilung einer Drucksache und der Beratung im 
Plenum wenigstens drei Tage vergangen sein sollten, 
damit alle Mitglieder des Hauses die Möglichkeit ha-
ben, diese Gesetzesvorlagen zu lesen und sich damit 
vertraut zu machen. 

Um mir ein Bild von der Beratungsfähigkeit im Ple-
num zu machen, frage ich Sie ernsthaft: Wer von Ih-
nen hat es wirklich geschafft, von gestern nachmit-
tag bis heute früh diese Gesetzesvorlagen zu lesen? 
Ich bitte Sie, sich mit Handzeichen bemerkbar zu 
machen. 

(Lachen bei der CDU/CSU, der SPD und 
der F.D.P.) 

- Ich bitte Sie ernsthaft darum. - Ich sehe ein Hand

-

zeichen. Das ist natürlich eine verdammt gute 
Grundlage für die Beratung dieser Gesetzesvorlagen. 

Ich frage die Kolleginnen und Kollegen der SPD, 
auch den Kollegen Struck und ihren umweltpoliti-
schen Sprecher Michael Müller, der noch diese Wo-
che erklärt hat, daß diese Gesetze keinen Beitrag zur 
Beschleunigung von Rechtsverfahren leisten, son-
dern eher die Rechtsunsicherheit erhöhen: Wie kön-
nen Sie heute einer beschleunigten Behandlung die-
ser Gesetzesvorlagen zustimmen? Herr Kollege Mül-
ler, das müssen doch geruhsame Zeiten gewesen 
sein, als sich die Kollegen im Wasserwerk darüber 
beklagt haben, daß wir Gesetze im Schweinsgalopp 
durchziehen. Heute scheint alles unter dem Motto 
„Transrapid" zu stehen. Es ist wirklich eine Frage 
der Selbstachtung dieses Parlamentes, wie lange wir 
uns das noch gefallen lassen, daß diese Regierung 
uns auf diese A rt  und Weise beschäftigt und solche 
wichtigen Gesetze im Geschwindtempo behandeln 
möchte. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Da 
haben Sie ja recht! Aber wir sind in einer 

anderen Situation gewesen!) 

Ich bestehe mit Nachdruck darauf, daß wir den An-
trag der Koalition ablehnen; denn wir sollten Geset- 
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zesvorhaben mit dieser Tragweite nicht im Eilverfah-
ren durch das Parlament jagen. Ich glaube, eine 
gründliche Beratung steht diesem Hohen Hause gut 
an. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Enkelmann. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege van Essen 
hat mit seinem Antrag im Grunde genommen völlig 
recht; denn letzten Endes ist er nur eine logische 
Konsequenz aus der politischen Zielsetzung: Die Be-
schleunigungsgesetze sollen beschleunigt durch den 
Bundestag gejagt werden. Sie täuschen damit die Öf-
fentlichkeit mit einer angeblichen Verkürzung von 
Planungszeiten über die Tatsache hinweg, daß hier 
in gravierendem Maße demokratische Mitentschei-
dungsrechte von Kommunen, Verbänden usw. einge-
schränkt werden sollen. Damit das keiner merkt, soll 
das Ganze beschleunigt durch den Bundestag ge-
bracht werden. Da machen wir nicht mit. 

Wir fordern die Einhaltung der in der Geschäfts-
ordnung geregelten Beratungsfristen. Wir meinen, 
daß die Geschäftsordnung keine Verfügungsmasse 
ist, die je nach Beliebigkeit und dann kraft Mehrheit 
ausgehebelt werden darf. Sie dürfen sich nicht wun-
dern, wenn daraus Rückschlüsse auf den Inhalt der 
Gesetzentwürfe gezogen werden. Breite öffentliche 
Diskussion und Beteiligung, Einbeziehung von Sach-
verstand sind hier wie dort nicht gewollt. Sie werden 
weiter eingeschränkt; das haben die Beratungen in 
den Ausschüssen ziemlich deutlich gezeigt. 

Was mich besonders betroffen macht: Wir sind im 
vergangenen Jahr angetreten, das Parlament zu re-
formieren, das Parlament und seine Entscheidungen 
transparenter, durchschaubarer, nachvollziehbarer 
auch für die Bürgerinnen und Bürger zu machen. Ein 
Teil jedenfalls von uns wollte die Öffentlichkeit stär-
ker an dem beteiligen, was wir hier als Abgeordnete 
entscheiden. Von all dem ist nicht viel übriggeblie-
ben. Großes Vertrauen in das Parlament, wie in einer 
Kampagne verschiedener Umweltverbände geschrie-
ben wird, ist so jedenfalls nicht herzustellen. 

Bedauerlich ist besonders, daß die SPD zwar öf-
fentlich gegen die Gesetze wettert, dafür aber inte rn 

 den Coup der Regierungsfraktionen mitmacht. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Nun 
hören Sie doch auf! Das ist doch eine ganz 
andere Situation! - Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Glaubwürdig ist das nicht. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, wir kommen zur Abstimmung. Wer stimmt 
für den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P.? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält 
sich? - Damit ist der Antrag mit den Stimmen der 

CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 sowie 17 a 
und 17b auf: 

3. - Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren (Genehmigungs-
verfahrensbeschleunigungsgesetz - Gen-
BeschlG) 

- Drucksache 13/3995 - 
(Erste Beratung 95. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Sicherung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland durch Beschleunigung und 
Vereinfachung der Anlagenzulassungsver-
fahren 

- Drucksache 13/1445 - 
(Erste Beratung 50. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5085 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dietmar Schlee 
Rezzo Schlauch 
Dieter Wiefelspütz 
Maritta Böttcher 
Dr. Guido Westerwelle 

17. a) - Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Sechsten Gesetzes zur Ände-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung 
und anderer Gesetze (6. VwGOÄndG) 

- Drucksachen 13/3993, 13/4069 - 
(Erste Beratung 95. Sitzung) 

- Zweite und Dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines ... 
Gesetzes zur Änderung der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) 

- Drucksache 13/1433 - 
(Erste Beratung 44. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5098 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Ronald Pofalla 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Alfred Hartenbach 

b) - Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Beschleunigung 
und Vereinfachung immissionsschutz-
rechtlicher Genehmigungsverfahren 

- Drucksache 13/3996 - 
(Erste Beratung 95. Sitzung) 
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Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5100 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Birgit Homburger, 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Eva Bulling-Schröter 

- Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(16. Ausschuß) zu dem Antrag der Abge-
ordneten Michaele Hustedt, Gerald Häf-
ner, Dr. Jürgen Rochlitz, Ursula Schönber-
ger und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Kein Abbau von Umweltstandards und 
Bürgerrechten 

- Drucksachen 13/4075, 13/5100 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Peter Paziorek 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Birgit Homburger 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Eva Bulling-Schröter 

Zum Genehmigungsverfahrensbeschleunigungs-
gesetz, zum Gesetzentwurf zur Änderung der Ver

-

waltungsgerichtsordnung und zum Gesetz zur Be-
schleunigung und zur Vereinfachung immissions-
schutzrechtlicher Genehmigungsverfahren liegt je 
ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD vor. Au-
ßerdem haben die Fraktion der SPD und die Gruppe 
der PDS je einen Entschließungsantrag eingebracht. 

Für die gemeinsame Aussprache haben wir soeben 
zwei Stunden vereinbart. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Ab-
geordnete Dietmar Schlee. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Geschäfts-
ordnungsdebatte hin, Geschäftsordnungsdebatte her 
- heute ist, meine ich, ein wichtiger Tag für dieses 
Parlament: Wir schaffen Voraussetzungen für neue 
Arbeitsplätze. 

Die Bedeutung dieser drei Gesetze, die wir ab-
schließend beraten, geht weit über den eigentlichen 
Bereich des Verwaltungsverfahrens- und des Prozeß

-

rechts hinaus. Die Gesetzentwürfe der Bundesregie-
rung sind ein Signal. Wir schaffen Voraussetzungen 
für Investitionen, also für neue Fabriken, neue Anla-
gen. 

(Dr. Jürgen Rochlitz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nur Sie!) 

Wir eröffnen damit Arbeitslosen neue Chancen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir zeigen unseren ausländischen Konkurrenten, 
aber auch potentiellen ausländischen Investoren, daß 
der Standort Deutschland reformiert, modernisiert 
und damit attraktiver gemacht wird. Wir demonstrie-
ren den Bürgern - auch dies halte ich für wichtig -: 
Die Politik packt der Reihe nach die Probleme an; die 
Politik ist leistungsfähig. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Aber 
wie!) 

Sie ist konsensfähig; sie verdient das Vertrauen der 
Bürger auch in einer nicht ganz einfachen Zeit. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Aus-
gangslage ist allen klar: Überlange Genehmigungs-  
und Zulassungsverfahren, jahrelange Gerichtsver-
fahren über mehrere Instanzen haben sich zu einem 
Hindernis für Investitionen, Wachstum und Beschäf-
tigung entwickelt. Ausländische Investoren wurden 
abgeschreckt. 

(Dr. Jürgen Rochlitz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt doch überhaupt 

nicht!) 

- Herr Kollege, warum investieren asiatische Investo-
ren in England und in Frankreich, aber nicht in der 
Bundesrepublik Deutschland? 

(Dr. Martin Pfaff [SPD]: Weil Sie regieren!) 

Jetzt nehmen wir Korrekturen vor. Lassen Sie mich 
dies am Gesetz zur Beschleunigung von Genehmi-
gungsverfahren in wenigen Zügen aufzeigen. Wir 
straffen, beschleunigen und vereinfachen die Ver-
waltungsverfahren. Statt des aufwendigen Planfest-
stellungsverfahrens wird für einfachere Fälle das In-
stitut der Plangenehmigung eingeführt. Das ist et-
was, um das man lange gerungen hat und das wir am 
Ende in dieses Gesetz geschrieben haben. 

Die Auslegungs-, Einwendungs- und Stellungnah-
mefristen werden für alle Beteiligten und Betroffenen 
gestrafft; denn das hat alles in allem zu jahrelangen 
Verzögerungen geführt. Wir werden Einwendungen 
von Bürgern nach Ablauf der Frist ausschließen. 
Auch das wird zur Beschleunigung beitragen. 

Wir haben in dieses Gesetz einen neuen Artikel 
aufgenommen: Beratung der Antragsteller bei inve-
stitionsrelevanten Genehmigungsverfahren. Wir be-
raten potentielle Antragsteller im Vorfeld über die 
Vor- und Nachteile der Beschleunigungsmodelle. Wir 
besprechen mit ihnen, welche Antragsunterlagen sie 
vorlegen müssen, welche Sachverständigengutach-
ten sie beibringen müssen. 

(Otto Schily [SPD]: Das gibt es doch schon 
längst! Das wird doch schon längst prak

-

tiziert!) 

Wir haben jetzt auch das Sternverfahren, also das 
gleichzeitige Beginnen im Verwaltungsverfahren, in 
das Gesetz geschrieben, Herr Kollege Schily, um 
auch insofern ein Signal zu setzen. 

Ich glaube, es ist zudem ein wichtiger Schritt, daß 
wir deutlich machen, was die Antragskonferenz lei-
sten kann, wie sie im Vorfeld Probleme aus der Welt 
schaffen kann. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir verbessern 
die Verfahrensökonomie. Die Folgen von Form- und 
Verfahrensfehlern werden neu geregelt. Einzelne 
Verfahrenshandlungen können mit heilender Kraft 
nachgeholt werden. Auch das war ein problemati-
scher Punkt: Wegen einer nicht erfüllten Formalie ist 
eine Entscheidung aufgehoben worden, obwohl sie 
in der Sache richtig war. Das ganze Verfahren be-
gann dann von neuem. Der Investor ist schließlich 
abgesprungen, weil das alles für ihn viel zu kompli-
ziert und zu zeitraubend gewesen ist. 

Form- und Verfahrensfehler sind, wie gesagt, nur 
dann zu beachten, wenn sie tatsächlich die Entschei-
dung in der Sache beeinflussen. Wer dagegen etwas 
hat, muß sich hierhinstellen und muß uns das nach 
all den Erfahrungen, die wir damit über Jahre und 
Jahrzehnte gemacht haben, erklären. 

Die Verfahren müssen wieder entscheidungsorien-
tierter geführt werden. Die Verfahrensrechte der Be-
teiligten bleiben in der Substanz gewahrt, aber die 
Möglichkeiten der Verfahrensverzögerung, der Ver-
fahrenstorpedierung werden zu Recht beschnitten. 
Auch darüber ist jahrelang diskutiert worden. Wir le-
gen einen Entwurf vor, der nun wirklich mit Augen-
maß gemacht wurde. Ich meine, das ist ein Schritt in 
die richtige Richtung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das bedeutet keine Verschlechterung des Rechts-
schutzes; denn ein schnelles Recht ist auch ein gutes 
Recht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD und der PDS) 

Das müssen wir uns immer wieder vergegenwärti-
gen. 

Meine Damen und Herren, das Zustandekommen 
dieses Gesetzentwurfs selbst ist ein gelungenes Bei-
spiel für das Zusammenwirken von Politik, Wissen-
schaft und Praxis. Wir werden das auch in der Zu-
kunft noch einige Male dringend brauchen. Die Vor-
schläge der Expertenkommission wurden in kürze-
ster Zeit bewe rtet und umgesetzt. Der Gesetzentwurf 
selbst ist damit auch ein Musterbeispiel für Verwal-
tungsbeschleunigung. 

Herr Kollege Schily, lassen Sie mich drei Bemer-
kungen anschließen, zwei an die Länder und eine 
Bemerkung an uns gerichtet. 

Ich appelliere an die Länder, die Änderungen so 
rasch wie möglich in ihren Verfahrensgesetzen nach-
zuvollziehen. 

(Beifall des Abg. Dr. Alfred Dregger [CDU/ 
CSU]) 

Die weitgehende Harmonisierung, die wir bisher im 
Verfahrensrecht des Bundes und der Länder hatten, 
hat sich bewährt. Sie müssen sich nur einmal eine Se-
kunde vergegenwärtigen, was passieren würde, 
wenn wir dieses Gesetz beschlossen hätten, und die 
Länder würden ihre Gesetze nicht entsprechend än-
dern. Keiner der potentiellen Investoren könnte sich 
in diesem Lande noch zurechtfinden. Da wäre das 
Verfahrensrecht des Bundes, und dann gäbe es un

-

terschiedliche Verfahrensrechte der Länder. Es kann 
doch wohl nicht wahr sein, daß man mit Gedanken 
dieser Art  spielt. 

Eine zweite Bemerkung an die Länder gerichtet, 
weil das Ganze am Ende natürlich auch ein Teil des 
Erfolges dieser Novellierung ist. Sparmaßnahmen in 
der Verwaltung sind notwendig. Dieses Beispiel 
macht aber deutlich, daß sie nicht mit dem Rasenmä-
her durchgeführt werden können. Wenn die Investiti-
onsproblematik so ist, wie ich sie beschrieben habe, 
dann müssen die Länder in diesem Bereich gezielt 
Personal einsetzen und dürfen aus den genehmi-
gungsrelevanten Bereichen Personal nicht heraus-
nehmen und all das ad absurdum führen, was wir mit 
diesem Gesetz erreichen wollen. 

(Otto Schily [SPD]: Da stimmen wir Ihnen 
zu!) 

Eine letzte Bemerkung - ich nehme Ihren Zwi-
schenruf auf, Herr Kollege Schily - an uns: Wenn ich 
es richtig sehe, sind wir in der Diagnose und in der 
Therapie so weit eigentlich gar nicht auseinander. 
Ich appelliere deshalb an Sie, sich diesen notwendi-
gen Reformen nicht zu verschließen. Sie kennen 
doch die Probleme in den Ländern, in denen Sie re-
gieren, die Probleme, die die Länder tagtäglich auf 
dem Tisch haben. Deshalb sollten Sie diesem Gesetz-
entwurf heute zustimmen. Wir müssen an die Lösung 
dieser Probleme herangehen, und wir müssen es jetzt 
machen, weil die Zeit dafür überfällig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber ich füge hinzu: Diese Gesetze sind nur ein 
Schritt, dem weitere folgen müssen. Ich spreche es 
ganz offen und auch selbstkritisch an: Was nutzen al-
lein die Vereinfachung und Beschleunigung des Ver-
fahrensrechts, wenn das materielle Recht immer 
komplizierter, immer unübersichtlicher wird? Wir 
dürfen deshalb nicht auf halbem Wege stehenblei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wir müssen mit der De-
regulierung Ernst machen. Ich will das in dieser 
Stunde als nächsten Schritt noch einmal deutlich ma-
chen. Wir müssen Hunderte von Gesetzen abschaf-
fen oder sie zumindest rigoros durchforsten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das ist 

richtig!) 

Daran führt kein Weg vorbei. Das muß der nächste 
Schritt sein. 

Die effektivste Verfahrensbeschleunigung ist der 
Verzicht oder die Abschaffung von Erlaubnisvorbe-
halten, von Zulassungs- und Genehmigungserforder

-nissen überhaupt. Wo es keine Genehmigungsvorbe-
halte gibt, brauchen wir auch keine Verfahrensbe-
schleunigung. Dies ist möglich - man sollte sich 
nichts anderes einreden lassen -, und zwar ohne Ver-
zicht auf Standards und auf die Einschränkung von 
Anlieger- und Nachbarschaftsrechten. 

Es gibt doch eine ganze Reihe von Ländern, die 
uns das vorexerzieren, die die Baugenehmigung 
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durch ein Kenntnisgabeverfahren ersetzt haben. Sie 
haben damit das Bauen entscheidend beschleunigt; 
denn die Bauherren bauen früher. Sie sparen Geld, 
und sie sichern Arbeitsplätze am Bau. Warum soll 
man das nicht auf andere Bereiche, die heute zur De-
batte stehen, in Zukunft übertragen können? 

Wir brauchen intelligentere Lösungen im mate riel-
len Recht. Ich will die Richtung nur mit wenigen 
Worten skizzieren. Wir müssen Ziele und Ergebnisse 
vorgeben, statt den Weg und jeden einzelnen Schritt 
zu fixieren. Wir müssen Regelkreise und Anreizsy-
steme schaffen. Wir müssen viel mehr als in der Ver-
gangenheit die Möglichkeit kooperativen und infor-
mellen Verwaltungshandelns nutzen statt der aus-
schließlichen hoheitlichen Regelung am Ende. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist moderne Verwaltung, die wir implementie-
ren müssen, wenn wir Erfolg haben wollen. Wir müs-
sen zu Selbstverpflichtungen statt zu lückenlosen be-
hördlichen Kontrollen kommen. Wir müssen Verant-
wortung in die Gesellschaft zurückdelegieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nur so kommen wir am Ende zu mehr Selbstver-
antwortung. Nur so schaffen wir Freiräume. Nur so 
stimulieren wir die Kreativität und die Innovation, 
die diese Gesellschaft und diese Wi rtschaft braucht, 
die dieser Staat benötigt, wenn wir den globalen 
Wettbewerb wenigstens einigermaßen bestehen wol-
len. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege 
Schlee, Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Dietmar Schlee (CDU/CSU): Nur so können wir 
Wohlstand und Arbeitsplätze sichern. 

Heute erfolgt also ein wichtiger Schritt, aber nur 
ein erster Schritt. Ich bitte Sie, diesen ersten Schritt 
mitzumachen. Ich wende mich in ganz besonderer 
Weise an die SPD. Ich möchte Ihnen noch einmal 
empfehlen, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
der Kollege Otto Schily. 

Otto Schily (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren Kollegen! In der Tageszeitung „Die 
Welt" ist heute folgendes zu lesen: 

Fünf Seiten Baupläne und zehn Seiten Festig-
keitsnachweis mußten Frankfurter Bäcker beim 
Bauamt einreichen, um die Genehmigung für die 
größte Geburtstagstorte Deutschlands zu bekom-
men. Denn Ordnung muß sein: A lles, was in der 
Mainmetropole größer als fünf Meter ist, muß offi-
ziell genehmigt werden. Und die To rte mißt sie-
ben mal sechs Meter. 

Ich weiß nicht, ob dieser Bericht stimmt. Aber daß 
er richtig sein könnte, ist bereits das Problem. Ich 
meine, Handlungsbedarf besteht durchaus. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit den drei Gesetzesinitiativen, die wir heute ab-
schließend diskutieren, hat sich die Bundesregierung 
vorgenommen, Planungs- und Genehmigungsver-
fahren zu vereinfachen und zu beschleunigen. An 
dieser Zielvorgabe ist gewiß nichts auszusetzen. Im 
Gegenteil: Auch wir, die SPD-Bundestagsfraktion, 
halten es für notwendig, alle Möglichkeiten zur Ver-
einfachung und Beschleunigung von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren auszuschöpfen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Wirtschaft hat einen legitimen Anspruch dar-
auf, daß bei Investitionsvorhaben die Genehmi-
gungsverfahren zügig und in kurzen Fristen bearbei-
tet werden, daß sich die Behörden kooperativ und 
flexibel verhalten und sie den Antragstellern die not-
wendige Beratung und Unterstützung angedeihen 
lassen. Länder und Kommunen haben in dieser Hin-
sicht in den letzten Jahren bereits erhebliche Fort-
schritte erzielt, aber sicherlich ist vieles noch verbes-
serungsfähig und auch verbesserungsbedürftig. 

Bei allem Eifer, wirtschaftlichen Interessen entge-
genzukommen, dürfen aber gleichrangige Ziele 
nicht zurückstehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir werden es nicht zulassen, daß eine angemessene 
Bürgerbeteiligung vernachlässigt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Bürgerbeteiligung im Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren, meine Damen und Herren Kollegen, 
ist ein unverzichtbares, wichtiges Korrektiv und ver-
hilft zu mehr Akzeptanz in der Bevölkerung gegen-
über behördlichen Entscheidungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Desgleichen werden wir uns allen Versuchen wi-
dersetzen, durch Veränderung von Verfahrensvor-
schriften die st rikte Einhaltung von Umweltstan-
dards in Frage zu stellen. Wer immer noch in dem tö-
richten Vorurteil befangen ist, hohe Umweltstan-
dards seien nachteilig für die Wi rtschaft, verrät ein 
extrem rückständiges Denken. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn sich die Bundesregierung und die Koaliti-
onsfraktionen schon nicht von ihrer einseitigen Fixie-
rung auf wirtschaftliche Interessen abbringen lassen, 
bei der Schutzrechte Dritter und Umweltbelange als 
nebensächlich oder sogar als lästiger Störfaktor er-
scheinen, hätte sie wenigstens ernsthaft prüfen müs-
sen, ob ihre Vorschläge wirklich geeignet sind, Ver-
waltungsverfahren zu vereinfachen und zu beschleu-
nigen, oder ob sie nicht im Gegenteil sogar die Ver-
fahren komplizieren und verzögern werden. 

Wie zu hören ist, soll es ab Frühjahr dieses Jahres 
eine Selbstverpflichtung der Resso rts der Bundesre- 
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gierung geben, eingebrachte Gesetzesinitiativen ei-
ner Kosten-Nutzen-Analyse zu unterziehen. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Man 
höre!) 

Ich habe davon noch nicht viel gemerkt. Bei diesem 
Gesetzgebungsvorhaben jedenfalls scheint diese 
Selbstverpflichtung bereits wieder in Vergessenheit 
geraten zu sein; denn Sie haben offenkundig Nutzen 
und Kosten Ihrer drei Gesetzentwürfe nicht einmal 
oberflächlich untersucht. 

Auch die massive Kritik von sachverständiger 
Seite, mit der Ihnen attestiert wurde, daß Ihre Pläne 
kontraproduktiv sind, hat Sie nicht dazu bewogen, 
davon Abstand zu nehmen. Sie haben zwar in letzter 
Minute und in großer Hast mit den von Ihnen einge-
brachten Änderungsanträgen noch einige kosmeti-
sche Korrekturen vorgenommen; 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: 
Schlechte!) 

diese vermögen aber an der negativen Gesamtbeur-
teilung nichts zu ändern. 

Es sollte Ihnen aber zu denken geben - Herr 
Schlee, ich finde, Sie sollten an dieser Stelle sehr gut 
zuhören -, daß einer der angesehensten Anwälte 
Deutschlands, Professor Konrad Redeker, der, soweit 
ich weiß, mitunter auch die Bundesregierung berät, 
zu den von Ihnen beabsichtigten Veränderungen der 
Verwaltungsgerichtsordnung in einem jüngst veröf-
fentlichten Aufsatz folgendes geschrieben hat - ich 
zitiere -: 

Die Vorschläge sind unausgereift. Sie sind in sich 
widerspruchsvoll. Sie werden insbesondere aber 
keines der angestrebten Ziele erreichen. Statt 
dessen werden sie zu jahrelangen Kontroversen 
über den Inhalt und die Auslegung der neuen Re-
gelungen führen, die über die Jahrtausendwende 
hinaus die verwaltungsgerichtliche Rechtspre-
chung, darüber hinaus mit Sicherheit auch das 
Bundesverfassungsgericht, zusätzlich belasten 
werden. Die Verfahren werden auch zeitlich nicht 
kürzer werden, sondern länger dauern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Gesetzgeber sollte mindestens in Ruhe über 
das alles nachdenken. Er sollte das Gespräch mit 
der Praxis suchen. Eine Novellierung sollte von 
dem ausgehen, was ist, nicht von dem, was sich 
Ministerialbeamte als Wirklichkeit vorstellen und 
in politischen Aktionismus umzusetzen haben. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Jürgen Rochlitz [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Eine vernichtendere Kritik an Ihren Gesetzen - 
Beispiel Verwaltungsgerichtsordnung - kann man 
kaum noch formulieren. 

Eine alte römische Rechtsregel lautet: „Lex plus 
laudatur, quando ratione probatur" - „Ein Gesetz 
erntet mehr Lob, wenn sein Sinn erkennbar ist." 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ihre Gesetzesinitiativen sind in der Summe eher 
grober Unfug. Wundern Sie sich also nicht über den 
Tadel, der Ihnen zuteil wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Dr. Jürgen Rochlitz [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]) 

Sicherlich, Herr Kollege Schlee, läßt sich über Ein-
zelheiten reden. Wir geben Ihnen sogar, konstruktiv 
wie wir sind, auf Grund unserer zahlreichen Ände-
rungsanträge die Gelegenheit, auch an Ihren Gesetz-
entwürfen, soweit es möglich ist, etwas zu verbes-
sern. Wir sind auch gesprächsbereit. Über Detailfra-
gen werden meine Kollegen Schütz, Hartenbach und 
Schultz noch ausführlich sprechen. Sie haben sich 
aber in den Ausschußberatungen nicht einmal zur 
Annahme dieser Änderungsanträge bereitfinden 
können. 

In der Begründung Ihrer Gesetzentwürfe heißt es, 
es gäbe zu dem Pfusch, den Sie uns präsentieren, 
keine Alternative. Dabei haben Ihnen einige Sach-
verständige - Herr Schlee, einiges hat bei Ihnen zum 
Schluß so geklungen, als ob Sie es gehört hätten - 
durchaus den Weg zu einer besseren Alte rnative ge-
wiesen. Anstatt in den Verfahrensvorschriften her-
umzudoktern, wie Sie es tun, sollten wir unsere An-
strengungen darauf richten, das materielle Umwelt-
recht, das gegenwärtig in zahlreiche Einzelgesetze 
und sonstige verstreute Vorschriften zersplittert und 
nahezu unüberschaubar ist, in einem Umweltgesetz-
buch systematisch zusammenzufassen und neu zu 
ordnen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Jür

-

gen Rochlitz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Verwaltungsverfahren und Verwaltungsgerichts-
prozesse dauern nicht zuletzt deshalb so lange, weil 
kein Mensch mehr den richtigen Überblick hat, wo 
was wie geregelt ist. Wer die Rechtsanwendung ver-
einfachen, beschleunigen und erleichtern wi ll, muß 
den Gesetzesdschungel lichten. Klares materielles 
Recht ist immer und hauptsächlich die Vorausset-
zung für praktikables Verfahrensrecht. Nur so kön-
nen die knappe Ressource Recht und die knappe 
Ressource Verwaltung so verfügbar gemacht wer-
den, daß allen berechtigten Interessen optimal ent-
sprochen wird. 

Die Kodifizierung des Umweltrechts in einem Um-
weltgesetzbuch ist eine gesetzgeberische Aufgabe 
von höchster Priorität, derer sich der Deutsche Bun-
destag an Stelle von manchem sonstigem legislati-
vem Zeitvertreib alsbald und mit großem Ehrgeiz an-
nehmen sollte. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung könnte dann ihre Ressourcen 
an Sachverstand, sofern noch Reste davon übrigge-
blieben sind, für dieses vorrangige Gesetzeswerk be-
reitstellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Gerald Häfner. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch 
wenn es vielleicht nicht ganz zum E rnst dieser De-
batte paßt, Herr Struck - jetzt ist er nicht mehr da -, 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ich 
vertrete ihn, Herr Häfner, wenn Sie erlau

-

ben!) 

so schließe ich mich der Gratulation an die deutsche 
Fußballnationalmannschaft ausdrücklich an. Aller-
dings mit einem Unterschied zu Herrn Struck: Er hat 
gesagt, das habe gar nichts mit der heutigen Debatte 
zu tun. Ich meine, das war ein Irrtum, Herr Struck. 
Ich glaube, es hat sehr viel mit dieser Debatte zu tun, 
und zwar schlicht und einfach deshalb, weil auch ein 
Fußballspiel davon lebt, daß die Regeln eingehalten 
werden und daß man nicht während des Spiels stän-
dig die Regeln verändert; dann können sie nämlich 
gleich aufhören zu spielen. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Sie wis

-

sen gar nicht, wie die Regeln waren!) 

Genau das aber ist, was die Regierung hier schon 
vorhat, nämlich mitten im Spiel pausenlos die Regeln 
zu verändern. Das kann niemals zu einem guten fai-
ren Spiel führen. 

Aber in dieser Debatte geht es um etwas weitaus 
Ernsteres als nur um ein Fußballspiel. Hier geht es 
zuallererst einmal um die Verwaltungsgerichtsord-
nung. Nicht nur, daß Sie von der Sache her in gro-
ßem Maße Bürgerrechte, demokratische Rechte ab-
bauen und zerstören wollen, Sie wollen auch vom 
Verfahren her diesem Parlament zumuten, daß es 
diese einschneidenden Dinge in unerträglicher 
Weise im Schweinsgalopp berät und beschließt. 

Die Sachverständigen haben sich gegen dieses 
Vorhaben und Verfahren gewehrt. Sie sollten ur-
sprünglich noch nicht einmal angehört werden. Ich 
danke dem Rechtsausschuß, daß wir uns doch noch 
entschlossen haben, uns die Zeit zu nehmen, um die 
Sachverständigen anzuhören. 

Aber was ist dabei herausgekommen? Die Anhö-
rung war ein Debakel für den Entwurf der Koalition. 
Alle Sachverständigen, die zur Änderung der Ver-
waltungsgerichtsordnung eingeladen waren - aus-
nahmslos und unabhängig davon, von welcher Frak-
tion sie geladen waren -, haben geraten, von diesem 
Vorhaben Abstand zu nehmen, es bitte bleiben zu 
lassen, weil es im Ergebnis nicht zu einer Verbesse-
rung, sondern zu einer Verschlechterung der rechtli-
chen Situation 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das ist doch 
gar nicht wahr! Sie waren doch gar nicht 
die ganze Zeit da! Das stimmt doch nicht!) 

und weil es nicht zu einer Verkürzung, sondern im 
Endeffekt zu einer Verlängerung der Verfahren 
führt. 

Sie betreiben hier eindeutig Etikettenschwindel. 
Sie tun so, als ginge es nur um Beschleunigung, um 

Vereinfachung. Sie tun so, als ginge es bloß darum, 
Investitionen zu erleichtern. Was Sie aber wirk lich 
vorhaben, ist der Abbau von Bürgerrechten, von de-
mokratischen Rechten im ganz großen Stil, der Ab-
bau von Rechten, die mühsam und über lange Zeit in 
diesem Land erstritten und erkämpft worden sind. Es 
geht dabei mitnichten nur um Investitionen. Sie wis-
sen nebenbei genausogut wie ich, daß ein Großteil 
nicht nur der Bürgerinnen und Bürger in diesem 
Land, sondern gerade auch der Investoren froh ist 
über den Standard unseres Umweltrechts und unse-
res Genehmigungsrechts, über die Rechtssicherheit 
und Rechtskultur in diesem Lande. 

Mit der Verwaltungsgerichtsordnung greifen Sie 
einen der Eckpfeiler unseres Rechtssystems an, übri-
gens einen derjenigen Eckpfeiler, die wegen Ihrer 
Qualität Vorlage für die Rechtsordnungen in vielen 
anderen Ländern der Erde geworden sind. Das ist 
nicht die erste Totaloperation, sondern Sie doktern 
schon seit Jahren daran herum: 1990, 1992 gab es 
ebenfalls umfassende Änderungen. Das, was jetzt 
geplant ist, ist die dritte Änderung der Verwaltungs-
gerichtsordnung innerhalb von sechs Jahren. Sie ha-
ben noch nicht einmal die Auswirkungen der vorigen 
Änderungen abgewartet. So kann man mit dem 
Recht nicht umgehen. 

Vor vielen Jahren hat das Bundesjustizministerium 
hier einmal eine Debatte führen lassen, weil es im 
Rahmen der Haushaltsberatungen für eine Werbe-
kampagne unter dem Titel „40 Jahre Bundesjustizmi-
nisterium - Bauhütte des Rechts" Gelder beantragt 
hat. Ich muß Ihnen heute sagen: Das Bundesjustizmi-
nisterium, die Bundesregierung, ist nicht mehr eine 
Bauhütte, sondern ist zu einem Abbruchunterneh-
men des Rechts in Deutschland geworden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

CDU/CSU und F.D.P. schwingen gemeinsam die Ab-
rißbirne. Sie haben dabei Stöpsel in den Ohren und 
versuchen, den Widerstand der Bürgerinnen und 
Bürger ebenso wie den Widerspruch aller einschlägi-
gen Sachverständigen aus Wissenschaft und Praxis 
zu überhören. 

Mit dem, was Sie jetzt vorhaben, zum Beispiel dem 
Verlust der aufschiebenden Wirkung von Klagen, 
greifen Sie tief in elementare Rechte ein. Es ist 
schlicht unglaublich und unzumutbar, wenn man 
den Bürgern sagt, „Ihr könnt gerne gegen ein Vorha-
ben, gegen eine Anlage klagen, aber während die 
Klage läuft, errichten wir schon mal die Anlage". 
Was hilft es den Betroffenen, wenn sie hinterher be-
stätigt bekommen, sie hätten eigentlich recht gehabt, 
aber nun sei es leider zu spät? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das hat 
aber mit der aufschiebenden Wirkung 

nichts zu tun, was Sie gerade erzählen!) 

Damit wird der Rechtsschutz, der jedem Bürger 
durch Art . 19 Abs. 4 des Grundgesetzes garantiert 
ist, unterlaufen. Genauso ist es mit den anderen Vor-
haben, die Sie in diesem Zusammenhang umsetzen 
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wollen. Sie greifen elementare Grundrechte der Bür-
gerinnen und Bürger an. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Herr 
Häfner, Sie haben keine Ahnung von dem 

Text!)  

Ich sage Ihnen deutlich: Wenn Sie wirklich die 
Verwaltungsgerichte entlasten wollen, dann sorgen 
Sie doch erstens dafür, daß die Abläufe innerhalb der 
Justiz verbessert werden - da gibt es noch sehr viel 
zu tun -, und dann sorgen Sie doch zweitens dafür, 
daß wir endlich mehr Dialog über und damit auch 
mehr Akzeptanz in der Bevölkerung für jeweils ge-
plante sinnvolle Projekte bekommen. 

Im übrigen berühren diese Änderungsvorschläge 
zur Verwaltungsgerichtsordnung ja nicht nur An-
träge bzw. Verfahren im Bereich von Baugenehmi-
gungen bzw. umweltrelevante Verfahren. Es geht 
hier vielmehr um alle Prozesse, in denen Bürgerin-
nen und Bürger dem Staat und seinen Organen ge-
genüberstehen. Davon betroffen sind genauso auch 
alle gerichtlichen Auseinandersetzungen zum BA-
föG, zu Wohngeld und zu unzähligen anderen Din-
gen. Betroffen sind in der gleichen Weise auch alle 
Klagen, bei denen Satzungen oder andere Erlasse 
und Entscheidungen von Behörden angegriffen wer-
den. Es ist schlicht unzumutbar, hier die Rechte der 
Bürger pauschal, in einem Aufwasch in diesem Maße 
einzuschränken. 

Noch einmal: Wenn Sie tatsächlich eine Entlastung 
der Verwaltungsgerichte erreichen wollen, dann 
denken Sie doch endlich einmal in die umgekehrte 
Richtung. Schließlich wird heute sehr viel in gericht-
liche Verfahren gekippt, was eigentlich auf eine ganz 
andere Ebene gehört. 

Ich nenne als Beispiel die nahezu eine Mil lion Ein-
wendungen gegen die WAA seinerzeit in Wackers-
dorf. Viele haben damals gesagt: Das ist ja eigentlich 
ein Volksentscheid gegen die WAA, wenn dagegen 
so viele Einwendungen erhoben werden. Aber bis 
heute wird, obwohl Art . 20 Abs. 2 des Grundgesetzes 
dies vorsieht, den Bürgern die Möglichkeit von 
Volksbegehren und Volksentscheid auf Bundes-
ebene vorenthalten. 

Deshalb: Führen wir doch diese Möglichkeit end-
lich ein. Führen wir darüber hinaus deutlich erwei-
terte Möglichkeiten echter Bürgerbeteiligung in Pla-
nungsverfahren ein - Mediation und vieles andere 
mehr. Dann werden Sie feststellen, daß es im Vorfeld 
gerichtlicher Entscheidungen viel mehr Dialog und 
damit vernünftige Entscheidungen gibt, mehr Ak-
zeptanz für vernünftige Vorhaben und die rote Karte 
für unvernünftige Projekte. Dann wird endlich nicht 
mehr in die Gerichte hineingetragen, was vielmehr 
in die politische Auseinandersetzung gehört. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

So herum wird ein Schuh daraus. Nicht weniger, son-
dern mehr Bürgerrechte, nicht weniger, sondern 
mehr Demokratie sind in diesem Lande vonnöten! 

Deswegen fordere ich Sie dringend auf: Nehmen 
Sie Abstand von diesem Vorhaben. Folgen Sie statt 

dessen unserem Weg, die Beteiligungs- und Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger 
auszubauen. Zerstören Sie nicht Eckpfeiler der 
Rechtskultur und der Rechtssicherheit in Deutsch-
land mit unabsehbarem Schaden für alle Bürgerin-
nen und Bürger. 

Danke sehr. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Kollege Detlef Kleine rt . 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Wenn man an sich ein sehr gestörtes Verhältnis zu 
Investitionen hat, das meiste für Teufelswerk hält 
und sich im übrigen bei in jeder Hinsicht aufrecht-
zuerhaltendem Komfort nach den Zuständen im 
vorigen Jahrhundert zurücksehnt, dann mag einem 
eine beliebige Verfahrensverzögerung als ein Stück 
Rechtskultur erscheinen. 

Uns erscheint als Rechtskultur der angemessene 
Rechtsschutz in angemessener Frist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das abzuwägen ist eine sehr schwierige Aufgabe, 
der man sich nicht so einseitig stellen kann, wie Herr 
Häfner das eben versucht hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Da wir von Herrn Kollegen Hartenbach zu einer 
Reihe von Einzelheiten noch sehr Bedenkenswertes 
hören werden, müssen wir zunächst damit zufrieden 
sein, daß Herr Schily uns wirk lich hörenswerte Zitate 
zum besten gegeben hat. Aber auch Herr Redeker 
kann irren; das ist vor Gericht nun einmal so. Wir hal-
ten sehr viel von der empirischen Methode. Einige 
Dinge müssen eben ausprobiert werden. 

(Zuruf von der SPD: Schauen wir mal, ja!) 

Es gibt sowohl die Möglichkeit, zu sagen, die jetzt 
gefundenen Wege zum Beispiel bei der Annahmebe-
rufung können zu zusätzlicher Unsicherheit, zu wei-
terem Streit führen. Das kann man sagen, das kann 
man auch begründen. Es gibt aber auch die Möglich-
keit, zu sagen, es werde mit zwei zusätzlichen Be-
stimmungen darauf hingewirkt, daß wirklich falsche 
Urteile aus der Welt kommen, wobei das Verfahren 
aber nicht mit Formalien belastet wird, die hinterher 
zu keinem anderen Ergebnis führen als lediglich zu 
einer Verzögerung. Wir sind nun einmal der Mei-
nung, daß wir auf unserem Weg das zweite errei-
chen. Das gilt für eine Reihe weiterer Bestimmungen 
ganz genauso. 

Ein ganz wesentliches Problem im Zusammenhang 
mit der VwGO ist für uns gewesen, daß hierbei kei-
neswegs der Eindruck entstehen darf - da verstehen 
wir die Bedenken insbesondere der Verwaltungs-
richterschaft sehr gut -, die Verwaltungsgerichte 
stünden nicht allen Prozeßbeteiligten, allen Verfah-
rensbeteiligten in gleicher Weise vollkommen objek- 
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tiv gegenüber, sondern hätten doch irgendwie eine 
zusätzliche Verbindung zu den Verwaltungsbehör-
den, seien etwa eine verlängerte Werkbank der Ver-
waltung, und der Bürger renne noch einmal gegen 
die gleiche Mauer, über die er sich gerade beschwe-
ren wollte. Dieser Eindruck muß vermieden werden. 

Auf Grund der Kritik in der Anhörung und in den 
Einzelgesprächen haben wir eine Reihe von Bestim-
mungen geändert und zurückgenommen, soweit sie 
gerade diesen Eindruck erwecken konnten. Ich ver-
weise auf § 94, in dem wir die Gleichwertigkeit der 
Verfahrensbeteiligten durch eine Umformulierung 
unterstrichen haben. Ich verweise insbesondere auf 
die Streichung der Kernbestimmung des § 113 Abs. 1, 
in der dem Gericht tatsächlich Nachbesserungen zur 
Pflicht gemacht worden sind. Das geht zu weit. Das 
muß beim Bürger einen falschen Eindruck über die 
Rolle dieses Gerichts hervorrufen. Deshalb haben wir 
das gestrichen. 

Im übrigen ist auf Wegen, die andere schon lange 
viel weiter gehen wollten, durchaus behutsam vorge-
gangen worden. 

Alles, was hier zu der angeblich zu großen Hast 
dieses Gesetzgebungsvorhabens gesagt worden ist, 
relativiert sich ganz deutlich, wenn man überlegt - 
das hat Herr Häfner selbst gesagt -, daß die Diskus-
sion über die Jahre permanent geführt worden ist. 
Ein solches Gesetz kommt doch nicht aus heiterem 
Himmel, aus noch nie diskutierten Gedanken und ist 
dann da. Vielmehr entsteht es im Laufe eines lang-
jährigen Prozesses, den die Interessie rten und Sach-
kundigen über all die Jahre hinweg mit verfolgen 
konnten und meistens auch mit verfolgt haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Deshalb kann die Überraschung so groß nicht sein. 
Alle Fragen, die hier eine Rolle spielen, etwa zur A rt 

 der Rechtsmittel, zur Aussetzungsmöglichkeit, zur 
vorläufigen Vollziehung, zur Berufung, werden nicht 
nur für die Verwaltungsgerichtsbarkeit, sondern 
auch allgemein immer wieder diskutiert. 

Wir verschließen uns keineswegs dem, was von 
den Vorrednern - übrigens von allen übereinstim-
mend - gesagt worden ist: Das materielle Recht muß 
deutlich vereinfacht und, soweit das ohne Gewalt 
möglich ist, auch vereinheitlicht werden. Die Verwal-
tungsverfahren und auch die Gerichtsverfahren in 
der Gerichtsorganisation und deren Abläufen müs-
sen deutlich verbessert und beschleunigt werden. 
Dafür gibt es auch in der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
- das sagen ja die Verwaltungsrichter selbst - noch 
genügend Möglichkeiten, und diese gilt es auch zu 
nutzen. 

Aber es hat doch keinen Sinn, daß wir heute mor-
gen sagen, was sonst noch zu tun ist, anstatt erst ein-
mal das zu erledigen, was wir unmittelbar auf dem 
Tisch haben und erledigen können. Damit wollen wir 
uns keineswegs vor der Arbeit drücken, die in den 
anderen genannten Gebieten weiterhin vor uns liegt. 

Zum Schluß möchte ich noch eines sagen: Wenn 
Herr Schlee von einem ersten Schritt in die richtige 
Richtung gesprochen und gemeint hat, auf den ande

-

ren Gebieten habe etwas zu geschehen - so haben 
Sie es ja ausgeführt -, dann sind wir völlig einver-
standen. Wenn aber jemand meint, die jetzt vorge-
schlagenen Änderungen der Verwaltungsgerichts-
ordnung wären ein erster Schritt vor weiteren Ände-
rungen, dann möchte ich ganz deutlich erklären: Wir 
sind schon sehr weit gegangen. Wenn jetzt wieder 
überprüft wird, dann muß man auch all das ins Auge 
fassen, was uns wieder einmal als Beschleunigung 
angedient worden ist, und man muß dies mit der Er-
fahrung, von der ich gesprochen habe, auch darauf-
hin überprüfen, ob man nicht an der einen oder an-
deren Stelle zu weit gegangen ist und wieder etwas 
zurücknehmen muß. Das ist der Punkt, an dem wir 
mit dieser Gesetzgebung angekommen sind. Ihn 
wollen wir in den kommenden Jahren auch im Auge 
behalten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Gerald Häfner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Was soll denn das jetzt heißen?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächstes hat 
die Kollegin Eva Bulling-Schröter das Wo rt . 

Eva Bulling-Schröter (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Schaun mer mal - 
dieser Ausspruch wird meistens von Beckenbauer 
gebraucht. Aber gestern im Umweltausschuß hat ihn 
die Vertreterin der F.D.P., Frau Homburger, benutzt. 
Dies war ihre Reaktion auf Fragen der Opposition zu 
den Auswirkungen der Beschleunigungsgesetze. 
Neue, innovative Wege sollen gegangen werden. 
Das heißt auf deutsch: Der Abbau von Umwelt- und 
Sozialrechten ist mode rn . Deshalb sollen diese Ge-
setze auch möglichst schnell durch das Parlament ge-
jagt werden, unbeachtet von der breiten Öffentlich-
keit, die sich momentan mehr den Kopf darüber zer-
bricht, wie in Zukunft das Gebiß oder das Brillenge-
stell bezahlt werden soll. Oder die Frauen, die dem-
nächst später in Rente gehen sollen: in Zukunft alles 
modern und innovativ. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sie haben 
keine Ahnung! Erforderlich ist das Ganze!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bekanntlich ist 
die Mehrheit dieses Parlaments immer schnell dabei, 
zivilen Widerstand gegen die Allmacht der Indust rie 
und der Atomlobby zu verurteilen, j a zu kriminalisie-
ren. Die Stichworte Gorleben und Gundremmingen 
sollen genügen. Am Dienstag nun haben Vertreterin-
nen und Vertreter der wichtigsten Umweltverbände 
auf ihrer Bonner Pressekonferenz angekündigt - ich 
zitiere -: 

Wenn diese Beschleunigungsgesetze durchkom-
men, dann ist es wohl vorbei mit den Gängen 
durch die Instanzen, dann wird den Umwelt- und 
Bürgerbewegungen wieder die Straße gehören. 

Damit sind wir beim Kern dieses Gesetzesbündels. 
Es bringt nicht Effizienz oder Geschwindigkeit, son-
dern Unfrieden über das Land. Bürgerrechte werden 
in ihrer verfassungsmäßigen Substanz ausgehöhlt. 
Ich frage die Abgeordneten der Koalition: Welche 
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Möglichkeiten, sich zu wehren, wird denn ein Bürger 
zukünftig haben, wenn eine technische Anlage an 
seinem Gartenzaun erweitert wird und er erst, wenn 
sie unter Volldampf steht, abschätzen kann, ob er in 
seinen Rechten betroffen ist? 

Gerade zur Konfliktregelung im Vorfeld waren 
doch die bisherigen Vorschriften gedacht. Dies soll es 
nun alles nicht mehr geben. Verwaltungen und Ge-
richte werden zu Dienstleistern für Unternehmen de-
gradiert. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das nehmen 
Sie sofort zurück!) 

Unzweifelhaft müssen eine Fülle von Verwaltungs-
vorgängen vereinfacht und entbürokratisiert werden. 
In den meisten Fällen wird es sich um Änderungen in 
Verwaltungsvorschriften handeln, die einem rationel-
len Vollzug im Wege stehen. In den vorliegenden Ge-
setzentwürfen der Bundesregierung haben diese all-
täglichen Probleme allerdings kaum Eingang gefun-
den. Eingang gefunden hat dafür die in Verwal-
tungsdeutsch gegossene Ideologie der sogenannten 
Standortdebatte. Der erste Redner hier hat es wieder 
einmal bewiesen: Mit dem Thema Arbeitsplätze wird 
zur Zeit, auf bayerisch gesagt, jede Sauerei begrün-
det. 

(Beifall bei der PDS) 

Diese Entwürfe sind bereits im Februar 1996 in den 
Bundesratsausschüssen beraten worden. Im März 
hat der Bundesrat eine in der Summe positive Stel-
lungnahme zu den Entwürfen abgegeben. Das heißt, 
daß die SPD diesen Anträgen im Grundsatz zu-
stimmt, nachdem sie im Bundesrat schon die milliar-
denschwere Luftnummer Transrapid durchgewun-
ken hat. Vielleicht benutzt sie doch endlich einmal 
ihre Mehrheit im Bundesrat, um das Ruder herumzu-
reißen. 

Doch zurück zu den Regierungsanträgen: Meine 
Damen und Herren von der Koalition, wann werden 
Sie endlich begreifen, daß öffentliche Kritik kein 
Hemmnis, sondern ein wichtiger Antrieb zur gründli-
chen Planung und Prüfung umweltrelevanter Vorha-
ben ist? 

(Beifall bei der PDS) 

Die Beteiligung Dritter und die Beteiligung von Ver-
bänden haben nicht nur positiven Einfluß auf die 
Qualität, sondern auch auf den Bestand von Verwal-
tungsverfahren. Die Dauer von Genehmigungs- und 
Gerichtsverfahren ist abhängig vom Umfang des 
Vorhabens. Logisch, daß dann Fristen nicht losgelöst 
von Umfang und Komplexität des Vorhabens festge-
legt werden können. 

Die Bundesregierung macht uns dies allerdings in 
ihren Gesetzentwürfen vor. So soll es eine zulas-
sungsfreie Berufung vor Gerichten nicht mehr ge-
ben. Zur Zulassung der Berufung muß innerhalb ei-
nes Monats nach Zustellung des Urteils beim Ver-
waltungsgericht ein Antrag gestellt werden. Eine Be-
gründung muß sofort mitgeliefert werden. Wenn die 
Begründung formalen Anforderungen nicht genügt, 
soll die Berufung unzulässig sein. Meine Damen und 

Herren, verstehen Sie das noch als Waffengleichheit 
zwischen Unternehmen und Bürgern? 

Weiter: Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist das 
wesentliche Merkmal des Planfeststellungsverfah-
rens. Für die neu anzuwendende Plangenehmigung 
ist aber keine Beteiligung der Öffentlichkeit vorgese-
hen. Im Anzeigeverfahren, das an die Stelle des Ge-
nehmigungsverfahrens tritt, erhalten Vorhabenträger 
die Möglichkeit, Anlagen schon auf Grund einer 
Baugenehmigung zu errichten. Einer immissions-
schutzrechtlichen Anzeige bedarf es erst vor Inbe-
triebnahme. Das heißt, wer bauen wi ll , der baut ein-
fach. 

Den Bürgern wird durch Plangenehmigung und 
Anzeigeverfahren die Möglichkeit genommen, früh-
zeitig Kenntnis von dem jeweiligen Vorhaben zu er-
halten. Sie können sich nicht mit den möglichen Ge-
fährdungen auseinandersetzen und Informationen 
erlangen, die sie für eine spätere Klagebegründung 
benötigen. Den Bürgern ist somit die Chance genom-
men, sich selbst davon zu überzeugen, ob sie vom 
Vorhaben betroffen sind oder nicht. Dies ist in dem 
ganzen Bündel von beabsichtigten Veränderungen 
einer der schwerwiegendsten Einschnitte in die 
Rechte der Bürger. 

Plangenehmigungen dürfen in Zukunft auch ohne 
Umweltverträglichkeitsprüfung sowie ohne Mitwir-
kung der Umweltverbände erteilt werden. Auf die 
UVP soll zukünftig auch dann verzichtet werden, 
wenn erhebliche Umweltgefährdungen des Projekts 
erkennbar sind; denn Kriterium für den Prüfungsver-
zicht ist nicht das Gefährdungspotential. 

War die Mitwirkung der Verbände bis jetzt schon 
mangelhaft geregelt, so sind diese Änderungen ein 
umweltpolitischer Skandal und eigentlich eine Ohr-
feige für die Demokratie. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Bundesregierung hat mit letzterer überhaupt 
Schwierigkeiten. So sind Verzögerungen in politisch 
stark umstrittenen Vorhaben kein Mangel des Um-
weltrechts. In aller Regel weisen solche Verzögerun-
gen auf einen nicht abgeschlossenen gesellschaftli-
chen Klärungsprozeß hin. Diese gesellschaftlichen 
Prozesse können nur bedingt beschleunigt, aber nie-
mals umgangen oder ausgelassen werden. 

Die meisten Verzögerungen haben allerdings eine 
ganz profane Ursache. Auch die Bundestagsanhö-
rung vom 8. Mai zu den Gesetzentwürfen stellte fest: 
Verzögerungen von Genehmigungsverfahren wer-
den hauptsächlich durch die mangelhafte Vorberei-
tung von Antragsunterlagen durch die Industrieun-
ternehmen und durch die mangelhafte Personalaus-
stattung von Genehmigungs- und Aufsichtsbehör-
den verursacht. 

Hier beißt sich die Standortlogik der Bundesregie-
rung in den eigenen Schwanz. Denn wer ständig nur 
dabei ist, Steuern für Besserverdienende und große 
Vermögen zu senken, hat am Ende kein Geld mehr 
für Beschäftigte in Genehmigungsbehörden und 
Verwaltungsgerichten. Die Zeit, die dadurch ver- 
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plempert wird, dürfte die Unternehmen wohl auch 
Millionen kosten. 

Unerträglich ist, daß Sie beteiligten Dritten, also 
Betroffenen und Umweltverbänden, vorwerfen, sie 
provozierten aus Eigeninteresse und mit juristischen 
Tricks - quasi um Wirtschaft und Staat zu ärgern - 
Verzögerungen in den Genehmigungsverfahren. 

Warum sollten sie eigentlich nicht? Haben in dieser 
Gesellschaft nur Unternehmen und Millionäre das 
Recht, mit hochbezahlten Juristen ihre ureigensten 
Interessen durchzusetzen? 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Widerstand 
gegen dieses Gesetzesbündel ist breit. Neben Um-
weltverbänden wenden sich vor allem Verwaltungs-
richter zu Wo rt . So beispielsweise der Verband der 
Bayerischen Verwaltungsrichter, der meint, daß es 
schwerfällt, noch von einem effektiven Verwaltungs-
rechtsschutz zu sprechen. Und weiter, ich zitiere: 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes gehört es zu den fundamentalen 
Grundsätzen des öffentlichen Prozesses, daß Wi-
derspruch und Anfechtungsklage aufschiebende 
Wirkung haben und nicht schon vor einer gericht-
lichen Entscheidung vollendete Tatsachen ge-
schaffen werden. Verfehlt wird dadurch auch das 
Ziel der Verfahrensbeschleunigung. Denn 
zwangsläufig wird sich die Zahl der Eilanträge 
und damit die Belastung der Gerichte automa-
tisch erhöhen. 

Unter dem Strich begünstigen die von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwürfe in vielfacher Hin-
sicht die Eigentümer von Industrieunternehmen und 
schneiden andererseits tief in die Schutzrechte der 
Bürgerinnen und Bürger ein. Sie verwandeln Ge-
richte in Reparaturbetriebe der Verwaltung und ma-
chen aus der Erteilung einer Genehmigung eine 
Dienstleistung am Kunden. 

Diesem Tenor schlossen sich auch alle Sachver-
ständigen in der Anhörung an, mit Ausnahme des 
Bundesverbandes Junger Unternehmer und des Bun-
desverbandes der Deutschen Indust rie, was natürlich 
kein Zufall ist. 

Zum Schluß: Nach Informationen des NABU soll in 
dem neuen Entwurf des Bundesnaturschutzgesetzes 
die Beteiligung anerkannter Verbände nach § 29 
weitgehend ausgehebelt werden. Ich denke, damit 
geht der Skandal weiter. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Red-
ner hat das Wo rt  der Bundesminister der Justiz, Herr 
Schmidt-Jortzig. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Über die Konkurrenzfähigkeit des Wirtschaftsstand-
ortes Deutschland, mitunter ja zum reinen Stichwort 
verkommen, ist jedenfalls in letzter Zeit viel nachge-
dacht, geschrieben und gesprochen worden. 

Ein Wirtschaftsstando rt  lebt aber nicht allein von 
seinen objektiven Produktionsfaktoren Arbeit, Kapi-
tal und Boden. 

(Otto Schily [SPD]: Auch von den subjekti

-

ven!) 

Hinzu kommt vielmehr ein psychologisches Moment 
- in der Tat, Herr Kollege Schily -, nämlich das Ver-
trauen der Investoren in die Zukunftsträchtigkeit ih-
rer unternehmerischen Entscheidungen. 

Deshalb darf nicht nur geredet werden, sondern es 
muß gehandelt werden. Und das tut die Bundesre-
gierung jetzt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ein Kernproblem des Wi rtschaftsstando rtes 
Deutschland liegt sicher da rin, daß die Faktoren Ar-
beit und Umwelt bei uns im Vergleich zu vielen 
Schwellenländern zu teuer sind. Das muß dann bei 
anderen Produktionsfaktoren oder bei den Rahmen-
bedingungen wettgemacht werden. 

Im Bereich der Rechtsordnung heißt das: Der Staat 
muß für reduzierte und praxisnahe Gesetze, für ei-
nen raschen Vollzug sowie für eine effektive Ge-
richtsbarkeit sorgen. Diese Elemente sind in der wirt-
schaftlich guten Zeit mitunter aus dem Blick geraten. 
Hier die Spannkraft wieder zurückzugewinnen ist 
Ziel des von der Bundesregierung verfolgten Projek-
tes „schlanker Staat" . 

Als erstes gehört dazu eine Rücknahme und Be-
grenzung der staatlichen Einflußnahme und Regle-
mentierung. Deregulierung ist das Stichwort. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Damit werden Entfaltungsräume für Bürger und 
Wirtschaft geschaffen, Innovation und Initialität er-
halten wieder Luft. 

Als zweites ist der Staatsapparat zu effektivieren. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Entbürokratisierung heißt das Stichwort. Die Bun-
desregierung hat dazu die Dienstrechtsreform auf 
den Weg gebracht, sie hat den Verwaltungs- und Be-
hördenapparat gestrafft, worüber bereits im Februar 
dieses Jahres ausführlich vom Bundesfinanzminister 
berichtet worden ist, und sie bereitet eine Reform des 
Haushaltsrechts vor, die eine Flexibilisierung der al-
ten Kameralistik und eine Nutzung der sogenannten 
neuen Steuerungsmodelle bringen soll. 

Als drittes und eigentlich Grundlegendes geht es 
um eine ständige Überprüfung der staatlichen Akti-
vitäten und Vorhaben. Hier heißt das Stichwort Auf-
gabenkritik. Zur Beförderung dieses Ansatzes sowie 
zur Koordinierung des Gesamtprojektes hat die Bun-
desregierung den unabhängigen Sachverständigen-
rat „Schlanker Staat" eingesetzt, dem unser Kollege 
Scholz vorsitzt. 

Meine Damen und Herren, die heute zur abschlie-
ßenden Beratung vorliegenden Gesetzesvorhaben 
sollen sowohl zur Deregulierung wie zur Entbürokra-
tisierung ihren Beitrag leisten. Bei konsequenter Um- 
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Setzung soll eine nachhaltige Beschleunigung von 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren gerade in inve-
stitionsrelevanten Wirtschaftszweigen eintreten, 
ohne daß dabei der gebotene Schutz Dritter oder die 
Belange der Allgemeinheit, insbesondere der Um-
weltschutz, beeinträchtigt werden. 

An dieser Stelle nur ein Wo rt  zur angeblichen 
Überhastung. Es gab die von der Bundesregierung 
berufene Schlichter-Kommission, die 1994 ihren Be-
richt vorgelegt hat, es gab die Ludewig-Kommission, 
die 1995 ihren Bericht vorlegte, und jetzt, nach einem 
Jahr Diskussion - ich nehme an, das ist für das 
Tempo, das sonst bei Gesetzgebungsverfahren 
herrscht, eine akzeptable Spanne -, ist das Produkt 
entscheidungsreif. 

Mit dem Genehmigungsverfahrensbeschleuni-
gungsgesetz sollen die Behörden die Möglichkeit er-
halten, die Verfahren stärker als bisher auf die Be-
dürfnisse des konkreten Einzelfalles zuzuschneiden 
und zwischen mehreren Verfahrensabläufen wählen 
zu können. Dies ermöglicht effektivere und damit 
kürzere Verfahren, die zudem bezüglich der Arbeits-
plätze den berechtigten Interessen der Antragsteller, 
der Investoren also, besser Rechnung tragen können. 

Diese sollen ihrerseits stärkere Einflußmöglichkei-
ten auf die Gestaltung der Verfahren erhalten. So sol-
len die Genehmigungsbehörden den Investor einge-
hend beraten und mit ihm zusammenarbeiten, indem 
sie etwa zur Vermeidung von Nachfragen frühzeitig 
mit ihm die erforderlichen Unterlagen erörtern oder 
in einem späteren Stadium des Verfahrens eine An-
tragskonferenz unter Einbeziehung aller beteiligten 
Stellen durchführen. 

Eine wesentliche Beschleunigung ist auch von 
dem vorgesehenen Sternverfahren bei der Beteili-
gung anderer Behörden zu erwarten. Außerdem sol-
len Heilungsmöglichkeiten für Verfahrens- und 
Formfehler ausgeweitet und insbesondere auf Er-
messensentscheidungen ausgedehnt werden. Ge-
rade die für Investitionen besonders bedeutsamen 
Planfeststellungsverfahren werden durch Präklusi-
onsregelungen und dadurch, daß die Erheblichkeit 
von Abwägungsmängeln eingeschränkt wird, deut-
lich beschleunigt. 

Erteilte Genehmigungen - das ist der zweite 
Punkt, zu dem ich sprechen will - werden nicht sel-
ten quasi routinemäßig angefochten, so daß sich die 
Umsetzung von Investitionsvorhaben mitunter deut-
lich verzögert. 

Außerdem ist der Geschäftsanfall bei den Verwal-
tungsgerichten ständig gestiegen, so daß ein zeit-
naher Rechtsschutz bei gleichbleibender oder gar 
reduzierter Gerichtsausstattung zusätzlich behindert 
wird. 

Um die Situation zu verbessern - bei diesem 
Reformziel sollten sich alle einig sein -, sieht der 
Regierungsentwurf zur Änderung der Verwaltungs-
gerichtsordnung unter anderem vor, daß Fehler in 
der Verwaltungsentscheidung im gerichtlichen Ver-
fahren einfacher zu korrigieren sind. 

Einen erheblichen Beschleunigungseffekt verspre-
che ich mir auch davon, daß das Beweisantragsrecht 
in Massenverfahren eingeschränkt wird, Normen-
kontrollverfahren künftig nur noch von denjenigen 
eingeleitet werden können, die selbst in ihren Rech-
ten beschränkt sind, und die Berufungsmöglichkeit 
gegen erstinstanzliche Urteile sowie die aufschie-
bende Wirkung von Rechtsbehelfen eingeschränkt 
werden. 

Wir sind einigen kritischen Anregungen gern ge-
folgt, weil sie in der Tat berechtigt waren. Zwin-
gende Hinweispflichten des Gerichts, die als einsei-
tige Parteinahme zugunsten der Verwaltung ausge-
legt werden könnten, sieht die Ihnen nun zur Ab-
stimmung vorliegende Fassung des Entwurfs des-
halb nicht mehr vor. 

(Alfred Hartenbach [SPD]: Späte Einsicht, 
Herr Minister!)  

Diesen Hinweis gebe ich, weil hier die Behauptung 
von der angeblich nicht stattgehabten Beratung auf-
gestellt wurde. 

Statt dessen wird durch erweiterte Antragsrechte 
für die Parteien und insbesondere entsprechende 
Kann-Regelungen für die Verwaltungsgerichte einer-
seits dem Beschleunigungsinteresse Rechnung ge-
tragen, andererseits aber das Mißverständnis vermie-
den, die Gerichte sollten zum Reparaturbetrieb der 
Verwaltung werden. 

(Alfred Hartenbach [SPD]: Helfershelfer!) 

Auch bei der Ausgestaltung der Zulassungsberu-
fung und des Beschwerdeverfahrens haben wir noch 
einige Verbesserungs- und Streichungsvorschläge 
aufgegriffen. Ich denke dabei an die Berufungsbe-
schränkung bei einzelrichterlichen Gerichtsbeschei-
den, welche unverhältnismäßig erschien, oder den 
eher kontraproduktiv wirkenden Beschwerdeaus-
schluß im vorläufigen Rechtsschutz. 

Insgesamt haben sich hier jedenfalls - darauf kann 
man ja auch einmal dankend hinweisen - die Bera-
tung im Rechtsausschuß, die Sachverständigenanhö-
rung und die Kritik des Bundesrates sehr konstruktiv 
und verbessernd ausgewirkt. 

(Alfred Hartenbach [SPD]: Aber Sie haben 
nicht auf sie gehört!) 

Wie angesichts dieses Sachverhaltes behauptet wer-
den kann, es sei nicht genügend beraten worden, ist 
mir schlechterdings unverständlich. 

Meine Damen und Herren, der Entwurf zur Ände-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung und der Ent-
wurf eines Genehmigungsverfahrensbeschleuni-
gungsgesetzes sind ein deutlicher Beleg für den Wil-
len der Bundesregierung, mit konkreter Entschlak-
kungspolitik der Neigung zu Investitionen und zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen Hindernisse aus dem 
Weg zu räumen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Ernst Hinsken [CDU/ 
CSU]: Das ist der Punkt!) 
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Diesen Weg wird die Bundesregierung fortsetzen. 

(Beifall der Abgeordneten Detlef Kleine rt 
 [Hannover] [F.D.P.] und Ernst Hinsken 

[CDU/CSU]) 

Wirksame Verbesserungen der Verfahrensabläufe 
bedürfen selbstverständlich nicht allein der Ände-
rung im Recht, sondern ebenso einer Reform der Be-
hördenorganisation; das muß hinzutreten. Aufbau, 
Ausstattung und Abläufe müssen gestrafft und ver-
bessert werden. Daß die Bundesregierung hierzu be-
reits die Dienstrechtsreform eingeleitet und eine um-
fangreiche Straffung der Verwaltungseinheiten so-
wie ihres Personalbesatzes bewerkstelligt hat, habe 
ich schon erwähnt. 

Aber einen Aspekt möchte ich bei Gelegenheit 
dieser Debatte noch einmal - wenn auch in der gebo-
tenen Kürze - aufgreifen, weil ich ihn eigentlich für 
einen - ich bin vorsichtig und sage nicht: den - Kern 
des ganzen Bemühens halte: Dies ist die Reform des 
Haushaltsrechts. Die geltende Kameralistik ist mit 
dem Jährlichkeitsprinzip sowie der st rikten Tren-
nung von Haushaltstiteln und Einnahmen- und Aus-
gabenseite vielfach zu starr. Sparsames Wi rtschaften 
wird nicht belohnt, sondern in der Regel dadurch be-
straft, daß Stellenabzug und Etatkürzungen drohen, 
wenn Haushaltsmittel und Personaleinsatz im laufen-
den Haushaltsjahr nicht ausgeschöpft wurden. 

Als Instrument für Flexibilisierung kommen insbe-
sondere die weitere, umfänglichere Gewährung von 
Selbstbewirtschaftungsmitteln über das laufende 
Haushaltsjahr hinaus, die Erweiterung der gegensei-
tigen Deckungsfähigkeit von Haushaltstiteln und Ei-
genverantwortung insbesondere durch Auflockerung 
bei der Trennung von Einnahmen- und Ausgaben-
seite in Betracht. Hier muß und wird - das lege ich 
insbesondere auch dem unabhängigen Sachverstän-
digenrat „Schlanker Staat" ans Herz - die Bundes-
regierung noch weiter vorankommen. 

Meine Damen und Herren, es gilt insoweit für die 
Verwaltung, von den flexiblen Instrumenten der 
Wirtschaft zu lernen. Auch hier ist Lean management 
gefragt. Diese Regierungskoalition wird zudem 
durch eine ständige, kritische Überprüfung des Be-
standes öffentlicher Aufgaben und der daran hän-
genden Aufwände den Staat weiter zu effektivieren 
suchen. 

Die so durch Deregulierung und Entbürokratisie-
rung eingesparten Mittel können an die Bürger und 
Unternehmen weiter- bzw. zurückgegeben werden, 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

um - auch dazu rufe ich die Kolleginnen und Kolle-
gen in der Opposition gleichermaßen auf - so den 
Wirtschaftsstando rt  Deutschland auch an der 
Schwelle zum dritten Jahrtausend als attraktiven 
Platz für Investitionen zu erhalten oder wieder dazu 
zu machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: In der Debatte er-
greift jetzt der Kollege Dietmar Schütz das Wo rt . 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Frau Präsiden-
tin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wir be-
raten heute in abschließender Lesung Gesetzesvorla-
gen, von deren Qualität niemand ehrlich überzeugt 
sein kann, der die Debatte in den letzten Wochen 
verfolgt hat. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das ist nicht 
richtig!) 

Ich habe selten eine Anhörung zu Gesetzesvorhaben 
erlebt, die eine so eindeutige Ablehnung zum Kern 
der Gesetzgebungsmaterie ergab, wie die zu diesen 
Beschleunigungsgesetzen. Außer einigen Wi rt

-schaftsvertretern haben alle Wissenschaftler und 
Praktiker - auch die von den Koalitionsparteien be-
nannten - vor einer übereilten neuerlichen Rege-
lungsflut nach der ersten Beschleunigungsnovelle 
gewarnt. Das sollten Sie sich hinter die Ohren schrei-
ben. 

Gleichwohl hetzen Sie uns nun wieder überhastet 
durch ein Regelungsgeflecht und fügen den vorhan-
denen Gesetzen weitere Verkomplizierungen hinzu, 
anstatt innezuhalten und in Absprache mit uns, der 
Opposition, und auch den Ländern diejenigen Rege-
lungsteile herauszuarbeiten, die seriös sind und tat-
sächlich eine schnelle Verfahrensbewältigung garan-
tieren, ohne die Bürgerbeteiligung und Umweltstan-
dards zu senken. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich habe gesagt, daß 
Sie das Gesetzgebungsvorhaben übereilt durchzie-
hen. Lassen Sie mich aber noch etwas zur Geschäfts-
ordnungsdebatte sagen. Wir haben vorhin mit den 
Grünen nicht mitgestimmt, weil wir sonst vor der Si-
tuation gestanden hätten, in den Ausschüssen über-
haupt nicht zu beraten. Wir haben uns in den Obleu-
tegesprächen damit einverstanden erklärt. Man 
sollte die Ausschußberatung und die Befristung deut-
lich von der Gesetzgebungshetze trennen, die Sie 
hier betreiben. Ich halte es nicht für seriös, daß Sie 
uns deswegen vorführen wollen und Herrn Struck 
anmachen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Politik der Bundesregierung setzt nach wie vor 
auf eine eher symbolhafte Politik, die lediglich den 
Signalmast der Beschleunigung bedient und auf ei-
nen Beschleunigungsaktionismus zielt, ohne daß im 
Kern die Verfahrenseffizienz gewonnen hätte. Es be-
steht deshalb keine Not, diese Gesetze dera rt  übers 
Knie zu brechen, weil wir durchaus in einigen zentra-
len Bereichen mit Ihnen zusammen an einem effekti-
ven Genehmigungsverfahren arbeiten wollen; denn 
wir sind der Meinung, daß die Effizienzsteigerung 
bei den Genehmigungsverfahren durchaus mit der 
Wahrung der Bürgerbeteiligung und der Rechte Drit-
ter und auch mit der Sicherung der Umweltstandards 
vereinbar ist. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich will für mich und meine Fraktion feststellen: 
Wir sind nicht die Bremser bei der Beschleunigung, 
sondern wir sind die Garanten der Bürgerbeteili-
gung, der Umweltstandards und der Rechtssicher-
heit. Darauf legen wir We rt . 

(Beifall bei der SPD) 

Worin stimmen wir mit Ihnen überein, und welche 
Verfahrensphilosophie trennt uns? Das Bundeswirt-
schaftsministerium hat eine Broschüre mit dem Titel 
„Standort Deutschland" herausgegeben, in der es 
dem Standortfaktor Genehmigungsverfahren ein be-
sonderes Kapitel widmet. Darin steht ein Kurzaufsatz 
von Konrad Reiss zu einem neuen Managementan-
satz bei Genehmigungsverfahren, dessen Inhalt ich 
teile. Seine Kernaussage lautet: Der Beamte soll als 
Verfahrensmanager pro-aktiv die Verfahren voran-
treiben und die Koordination von Bearbeitung und 
Genehmigung vornehmen - ich füge hinzu: auch von 
Widerspruch und Gegenvorstellungen von Bürgerin-
itiativen -, um so zu einer klaren Ablaufstruktur der 
Genehmigungsverfahren zu kommen. 

Meine Damen und Herren, Sie haben dies im Ver-
waltungsverfahrensgesetz umgesetzt; das ist größ-
tenteils vernünftig und richtig. Wir müssen in den 
Köpfen der handelnden Personen, vor allem in den 
Genehmigungsbehörden und bei deren Chefs, ein 
richtiges Denken bewirken. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Wir dürfen nicht den reaktiven, auf reine Fehler-
vermeidung gepolten Beamten mit der Genehmi-
gung betrauen, sondern wir müssen denjenigen da-
mit betrauen, der sowohl das Ansiedlungsinteresse 
des Unternehmens als auch das Interesse des Bür-
gers an Sicherheit und Umweltschutz im Kopf hat 
und danach handelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Beschleunigung der bisherigen Verfahren liegt 
zum größten Teil darin begründet, daß in den Behör-
den bereits ein solches Umdenken begonnen hat. 
Dieses fortzusetzen und auszubauen ist das Gebot 
der Stunde. 

Die Verfahrensschritte, die Sie dafür vorschlagen, 
sind zum großen Teil richtig. Ich denke hier an Ste rn

-verfahren, Antragskonferenz usw. Gleichwohl würde 
ich sie nicht für jeden Fall zwingend vorschreiben, 
sondern es in das Ermessen der Behörde stellen. 
Nicht für jedes kleine Verfahren sollte man den ganz 
großen Apparat anschmeißen und in jedem Fall An-
tragskonferenzen, Sternverfahren etc. durchführen. 
Damit würden Sie über das Ziel hinausschießen. Wir 
schlagen daher vor, daß Sie in Übereinstimmung mit 
den Ländern eine Kann-Bestimmung einführen. Das 
haben Sie jedoch leider nicht getan. 

Ich meine auch, daß die rigide abwehrende Hal-
tung der Länder in dieser Frage, was die verfahrens-
rechtliche Fixierung dieser Management- und Bera-
tungsfunktion im Gesetz angeht, zu vorsichtig ist. 
Die Länder befürchten offensichtlich Amtshaftung 
und Regreßansprüche, wenn sie falsch beraten oder 
fehlgeleitet koordinieren. Die Koordinierungs-, Bera-
tungs- und Prozeßmanagementfunktion der Geneh-

migungsbehörden muß indes eher umfangreich 
wahrgenommen werden; sie darf nicht ausgebremst 
werden. Die Praxis der Länder ist auch anders. Die 
bereits erzielten Erfolge auf diesem Gebiet sollten 
nicht aufs Spiel gesetzt werden, nur weil eine ver-
bindliche Normierung bisher gefehlt hat. 

Festzuhalten ist also: Es ist richtig und erfolgver-
sprechend, das Verfahrensmanagement im Geneh-
migungsverfahren zu verankern. Darin folgen wir Ih-
nen. 

Worin ich Ihnen jedoch überhaupt nicht folgen 
kann, ist, daß Ihr entscheidender Beschleunigungs-
ansatz darin liegt, ausnahmslos - ich wiederhole: 
ausnahmslos - die Rechte des Antragstellers einseitig 
auszubauen und zu stärken und dies notwendiger-
weise gegen die Rechte der sonstigen verfahrensbe-
teiligten Dritten zu wenden. Bei einem solchen Null-
summenspiel zu Lasten der Bürger und der Umwelt 
können wir nicht mitmachen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie ein roter Faden zieht sich durch die Gesetzes-
formulierung die Möglichkeit des Antragstellers, 
seine Rechte nach seinem Gusto zu gestalten, um 
quasi eine Genehmigung à la ca rte zu bekommen, so 
zum Beispiel eine Genehmigung mit Einverständnis 
des Antragstellers oder eine Genehmigung mit dem 
Vorbehalt nachträglicher Auflagenerteilung oder auf 
Antrag den vorzeitigen Beginn zuzulassen oder auf 
Antrag eine Klage ohne Vorverfahren durchzufüh-
ren. 

Diese einseitige Verfahrensgestaltung „auf An-
trag" zeigt, daß es eine teilweise Verfahrensherr-
schaft bei dem Antragsteller geben soll und daß der 
Drittbeteiligte dabei umgangen oder ausgehebelt 
wird. 

Möglicherweise liegt das Problem auch bei mir: 
Vielleicht denke ich zu stark in Regeln der Gleichheit 
und der Fairneß im Verfahren, die durch die Amts-
maxime gewährt werden sollten. Diese Grundsätze 
sind in der Novelle überhaupt nicht mehr enthalten. 

Die Beratung im Umweltausschuß gestern morgen 
zum Wegfall des Vorverfahrens hat gezeigt, daß - 
Frau Homburger wurde vorhin schon darauf hinge-
wiesen - das Beckenbauer-Prinzip eingeführt wird. 
Ganz offensichtlich nicht völlig überzeugt von den 
Schritten ins Neuland, haben Sie gesagt: Schaun mer 
mal, was herauskommt. 

(Bundesminister Dr. Edzard Schmidt-Jort

-

zig: Kaiserin Birgit!) 

- Ja, Kaiserin Beckenbauer. 

Ich sage in Übereinstimmung mit allen Professoren 
und Praktikern, die wir gehört haben, daß ein Aufge-
ben des Vorverfahrens kontraproduktiv zu den Be-
mühungen ist, schnellere Verfahrensergebnisse zu 
erzielen. Gerade im Vorverfahren kann die Behörde 
noch eine Klärung der Standpunkte zwischen An-
tragstellern, einsprechenden Bürgerinitiativen oder 
Drittbetroffenen und eigenen Positionen erreichen. 
Wenn den Behörden dieses Instrument nach Wahl 
des Antragstellers aus der Hand genommen wird, 
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trägt dies in der Regel nicht zur schnelleren Befrie-
dung im Verfahren bei. 

Wer schnell auch mit den Drittbetroffenen eine Re-
gelung herbeiführen wi ll , wird dieses Instrument er-
halten müssen; denn es ist - wie alle Verwaltungs-
rechtler bestätigen - verfahrensbeschleunigend und 
-fördernd und nicht verfahrenshindernd. Die Regie-
rung hört aber nicht auf die Praktiker, sondern sagt: 
Schaun mer mal, was da herauskommt. 

Das Kernstück der Änderungsnovelle zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz ist die Ausgestaltung des 
Anzeigeverfahrens. Ein großer Beschleunigungsef-
fekt liegt natürlich dann vor, wenn möglichst viele 
Anträge erst gar nicht in das aufwendige Genehmi-
gungsverfahren kommen. Durch eine bloße Anzeige 
mit der Pflicht der Behörde, innerhalb einer Monats-
frist ein eventuell erforderliches Genehmigungsver-
fahren einzuleiten, erziele ich selbstverständlich ei-
nen großen Zeitgewinn. 

Bei Ihrer Konstruktion ist allerdings die Abgren-
zung zwischen den jewei ligen Verfahrensschritten 
zweifelhaft und problematisch. Es soll nur dann eine 
Anzeige und kein Genehmigungsverfahren geben, 
wenn die durch die Änderung hervorgerufenen 
nachteiligen Auswirkungen gering sind und durch 
Vorteile kompensiert werden. Ich frage mich hier: 
Wessen Vorteile und wessen Nachteile saldiert diese 
Formel? Was macht eigentlich der Bürger, der Nach-
teile erlebt? Erfährt er überhaupt etwas von der An-
zeige? Wie wird abgegrenzt zu dem anderen Fall, 
daß erhebliche nachteilige Auswirkungen wegen der 
getroffenen Schutzmaßnahmen nicht zu befürchten 
sind? Dann soll es eine Genehmigung ohne Öffent-
lichkeitsbeteiligung geben. Was unterscheidet die 
Fälle voneinander? Sind sie genau voneinander ab

-

grenzbar? So viele Fragen; so viele unklare Ant-
worten. 

Die große Ausweitung der Anzeigeverfahren geht 
zu Lasten der eventuell zu beteiligenden Dritten und 
der Öffentlichkeit. Diese erfährt immer weniger und 
kann deshalb eigene Rechte nicht geltend machen, 
weil ihr mögliche Verletzungen gar nicht erst be-
kannt sind. 

Die Umweltverbände haben in dieser Woche des-
halb zu Recht gerade auf diesen Abbau der Beteili-
gungsrechte der Bürger hingewiesen. Diese Verhin-
derung der Beteiligungsmöglichkeit liegt in der Aus-
gestaltung der Anzeigeverfahren begründet. Ich be-
fürchte, daß durch die Verhinderung von Beteili-
gungsrechten gleichzeitig eine Gefährdung von Um-
weltstandards erfolgt, weil sehr wirksame Wächter 
über diese Standards nicht mehr informiert werden. 

Schon im geltenden Recht gibt es ein ausgedehn-
tes Anzeigeverfahren, das nicht in dieser Weise dem 
Vorwurf der Verkürzung der Bürgerrechte ausgesetzt 
ist. Wenn Sie unseren Änderungsanträgen zuge-
stimmt hätten, hätten wir ein vernünftiges Anzeige

-

verfahren, das diesen Bedenken nicht ausgesetzt ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bürgerinitiativen weisen zu Recht darauf hin, 
daß es eine massive Bevorzugung von Investoren 

und Behörden gegenüber den Drittbeteiligten im 
Verfahren gäbe, also keine Verfahrensfairneß, und 
daß es eine Umfunktionierung der Genehmigungs-
behörde zum einseitigen Dienstleister für Investoren 
gäbe, so daß sie ihrer Pflicht zum Interessenausgleich 
und zum Schutz der Bevölkerung nicht mehr nach-
kommen könnte. 

Ich will an dieser Stelle noch einmal darauf hinwei-
sen, daß mein häufig vorgetragener Vorwurf, bei Ih-
rem Verfahren werde der Bürger als Störfaktor be-
trachtet, eine richtige Beobachtung ist. Sie haben 
den Bürger aus diesem Verfahren herausgeschmis-
sen. Wir sagen: Er muß wieder hereinkommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach wie vor manifestiert sich bei Ihnen ein vor

-

demokratisches Staatsverständnis vom Verhältnis 
zwischen Bürger und Staat, nur mit dem Unter-
schied, daß die frühere offene Gewaltunterworfen-
heit des Bürgers durch ein subtileres, absichtsvoll ge-
schaffenes Informationsdefizit ersetzt wird. Das füh-
ren Sie hier ein. 

Ich plädiere in Richtung Bundesregierung und 
auch in Richtung der Unternehmen, die diese Ände-
rungen vehement unterstützen, daß sie diese vor-
demokratischen Vorstellungen aufgeben. Sie müssen 
sich mit der Frage auseinandersetzen, wie sie den 
Bürger in ein schnelles Verfahren einbeziehen und 
ihn nicht als Störfaktor ansehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist durchaus machbar, die legitimen Interessen 
der Investoren auf schnelle Genehmigungserteilung 
mit demokratischen Beteiligungsstandards zu kombi-
nieren. Die Möglichkeit des öffentlichen Diskurses 
über das Ob und Wie der Genehmigung muß nicht 
notwendigerweise zu längeren Verfahren führen. 
Der alte und neue Vorwurf, die Öffentlichkeitsbeteili-
gung würde zu Verfahrensverzögerungen führen, ist 
bislang empirisch noch nicht erhärtet worden. Im Ge-
genteil: Auf alle Verfahren bezogen werden nur in 
0,5 bis 1,4 Prozent der Fälle Rechtsmittel eingelegt. 
Eine Reduzierung der Partizipationsrechte in den 
Verfahren brächte also keinen deutlichen Beschleu-
nigungseffekt, wohl aber einen Abbau an Demokra-
tie. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sie müssen 
sagen, bei welchen Verfahren!) 

- Bei den Verfahren, um die es heute geht und die 
ich immer beschrieben habe, nämlich den Genehmi-
gungsverfahren zum Bundes-Immissionsschutzge-
setz. 

Tatsache ist: Die Zusammenstellung der Genehmi-
gungsunterlagen - darin sind wir uns einig, und dar-
über haben wir auch im Ausschuß noch diskutiert - 
dauert manchmal länger als das Genehmigungsver-
fahren selbst. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das liegt vor allem daran, daß unser Umweltrecht 
mehr und mehr ausufert, vielfach zersplittert ist und 
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für alle Beteiligten zunehmend unklarer wird. Das 
haben Sie vorhin auch gesagt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt auch! 
Das ist richtig!) 

Die Bundesregierung trägt an dieser Entwicklung 
Mitschuld, wie auch unser heutiger Debattengegen-
stand beispielhaft illustriert. 

Kurz nach Verabschiedung der ersten Beschleuni-
gungsgesetze und ohne auf die konkreten Erfahrun-
gen mit diesen zu achten haben Sie die zweite Be-
schleunigungsnovelle aufgelegt. Sie hätten statt des-
sen am Umweltgesetzbuch und am Naturschutzge-
setz beschleunigt arbeiten sollen, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

um hier ein Verfahren aus einem Guß vorzulegen. 

Ich möchte noch einmal ganz ausdrücklich meine 
Sympathie für Professor Sendler erklären, der dem 
Gesetzgeber ein Sabbatjahr im Umweltrecht emp-
fohlen hat. Dieses Sabbatjahr hätten Sie für das Um-
weltgesetzbuch nutzen sollen. 

Neben dem besseren Verfahrensmanagement, auf 
das ich bereits hingewiesen habe, wäre für eine wei-
tere Beschleunigung der Genehmigungsverfahren 
die Formulierung von konkreten Beurteilungskrite-
rien sinnvoll gewesen, statt eine Ausweitung unbe-
stimmter Rechtsbegriffe vorzunehmen. Ich hätte es 
begrüßt, wenn wir hier zu einer Fixierung von dyna-
mischen Grenzwerten in untergesetzlichen Regel-
werken und zu Vereinfachungen und Vereinheitli-
chungen der Fachgesetze im Planungs-, Umwelt-, 
Bau-, Wasser- und Bodenrecht gekommen wären. 

Um dies zu erreichen und damit die schnelle Um-
setzung der Genehmigungen für Investoren zu er-
möglichen - die wir wollen -, muß das in Vorberei-
tung befindliche Umweltgesetzbuch schnellstens 
vorgelegt werden. Das, was Sie hier vorgelegt haben, 
verdient nicht unsere Zustimmung; wir werden das 
vorgelegte Stückwerk ablehnen. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das kann ich nicht verstehen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt Kol-
lege Dr. Peter Paziorek. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt hören wir 
wieder etwas Vernünftiges!) 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Schütz, 
Sie haben gerade in großer Offenheit zugegeben, 
daß Ihnen einiges unklar geblieben sei. Ich habe den 
Eindruck, Ihnen ist bei der Novellierung des Bundes

-

Immissionsschutzgesetzes deshalb einiges unklar ge-
blieben, weil Sie sich in den letzten Wochen bei den 
Beratungen einfach geweigert haben, die Verände-
rungen, Erläuterungen und Klarstellungen, die wir 
Ihnen in den letzten Sitzungen vorgelegt haben, 
überhaupt zur Kenntnis zu nehmen. Ihre ganze Rede 

basiert auf dem Kenntnisstand der Anhörung vor ei-
nigen Wochen. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Nein!) 

Das, was nach der Anhörung in diesen Regierungs-
entwurf neu eingebaut worden ist, haben Sie heute 
und hier unter den Tisch fallen lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So machen die 
das immer!)  

Der Grund dafür ist klar: weil Sie sich sonst, wenn 
Sie diese Veränderungen, die wir auf Grund der An-
hörung eingebaut haben, heute hier vorgetragen hät-
ten, den Großteil Ihrer Rede hätten sparen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Und das, Herr Schütz, ist aus meiner Sicht keine ver-
antwortungsbewußte Haltung. 

Deshalb möchte ich nun noch einmal die wesentli-
chen Punkte vorstellen, die wir als Kernpunkte für 
die Novellierung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes ansehen. 

Erstens. Bei Neuanlagen und wesentlichen Ände-
rungen kann nunmehr bei einem berechtigten Inter-
esse des Antragstellers mit der Errichtung und dem 
Probebetrieb vorzeitig, also vor der Erteilung der Ge-
nehmigung, begonnen werden, wenn - lieber Herr 
Häfner, jetzt hören Sie einmal zu! - die Antragsteller 
sich gleichzeitig verpflichten, bei Ablehnung der Ge-
nehmigung den früheren Zustand wiederherzustel-
len. - So steht es im Gesetzentwurf, § 8 a des Bundes

-

Immissionsschutzgesetzes. 

(Zuruf von der SPD: Und wenn die pleite 
sind?) 

Wie kommen Sie denn dazu, in Ihrer heutigen Rede 
zu behaupten, die können einfach bauen, wie kom-
men Sie dazu, zu sagen: Wenn nachher die Geneh-
migung so nicht erteilt wird, dann sagt der Antrag-
steller „Aber ich habe jetzt so gebaut. Ätsch, liebe 
Genehmigungsbehörde, du schaust ins Leere"? Sie 
haben überhaupt nicht in den Gesetzentwurf ge-
schaut 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

und wollen nur Stimmung machen, um hier aus Ihrer 
Grundposition heraus die ganz wichtige Novellie-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu ver-
hindern. Wenn Sie das wollen, dann tun Sie es bitte 
mit zutreffenden Argumenten und nicht unter Ver-
leugnung des tatsächlichen Gesetzestextes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweitens. Dem Anlagenbetreiber soll es natürlich 
möglich sein, im Genehmigungsverfahren den Nach-
weis bestimmter Genehmigungsvoraussetzungen bis 
zur Inbetriebnahme der Anlage aufzuschieben. 

Drittens. Die Genehmigungsvorschriften sollen in 
der Tat, so wie es der Kollege Schütz gesagt hat, um-
gestellt werden, so daß das Anzeigeverfahren, das 
wir in dieser Art  im deutschen Immissionsschutzrecht 
nicht kennen, wesentlich ausgeweitet und gestärkt 
wird, aber, meine Damen und Herren, liebe Kollegin- 
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nen und Kollegen, nur in der Form - das ist sowohl 
von Herrn Häfner als auch von Herrn Schütz völlig 
unterschlagen worden - 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Paziorek, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Köhne? 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): - wenn ich diesen 
sehr wichtigen Satz beendet habe, gerne -, daß die 
Genehmigungsbehörde das Anzeigeverfahren jeder-
zeit stoppen kann und die Möglichkeit hat, innerhalb 
einer Prüfungsfrist von vier Wochen die Bekannt-
gabe im Anzeigeverfahren zurückzustellen und zu 
verlangen, daß das Genehmigungsverfahren durch-
geführt wird. 

(Beifall der Abg. Birgit Homburger [F.D.P.]) 

Mit anderen Worten: Auch beim Anzeigeverfahren 
bleibt die Genehmigungsbehörde immer Herr des 
Verfahrens. Die Behauptung, daß der Antragsteller 
selbst entscheiden kann, ob es nun zu einem An-
zeige- oder Genehmigungsverfahren kommt, ist völ-
lig falsch. Das ist mit unserer Formulierung des Ge-
setzestextes überhaupt nicht zu vereinbaren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Köhne. 

Rolf Köhne (PDS): Herr Paziorek, ich habe zur er-
sten Passage Ihrer Rede, also zu dem Disput mit den 
Kollegen Schütz und Häfner, eine Frage. 

Nehmen wir ein Beispiel: Eine Fabrik ist gebaut 
worden, und es stellt sich heraus, daß sie so nicht ge-
nehmigt werden kann. Können Sie sich vorstellen, 
daß es in der Realität tatsächlich passieren wird, daß 
diese dann abgerissen wird? Wird es nicht vielmehr 
so sein, daß gerade auf Grund des Investitionsdrucks 
und auf Grund des vom Argument der Schaffung von 
Arbeitsplätzen ausgehenden Drucks hingenommen 
wird, daß an dieser so gebauten Fabrik dann nichts 
mehr geändert wird? 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Nein, das kann ich 
mir nicht vorstellen, Herr Köhne. Sie können die 
Frage nur gestellt haben, weil Sie das Verantwor-
tungsbewußtsein der deutschen Beamten in den Ge-
nehmigungsbehörden nicht kennen und es daher 
auch nicht beurteilen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wenn man 
sich diese Punkte vor Augen führt, muß man zu dem 
Ergebnis kommen: Die Angriffe der Opposition ge-
gen diesen Koalitionsentwurf sind völlig überzogen 
und nicht sachgerecht. Ich sage ganz deutlich: Die 
Opposition ist bei ihrem Erkenntnisstand des Jahres 
1993 stehengeblieben. Sie haben hier nämlich Argu-
mente vorgetragen, die wir in der gleichen Form 
schon 1993 von Ihnen gehört haben, als es darum 
ging, das Investitionserleichterungs- und Wohnbau-
landgesetz zu verabschieden. Damals haben Sie 
ebenfalls gesagt, das sei eine Verkürzung von Bür

-

gerrechten, das bedeute im Grunde genommen, daß 
unpraktikable Vorschriften eingeführt würden. 

Heute sagen uns viele Praktiker vor Ort: Wir kön-
nen mit diesem Gesetz leben. Wir können mit diesem 
Gesetz sogar positiv arbeiten. - Deshalb habe ich die 
große Bitte: Akzeptieren Sie doch bitte die Erfah-
rung, die wir mit diesem Gesetz gemacht haben! 
Nehmen Sie diese Grundhaltung auch zum Anlaß, 
jetzt für eine weitere Novellierung der Beschleuni-
gung im Verfahrensbereich zu stimmen! Das, was 
uns 1993 gelungen ist, wird in einem solch positiven 
Sinne, wie Sie, Frau Homburger, es im Ausschuß ge-
meint haben, sicherlich auch 1996 gelingen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Paziorek, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Kollegen 
Schütz? 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Gerne. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Herr Kollege 
Paziorek, Sie haben recht, wenn Sie sagen, daß wir 
schon vor drei Jahren ein bestimmtes Thema immer 
wieder angesprochen haben. - Sie reden im Rahmen 
dieses Verfahrens immer nur von dem Verhältnis des 
Antragstellers zur Behörde. Sie verkennen aber, daß 
es in unserem Rechtssystem noch immer einen soge-
nannten Drittschutz gibt. Wie erfährt dieser Dritte 
überhaupt von diesen Dingen? Wie ist er in das Ver-
fahren eingebunden? Dazu äußern Sie sich eigent-
lich nie. Das ist der Kern der Auseinandersetzung, 
um den es hier geht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Herr Schütz, Sie 
geben mir damit die Möglichkeit, Zeit zu gewinnen, 
indem ich jetzt einen Teil meiner Rede als Antwort 
auf Ihre Frage vortrage. 

Ich habe Ihnen schon gestern im Ausschuß gesagt, 
daß der größte Teil der Genehmigungsverfahren 
bereits nach jetzigem Recht ohne Beteiligung der 
Öffentlichkeit durchgeführt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Das ist geltendes Recht. Die Behauptung, daß jetzt 
mit der Einführung des Anzeigeverfahrens eine Ver-
kürzung von Beteiligungsrechten einhergeht, ist 
nicht richtig. Es ändert sich nur das Rechtsverhältnis 
zwischen Antragsteller und Genehmigungsbehörde. 
Der Antragsteller bekommt ein besonderes Verfah-
ren, das dazu führt, daß über seinen Antrag von der 
Genehmigungsbehörde viel schneller entschieden 
werden kann. 

(Beifall des Abg. Jörg van Essen [F.D.P.]) 

Deshalb, Herr Schütz, habe ich überhaupt kein Ver-
ständnis dafür, daß Sie immer noch so tun, als ob es 
darum gehe, das jetzige Genehmigungsverfahren 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung in das Anzeigeverfah-
ren zu überführen. Es geht vielmehr darum, die Ge-
nehmigungsverfahren ohne Öffentlichkeitsbeteili- 
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gung in Anzeigeverfahren zu überführen. Es handelt 
sich hier also keineswegs um eine Verkürzung der 
Beteiligungsrechte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, schauen wir uns doch 
die Praxis an: Der jetzige § 15 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes fordert für wesentliche Ände-
rungen die Durchführung eines Genehmigungsver-
fahrens nach den Vorschriften, die auch für die Neu-
errichtung der zu ändernden Anlagen gelten. Das 
bedeutet in der Praxis - das muß man sich einmal vor 
Augen führen -, daß die Ersetzung einer genehmi-
gungsbedürftigen alten Druckmaschine durch eine 
neue, weniger umweltbelastende Anlage desselben 
Anlagentyps, die in derselben Halle aufgestellt wer-
den soll, änderungsgenehmigungspflichtig sein wird. 
Es kann sogar sein, daß die bloße Veränderung der 
Lage einer solchen Anlage, zum Beispiel aus be-
triebsorganisatorischen Gründen, um die Betriebs-
wege der Mitarbeiter zu verkürzen, die Genehmi-
gungspflicht auslöst. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das ist 
unproblematisch!) 

- Wenn das unproblematisch ist, dann frage ich Sie: 
Warum kann das nicht ins Anzeigeverfahren über-
führt werden? 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Es ist 
doch jetzt schon drin!) 

Warum muß das über das Genehmigungsverfahren 
laufen? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Jetzt frage ich Sie, 
ob Sie eine weitere Zwischenfrage, diesmal des Kol-
legen Häfner, gestatten. 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Gern, ja. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Lie-
ber Herr Kollege Paziorek, Sie haben mich eben der 
Unkenntnis der Gesetzentwürfe geziehen, indem Sie 
eine Passage zitiert haben, die ich angeblich unter-
schlagen habe. Ich habe zur Sicherheit alles noch 
einmal nachgelesen, obwohl es mich gewundert 
hätte, wenn ich etwas übersehen hätte; denn ich 
habe lange genug mitberaten, um den Entwurf zu 
kennen. Bei dem Verfahren, das hier gewählt wor-
den ist, kann man aber nicht ausschließen, daß über 
Nacht noch etwas in den Gesetzentwurf aufgenom-
men worden ist, was ich vielleicht nicht kannte. 

Jetzt frage ich Sie aber doch, Herr Paziorek: Ist Ih-
nen nicht bekannt, daß bei der Änderung der Ver-
waltungsgerichtsordnung - dies war mein Thema  - 
der  Wegfall der aufschiebenden Wirkung ohne die 
von Ihnen zitierte Passage im Gesetz verankert wor-
den ist, das heißt ohne die Passage, daß das nur dann 
der Fall ist, wenn sich der Betreiber verpflichtet, den 
ursprünglichen Zustand wiederherzustellen? Was Sie 
zitieren, stammt aus einer ganz anderen Vorlage. Das 
heißt, der Gesetzgeber hat sich in der Abwägung 
zwischen Vollzugsinteresse einerseits und Rechts-
schutzinteresse des Bürgers andererseits auf die 

Seite des Vollzugsinteresses gestellt und damit das 
Rechtsschutzinteresse ins Leere laufen lassen. 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Erst einmal schö-
nen Dank dafür, Herr Häfner - das sage ich in dieser 
Runde einmal ganz persönlich -, daß Sie meinen 
Nachnamen korrekt ausgesprochen haben. Ich bin 
Ihnen sehr dankbar dafür. 

Zweitens muß ich Ihnen recht geben, daß das nicht 
im Verwaltungsverfahrensgesetz steht. Der große 
Kernbereich der Diskussion ist aber eine Frage des 
Baus von Anlagen und eine Frage von Investitionen. 
Und dafür gilt nicht die Bestimmung, die Sie zitiert 
haben, sondern als Lex specialis § 8 a des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes. Die Entscheidung zu dieser 
wichtigen Kernfrage, die auch von Umweltschutzver-
bänden angesprochen wird, erfolgt im Rahmen des 
§ 8 a und nicht im Rahmen der Bestimmung, die Sie 
genannt haben. Ich bin der Ansicht, daß wir mit all 
den Problemen sehr sorgfältig umgegangen sind und 
die juristische Gewährleistung dafür auch wirklich 
sicher gemacht haben, daß nämlich dann, wenn eine 
Genehmigung nicht erteilt wird, der Antragsteller 
dafür sorgen muß, daß der frühere Zustand wieder-
hergestellt wird. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Vielen Dank, Herr 
Paziorek. 

Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): Danke schön, Frau 
Präsidentin. 

(Heiterkeit) 

Ich hatte vorhin dargelegt, daß das verwaltungs-
rechtliche Instrumentarium im Bundes-Immissions-
schutzgesetz nur sehr eingeschränkt als flexibel be-
zeichnet werden kann. Wir haben im Immissions-
schutzrecht ein riesiges Problem: Das sind die 
Schnittstellen zwischen der Genehmigungsfreiheit 
und der Genehmigungspflicht, insbesondere bei Än-
derungsvorhaben. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das 
habe ich schon gesagt!) 

Und wir haben große Probleme gerade vor dem Hin-
tergrund der strafrechtlichen Absicherung durch 
§ 327 des Strafgesetzbuchs. Das führt dazu, daß sich 
die Mitarbeiter in den Genehmigungsbehörden im-
mer wieder auf die sichere Seite stellen und sich 
manchmal nicht für die Genehmigungsfreiheit aus-
sprechen, sondern für Genehmigung plädieren, was 
vielleicht gar nicht notwendig ist. Diesen Kernbe-
reich müssen wir mit der jetzigen Novellierung einer 
Klärung zuführen. 

Deshalb sage ich ganz deutlich: Änderungen, die 
nachteilige, negative Wirkungen auf die Umwelt ha-
ben können, bedürfen auch weiterhin - das heißt: 
auch nach dieser Novelle - der Genehmigung. Eine 
Genehmigung ist nur dann nicht erforderlich, wenn 
über den Rahmen der vorhandenen Genehmigung 
hinaus durch die Änderung hervorgerufene nachtei-
lige Auswirkungen gering sind bzw. im Verhältnis 
dazu jeweils vergleichbare Vorteile überwiegen. Än- 
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derungen, die Auswirkungen auf die Umwelt haben, 
sind vor Beginn anzuzeigen, und die Behörde prüft 
dann, ob diese Änderungen im Anzeigeverfahren 
verbleiben können oder ob sie entgegen der An-
nahme des Antragstellers doch genehmigungsbe-
dürftig sind. Hierfür hat die Behörde eine Überprü-
fungsfrist von vier Wochen. 

Wenn ich dieses Anzeigeverfahren einmal beur-
teile, dann kann ich durchaus zu Recht feststellen: 
Wir wollen als Koalitionsfraktionen die Erleichterung 
im Verfahren, aber wir wollen die Beibehaltung der 
materiellen Standards. Weil das eben so ist, haben 
wir das Anzeigeverfahren so ausgestaltet, daß die 
Umweltschutzpolitik nicht auf der Strecke bleibt. 
Wer behauptet, bei einem solchen Verfahren bleibe 
die Umweltschutzpolitik auf der Strecke, der liegt 
völlig daneben und betreibt aus unserer Sicht partei-
politische Polemik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit diesem Beschleunigungsgesetz kann der Deut-
sche Bundestag einen wichtigen Teilbeitrag zur Si-
cherung des Wirtschaftstandortes Deutschland lei-
sten und gleichzeitig das hohe Umweltschutzniveau 
bewahren. 

Was uns aber nicht hilft, Herr Schily, ist die Ver-
schiebung der Neuorganisation des Genehmigungs-
verfahrens auf einen späteren Zeitpunkt, so wie Sie 
und auch der Kollege Schütz es vorgeschlagen ha-
ben. Das Warten auf das Umweltgesetzbuch, wie es 
auch seitens einiger Experten vorgeschlagen wurde, 
hilft doch jetzt, in 1996, und in 1997 nicht, die benö-
tigten Verbesserungen der Rahmenbedingungen für 
den Standort Deutschland zu schaffen. Was nützt mir 
ein Umweltgesetzbuch, das im Jahre 2002 einen 
Sprung nach vorne bringt, wenn wir die Zeit von 
1997 bis 2002 vertan haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Aber 

Stückwerk hilft auch nicht!) 

Ich frage heute die Opposition ganz bewußt: Wollen 
Sie wirklich mit einer solchen Verzögerungstaktik 
die Verbesserung rechtlicher Rahmenbedingungen 
für den Wirtschaftsstandort  Deutschland vor dem 
Hintergrund des globalen Wettbewerbs verweigern 
oder verhindern? 

(Zuruf des Abg. Konrad Gilges [SPD]) 

- Die Antwort ist vorher leider von Ihren Rednern ge-
geben worden. 

Ich gestehe zu, daß gerade auch für Sie als Zwi-
schenrufer viele Vorschläge schwer zu verstehen 
sind; denn viele Vorschläge sind neuartig. Sie verlas-
sen eingefahrene Gleise und Bahnen. Sie sind des-
halb teilweise nicht nur von Kolleginnen und Kolle-
gen aus der SPD-Fraktion schwierig nachzuvollzie-
hen, sondern auch von Sachverständigen aus der 
Verwaltung, Wissenschaft und Wi rtschaft, und wer-
den deshalb teilweise noch unterschiedlich einge-
schätzt. Aber ich sage Ihnen noch einmal: Auf Grund 
der Erfahrungen, die wir im Bundestag vor gut drei 
Jahren bei einem Gesetzesvorhaben wie dem Investi-
tionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz ge-

macht haben, bin ich mir sicher, daß unsere Vorstel-
lungen schon in den nächsten Monaten in der Praxis 
positive Auswirkungen haben werden. Haben wir 
doch endlich den Mut, diese Veränderungen durch-
zusetzen! Wir als Regierungskoalition haben den 
Mut. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Schau'n 

mer mal!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
die Ministerin für Umwelt, Naturschutz und Raum-
ordnung des Landes Sachsen-Anhalt, Frau Heidrun 
Heidecke. 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Nach dieser „eindrucksvollen" Rede des 
Kollegen - - 

(Beifall des Abg. Ernst Hinsken [CDU/ 
CSU]) 

- Ich habe „in Anführungsstrichen" gesagt. - Dieje-
nigen, die im Osten derzeitig mit Genehmigungsver-
fahren zu tun haben, beurteilen die Lage etwas an-
ders. Dieses Gesetzespaket wird nicht zur Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschlands führen. Viel-
mehr ist eindeutig abzusehen, daß es im Falle einer 
Verabschiedung dieses Gesetzespakets wegen zu er-
wartender Wettbewerbsverzerrung, ausgesproche-
ner Sonderrechte für einzelne und fehlender Rechts-
sicherheit für Investoren zu einer Schieflage kommen 
wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ebensowenig kommt diese Novelle einer effekti-
ven und bürgernahen Verwaltung entgegen. Viel-
mehr werden deren Kompetenzen noch weiter einge-
schränkt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr.  Klaus W. Lippold [Offenbach] [CDU/ 
CSU]: Sie haben nicht gelesen, was drin

-

steht, aber polemisieren!) 

Unstrittig ist zwar, daß die bisher erlassenen Be-
schleunigungsgesetze zur Vereinfachung geführt ha-
ben. Aber die andere Seite ist die, daß die Lage recht 
unübersichtlich geworden ist, was den gewünschten 
Effekt der Beschleunigung eher konterkariert hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine grundlegende Kritik an dem Gesetzespaket 
richtet sich gegen die über alle Maßen überzogene 
Darstellung des vermeintlichen Nutzens dieser 
Rechtsänderung. Es wird unterstellt, sie führe wirk-
lich zu einer Beschleunigung. Wenn die Bundesre-
gierung den Wirtschaftsstandort  Deutschland sichern 
will, dann müßte die Dauer von Genehmigungsver-
fahren ein entscheidender Standortfaktor sein. Aber 
bei der Entscheidung über einen Standort zählen 
eher Arbeitsproduktivität, Arbeitskosten, soziales 
Klima und gesunde Umwelt. Das, meine Herren der 
Koalition, können Sie bei den Sachverständigen, die 
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I Sie gehört haben, selbst nachlesen, zum Beispiel bei 
Herrn Professor Steinberg von der Universität Biele-
feld oder bei Frau Professor Lübbe-Wolf von der Uni-
versität Frankfurt . Solange nur auf die Dauer von Ge-
nehmigungsverfahren als Kriterium für Standortent-
scheidungen rekurriert  wird, bleibt die Analyse un-
vollständig und kann nur zu einem falschen und ver-
zerrten Bild führen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Seit dem Jahre 1993 dauert die „Beschleuni-
gungsdiskussion" nun schon an, und trotz aller ge-
genteiligen Beteuerungen ist sie ein Vorwand für 
eine Reduzierung der Umweltanforderungen und 
der Bürgerbeteiligung. Mehr noch: Das gesamte 
ordnungsrechtliche System des Umweltrechtes soll 
schrittweise abgebügelt werden. Das ist doch wohl 
eine zentrale Fragestellung! 

Ich betone: Gerade die in Deutschland geltenden 
Umweltstandards sind ein positiver Standortfaktor 
für Deutschland. Es wird Zeit, daß sich die Bundesre-
gierung dazu bekennt. Wenn aber die Umweltstan-
dards, die im alten Bundesgebiet über Jahrzehnte 
demokratisch errungen worden sind, unter dem Vor-
wand des Aufschwungs im Osten ausgehebelt wer-
den sollen, dann kann das nicht im Sinne des „Er-
finders" sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, selbst die Schlichter

-

Kommission ist zu der Ansicht gelangt, daß es auf die 
tatsächliche Dauer der Genehmigungsverfahren gar 
nicht ankommt, sondern auf den Eindruck in der Öf-
fentlichkeit. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Genau, 
die symbolhafte Politik!) 

Wenn die Bundesregierung konsequent gewesen 
wäre, hätte sie statt Gesetzesänderungen eine Image-
kampagne für den Standort Deutschland und für 
unser Genehmigungsverfahren durchgeführt. 

(Dr. Hermann Otto Sohns [F.D.P.]: Das wird 
nicht reichen!) 

Die Vorschläge der Schlichter- und der Ludewig

-

Kommission, die ursprünglich in die Novelle einflie-
ßen sollten, hatten allerhand allgemeine Abhandlun-
gen, Leitlinien und dergleichen im Sinn - ein kompli-
ziertes theoretisches Modell, das deutscher Gründ-
lichkeit alle Ehre gemacht hat, angefangen von Re-
gelbeschleunigung über Sonderbeschleunigung 
nach Wahl bis hin zur Angebotsbeschleunigung und 
zur Auswahlbeschleunigung. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Hins-
ken? 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Am Ende der Rede. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Am Ende der Rede. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Dann ist es 
keine Zwischenfrage mehr! - Ernst Hinsken 

[CDU/CSU]: Das geht hier nicht!) 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Das geht bei Ihnen nicht? - Dann nicht, denn ich 
möchte meine Redezeit nutzen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Die Zeit für 
die Zwischenfrage wird nicht auf die Rede

-

zeit angerechnet!)  

- Gut, meine Herren, dann lasse ich die Zwischen-
frage zu. Bei uns wird das auf die Redezeit angerech-
net. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nein, hier nicht. - 
Bitte, Herr Hinsken. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Frau Minister, Sie ha-
ben sich darauf bezogen, daß Sie Erkenntnisse hät-
ten, daß die Genehmigungszeiträume bei der Fin-
dung einer Standortentscheidung keine Rolle spiel-
ten. 

(Otto Schily [SPD]: „Keine" hat sie nicht 
gesagt!) 

Wie bewerten Sie dann, daß führende Leute der 
deutschen Wirtschaft immer wieder sagen, daß es ei-
nes der größten Hemmnisse sei, daß die Genehmi-
gungsverfahren viel zu lange dauerten, nämlich in 
der Bundesrepublik Deutschland bei Großverfahren 
zwischen 14 und 16 Monaten, während sie zum Bei-
spiel in Spanien nur 5 Monate und in Belgien nur 6 
beziehungsweise 7 Monate dauern? Das ist doch ein 
klassischer Wettbewerbsnachteil für die deutsche 
Wirtschaft, den wir beseitigen wollen, und Sie be-
haupten hier das Gegenteil. 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Ich bedanke mich ganz herzlich für diese Frage. Da 
die Zeit für ihre Beantwortung auf die Redezeit nicht 
angerechnet wird, geben Sie mir Gelegenheit, den 
Teil der Rede, den ich auf Grund der fehlenden Zeit 
fast hätte streichen müssen, jetzt auszuführen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: So sind wir!) 

Ich antworte Ihnen darauf gern, weil ich sehr über-
rascht bin, wenn die Bundesregierung in ihrem Be-
richt zur Zukunftssicherung des Standortes Deutsch-
land messerscharf schließt, daß die Dauer der Geneh-
migungsverfahren gegenüber anderen Faktoren ei-
nen geringen Stellenwert aufweise. Auch die Wi rt

-schaft, der eigentliche Träger des nach ihr benannten 
Aufschwungs im Osten, teilt diese Auffassung. Ein 
Bericht von Infratest aus dem Jahr 1994 stellt fest, 
daß nur 20 Prozent der befragten Unternehmen die-
sem Faktor eine große Bedeutung beigemessen ha-
ben, 10 Prozent der befragten Unternehmen noch 
eine gewisse, dagegen immerhin 70 Prozent nur eine 
weniger wichtige oder gar keine Bedeutung. 
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Nun möchte ich Ihnen gleich noch etwas zu den 
Genehmigungsverfahren im Osten sagen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Es war natür

-

lich nicht Sinn und Zweck der Zwischen

-

frage, daß Sie jetzt alles vorlesen, was Sie 
ohnehin vorlesen wollten! - Beifall bei 

Abgeordneten der CDU/CSU) 

- Herr Kollege, wenn 70 Prozent der befragten Inve-
storen feststellen, daß die Dauer der Genehmigungs-
verfahren für sie keine oder nur eine untergeordnete 
Bedeutung hat, dann erübrigt sich doch eigentlich 
Ihre Frage. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage, und zwar des Kollegen 
Schily? 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): Ja. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Schily. 

Otto Schily (SPD): Frau Ministerin, wie beurteilen 
Sie die Tatsache, daß bei gleicher Gesetzeslage die 
Genehmigungsverfahren in Bayern am längsten 
dauern? 

(Beifall bei der SPD - Eduard Oswald 
[CDU/CSU]: Das ist Unsinn! Das ist völliger 
Unsinn! Wo haben Sie das her? Sie behaup

-

ten das immer wieder!)  

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Herr Schily, ich möchte mich nicht auf Bayern kapri-
zieren, weil es weit weg von Sachsen-Anhalt ist. Ich 
möchte mich aber auf Sachsen und Sachsen-Anhalt 
konzentrieren, weil wir unterschiedliche Konstella-
tionen des Verwaltungsaufbaus und auch unter-
schiedliche parteipolitische Kulissen haben. Es ist so, 
daß Sachsen-Anhalt immerhin einen Spitzenplatz bei 
den Genehmigungsverfahren einnimmt. 34 Prozent 
der Genehmigungsverfahren dauern in Sachsen-An-
halt weniger als 3 Monate. - Meine Herren aus den 
alten Bundesländern, vielleicht hören Sie einmal zu. - 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Wenn es in Sachsen-Anhalt möglich ist, mit be-
stehenden Genehmigungsstandards 34,2 Prozent al-
ler BImSch-Verfahren in weniger als 3 Monaten zu 
gewährleisten, während das im Freistaat Sachsen bei 
lediglich 7 Prozent aller Verfahren der Fall ist, dann 
liegt das wohl nicht am Gesetz, sondern an den Leu-
ten, die dort  arbeiten, und am Aufbau der Verwal-
tung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Wenn ich sehe, daß in Sachsen-Anhalt nur 4,2 Pro-
zent der Verfahren länger als ein Jahr gedauert 
haben, in Sachsen dagegen 13,1 Prozent, dann kann 
ich sagen: Das liegt nicht an der Gesetzeslage, son-
dern das hängt von der Art  und Weise der Genehmi-
gungsverfahren ab, die in den Verwaltungen prakti-
ziert wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Kolle-
gen Hinsken? 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): Ja. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bitte, Herr Hins-
ken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber jetzt richtig 
antworten!) 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Die Antworten überlassen Sie doch bitte der Gefrag-
ten, Herr Kollege. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Frau Ministerin, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß es ein Unter-
schied ist, ob es ein kleines oder ein großes Verfah-
ren ist? 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Sie greifen hier aus der allgemeinen Kiste etwas her-
aus und relativieren das Ganze. 

Sie haben gesagt, daß bei der Standortentschei-
dung Genehmigungsverfahren keine Rolle spielen. 

(Otto Schily [SPD]: „Keine" hat sie nicht 
gesagt!) 

Deshalb noch einmal die Frage an Sie: Teilen Sie die 
Presseerklärung, die jüngst ein großes Werk heraus-
gegeben hat, das feststellt: 

Das neue Werk soll ein bestehendes ersetzen, das 
bereits 30 Jahre alt ist. Die Produktion der Span-
platten im neuen Werk soll 1998 anlaufen. Das 
Bauprojekt kostet nach derzeitigem Stand 
200 Millionen Mark. 

Der Unternehmenssprecher sagte, nur mit dem 
neuen Werk könnten die 1 500 Arbeitsplätze am 
Standort Neumarkt gesichert werden. Ein bau-
gleiches Werk in Frankreich, 

- und jetzt kommt es - 

das man gleichzeitig beantragt habe, produziere 
bereits seit eineinhalb Jahren. 

Wir sind hier leider immer im Verzug. 

(Otto Schily [SPD]: Frage!) 

Deshalb die Frage: Können Sie sich nicht doch dazu 
durchringen, anzuerkennen, daß eine Planungsbe- 
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schleunigung die Grundlage dafür schaffen wird, 
daß wir in der Bundesrepublik Deutschland dringend 
benötigte Arbeitsplätze in Zukunft vermehrt bekom-
men? 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Herr Kollege, ich nehme an, das Sitzland dieses Un-
ternehmens wird wohl Bayern sein; denn ich kann 
von Sachsen-Anhalt beispielsweise sagen, daß eine 
Flachglasfabrik, bei der es mehrere große BImSch-
Verfahren gab, in nur 4 Monaten entstanden ist. An 
einem Standort, wo Dow Chemical und Elf investie-
ren, sind alle Genehmigungsverfahren innerhalb ei-
nes Jahres gelaufen. Hier lobe ich meine Beamten, 
die in meiner Behörde sitzen. Die können mit diesen 
Genehmigungsverfahren anscheinend besser umge-
hen als die Bayern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS - Norbert Geis [CDU/CSU]: Mit solch 
billigen Bemerkungen kommen Sie hier 

nicht weiter!)  

Ich möchte zu meiner Rede zurückkommen. Ich 
habe mich gerade darauf bezogen, daß die Vor-
schläge der Schlichter- und der Ludewig-Kommis-
sion ein ganz anderes Modell umfaßt haben und daß 
es nicht zuletzt der Industrie im Herbst 1995 mit zu 
verdanken war, daß das angebotene Paket als zu 
weitgehend und zu kompliziert verworfen worden 
ist. Trotzdem ist die Novelle ohne ausreichende Ana-
lyse der tatsächlichen Dauer der Genehmigungsver-
fahren weiter verfolgt worden. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Meine Damen und Herren, ich möchte nur noch 
auf einen spezifischen Punkt in diesem Beschleuni-
gungspaket kommen, nämlich auf A rt . 4 des Geneh-
migungsverfahrensbeschleunigungsgesetzes. Dieser 
soll nämlich das Atomgesetz ändern, und zwar § 9 b 
Abs. 1 des Atomgesetzes. Die einzige Anlage des 
Bundes, die von dieser Veränderung betroffen ist, ist 
das Endlager für radioaktive Abfälle in Morsleben. 
Diese Spitzfindigkeiten im Beschleunigungsgesetz 
entpuppen sich bei näherer Betrachtung als eine lex 
Morsleben, als ein verheerender Eingriff in die 
Rechte von Bürgern und die Landeskompetenzen 
von Sachsen-Anhalt. Wenn Sie an dieser Stelle dem 
Gesetzentwurf zustimmen, meine Damen und Her-
ren, dann sanktionieren Sie einen der schlimmsten 
politischen Anachronismen des Einigungsvertrages. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Der undemokratische und ökologisch höchst be-
denkliche Charakter der sogenannten Dauerbe-
triebsgenehmigung des alten DDR-Atommüllendla-
gers wird damit weiter ausgeweitet. Für mich stellt 
sich die Frage: Was kommt eigentlich als nächstes? 
Wesentliche Änderungen in Morsleben könnten in 
Form von Plangenehmigungen und damit ohne Be-
teiligung der Öffentlichkeit und auch unter Umge-
hung des Umweltministeriums in Sachsen-Anhalt zu-
gelassen werden. In Fällen von unwesentlichen Än

-

derungen kann damit gerechnet werden, daß meine 
Behörde nicht einmal mehr nachträglich davon er-
fährt. Im Detail, meine Damen und Herren, legitimie-
ren Sie damit das Vorgehen des Betreibers, des Bun-
desamtes für Strahlenschutz, der ja in der Vergan-
genheit über 200 Veränderungen am Endlager 
durchgeführt hat, ohne daß hierzu auch nur eine Ge-
nehmigung von der Planfeststellungsbehörde einge-
holt worden wäre. Das betrifft insbesondere Dinge 
wie den Brandschutz, aber auch die Einlagerungsbe-
dingungen, den Genehmigungsrahmen für das zu-
lässige Einlagerungsvolumen radioaktiver Abfälle 
und deren zulässige Gesamtaktivität. 

Überhaupt sieht sich der Betreiber des Endlagers 
auch bei gravierenden Veränderungen des laufen-
den Betriebs nicht im geringsten veranlaßt, bei sei-
nem aktuellen Vorgehen wesentliche Änderungen 
zu erkennen und dem Gesetz entsprechend zu ver-
fahren. Selbst wenn der Bund einen Einlagerungs-
hohlraum von 1 Million Kubikmeter im Ostfeld er-
schließen will und damit ein zehntausendfach hö-
heres Strahleninventar, verbunden mit einer Kapazi-
tätserweiterung von 30 000 auf immerhin 170 000 Ku-
bikmeter, plant, dann sind das nach Bonner Lesart 
Peanuts. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Schulze? 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Wenn ich den Abschnitt zu Ende habe. 

(Zuruf von der F.D.P.: Vorgelesen habe! Das 
ist doch keine freie Rede!) 

Ich möchte den Gedanken zu Ende bringen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gut. Geben Sie 
mir dann bitte ein Zeichen. 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): Es 
sind aber keine Peanuts, die hier verabschiedet wer-
den. Hier haben wir als Umweltministerium des Lan-
des Sachsen-Anhalt gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 des 
Atomgesetzes in Verbindung mit der Zuständigkeits-
verordnung des Landes Sachsen-Anhalt mitzureden. 
Statt dessen ignoriert das Bundesamt für Strahlen-
schutz die Empfehlungen seiner eigenen Rechtsgut-
acher und löst die Frage von wesentlichen und un-
wesentlichen Änderungen nicht einvernehmlich mit 
meiner Behörde. Der Betreiber nimmt diese Einord-
nung selbst vor, mit dem Ergebnis, daß dies alles an-
geblich nur unwesentliche Änderungen sind, die kei-
nes lästigen Verfahrens oder gar einer Öffentlich-
keitsbeteiligung bedürfen. Wozu also dann die No-
velle an diesem Punkt, meine Damen und Herren? 

Fazit ist, daß es hier nicht um die Beschleunigung 
einer Investition, sondern um die Zementierung des 
Status quo der Atomendlagerpolitik geht, die ja nicht 
zum erstenmal in der Kritik steht. 
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An dieser Stelle würde ich erst einmal unterbre-
chen und Herrn Schulze die Gelegenheit geben. Wir 
kennen uns ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Darf ich einfach 
nur freundschaftlich darauf hinweisen, daß Sie auch 
ein bißchen auf die Zeit achten sollten? 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Die Herren bringen mich natürlich sehr aus dem 
Konzept. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Sie können re-
den, solange Sie wollen. 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Gut. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das ist Ihr Vor-
recht. Das geht nur zu Lasten derer aus dem Bundes-
tag, die danach sprechen. Das müssen Sie wissen. 

Bitte schön, Herr Schulze. 

Frederick Schulze (CDU/CSU): Frau Minister, Sie 
sind ja stellvertretende Ministerpräsidentin und für 
den Umweltschutz im Lande Sachsen-Anhalt zustän-
dig. Wollen Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß ich 
Ihr Verhalten überhaupt nicht verstehen kann, wenn 
ich heute morgen - - 

(Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das nehmen wir nicht zur 

Kenntnis! Wo kommen wir denn da hin!) 

- Dicker, dich hat doch keiner gefragt. 

Wollen Sie bitte zur Kenntnis nehmen, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein!) 

daß Sie Raubbau an der Natur betreiben, während 
Sie uns hier vorgaukeln, daß Sie für den Umwelt-
schutz sind, wenn Sie jetzt ein Raumordnungsverfah-
ren einleiten, um einen Großflugplatz Stendal zu 
bauen, der 80 Millionen Passagiere abfertigen soll, 
obwohl wir beispielsweise den Flugplatz in Berlin ha-
ben, obwohl wir einen Flugplatz in Hannover haben, 
und Sie sich aus der Verantwortung in Halle zurück-
ziehen? 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Was 
hat das hiermit zu tun?) 

Ich glaube, das hat mit der Umweltverträglichkeit 
nicht viel zu tun. Do rt  bestehen Flugplätze, die man 
ausbaut. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ist das eine Zwischenfrage? 
- Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN) 

Sie wollen weiter eine große Drehscheibe bauen. Sie 
brauchen mir aber nicht zuzustimmen. Die Aufre-
gung in Ihrer Fraktion gibt mir bereits recht. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte, Frau Mini-
sterin. 

Ministerin Heidrun Heidecke (Sachsen-Anhalt): 
Ich habe zwar nicht genau verstanden, was die Frage 
ist. Ich werde aber das Wortprotokoll über Ihre Äuße-
rung gerne für Ihren Fraktionskollegen Bergner im 
Lande Sachsen-Anhalt mitnehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Meine inhaltliche Position zu diesem Flugplatz - 
das konnten Sie in der Presse nachlesen - ist genau 
die gleiche wie vor zwei Jahren: Es ist ein ökologi-
scher Blödsinn. 

Wenn aber ein Investor mit einem ordentlichen 
Konzept an die Planungsbehörden des Landes Sach-
sen-Anhalt herantritt, dann hat er das Recht, ein or-
dentliches Genehmigungsverfahren zu bekommen. 
Die Einleitung eines Raumordnungsverfahrens be-
deutet keine politische Entscheidung für oder gegen 
ein Projekt - für den Fall, daß Ihnen das nicht be-
kannt ist -, sondern eine Entscheidung auf einer ob-
jektiven Grundlage, ein eingereichtes Konzept ob-
jektiv zu prüfen. Wir unterhalten uns am Ende dieser 
Prüfung über ihren Ausgang. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Herr Präsident, ich möchte wenigstens die Passage 
zu Morsleben zu Ende bringen. Zwischendurch sind 
ja einige andere Sachverhalte, die nicht direkt zu 
meiner Rede gehört haben, hineingetragen worden. 
Ich hatte eben festgestellt, daß mit A rt . 4 keine Inve-
stitionsbeschleunigung erreicht, sondern daß der Sta-
tus quo zementiert werden soll. 

Durch die Änderung des Atomgesetzes in A rt . 4 
des Genehmigungsverfahrensbeschleunigungsge-
setzes würde im Nachgang lediglich das äußerst 
fragwürdige Vorgehen des Bundes legitimie rt . 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das hat man 
Ihnen falsch aufgeschrieben!) 

Plangenehmigungsverfahren können dann nach der 
Verabschiedung dieses Gesetzes auch bei wesentli-
chen Änderungen lediglich unter Ausschluß der Öf-
fentlichkeit durchgeführt werden. 

Ich glaube, hier liegt das große Problem: daß sich 
der Bund selbst eine Erweiterung des Lagers um das 
Fünffache im laufenden Bet rieb genehmigt, wodurch 
das Risiko besteht, daß der Einigungsvertrag, der 
eine Laufzeit für das Endlager Morsleben nur bis 
zum 30. Juni 2000 vorsieht, aufgeknackt und ein Vo-
lumen eingelagert werden kann, das deutlich über 
dem liegt, was im Einigungsvertrag festgeschrieben 
worden ist. In diesem Sinne bitte ich Sie, sich A rt . 4 
dieses Gesetzpaketes noch einmal genau auf seine 
Wirkung, die er auf das einzige Endlager hat, anzu-
schauen. 

Ich bitte Sie als Abgeordnete - sowohl der Koali-
tion als auch der Opposition -, den Gesetzesvorschlä-
gen in diesem Paket nicht zuzustimmen; denn sie 
werden zu einer wesentlichen Einschränkung der 
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Bürgerrechte führen. Sie werden aber nicht dazu 
führen, daß Genehmigungsverfahren schneller ab-
laufen. 

Ich denke, die Verwaltung in den neuen Bundes-
ländern zeigt, daß man auch mit kreativen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern sehr schnelle Genehmi-
gungsverfahren durchführen kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - E rnst Hinsken 

[CDU/CSU]: Dann denken Sie falsch!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Birgit Homburger, F.D.P. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich freue mich, daß wir trotz al-
ler Ernsthaftigkeit, mit der wir diese Vorlagen bera-
ten, und trotz aller Bedeutung, die sie für uns haben, 
hin und wieder ein bißchen unseren Spaß miteinan-
der haben. Das, was wir mit diesem Gesetzespaket 
zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren er-
reichen wollen, das werden wir auch erreichen. 

(Zuruf des Abg. Christoph Matschie [SPD]) 

- Da brauchen wir überhaupt nicht zu „schauen". 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU - Zuruf von der CDU/CSU: So ist 

es! Sehr gut!) 

Es geht uns um den Abbau von überflüssiger Büro-
kratie. Herr Kollege Schily, ich kann überhaupt nicht 
nachvollziehen, von wem Sie geredet haben. Sie ha-
ben heute morgen gesagt, wer noch immer glaube, 
daß hohe Umweltstandards für die Wirtschaft nach-
teilig seien, der läge falsch. Das glaubt hier über-
haupt keiner - im Gegenteil: Wir wissen, daß diese 
hohen Umweltstandards auch eine entsprechende 
Entwicklung bei der Umwelttechnologie und damit 
entsprechende Chancen für die deutsche Wi rtschaft 
gebracht haben. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Da sind 
wir uns ja einig!) 

- Wunderbar. Deswegen wollte ich das klarstellen. 
Nichtsdestotrotz brauchen wir nach wie vor einen 
Beitrag zu weniger Gängelung und mehr Freiheit. 
Flexibilität ist neben den Produktionskosten ein ganz 
entscheidender Wettbewerbsfaktor. Da möchte ich 
Frau Heidecke nachdrücklich widersprechen, die 
das hier in Frage gestellt hat. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Es ist erfreulich, daß sich die Genehmigungsver-
fahren in den letzten Jahren deutlich beschleunigt 
haben. Das hat zwei Ursachen. 

Erstens. Ausgehend von den neuen Bundeslän-
dern gab es einen gewissen Wettbewerb. Da war In-
teresse an Investitionen vorhanden. Diese waren er-
wünscht. Es hat ein Wettbewerb der Länder um ra-
schere Genehmigungsverfahren begonnen, was 
dazu geführt hat, daß sich die Mentalität in den Be-
hörden verändert hat. 

Zweitens. Auch das ist ein wichtiger Punkt: Natür-
lich greift auch das Investitionserleichterungsgesetz, 
das wir beschlossen haben. Das haben die Sachver-
ständigen in der Anhörung ausdrücklich bestätigt. 

Deswegen, Herr Kollege Schütz und Herr Kollege 
Schily, kann ich Ihnen nur sagen: Wenn Sie sich hier 
hinstellen und sagen, das sei genug, das reiche doch, 
so sind wir der Meinung, das reicht nicht. 

(Otto Schily [SPD]: Das sagen wir gar 
nicht!) 

Ich kann Sie nur daran erinnern: Als wir damals 
das Investitionsbeschleunigungsgesetz gemacht ha-
ben, waren Sie auch gegen alles. Damals haben Sie 
genau dieselben Argumente vorgetragen. Damals 
haben Sie auch erklärt, das würde zum Desaster füh-
ren, zum Abbau von Umweltstandards, zum Abbau 
der Einwirkungsmöglichkeiten Dritter. Das tragen 
Sie jetzt wieder genauso vor. Wir haben damals recht 
gehabt, und wir werden jetzt recht behalten. Deswe-
gen kann ich Ihnen nur sagen: Rot-Grün ist ein 
schlechter Ratgeber. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Dietmar Schütz 
[Oldenburg] [SPD]: Das könnt ihr gar nicht 
beurteilen! Wer nichts weiß, kann auch 

nicht handeln!) 

Frau Heidecke, wir können uns nicht darauf ausru-
hen, daß Genehmigungsverfahren schneller gewor-
den sind. Sie sind zwar kürzer geworden, aber es 
sind immer noch zu viele Genehmigungsverfahren. 
Es entsteht Bürokratieaufwand bei Unternehmen 
und Behörden. Anlagenänderungen machen bis zu 
85 Prozent der Genehmigungsverfahren aus. Viele 
dieser Änderungen bringen auch Verbesserungen im 
Umweltbereich und haben keine wesentlichen nach-
teiligen Auswirkungen. Hier halten wir es für wich-
tig, den Weg eines einfacheren Anzeigeverfahrens 
zu wählen. 

Mit den Änderungen im Bundes-Immissions-
schutzgesetz schaffen wir auch eine klare neue Sy-
stematik. Das ist schon mehrfach erklärt worden. Än-
derungen genehmigungsbedürftiger Anlagen sind 
danach grundsätzlich nur anzeigepflichtig. Wo aller-
dings von einer Änderung nachteilige Auswirkun-
gen auf Umwelt und Gesundheit zu erwarten sind, 
gilt weiter das Genehmigungsverfahren. Wenn er-
hebliche nachteilige Auswirkungen zu erwarten 
sind, bleibt das Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteili-
gung bestehen. Liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der Opposition, ich kann also diesen Vorwurf, den 
Sie uns hier machen, wir würden Umweltstandards 
abbauen und auch die Rechte Dritter entsprechend 
abbauen, überhaupt nicht nachvollziehen. Das ist in 
keiner Weise der Fall, weil wir das, was wir in das 
Anzeigeverfahren hineinnehmen, von den Genehmi-
gungsverfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung her-
übernehmen und nicht etwa von denen mit Öffent-
lichkeitsbeteiligung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Schütz, nun zum Stichwort „Bürger 
als Störfaktor" . Das geht genauso an der Wirk lichkeit 
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vorbei wie der Vorwurf des Kollegen Schily, auf den 
ich vorhin schon eingegangen bin. Wenn Sie immer 
sagen, alle Sachverständigen hätten uns eindeutig 
widersprochen und gesagt, das würde a lles nichts 
bringen, vergessen Sie: Das hat auch seinen Grund 
und eine Vorgeschichte. Wir haben die Schlichter

-

Kommission eingesetzt, eine unabhängige Kommis-
sion von Sachverständigen. Diese hat sich ja auch 
etwas bei ihren Vorschlägen gedacht. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Die 
haben Sie ausgesucht! - Ina Albowitz 

[F.D.P.]: Suchen Sie Ihre nicht aus?) 

Wir haben einen Teil dieser Vorschläge übernom-
men, nicht alles, aber einen Teil, und zwar nach reif-
licher Prüfung. Da können Sie sich doch nicht hier 
hinstellen und sagen, alle seien unisono gegen das, 
was wir machen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Nicht 
gegen alles! Das habe ich so nicht gesagt!) 

Das Verfahren bleibt weiter in der Hand der Be-
hörde. Sie kann durch Auflagen auch beim Anzeige-
verfahren die notwendigen Schutzmaßnahmen 
durchsetzen, und sie kann sogar auf einem Genehmi-
gungsverfahren bestehen, wenn doch erhebliche 
Auswirkungen zu erwarten sind. So wird auch in Zu-
kunft dafür Sorge getragen, daß wir beim Schutz von 
Umwelt und Gesundheit einen hohen Standard er-
halten. Alles andere - das sage ich deutlich - wäre in 
unserem hochindustrialisierten und dichtbesiedelten 
Land auch nicht verantwortbar. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Abschließend möchte ich nur sagen: Wir haben im 
Laufe des Gesetzgebungsverfahrens und nach der 
Anhörung eine Reihe von Punkten aufgenommen, 
die auch in unseren Änderungsanträgen besprochen 
worden sind, so daß sich vieles von dem, was Sie an 
Argumenten vorgetragen haben, auf den Stand da-
vor bezog und damit ins Leere ging. 

Die F.D.P. nimmt die Forderung nach einem schlan-
ken Staat ernst. Wir kämpfen für bessere Rahmenbe-
dingungen, um Arbeitsplätze zu erhalten und neue 
zu schaffen. Das machen wir mit diesem Gesetzes-
vorhaben, und deswegen stimmen wir diesem auch 
zu. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Alfred Hartenbach, SPD. 

Alfred Hartenbach (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich muß heute 
Stakkato sprechen, weil mir vier Minuten fehlen. 

Bei dem, was ich in den Beratungen gehört habe, 
ist mir mein früheres Studium, das der Theologie, in 
den Sinn gekommen. Ich habe einige Sätze aus dem 
Buch Prediger gefunden, die hierauf genau passen. 
Sie lauten: 

Worte von Weisen, die sich in Ruhe vernehmen 
lassen, sind besser als das Geschrei des Herr-
schers unter den Toren. 

- Damit sind keine Fußballtore gemeint. - 

(Heiterkeit) 

Wenn aber der Unmut des Herrschers sich gegen 
dich erhebt, so verlasse deinen Posten nicht; denn 
Gelassenheit macht große Verfehlungen wett. 

Das trifft genau auf das zu, was hier gelaufen ist. 

(Zustimmung bei der SPD - Zuruf von der 
CDU/CSU: Gegen das Wo rt  haben wir 

nichts!) 

- Während ihr klatscht, rede ich weiter. 

Das Verhalten der Regierung bei der Vorbereitung 
dieser Gesetze ist durch ein überstürztes Vorgehen 
geprägt, so als habe man ein schlechtes Gewissen 
und etwas zu verbergen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das steht aber 
nicht im Buch Prediger!)  

Zunächst wurde ein Referentenentwurf in Umlauf 
gebracht, der jedoch einer breiteren Öffentlichkeit 
nicht zugänglich gemacht wurde. Ich komme darauf 
noch einmal zurück. 

Einige Verbände hatten gleichwohl Kenntnis da-
von erhalten und sprachen sich in übereinstimmen-
den Voten mit beachtlichen Argumenten gegen die 
geplanten Änderungen aus. Ungeachtet des einhelli-
gen Urteils der Fachwelt brachte die Bundesregie-
rung im März 1996 einen dem Referentenentwurf 
entsprechenden Entwurf in das Beratungsverfahren 
ein. Das Geschrei des Herrschers war eben doch grö-
ßer als die Vernunft der Weisen. Alle in der Koalition 
dachten: Abwarten, nicht bewegen, Gelassenheit 
macht große Verfehlungen wett! 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sie reden zu schnell!) 

- Wenn ich Zeit hätte, würde ich es ein bißchen lang-
samer machen, Frau Albowitz. 

Das sieht dann so aus: Das Parlament erfährt erst 
einmal nichts von dem Gesetz. Eine eingehende Be-
teiligung der Praxis - Verwaltung, Gerichte, An-
wälte -, wie sonst üblich, fand nur auf Sparflamme 
statt. Oder war man nach den ersten Trendmeldun-
gen gar nicht an der Meinung der Praxis interessie rt? 

Professor Redeker - ich zitiere ihn genauso wie 
Otto Schily - erklärt dazu unter dem Titel „Neue Ex-
perimente der VwGO?" unter anderem: 

Angesichts der groben Mängel des Entwurfs und 
jedes Verzichts auf einen vorbereitenden klären-
den Dialog mit den Vertretern der Gerichtsbar-
keit wäre es für den Verwaltungsprozeß verhee-
rend, wenn die Novelle verabschiedet würde! 

Spät, sehr spät, erst nach unserer Kritik, erst nach 
den vernichtenden Urteilen der Sachverständigen 
aus zwei Anhörungen, rückten einige in der Koali-
tion etwas von ihrem Posten ab - aber nicht entschei-
dend. Erst vor zehn Tagen hat in der Koalition das 
große Nachdenken begonnen. Berichterstatterge- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 	10369 

Alfred Hartenbach 

spräche wurden unter enormem Zeitdruck geführt. 
Eine anständige Beratung, wie die Öffentlichkeit sie 
bei einem so wichtigen Gesetz erwarten darf, fand 
praktisch nicht statt. 

Immerhin zeigt die Koalition in einem wichtigen 
Punkt Einsicht: Die beabsichtigte Regelung, das Ge-
richt zu verpflichten, der Behörde bei der Nachbesse-
rung eines fehlerhaften Bescheides zu helfen, gegen 
die Interessen des klagenden Bürgers zu handeln, 
sich dem Vorwurf der Parteilichkeit auszusetzen, ist 
nun Gott sei Dank vom Tisch. Welch absurde Vorstel-
lung wäre das auch gewesen: unabhängige Richter 
als Gehilfen der Verwaltung! Mit dem Prinzip der 
Gewaltenteilung und dem Prinzip der Gerechtigkeit 
war das nicht vereinbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer sich dieses Bubenstück ausgedacht hat, muß 
sich ernsthaft fragen lassen, ob er noch auf dem Bo-
den des Rechtsstaats steht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Also: Auch wenn sich die Koalition in dem einen 
oder anderen Punkt von ihrem Posten bewegt hat, 
verbleiben immer noch große Mängel, bleibt immer 
noch ein Entwurf, der allen Bedürfnissen der Praxis 
zuwiderläuft, der schon in der Entstehung von der 
Praxis abgelehnt wurde, der auch heute, am Ende ei-
nes verdammt kurzen Beratungsweges, gegen über-
zeugende Argumente der Praxis und der Opposition 
im Hauruckverfahren durchgepeitscht, durchgeboxt 
werden soll. Das ist kein Gesetzgebungsverfahren, 
das ist ein Gesetzdurchsetzungsverfahren. 

Das Gesetz sollte Verfahren vereinfachen und be-
schleunigen. So war es jedenfalls gedacht. Tatsäch-
lich gibt es keine Beschleunigungseffekte, und die 
„Vereinfachung der Verfahren" liegt allein im Ab-
schneiden von Rechtsgarantien und im Beschneiden 
von Rechtsmitteln. 

(Beifall bei der SPD) 

Dort , wo man im Moment die größte Entlastung be-
nötigt, bei den Verwaltungsgerichten, schafft das Ge-
setz gar eher noch zusätzliche Belastungen. Für die 
Genehmigung von Großprojekten, also bei jenen 
Verfahren, die zur Sicherung des Standortes 
Deutschland so notwendig sind, Herr Hinsken, be-
wirken die neuen Vorschriften nichts. Hier ist bei 
Klagen immer das Oberverwaltungsgericht die erste 
Instanz. 

Wen wundert es da, daß der Präsident des Bundes-
verwaltungsgerichts von einem Placebogesetz redet? 
Vielleicht hilft es ja, wenn man nur fest daran glaubt. 

Allein, der Glaube wird hier keine Berge verset-
zen. Nicht nur die Fachleute lehnen das Gesetz ab. 
Es war absolut peinlich, wie sie den Entwurf verris-
sen haben. Jeder Schauspieler, der etwas auf sich 
hält, würde sich bei einer solchen Kritik dem Büh-
nentod hingeben. Das war absolut peinlich! Mehr 
und mehr andere gesellschaftliche Gruppen mischen 
sich ein, bemängeln einzelne Vorschriften und for-
dern Nachbesserungen. Auch das Kommissariat der 
katholischen Bischöfe meldet sich zu Wo rt  und will  

bei der Regelung des Anwaltzwanges eine weitere 
Ausnahme. Dieser Forderung werden Sie natürlich 
stattgeben, meine Damen und Herren von der Koali-
tion. Dann aber haben wir eine Regelung, die st rikt 
etwas vorschreibt, aber durch Ausnahmen wieder al-
les relativiert. Das ist ungerecht und hilft dem Bürger 
nicht weiter. 

Es geht mit den Ungerechtigkeiten und Unge-
reimtheiten munter weiter. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Nehmen wir die Zulassungsberufung als neue und 
wirkungsvolle Waffe gegen den Bürger, 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Gegen die Ver

-

zögerung, Herr Kollege!) 

der mit dem Urteil erster Instanz unzuf rieden ist. 
Eine Berufung wird nur noch durchgeführt, wenn 
ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils be-
stehen. Wann aber ist das der Fall? Wo legt das Ober-
verwaltungsgericht die Meßlatte an? Wir werden 
eine in sich zersplitterte Rechtsprechung in allen 
Bundesländern bekommen, 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sie haben 
überhaupt kein Vertrauen mehr zur deut-
schen Gerichtsbarkeit! - Norbe rt  Geis 

[CDU/CSU]: Sie sind doch selber Richter!) 

und nichts wird mehr bewirkt werden. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Sie wissen doch, 
wie das ist!) 

- Ich kann lauter schreien als Sie, Herr Geis. 

Geradezu kontraproduktiv sind die Berufungsvor-
aussetzungen der „grundsätzlichen Bedeutung" so-
wie „der tatsächlichen und rechtlichen Schwierigkei-
ten" : Vor nicht ganz drei Jahren hat dieses Parlament 
Einzelrichter an Verwaltungsgerichten installiert und 
im Gesetz festgeschrieben, daß diese nur einfache 
Sachen ohne grundsätzliche Bedeutung verhandeln 
dürfen. Wie ist das nun, wenn gegen ein solches Ur-
teil Berufung eingelegt wird? Muß sie gleich abge-
schmettert werden? 

Ich weiß, daß diese hohe Schule der Justiz nicht 
alle auf Anhieb verstehen. Deswegen verdeutliche 
ich es einmal mit einem populären Satz: Was dieser 
Bundestag vor drei Jahren mit den Händen aufge-
baut hat, wird heute von der Koalition mit dem Hin-
tern eingerissen. 

(Beifall bei der SPD - Norbert Geis [CDU/ 
CSU]: Das ist populistisch, nicht populär!) 

Das ist genau das Ergebnis eines planlosen Han-
delns, ein Spiegelbild der Politik dieser Regierung. 

Einen vorläufigen Höhepunkt des gedankenlosen 
und praxisfernen Werkeins erleben wir mit der Zu-
lassungsbeschwerde. Ein Zulassungsverfahren zieht 
die Sache nur in die Länge, und in aller Regel gera-
ten die Rechtsgarantien des Bürgers mehr und mehr 
ins Hintertreffen. 
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Aber diese Regelung kann auch ein Eigentor wer-
den. Wenn das Verwaltungsgericht die Behörde zu 
einer Handlung oder Duldung verpflichtet - etwa 
wie in Gorleben - und die Beschwerde nicht zuläßt, 
was dann? 

Die in der Regierung diesen Gesetzentwurf auf 
dem Gewissen haben, wissen offensichtlich nichts 
über die Arbeit an der Basis, wissen vielleicht noch 
nicht einmal, wie ein solches Verwaltungsverfahren 
abläuft. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: So wird 
es wohl sein!) 

Wir werden diesen Entwurf zurückweisen. Wir ha-
ben uns in den Beratungen nicht verschlossen, ha-
ben vernünftige eigene Vorschläge unterbreitet, die 
natürlich von der Mehrheit abgelehnt worden sind. 
Wir haben einer Vielzahl von Kompromißvorschlägen 
sogar zugestimmt, und wir waren und sind zu weite-
rer konstruktiver Mitarbeit bereit. Wir heben unsere 
Hand aber nicht für ein Machwerk, das politisch 
schlampig vorbereitet, handwerklich unsauber erar-
beitet, in sich widerspruchsvoll ist und in den we-
sentlichen Punkten die selbst vorgegebenen Ziele 
um Lichtjahre verfehlt. 

Wieder einmal wird sich bestätigen - schaun mer 
mal! -, was auch andere Änderungsgesetze der letz-
ten Zeit immer wieder gezeigt haben: Wahrneh-
mungsvermögen und Vorstellungskraft dieser Regie-
rung stimmen mit den Bedürfnissen der gerichtlichen 
Praxis, des Justizalltags nicht überein. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wollen hier ein Gesetz durchpauken, das von 
Sachverständigen in der Luft zerrissen wurde, das 
von der Praxis völlig abgelehnt wird, das Staatsver-
drossenheit bei den Bürgern auslöst. Sie wissen 
selbst, daß Sie der Justiz, den Bürgern und uns allen 
einen schlechten Dienst erweisen. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Eine maßlose 
Übertreibung!) 

Das sechste Gesetz zur Änderung der Verwaltungs-
gerichtsordnung ist überflüssig. Deshalb schließe ich 
mit dem Statement eines der Sachverständigen aus 
den Anhörungen: Lassen Sie die Finger von einer 
Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung! Es wird 
nicht besser, sondern nur viel schlimmer. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Ronald Pofalla, CDU/CSU-Fraktion. 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Vor uns liegt unter ande-
rem ein umfangreicher Gesetzentwurf zur Änderung 
der Verwaltungsgerichtsordnung und anderer Ge-
setze. Auf die Verwaltungsgerichtsordnung möchte 
ich im Rahmen meiner Ausführungen näher einge-
hen, und ich erlaube mir die Vorbemerkung, Herr 

Kollege Hartenbach - dasselbe gilt für den Kollegen 
Häfner -: Sie haben zu einer Sache und einem An-
tragsstand geredet, die vielleicht zum Zeitpunkt der 
Einbringung der beiden Gesetzentwürfe, sei es der 
Regierungsentwurf oder der Bundesratsentwurf, zu-
treffend waren, aber überhaupt nichts mehr mit dem 
zu tun haben, was jetzt Beschlußgegenstand im 
Rechtsausschuß war und im Anschluß im Plenum 
sein wird. Ich werde darauf gleich näher einzugehen 
versuchen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich möchte vorab eine Bemerkung machen: Die 
SPD behauptet immer, grundsätzlich seien Verfah-
rensbeschleunigungen und Verfahrensvereinfachun-
gen richtig. Wenn aber konkrete Vorschläge auf dem 
Tisch liegen, die substantielle Bedeutung haben, 
werden sie von seiten der Sozialdemokraten abge-
lehnt. Diese Doppelzüngigkeit haben wir auch im 
Rahmen der Beratungen im Rechtsausschuß immer 
wieder erlebt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ich möchte gern auf die Änderungen eingehen, 
Herr Kollege Schily, die im Laufe der Beratungen 
stattgefunden haben. Es wurde davon gesprochen, 
der Beratungszeitraum sei zu kurz gewesen. Ich er-
laube mir dazu die Anmerkung, daß hier bereits jah-
relang über die Einführung verschiedener Institute - 
Annahmeberufung, Zulassungsberufung und Ver-
kürzungen im Normenkontrollverfahren - diskutiert 
wird. Es kann nicht so getan werden, als ob mit der 
Vorlage konkreter Gesetzentwürfe Diskussionen be-
ginnen. 

Ganz im Gegenteil: Der Rechtsausschuß hat sei-
nerseits großen Wert darauf gelegt, zwei Anhörun-
gen durchzuführen. Eine große Anhörung fand im 
Zusammenhang mit anderen Gesetzen am 8. Mai 
1996 statt. Der Rechtsausschuß hat aber großen Wert 
darauf gelegt, Herr Kollege Schily, am 22. Mai eine 
eigene Anhörung ausschließlich zur Verwaltungsge-
richtsordnung durchzuführen. Das, was do rt  vor-
getragen worden ist - das will ich Ihnen gern erläu-
tern -, hat im Vergleich zur ursprünglichen Regie-
rungsvorlage zu umfangreichen Änderungen ge-
führt. 

Ich beginne mit den Heilungsvorschriften. Hier 
war der generelle Vorwurf der Sachverständigen, 
daß durch die Addition von vier oder fünf beabsich-
tigten Heilungsvorschriften das Verwaltungsgericht 
in seiner Neutralität möglicherweise gefährdet sei 
und eine Parteirolle zugunsten der Verwaltungsbe-
hörden einnehmen würde. Wir haben dazu Änderun-
gen vorgenommen, auf die ich jetzt näher eingehen 
möchte. 

Wir haben eine Änderung in § 94 VwGO vorge-
nommen. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Eine gute Ände

-

rung!)  

Dort  ist die Frage geregelt, wann und durch wen ein 
Aussetzungsantrag gestellt werden kann. Die Regie

-

rungsvorlage sah vor, daß ein solcher Antrag ledig- 
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lich von der Verwaltungsbehörde gestellt werden 
kann. Hier haben wir nachgebessert: Alle am Verfah-
ren Beteiligten können diesen Aussetzungsantrag 
stellen. Es handelte sich ursprünglich um eine Soll

-

Vorschrift. Aus ihr ist im Rahmen der Beratungen auf 
Grund der vorgetragenen Bedenken eine Kann-Vor-
schrift gemacht worden. 

Es gab eine weitere Änderung. Das Antragsverfah

-

ren war an die Frage der Sachdienlichkeit gekop-
pelt. Die Sachdienlichkeit allein hat uns aber nicht 
ausgereicht, weil die Novelle unter dem Oberthema 
der Beschleunigung stand. Deshalb haben wir Wert 
darauf gelegt - und haben dies auch eingefügt -, daß 
ein Antrag nur dann gestellt werden kann, wenn im 
Sinne der Verfahrenskonzentration von Sachdien-
lichkeit geredet werden kann. 

Wir haben damit deutlich gemacht, worauf es uns 
im Rahmen der Änderung des § 94 VwGO ankommt. 
Herr Kollege Schily, Sie werden es nicht wissen, aber 
Ihre sozialdemokratischen Kollegen haben dieser 
Neufassung des § 94 im Rechtsausschuß zugestimmt. 

(Beifall des Abg. Detlef Kleine rt  [Hannover] 
[F.D.P.] - Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: So 

schlecht war das gar nicht!) 

Deshalb kann doch nicht so getan werden, als ob 
ständig Rechte zu Lasten der Bürger oder von An-
tragstellern eingeschränkt würden. Ganz im Gegen-
teil, die Verfahrensweise an dieser Stelle hat Sie be-
wegt, ihr zuzustimmen. Dann tun Sie aber bitte 
schön nicht so, als ob dieser Gesetzentwurf in Gänze 
und in allen Teilen von Ihnen abgelehnt würde! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zuruf des Abg. Otto Schily 

[SPD]) 

Ich nenne Ihnen ein zweites Beispiel: die Regelung 
des § 113 VwGO. Dagegen hat es erheblichste Be-
denken der Sachverständigen gegeben. Diese Be-
denken der Sachverständigen haben dazu geführt, 
daß wir uns nach einem langen Beratungsverfahren 
entschieden haben, den § 113 in dieser Form nicht zu 
übernehmen. Das hat doch die zweite Anhörung, 
Herr Kollege Hartenbach, am 22. Mai ergeben. Wir 
haben uns in der Frage bewegt; insofern hat doch 
jetzt der Beschlußtext in diesen beiden von mir ge-
nannten Fällen nichts, aber auch überhaupt nichts 
mehr mit der ursprünglichen Regierungsvorlage zu 
tun. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Po-
falla, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Bitte schön. 

Alfred Hartenbach (SPD): Herr Kollege Pofalla, ich 
hatte ja gesagt, daß ich mich in meiner Redezeit et-
was beschränken mußte, weil ich sie teilweise zu-
gunsten des Landes Sachsen-Anhalt abgetreten 
hatte. 

(Norbe rt  Geis [CDU/CSU]: Deswegen 
haben Sie nur uns beschimpft!) 

Aber Herr Kollege Pofalla, haben Sie meine sehr 
klare und deutliche Aussage nicht zur Kenntnis ge-
nommen, daß sich bei Ihnen in der Koalition etwas 
bewegt hat und wir einigen Vorschriften zugestimmt 
haben. Es gab sicherlich einige durchaus ver-
nünftige. Haben Sie das zur Kenntnis genommen, 
oder soll ich es Ihnen noch einmal deutlich machen? 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist etwas 
untergegangen!) 

- Weil Sie dauernd dazwischengeschrien haben! 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Herr Kollege Harten-
bach, ich habe es zur Kenntnis genommen. Nur, 
meine Verwunderung über Ihren Redetext halte ich 
aufrecht. 

Bei den ganzen Vorschlägen, die wir beraten ha-
ben - bleiben wir doch nur einmal bei der Annahme-
berufung, um Ihnen auch weitere Änderungen auf-
zuzeigen -, haben wir uns im wesentlichen auf Bun-
desratsvorschläge konzentriert. Wenn ich die Mehr-
heitsverhältnisse im Bundesrat noch richtig in E rin-
nerung habe, gibt es do rt  entsprechende Mehrhei-
ten, die Ihnen parteipolitisch wohl eher zugewandt 
sind. Bei der Annahmeberufung haben wir den Bun-
desratsvorschlag bei den Zulassungsgründen über-
nommen. 

Ihr Vorwurf zu Beginn des Beratungsverfahrens 
war: Mit der Einführung der Zulassungsberufung 
würden wir quasi Rechtsinstanzen den Bürgern weg-
nehmen. Wir haben die Zulassungsgründe jetzt so 
weit und so umfangreich gestaltet, daß von einem 
Streichen nicht gesprochen werden kann. Insofern 
habe ich zwar zur Kenntnis genommen, daß Sie ein-
zelnen Regelungen zugestimmt haben, aber ich habe 
kein Verständnis für die Kampfrede, die Sie hier ge-
rade gehalten haben. Das hat nichts mit dem Bera-
tungsstand des Rechtsausschusses zu tun. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das ist wohl 
wahr! - Otto Schily [SPD]: Die Kampfrede 

war ganz anders!) 

Ich bleibe bei der Annahmeberufung. 

(Alfred Hartenbach [SPD]: Darf ich mich 
jetzt wieder setzen?) 

- Bitte schön. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Wenn Sie ihn 
Platz nehmen lassen, lasse ich die Zeit wieder laufen. 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Bitte. - Nach einer lan-
gen Beratungsphase entschied sich der Rechtsaus-
schuß, die etwas offenere Formulierung des Bundes-
rates bei den Zulassungsgründen für den Fall zu 
übernehmen, wenn die Rechtssache besondere tat-
sächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist. 

Von der jetzt geschaffenen Annahmeberufung be-
haupten wir, daß sie auf der Basis der Zulassungs-
gründe des Bundesrates und auf der Basis der Zulas-
sungsgründe des Regierungsentwurfes eine so of-
fene Gestaltung gefunden hat, daß nicht von einer 
Beschneidung der Rechtsinstanzen, sondern nur da- 
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von gesprochen werden kann, daß wir in einfachen 
Verfahren, wo in erstinstanzlichen Urteilen völlig 
klar ist, daß auch in weiteren Instanzen keine andere 
Entscheidung ergehen wird, durch die Annahmebe-
rufung eine Beschränkung vornehmen. 

Dieser Vorschlag kommt auch von seiten der so-
zialdemokratisch regierten Bundesländer. Diesen 
Vorschlag haben Sie im Rechtsausschuß abgelehnt. 
Sie haben ihn auch abgelehnt, nachdem wir sogar 
die Formulierungen des Bundesrates - ich habe das 
gerade vorgetragen - übernommen haben. Wie Sie 
diesen Spagat, von seiten der Länder die Erkenntnis 
zu haben, Gerichtsverfahren verkürzen zu müssen, 
im Bundestag aber zu behaupten, im Bereich der 
Verwaltungsgerichtsordnung würden Bürgerrechte 
beschnitten, schaffen, müssen sie nach außen selber 
vertreten. Wir werden immer wieder darauf hinwei-
sen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Pofalla, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 
von Herrn Hartenbach? 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Bitte schön. 

Alfred Hartenbach (SPD): Herr Kollege Pofalla, 
stimmen sie mit mir überein, daß bei konsequenter 
Anwendung von Nummer 2 und 3 in § 124 Abs. 2 der 
Verwaltungsgerichtsordnung, die Sie eingefügt ha-
ben, der Einzelrichter wieder abgeschafft werden 
müßte, weil nämlich der Einzelrichter nur Verfah-
ren verhandeln darf, die rechtlich und tatsächlich 
einfach und die von keiner grundsätzlichen Bedeu-
tung sind, während Sie mit der, Sie sagen: Zulas-
sungsberufung - 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Nein, Annahmeberu-
fung. 

Alfred Hartenbach (SPD): - im Gesetz steht „Zu-
lassungsberufung" -, während Sie mit der Annahme-
berufung, von Ihnen „Zulassungsberufung" ge-
nannt, erreichen wollen, daß nur Sachen von tatsäch-
licher und rechtlicher Schwierigkeit und von grund-
sätzlicher Bedeutung zugelassen oder angenommen 
werden sollen? Stimmen Sie mit mir überein, daß da-
mit entweder alle Urteile, die vom Einzelrichter kom-
men, von vornherein zurückgewiesen werden müß-
ten, weil sie einfach sind und keine grundsätzliche 
Bedeutung haben, oder aber bei Annahme unver-
züglich an das Verwaltungsgericht erster Instanz zu-
rückgewiesen werden müßten, weil nämlich nicht 
vor dem gesetzlichen Richter verhandelt worden ist? 

Ich bleibe jetzt gern zehn Minuten stehen. 

Ronald Pofalla (CDU/CSU): Die Antwort ist relativ 
einfach, weil wir uns darüber bereits gestern im Aus-
schuß ausführlich ausgetauscht haben. Ich teile Ihre 
Auffassung ausdrücklich nicht. Im Rahmen der An-
hörung ist dieses Argument von zwei Sachverständi-
gen vorgetragen worden. Beide Sachverständige ha- 

ben zusätzlich die Behauptung aufgestellt - ich kann 
nicht überprüfen, ob das so ist -, daß beispielsweise 
im Land Baden-Württemberg auf den Einzelrichter 
eben nicht nur einfache Verfahren übertragen wür-
den, sondern auch schwierige und in ihrer Grund-
satzbedeutung wichtige Verfahren. 

Wenn das so ist, dann führt unser Vorschlag dazu, 
daß über den Hinweis, daß der gesetzliche Richter 
nicht geurteilt hat, das erstinstanzliche Urteil in der 
Tat wieder aufgehoben wird. Damit würde die Ver-
teilungspraxis der Gerichte in solchen Bundeslän-
dern, in denen es offensichtlich anders gehandhabt 
wird, in eine Form gegossen, die der Deutsche Bun-
destag mit der letzten Novelle der VwGO immer ge-
wollt hat. Insofern stimme ich Ihnen nicht zu. Im Ge-
genteil, ich bin zutiefst der Auffassung, daß diese Re-
gelung dazu führt, daß wir beim Einzelrichtersystem 
endlich eine bundeseinheitliche Regelung bekom-
men werden. 

(Alfred Hartenbach [SPD]: Das dient der 
Beschleunigung der Verfahren?) 

Ich will versuchen, auf einen weiteren Punkt ein-
zugehen, um der Öffentlichkeit aufzuzeigen, daß Sie 
zu Entwürfen, aber nicht - ich wiederhole mich - zu 
der Beschlußlage des Rechtsausschusses geredet ha-
ben. 

Ich gehe auf § 114 VwGO ein. Im Regierungsent-
wurf war vorgesehen, daß die Begründung des ange-
fochtenen Verwaltungsakts im verwaltungsgerichtli-
chen Verfahren ergänzt werden kann. Wir haben uns 
auf Grund von Urteilen des Bundesverwaltungsge-
richts jetzt auf eine Formulierung zurückgezogen, 
die zwar eingeschränkter, aber unter rechtsstaatli-
chen Gesichtspunkten völlig korrekt ist, weil sie der 
Spruchpraxis des Bundesverwaltungsgerichts ent-
spricht. Wir haben jetzt nämlich festgelegt, daß in ei-
nem verwaltungsgerichtlichen Verfahren nur Ermes-
senserwägungen hinsichtlich des Verwaltungsakts 
bis zum Ende des verwaltungsgerichtlichen Verfah-
rens ergänzt werden können. Dies steht im Gegen-
satz zum Regierungsentwurf, der sich an dieser 
Stelle nur auf die Begründung des Verwaltungsaktes 
bezog. Ich glaube, daß diese Veränderung unter 
rechtsstaatlichen Gesichtspunkten korrekt ist und 
der Spruchpraxis des Bundesverwaltungsgerichts 
entspricht. 

Wenn jetzt so getan wird, als würde bei den Hei-
lungsvorschriften quasi in bestehende Rechte der 
Bürger eingegriffen - Sie haben eine Ausnahme ge-
macht, das gestehe ich Ihnen zu -, dann hat das, da-
bei bleibe ich, nichts mit der wirklichen Beschlußlage 
des Rechtsausschusses zu tun. Die beiden Anhörun-
gen im Rechtsausschuß haben alle Gruppierungen 
dort  - ich beziehe Sie ausdrücklich mit ein, uns aber 
auch - dazu bewegt, die Vorlage zur Verwaltungsge-
richtsordnung Punkt für Punkt durchzugehen. Sie 
wissen selber, daß wir über 30 Seiten Änderungsan-
träge zum Regierungsentwurf beschlossen haben, 
die der unterschiedlichen Interessenlage auch der 
Bundesländer in erheblichem Maße Rechnung getra-
gen haben. 
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Ich will  zum Schluß auf die Ministerin Heidecke 
eingehen, weil für sie dasselbe gilt, was ich auf Sie 
bezogen, Herr Hartenbach, gesagt habe. Zwar haben 
Sie im Schwerpunkt gerade zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz, aber auch zum Gesetzespaket geredet. 
Dazu erlaube ich mir die Anmerkung, daß das, was 
Sie vorgetragen haben, nun wirklich nicht dem Bera-
tungsstand und den Ergebnissen entspricht, die in 
den Fachausschüssen gesucht worden sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war ein 
Phantom, dem er nachgelaufen ist!)  

Bleiben wir bei der Verwaltungsgerichtsordnung. 
Der Bundesrat war der Träger dieser Gesetzesinitia-
tive, auch im Blick auf die Bundesregierung. Ich er-
laube mir die Einschätzung - ich habe es nicht nach-
gerechnet -, daß wahrscheinlich die Mehrzahl der 
Regelungen, die wir zur VwGO getroffen haben, auf 
eine Initiative des Bundesrates zurückzuführen ist. 
Auch in diesen Regelungen sind Verfahrensrechte 
von Bürgern eingeschränkt worden. Deshalb kann 
ich Ihre Ausführungen zu diesem Punkt nicht verste-
hen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist seine 
Doppelzüngigkeit!) 

Wir folgen dem Bundesrat, und Sie kritisieren das. 
Diese Doppelzüngigkeit müssen Sozialdemokraten 
und Grüne nach außen selber verantworten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Reinhard Schultz, SPD-Fraktion. 

Reinhard Schultz (Everswinkel) (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wenn ich - ohne je-
des Vorurteil - der Vertreter eines ausländischen Un-
ternehmens wäre, in Deutschland zum Beispiel eine 
Fabrik bauen wollte, mich umschauen würde, wie 
ich das organisieren muß, und vor einem halben Jahr 
in Deutschland eingetroffen wäre, dann wäre ich zu-
nächst einmal zutiefst erschreckt gewesen. Die öf-
fentliche Diskussion wird dadurch bestimmt, daß ein 
Teil der Politik offensichtlich meint, daß der Standort 
Deutschland kaputt sei, und nicht daran glaubt, daß 
auf ordentliche Art  und Weise Genehmigungen für 
ein Vorhaben zustande kommen können. Ich würde 
mich zunächst einmal mit Grausen abwenden. 

Dann würde mich der Kollege Schlee ansprechen 
und sagen: „Komm, wir regeln das. Wir beschleuni-
gen die Genehmigungsverfahren." Eben hat er ge-
sagt, schnelles Recht sei gutes Recht. Es werden also 
standrechtliche Genehmigungsverfahren ohne Dritt-
schutz eingeführt. 

(Beifall bei der SPD - Lachen und Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Ich hätte Vertrauen in den Kollegen Schlee gefaßt, 
will  noch bleiben und würde zuschauen, wie sich das 
entwickelt, möglicherweise auf der Zuschauertri-
büne sitzen und abwarten, ob der Bundestag die Pro-
bleme tatsächlich löst. Dabei würde ich den Kollegen 

Kleinert  hören. Der würde sagen: „Na, so meinen wir 
das auch nicht. Wenn wir etwas über das Ziel hinaus-
schießen, müssen wir das eben zurücknehmen. Ich 
halte etwas von der empirischen Methode. Wir pro-
bieren das einmal aus. Wir starten eine A rt  Freiland

-

versuch Rechtsstaat, 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Das ist 
ein guter Begriff!)  

wenn auch zu Lasten des Schutzes Dritter." Das 
würde mich wiederum sehr nachdenklich machen. 
Denn für mich, der ich an einer schnellen Genehmi-
gung interessiert  bin, ist die Frage der Rechtssicher-
heit ein hohes Gut. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Dann würde der Kollege Paziorek kommen und sa-
gen: „Hier in Deutschland werdet ihr demnächst an-
fangen können, eure Fabrik zu bauen, auch wenn 
noch kein Genehmigungsbescheid und auch noch 
kein letztinstanzliches Urteil vorliegt." Ich fühlte 
mich befreit. Doch dann kommt der Zusatz: „Wenn 
aber hinterher, nachdem du schon fast beim Richtfest 
bist, die Genehmigung versagt wird, dann mußt du 
alles abreißen und den ursprünglichen Zustand wie-
derherstellen. " Das würde mich als ausländischen In-
vestor geradezu begeistern, und ich würde mich mit 
Grauen abwenden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Das würde nämlich nur dann aufgehen, wenn mir 
Herr Paziorek gleichzeitig augenzwinkernd sagen 
würde: „In der Wirklichkeit wird das natürlich nie so 
eintreten. Denn wenn die Fabrik erst einmal gebaut 
ist, reißt die keiner mehr ab. Das ist nämlich eine 
Frage der Verhältnismäßigkeit. Dann nehmen wir 
notfalls zugunsten dieser Fabrik, die ohne Genehmi-
gung zustande gekommen ist, die Störung der 
Rechte Dritter in Kauf." So wird die Wirk lichkeit aus-
sehen. Das ist etwas, was zwar den Investor im Au-
genblick beruhigt, nicht aber mich als Vertreter aller 
Bürger. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Beschleunigungsaktionismus ersetzt leider nicht 
die zu genehmigenden Investitionen. Wir haben Ge-
nehmigungsstatistiken von 1991 bis heute vorliegen. 
Die Zahl von Anträgen, die nach dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz genehmigt werden sollen, sind um 
über 20 Prozent zurückgegangen. Das liegt nicht am 
Genehmigungsrecht, sondern an der wi rtschaftlich 
außerordentlich schwierigen Lage und an einer 
schlechten Wirtschaftspolitik. Das Genehmigungs-
recht schreckt nicht ab, sondern es gibt offensichtlich 
keinen Bedarf und keinen Mut, zu investieren oder 
auch nur einen Antrag zu stellen. Das ist das Haupt-
problem. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn ich mir die Probleme im Genehmigungsver-
fahren angucke - ich habe mich jahrelang damit be-
faßt -, dann erkenne ich, daß das erste, was wirklich 
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verzögernd wirkt, das Erreichen einer Vollständig-
keitserklärung von der genehmigenden Behörde ist. 
Selbst wenn wir Fristen für das Verfahren setzen, 
können die natürlich indirekt ausgedehnt werden, 
indem man den Antragsteller immer wieder vor die 
Pumpe rennen läßt und ihm immer wieder neue 
Dinge auferlegt, bis der Antrag vollständig ist. Dies 
wird oftmals als Schikane empfunden. 

Ich denke, man muß Antragsteller an die Hand 
nehmen, aber nicht einseitig. Wenn man als Behörde 
den Antragstellern im Vorfeld hilft, dann muß man 
sich auch darauf verstehen, die möglicherweise be-
troffenen Dritten ebenfa lls an die Hand zu nehmen, 
um ein Agreement, Akzeptanz für eine solche unbü-
rokratische Vorgehensweise zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Alle Instrumente, die hier vorgeschlagen worden 
sind, auch als Pflichtprogramm mit Sternverfahren 
und anderen Verfahren, sind nur dann sinnvoll, 
wenn im Sinne der Waffengleichheit auch betroffene 
Dritte von vornherein in die Verfahren einbezogen 
werden und Genehmigungsverfahren nicht eine Ver-
anstaltung sind, auf denen sich ausschließlich An-
tragsteller und Genehmigungsbehörde wechselseitig 
tief ins Auge blicken, verständigen und sich die Öf-
fentlichkeit wundert. 

Ein weiterer Grund, weshalb die Verfahren so 
lange dauern, ist, daß offensichtlich gegen viele Ge-
nehmigungsbescheide Rechtsmittel eingelegt wer-
den. Schaut man sich diesen Sachverhalt aber näher 
an - ich beziehe mich auf die Genehmigungsstatistik 
von Nordrhein-Westfalen -, stellt man fest, daß bis zu 
10 Prozent aller Verfahren mit Rechtsmitteln ange-
fochten werden. Allerdings werden diese Rechtsmit-
tel zu 80 Prozent von den Antragstellern und nicht 
etwa von Dritten veranlaßt. 

Der Eindruck, daß in erster Linie wildgewordene 
Bürger, Bürgerinitiativen oder andere in einem nor-
malen BImSch-Verfahren dafür verantwortlich wä-
ren, daß diese so lange dauern, ist irreführend. Ein 
Großteil der Verzögerung ist leider auf die Antrag-
steller selbst zurückzuführen, die einen Bescheid 
nicht akzeptieren. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schultz, achten Sie auf die Zeit. 

Reinhard Schultz (Everswinkel) (SPD): Ja. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Er achtet 
nie auf die  Zeit!)  

- Es ist wahr, Herr Dr. Paziorek. Manchmal fühle ich 
mich zeitlos, aber ich werde versuchen, mich an die 
Zeit zu halten. 

Ein weiterer wichtiger und letzter Punkt ist, daß 
Sie mit Ihren Änderungen am Genehmigungsrecht 
den Stand der Technik im Grunde genommen ein-
frieren. Wenn einer nach Ihrem Recht einen Antrag 
stellt, Hauptbauteile einer Anlage, zum Beispiel ei-
nes Kraftwerkes, baugleich zu erneuern, ist das 

keine Änderung mehr, die einer förmlichen Geneh-
migung bedarf. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schultz, es tut mir leid, Sie haben noch einen Satz. 
Dann müssen Sie aufhören. 

Reinhard Schultz (Everswinkel) (SPD): Was wird 
der Antragsteller tun? Er wird immer wieder, mögli-
cherweise über Jahrzehnte, dieselben Bausteine aus-
tauschen, und das Ergebnis wird sein, daß sozusagen 
der Faustkeil und nicht etwa eine dynamische Wei-
terentwicklung moderner Umwelttechnik der Stand 
der Technik bleibt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Bundesministerin Dr. Angela Merkel. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Schultz, Ihr Investor, 
der auf der Tribüne sitzt und aus dem Ausland ange-
reist ist, hat nun von Ihnen gelernt, daß bei uns der 
Faustkeil der Stand der Technik ist. Es steht zu be-
fürchten, daß er nach Ihrem Beitrag nicht wieder-
kommt. 

4 Millionen Arbeitslose in der Bundesrepublik 
Deutschland fordern uns doch wohl, in allen Berei-
chen darüber nachzudenken, wie wir diesen Wi rt

-schaftsstandort so gestalten können, daß mehr Men-
schen in der Bundesrepublik Deutschland Arbeit be-
kommen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.] sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Für mich steht die Debatte heute im Zusammen-
hang mit dieser Aufgabe. Es ist nicht das einzige Pro-
blem, das wir zu lösen haben. Aber niemand wird be-
streiten, daß es ein Problem ist, welches wir zu lösen 
haben. 

Frau Heidecke, ich finde es ziemlich zynisch, wenn 
Sie dem Abgeordneten Hinsken entgegnen, es seien 
ja bloß 30 Prozent der befragten Unternehmer, die 
meinten, daß die Dauer von Genehmigungsverfah-
ren ein wichtiger Beitrag für den Standort Deutsch-
land sei. Vielleicht waren es gerade die 30 Prozent, 
die in den letzten Jahren investiert und sich über so 
etwas geärgert haben. Da kann man nicht einfach sa-
gen, darüber brauche man nicht zu sprechen und al-
les, was unter 50 Prozent sei, interessiere uns nicht. 
Das paßt im übrigen mit Ihrer Vorstellung von Min-
derheitenbeteiligung nicht zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Niemand - ich möchte das als Umweltministerin 
noch einmal unterstreichen - wird bestreiten, daß die 
hohen Umweltstandards in der Bundesrepublik 
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Deutschland an vielen Stellen investitionsfördernd 
wirken. Das sollen sie bleiben, und deshalb ändern 
wir an diesen Standards auch überhaupt nichts. 

Ich muß Ihnen sagen, ich habe heute wieder kein 
Beispiel gehört, wo denn ein Umweltstandard in 
Frage gestellt wurde. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Dar

-

über haben wir nicht geredet! Wir haben 
über die Partizipation geredet!) 

- Zu der Partizipation komme ich noch. 

Unstrittig ist auch - das will  ich ebenfalls noch vor-
ausschicken -, daß die Genehmigungsdauer in ein-
zelnen Regionen der Bundesrepublik Deutschland 
unterschiedlich ist. Es ist auch unstrittig, daß die 
neuen Bundesländer hier relativ gut herausragen, 
und so soll es auch bleiben. 

Aber ist es denn nicht unsere Pflicht, aus den Er-
fahrungen, daß man unterschiedliche Fristen haben 
kann, die Schlußfolgerung zu ziehen, daß wir das 
Recht so gestalten müssen, daß möglichst alle sich 
verpflichtend an den kürzesten Zeiten orientieren 
müssen und nicht jeder machen kann, wie er wi ll? 
Genau das ist unser Zweck heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Dann habe ich gehört, man dürfe im laufenden 
Spiel nicht die Regeln ändern. Nun ist die Frage oh-
nehin, wann man in der „laufenden" Bundesrepu-
blik Deutschland die Regeln noch einmal ändern 
darf. Wahrscheinlich nie, und wir müßten auf dem 
Stand von 1949 stehenbleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber ist nicht die Tatsache der Situation, in der wir 
uns heute befinden - drei Jahre nach der Verabschie-
dung des Investitionserleichterungsgesetzes im Fe-
bruar 1993 -, der Punkt, wo man sagen kann: Wir ha-
ben Erfahrungen mit dem erneuerten Gesetz, und 
jetzt müssen wir schauen, was man noch besser ma-
chen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist eben nie der rich-
tige Zeitpunkt, und es ist auch nie der richtige Weg. 
Herr Schütz hat am 12. Februar 1993 zu Herrn Töpfer 
gesagt: „Dieses Investitionserleichterungsgesetz ist 
eine Kriegserklärung an die Umweltverbände. Es 
greift in ihre Mitwirkungsfähigkeit ein. Es ist ein um

-

welt-  und naturschutzrechtliches Roll-back  hin zu 
bürokratischen und obrigkeitsstaatlichen Strukturen, 
und da können die Umweltverbände und selbstver-
ständlich die SPD nicht mitmachen. " 

Das waren Ihre Worte im Februar 1993. 

(Widerspruch des Abg. Dietmar Schütz 
[Oldenburg] [SPD]) 

Da Sie nun heute schon aus dem Ausschuß zitiert 
haben, wage ich das auch einmal. Jedenfalls nach 
dem, was mir übermittelt wurde, haben Sie gestern  

gesagt, das Investitionserleichterungsgesetz hätte 
eine zündende Wirkung gehabt. 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Nein, 
nein!) 

Nun dürfe man nicht schon wieder anfangen, etwas 
zu ändern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Hörensagen ist immer 

schlecht!) 

- Ich habe es deshalb betont. 

Meine Damen und Herren, keiner hat heute ernst-
haft in Frage gestellt, daß das Investitionserleichte-
rungsgesetz ein wichtiger, richtiger Schritt war, und 
es hat auch keiner behauptet, daß die heutige 
Rechtslage keine Beteiligung der Bürger zulasse 
oder ähnliches mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Schütz? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: In diesem Falle 
ja, da ich ihn offensichtlich mißverstanden habe. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Ich muß beto-
nen, daß ich zu dem ersten und dem zweiten und 
dem heutigen Gesetz gesagt habe und nach wie vor 
sage, daß die Frage der Beteiligungsstrukturen un-
befriedigend gelöst ist; heute ist es eigentlich noch 
schlimmer als bei den Gesetzen zuvor. Darauf habe 
ich hingewiesen. Ich habe gesagt, es hat gewirkt in 
bezug auf die Veränderung in den Köpfen. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Frage, bitte. 

Dietmar Schütz (Oldenburg) (SPD): Stimmen Sie 
zu, Frau Ministerin, daß es entscheidend darauf an-
kommt, wie die Behörden das organisieren? Wir ha-
ben das Sternverfahren eingeführt, wir haben die 
Antragskonferenzen eingeführt. Das haben Sie jetzt 
ins Verfahrensgesetz genommen, was ich gut finde. 
Das hat, auch nach Aussage von Praktikern, die ent-
scheidenden Impulse gegeben. Das haben Sie in die-
sem Gesetz auch drin gehabt. Da bin ich nach wie 
vor der Meinung, das war gut und richtig. Aber bei 
der Frage, wie Sie am Dritten vorbeigehen, bleibe ich 
nach wie vor störrisch, weil Sie da eine Bürgerbeteili-
gung nicht einführen. Stimmen Sie mir darin zu? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie doch 
einfach: Das war gut; wir haben uns hier 

geirrt!) 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr Schütz, ich 
stimme Ihnen partiell zu. Sie haben ja damals auch 
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gesagt, Sie seien schon für eine prinzipielle Be-
schleunigung und Änderung, aber der eingeschla-
gene Weg sei falsch. Heute sagen Sie, unser Weg hat 
aber dazu geführt, daß eine Änderung im Denken 
der Menschen stattgefunden hat. Damals haben Sie 
gesagt, wir müssen eine Imagekampagne machen. 
Wir haben das Gesetz geändert, das Denken hat sich 
verändert, und es wird sich weiter in die Richtung än-
dern, in die wir gerne wollen und die auch Sie wol-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage der Kolle-
gin Hustedt? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ja. Ich sage aber, 
daß es die letzte Zwischenfrage ist, dann möchte ich 
ein Stück vorankommen. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Merkel, es gab ja eine sehr ausführliche Anhö-
rung zu diesem Thema. Da hat zum Beispiel Profes-
sor Dr. Heinz Joachim Bonk vom Bundesverwal-
tungsgericht gesagt - wörtlich -, mit den jetzt ge-
planten Änderungen sei eine Beschleunigung nicht 
erreichbar. Und Frau Gabriele Versteegen, Bund 
deutscher Verwaltungsrichter - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin, 
die Frage! Die Frage soll kurz sein. 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): - 
das ist die Frage -, hat ausgeführt: „Schnelles Recht 
ist nicht immer gutes Recht. " Es sei Etikettenschwin-
del, wenn die Bundesregierung erkläre, die Verfah-
ren in erster Instanz würden beschleunigt werden. 
Das heißt, die Experten haben in der Anhörung ge-
meinsam festgestellt, daß es nicht zu einer Beschleu-
nigung kommen kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin, so 
geht das nicht! Hören Sie einen Augenblick, bitte, 
zu! In der Geschäftsordnung, die wir uns gemeinsam 
gegeben haben, steht, daß die Fragen kurz und prä-
zise sein sollen. Ganz wichtig: Es soll eine Frage sein. 
Also fragen Sie jetzt bitte! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Die Frage ist kurz und präzise. Ich brauchte diese Zi-
tate jedoch als Einleitung. Stimmen Sie den Aussa-
gen Ihrer Experten, die Sie zur Anhörung eingeladen 
haben, zu? Wenn ja: Warum haben Sie dann nicht Ih-
ren Vorschlag zur Gesetzesänderung zurückgezo-
gen? 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau Kollegin 
Hustedt, wir sind eine Volkspartei, und unsere Ex-
perten dürfen durchaus unterschiedliche Meinungen 

haben. Manche dieser Meinungen übernehmen wir, 
manche übernehmen wir nicht. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich kann deshalb nur sagen: Wir haben uns alles an-
gehört und an vielen Stellen etwas geändert. Wir 
sind jedoch nicht jeder Expertenmeinung gefolgt, 
weil auch unsere Experten durchaus manchmal 
eigene Interessen haben. 

Ohne zu wissen, ob dieser Experte nun eigene In-
teressen vertreten hat, sage ich: Wir müssen zum 
Schluß eine vernünftige Mischung dessen finden, 
was die Interessenvertreter aus den verschiedenen 
Bereichen der Gesellschaft für richtig halten. Sie 
werden immer einen finden, der in seinen Besitzstän-
den an irgendeiner Stelle tangiert ist und deshalb zu 
der Meinung kommt, es wäre am schönsten, wenn 
alles so bliebe, wie es ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, jetzt aber möchte ich 
dringend über die Beteiligung Dritter sprechen. 
Denn, Herr Schütz, das scheint in der Tat eine wich-
tige Frage zu sein: Welche Rolle spielt die Behörde? 
An mancher Stelle habe ich in der Diskussion heute 
den Eindruck bekommen, daß die Behörde sozusa-
gen das willenlose Ausführungsorgan der Antrag-
steller ist, der man mit größtmöglicher Skepsis be-
gegnen müsse, weil sie sich wahrscheinlich nur dann 
ordentlich verhalte, wenn sie der Überwachung 
durch Dritte untersteht. Dabei soll es nicht etwa der 
Staat sein, der überwacht, sondern die Bürger. 

So kann es nicht sein. Die Behörden tun in unse-
rem Lande das, was nach Recht und Gesetz möglich 
ist. Sie tun es gut und vernünftig. Das sollte man an 
dieser Stelle einmal sagen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Höhere 
Kontrolle muß sein!)  

Es gibt aber Fälle, in denen es richtig ist, daß Dritte 
beteiligt werden. 

Was das Bundes-Immissionsschutzgesetz anbe-
langt, sind die Fragen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
in diesem Gesetzentwurf gar nicht tangiert. Das war 
1993 und hat, wie wir gelernt haben, zu einem Um-
denken geführt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr.  Jürgen Rochlitz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist doch unwahr, Frau Mini

-sterin!) 

Diesmal haben wir in der Frage „Anzeige/Geneh-
migung" entschieden. Nicht eine einzige Genehmi-
gung, die heute mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchgeführt wird, darf nach unserem neuen Gesetz-
entwurf in das Anzeigeverfahren überführt werden. 
Sie dürfen diese Dinge nicht vermischen. 

(Abg. Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

- Ich lasse jetzt keine weitere Zwischenfrage zu; das 
habe ich vorhin schon gesagt. 
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Deshalb, meine Damen und Herren, kann ich nicht 
verstehen, daß die Umweltverbände unter dem 
Motto, die Behörden seien jetzt Dienstleister der In-
vestoren und der Antragsteller, eine Kampagne ent-
fachen, die im Kern ausdrückt, wir gäben den Um-
weltschutz auf. Die Behörden müssen zu einem gu-
ten Teil Dienstleister der Antragsteller und zu einem 
Teil auch Dienstleister für die Bürger sein 

(Dietmar Schütz [Oldenburg] [SPD]: Ja!) 

und deren Rechte und deren Schutz gewährleisten. 
Das ist die Aufgabe von Behörden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Unsere Aufgabe ist es, die Arbeit der Behörden so 
gering wie möglich zu halten, damit das Prinzip 
„schlanker Staat" wirklich Realität wird. 

Wir haben heute - das ist der Kern unserer Ände-
rungen - 85 Prozent Änderungsgenehmigungen. 
Diese haben wir uns jetzt noch einmal mit der Über-
legung angeschaut: Wie kann man hier bestimmte 
Vereinfachungen und ganz klare Fristen deutlicher 
definieren? Wir sind dazu gekommen, zu sagen: Zu-
nächst einmal versuchen wir es mit einer Änderung 
bezüglich des Anzeigeverfahrens. Dies versuchen 
wir deshalb, weil wir wissen, daß viele neue Ände-
rungen umweltpolitisch günstige Auswirkungen ha-
ben. Was reitet uns als Umweltpolitiker, wenn wir 
verhindern, daß umweltpolitisch gute Auswirkungen 
möglichst schnell zur Ausführung gelangen? Gerade 
dies ist doch unsere Kernaufgabe. 

Wenn den Bedingungen einer Anzeige nicht Ge-
nüge getan wird, wird wiederum das Genehmi-
gungsverfahren eingeleitet. 

Erschwerend - ich nenne dies jetzt einmal so - 
kommt noch hinzu: Wer das Anzeigeverfahren nicht 
mag, weil es ihm nicht genügend Rechtssicherheit 
gibt, der kann das Genehmigungsverfahren wählen. 
Auch das haben wir ermöglicht. Das müssen Sie 
doch zur Kenntnis nehmen. 

Das heißt: Wir haben dem Antragsteller ein Bündel 
von Maßnahmen zur Verfügung gestellt, mit denen 
er in der Lage ist, den nach seiner Meinung besten 
Weg ausfindig zu machen, wie er seine Investitionen 
schnell in die Tat umsetzt. Er wird nicht gezwungen; 
er kann auswählen. Wenn dann Herr Antwerpes 
sagt, das sei aber dumm, weil die Behörde zwischen 
so vielen Varianten entscheiden muß, womit sie über-
fordert sei, kann ich nur sagen: Das muß die Behörde 
aushalten, daß zwischen verschiedenen rechtssiche-
ren Wegen ausgewählt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb sage ich noch einmal: Sie dürfen hier die 
Dinge nicht einfach falsch darstellen, weil wir natür-
lich auch draußen gehört werden. Wenn einer von Ih-
ren Rednern behauptet, der vorzeitige Beginn würde 
dazu führen, daß man das Richtfest feiern könne und 
anschließend die Anlage wieder abreißen müsse, 
verbreitet er doch bewußt eine Lüge. Vorzeitiger Be-
ginn heißt, daß Sie äußerstenfalls mit dem Aus-
schachten der Baugrube beginnen können. Dazu sa-
gen meine Fachleute, allerdings, das sei schon zu- 

viel. Sie können einen Bauzaun errichten. Sie müs-
sen es nicht; Sie können es, wenn Sie es wollen und 
soviel Vertrauen in die Behörde haben, daß sie Ihnen 
irgendwann auch die Genehmigung gibt. Unter die-
sen Umständen können Sie doch nicht davon spre-
chen, daß wir jetzt Umweltstandards auf den Kopf 
stellen. 

Überlegen Sie es sich deshalb gut, Herr Schütz, da-
mit Sie nicht in drei Jahren wieder dastehen und sa-
gen: Es war ein gutes Gesetz im Jahre 1996; es hat 
eine Änderung in den Köpfen der Menschen be-
wirkt. - Alles andere, was Sie damals gesagt haben, 
muß ich Ihnen nicht noch einmal vorlesen. Gehen Sie 
also noch einmal in sich! Stimmen Sie zu! Das wäre 
eine gute Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Präsident, jetzt muß ich, wenn Sie gestatten, 
noch eine Minute auf Frau Heidecke und die Ände-
rungen des Atomgesetzes verwenden. Frau Hei-
decke, wenn Sie dazu etwas vorbringen, hätten Sie 
sich in Ihrer Argumentation zur Plangenehmigung 
auf das Verwaltungsverfahrensgesetz stützen sollen. 
Dort  nämlich wird die Plangenehmigung allgemein 
eingeführt. Im Atomgesetz wird lediglich sicherge-
stellt, daß in den Fällen, in denen Umweltbelange 
eine Rolle spielen können, weiterhin die Umweltver-
träglichkeitsprüfung und das Planfeststellungsver-
fahren durchgeführt werden. Die Atomgesetzände-
rung ist ein Sicherungsmechanismus zur Wahrung 
umweltrechtlicher Belange im Rahmen des atom-
rechtlichen Verfahrens. Die nicht so spezifisch gefaß-
ten Vorschriften im Verwaltungsverfahrensgesetz 
sollen nicht dazu führen, daß an bestimmten Stellen 
keine UVP mehr durchgeführt werden kann. 

Aber, Frau Heidecke, das alles ist doch eine 
Scheindiskussion. Sie sind der Meinung, daß es sich, 
wenn man im Endlager Morsleben neue Verpackun-
gen verwendet, die von der Sache her, wie jeder 
sagt, nicht unsicherer sind als die, die bisher verwen-
det werden, um eine wesentliche Änderung handelt 
und daß man deshalb ein Planfeststellungsverfahren 
braucht. Dieser Meinung sind Sie, und aus diesem 
Grunde mußte ich gestern wieder anweisen, wie ich 
wahrscheinlich auch in Zukunft anweisen muß. Das 
hat mit den geplanten Gesetzesänderungen über-
haupt nichts zu tun. Sie wollen dieses Endlager nicht, 
und Sie werden es deshalb weiter bekämpfen. Ge-
nau für diese Art  des Herangehens brauchen wir or-
dentliche und eindeutige Rechtsvorschriften, damit 
nicht Willkür und politische Emotionalität das Ge-
schehen in Deutschland bestimmen. 

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Dr. Rochlitz. 

Dr. Jürgen Rochlitz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Werte Damen und Herren! Wir befinden uns in einer 
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skurrilen Situation. Die Fachleute von der Ökonomie 
diagnostizieren im Zusammenhang mit angeblichen 
Schwächen des Standorts Deutschland, daß die Un-
ternehmen durch die Integration in Europa und 
durch die weltweiten Liberalisierungstendenzen an 
Standortflexibilität gewonnen haben. Die wichtig-
sten Politikfelder zur Steigerung innerer Flexibilität 
seien daher die Lohn- und Arbeitsmarktpolitik, die 
Abgabenpolitik, die Technologie-, Forschungs- und 
Ausbildungspolitik. Auf die skurrile Idee, Fragen der 
Genehmigungspraxis im engen Feld industrieller 
Anlagen hierbei aufzuführen, kommen diese Ökono-
men erst gar nicht. 

Die Fachleute aus der Verwaltungspraxis haben 
anläßlich der Anhörung zu den Beschleunigungsge-
setzen überdeutlich ausgeführt, daß eher mit weite-
ren Vollzugsdefiziten und einer Mehrbelastung der 
Behörden zu rechnen sei als mit tatsächlicher Verein-
fachung oder Beschleunigung. Also, Frau Ministe rin, 
mehr Bürokratie statt Spielräume, das wird das Er-
gebnis sein. 

Zudem kritisierten die kommunalen Spitzenver-
bände die Verschiebung der haftungsrechtlichen 
Verantwortung auf die Behörden. Die Fachleute aus 
der Verwaltungswissenschaft wiederum kritisieren 
harsch, daß keine gründliche Analyse der schon 
wirksamen Beschleunigungsgesetze von 1993 er-
folgte und daß mit den jetzt vorliegenden eine wei-
tere Auszehrung des Umweltschutzes drohe. 

Insgesamt ist also wohl kaum ein Gesetzesvorha-
ben auf soviel Sachverständigenkritik gestoßen wie 
dieses, so daß es mir schwerfällt zu verstehen, wieso 
Sie, Frau Ministerin, noch an diesem Projekt festhal-
ten, bei dem Umweltrecht wie auch Bürgerrechte auf 
der Strecke bleiben. 

Ebenso vermag ich nicht nachzuvollziehen, wieso 
sich die SPD-Fraktion an dieser umweltpolitischen 
Demontage teilweise beteiligt. 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?) 

Gerade weil heute Bürgerrechte verstümmelt wer-
den sollen, möchte ich an dieser Stelle die Gelegen-
heit wahrnehmen und der Umweltministerin mehr 
als tausend Protestschreiben von umweltengagierten 
Bürgern übergeben. 

(Unruhe bei der CDU/CSU - Eduard 
Oswald [CDU/CSU]: Das ist natürlich nicht 

der Sinn einer Kurzintervention!) 

Die Protestschreiben lauten: Wir protestieren mit 
allem Nachdruck gegen die geplante Beschleuni-
gung von Planungs- und Genehmigungsverfahren - - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ro-
chlitz, hören Sie mir bitte einen Augenblick zu! Die 
Kurzintervention - das muß ich Ihnen wirklich im In-
teresse des Hauses sagen - ist eine spontane Äuße-
rung und keine vorbereitete Rede. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch ist mir nicht klar - denn das ergibt sich nicht 
aus Ihren Worten -, auf welchen Redebeitrag sich 
Ihre Kurzintervention bezieht. Sie kann nur auf einen 

Redebeitrag bezogen gehalten werden. Tun Sie das 
jetzt bitte, sonst müßte ich Ihnen das Wo rt  entziehen. 

Dr. Jürgen Rochlitz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident, wenn Sie richtig zugehört haben, 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

haben Sie feststellen können, daß ich mich auf den 
Redebeitrag der Frau Ministe rin beziehe. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege Ro-
chlitz, diskutieren Sie nicht mit dem amtierenden 
Präsidenten über die Geschäftsordnung! Ich habe Sie 
auf dieselbe hingewiesen und sage Ihnen: Sie haben 
das Wort  zu einer Kurzintervention und nicht zu ei-
ner vorbereiteten Rede. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Eine Kurzintervention muß sich auf einen Redebei-
trag beziehen. Also bitte nur dazu! 

Dr. Jürgen Rochlitz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Richtig. - In Anbetracht der Ausführungen der Um-
weltministerin protestieren wir zusammen mit den 
engagierten Bürgern, die Protestschreiben an dieses 
Haus gerichtet haben, mit allem Nachdruck gegen 
die geplante Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren 

(Anhaltende Unruhe bei der CDU/CSU) 

und fordern vom Bundestag: keine Beschneidung 
der Einspruchsrechte von Bürgern und Verbänden, 
keine Änderung des Bundes-Imissionsschutzgeset-
zes, keine vorläufigen Genehmigungen ohne Um-
weltverträglichkeitsprüfung, - - 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es tut mir leid. 
Herr Kollege Rochlitz, ich bitte Sie! Hören Sie jetzt 
freiwillig auf! Ich muß Ihnen ansonsten das Wo rt  ent-
ziehen. Es hat keinen Sinn. Es liegt im Interesse des 
gesamten Parlaments, daß ich das nicht akzeptieren 
kann. Hören Sie jetzt also bitte auf! Bitte nehmen Sie 
Platz! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Dr. Jürgen Rochlitz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich komme zum Schluß. Wir stehen auf der Seite 
der - - 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Hören Sie, Herr 
Kollege Dr. Rochlitz! 

(Abg. Dr. Jürgen Rochlitz [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] schickt sich an, Schrift

-

stücke an Bundesministerin Dr. Angela 
Merkel zu übergeben - Zurufe von der 

CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Bitte erledigen Sie die Übergabe von Papieren au-
ßerhalb des Parlamentes, weil ich auch Demonstra-
tionen im Hause nicht akzeptieren kann. Wir werden 
darüber im Ältestenrat reden. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt hat sich die Kollegin Schönberger zu einer 
Kurzintervention gemeldet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In den Papier

-

korb damit!) 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich möchte gerne so lange warten, bis sich die 
Kolleginnen und Kollegen von den Regierungsfrak-
tionen etwas beruhigt haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte, Sie haben 
das Wort . 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich denke, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Unterschriften von Bürgerinnen und Bürgern sollte 
man nicht in den Papierkorb werfen, sondern man 
sollte davon Kenntnis nehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Wenn Sie, Frau Merkel, in Ihrer Rede der sachsen-
anhaltinischen Umweltministerin, die im Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger ihres Landes handelt, 
wenn sie versucht, Ihre Willkür und Ihre politische 
Emotionalität, die Sie von Bundesseite aus an den 
Tag legen, einzudämmen, und versucht, die Möglich-
keiten, die sie hat, zu nutzen, daß nicht wahllos und 
willkürlich in dieses Lager eingelagert wird, was das 
Zeug hält, Vorwürfe machen, dann, so denke ich mir, 
ist das verantwortliche Handeln auf seiten der sach-
sen-anhaltinischen Umweltministerin und das unver-
antwortliche Handeln auf Ihrer Seite. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Unter dem Deckmantel der Investitionserleichte-
rung und der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft wird plötzlich das Atomgesetz in einem 
Artikel, der die Endlagerung von Atommüll betrifft, 
geändert. Frau Merkel, glauben Sie denn, daß es der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wi rtschaft 
nutzt, wenn die Einlagerung von Atommüll in Mors

-

leben erleichtert wird? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

In Ihrer Presseerklärung von gestern, die nicht 
ganz mit dem Inhalt Ihrer Weisungen übereinstimmt, 
sagen Sie, Sie verbieten der Ministe rin, sich zum 
Thema Morsleben überhaupt noch politisch zu äu-
ßern, und Sie gehen davon aus, daß es, wenn der 
Bund das Lager betreibt, schon richtig und sicher 
sein wird. Das, Frau Merkel, ist eine Einstellung zu 
politischer Kontrolle und Demokratie, die, wie ich 
finde, fehl am Platz ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn eine Behörde handelt, braucht sie Kontrollin-
stanzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Es kann nicht sein, daß es heißt: Die Behörde handelt 
per se gut und richtig, und niemand hat nachzuprü-
fen, ob das stimmt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Merkel, bitte. 

Dr. Angela Merkel, Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ich bin gerne be-
reit, dies im Detail noch einmal darzulegen. Die Än-
derung im Atomgesetz betrifft eine Klarstellung, die 
deutlich macht, daß auch weiterhin umweltrelevante 
Verfahren durchgeführt werden können, weil im § 74 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes nicht explizit 
darauf rekurriert wird. Insofern ist die Argumenta-
tion der Frau Kollegin Heidecke sowieso nicht rich-
tig. Das gilt nicht nur für das Endlager Morsleben, 
sondern - wir machen diese Gesetze ja nicht für drei 
Monate - insgesamt für die Endlager. Es ist ein völlig 
falscher Eindruck, so zu tun, als ob § 9 b des Atomge-
setzes nur für Morsleben geändert wird. Das ist der 
erste Punkt. 

Der zweite Punkt. Sie können nicht einfach be-
haupten - das möchte ich generell zurückweisen -, 
daß der Bund als Betreiber bzw. als Aufsichtsbehörde 
seinen Pflichten nicht nachkommt. Nur lassen wir 
nicht zu, daß das Recht beliebig interpretie rt  wird, 
sondern wir sorgen dafür, daß Recht wirk lich Recht 
bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Eine neue Verpackung ist keine wesentliche Ände-
rung. Das ist meine Aussage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege G rill. 

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Schönberger, wir 
können das, was Sie hier gemacht haben, - - 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Einen Augen-
blick, Herr Kollege G rill, damit wir nicht wieder in 
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Schwierigkeiten kommen! Eine Kurzintervention auf 
eine Kurzintervention gibt es nicht. Ich muß Sie ein-
fach darauf hinweisen. 

(Kurt-Dieter Grill  [CDU/CSU]: Entschuldi

-

gung!) 

Sie können eine Kurzintervention zu einem Redebei-
trag machen, aber nicht zu einer Kurzintervention. 

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): Ist in Ordnung, Herr 
Präsident. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Dann, meine Da-
men und Herren, schließe ich die Aussprache. Ich 
bitte schon vorab um höchste Aufmerksamkeit, denn 
es wird jetzt etwas schwierig und langwierig werden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
nehmigungsverfahrensbeschleunigungsgesetzes. 
Das sind die Drucksachen 13/3995 und 13/5085 
Buchstabe a. Dazu liegt ein Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 13/5093 vor, über 
den wir zuerst abstimmen, und zwar auf Wunsch der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - so ist es jedenfalls 
bei mir angekommen - getrennt nach Nr. 1 und Nr. 2. 
Ist das richtig? - Gut. 

Dann stimmen wir jetzt über die Nr. 1 des erwähn-
ten Änderungsantrages der SPD ab. Wer stimmt für 
die Nr. 1 des Änderungsantrages? - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der SPD bei Enthaltung 
des Bündnisses 90/Die Grünen und der PDS ist die 
Nr. 1 des Änderungsantrages abgelehnt. 

Nun stimmen wir über die Nr. 2 des Änderungsan-
trages ab. Wer stimmt zu? - Gegenprobe! - Mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition ist die Nr. 2 abgelehnt. 

Ich bitte jetzt diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen! - Der 
Gesetzentwurf ist mit derselben Mehrheit wie vorher 
angenommen. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Innen-
ausschusses zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
zur Sicherung des Wirtschaftsstando rtes Deutschland 
durch Beschleunigung und Vereinfachung der Anla-
genzulassungsverfahren. Das sind die Drucksachen 
13/1445 und 13/5085 Buchstabe b. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Gesetzentwurf für 
erledigt zu erklären. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Die  Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 

Koalitionsfraktionen und der SPD bei Stimmenthal-
tung von Bündnis 90/Die Grünen und bei einem 
etwas unklaren Abstimmungsverhalten der PDS an-
genommen. 

(Widerspruch bei der PDS) 

- Sie haben gar nicht mitgestimmt. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Wir haben 
zugestimmt!) 

- Das tut mir leid. Aber es kommt auch nicht darauf 
an. 

(Heiterkeit) 

- Nicht so, wie Sie es jetzt verstehen. Es kommt für 
das Ergebnis nicht darauf an. Ich schaue schon hin-
über - darauf können Sie sich verlassen -, schon der 
guten Ordnung halber. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung auf 
Drucksachen 13/3993, 13/4069 und 13/5098 Nr. 1 in 
der Ausschußfassung. 

Die Fraktion der SPD hat Einzelabstimmung über 
eine Reihe von Vorschriften verlangt. 

Ich rufe zunächst Art . 1 Nr. 1 auf. Ich bitte diejeni-
gen, die zustimmen wollen, um das Handzeichen. - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Art. 1 Nr. 1 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der 
SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen gegen die Stimmen der PDS angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 2 auf. Hierzu liegt auf Drucksa-
che 13/5119 Nr. I 1 ein Änderungsantrag der SPD

-

Fraktion vor. Wer stimmt für diesen Änderungsan-
trag? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Än-
derungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Opposition abge-
lehnt. 

Ich bitte jetzt diejenigen, die A rt . 1 Nr. 2 in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - A rt . 1 
Nr. 2 ist in der Ausschußfassung mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 3 auf. Ich bitte diejenigen, die 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 Nr. 3 ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
SPD gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen 
und PDS angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 3 a auf. Ich bitte diejenigen, die 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 Nr. 3 a ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 3 b auf. Ich bitte diejenigen, die 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 Nr. 3 b ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der SPD

-

Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
gegen die Stimmen der PDS angenommen. 
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Ich rufe Art . 1 Nr. 4 auf. Hierzu liegt auf Drucksa-
che 13/5119 Nr. I2 ein Änderungsantrag der SPD

-

Fraktion vor. Wer stimmt für diesen Änderungsan-
trag? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Än-
derungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Opposition abge-
lehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art . 1 Nr. 4 in der Aus-
schußfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 
Nr. 4 ist in der Ausschußfassung mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 5 auf. Hierzu liegt auf Drucksa-
che 13/5119 Nr. I 3 ein Änderungsantrag der SPD-
Fraktion vor. Wer stimmt für diesen Änderungsan-
trag? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Än-
derungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und 
der PDS bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die 
Grünen abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art . 1 Nr. 5 in der Aus-
schußfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 
Nr. 5 ist in der Ausschußfassung mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nm. 5 a bis 5 d auf. Ich bitte diejeni-
gen, die zustimmen wollen, um das Handzeichen. - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Art . 1 
Nm. 5 a bis 5 d sind mit den Stimmen der Koalitions

-

fraktionen und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen 
von Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nm. 6 bis 9 auf. Hierzu liegt auf 
Drucksache 13/5119 Nm. 14 bis 7 ein Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? - Wer stimmt dagegen? - Enthal-
tungen? - Der Änderungsantrag ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Op-
position abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die A rt . 1 Nm. 6 bis 9 in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - 
Art.  1 Nm. 6 bis 9 sind mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition an-
genommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 10 auf. Ich bitte diejenigen, die 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 Nr. 10 ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
SPD-Fraktion bei Gegenstimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und Stimmenthaltung der PDS ange-
nommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 11 auf. Hierzu liegt auf Drucksa-
che 13/5119 Nr. I8 ein Änderungsantrag der SPD-
Fraktion vor. Wer stimmt für diesen Änderungsan-
trag? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Änderungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die 
Grünen gegen die Stimmen von SPD und PDS abge-
lehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art. 1 Nr. 11 in der Aus-
schußfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 
Nr. 11 ist in der Ausschußfassung mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nm. 12 und 13 auf. Ich bitte diejeni-
gen, die zustimmen wollen, um das Handzeichen. - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 
Nrn. 12 und 13 sind mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen 
von Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nrn. 14 bis 16 auf. Dazu liegt auf 
Drucksache 13/5119 Nrn. I9 bis 11 ein Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Der  Änderungsantrag ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition 
abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art . 1 Nrn. 14 bis 16 in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - A rt . 1 
Nm. 14 bis 16 sind in der Ausschußfassung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nm. 17 bis 18a auf. Ich bitte diejeni-
gen, die zustimmen wollen, um das Handzeichen. - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Art . 1 
Nrn. 17 bis 18a sind mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der SPD gegen die Stimmen der PDS 
bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grünen an-
genommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 19 auf. Dazu liegt auf Druck-
sache 13/5119 I 12 ein Änderungsantrag der SPD-
Fraktion vor. Wer stimmt für diesen Änderungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ände-
rungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der PDS gegen die Stimmen der SPD

- Fraktion bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die 
Grünen abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art . 1 Nr. 19 in der Aus-
schußfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. Wer stimmt dafür? - Wer dagegen? - Enthal-
tungen? - Art . 1 Nr. 19 ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition 
angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 19a bis Nr. 21 Buchstabe a auf. 
Ich bitte diejenigen, die zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Art . 1 Nr. 19a bis Nr. 21 Buchstabe a ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 21 Buchstabe b auf. Ich bitte die-
jenigen, die zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 
Nr. 21 Buchstabe b ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen und der SPD gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 21 Buchstabe c auf. Dazu liegt 
auf der erwähnten Drucksache 13/5119 unter I 13 ein 
Änderungsantrag der SPD-Fraktion vor. Wer stimmt 
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für diesen Änderungsantrag? - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Der Änderungsantrag ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art . 1 Nr. 21 Buchstabe c 
in der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Art . 1 Nr. 21 Buchstabe c ist in der Ausschuß

-

fassung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 21 Buchstabe d bis Nr. 21 a auf. 
Ist das so korrekt? 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das ist korrekt!) 

- Es erscheint aber auf den ersten Blick nicht ganz 
plausibel. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Es ist plausibel!) 

Ich bitte diejenigen, die zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Art . 1 Nr. 21 Buchstabe d bis Nr. 21 a sind mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition angenommen. 

Ich rufe Art . 1 Nr. 22 auf und bitte diejenigen, die 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - A rt . 1 Nr. 22 ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
SPD-Fraktion gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und PDS angenommen. 

Ich rufe Art . 2 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 13/ 
5119 unter II ein Änderungsantrag der SPD-Fraktion 
vor. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? - Die 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsan-
trag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Opposition abgelehnt. 

Ich bitte diejenigen, die Art . 2 zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Ent-
haltungen? - Art . 2 ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen der Opposition an-
genommen. 

Ich rufe Art . 3 auf. Ich bitte diejenigen, die zustim-
men wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt da-
gegen? - Enthaltungen? - A rt . 3 ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen gegen die Stimmen der SPD-Fraktion 
und der PDS angenommen. 

Ich rufe die Art . 4 und 5 auf und bitte diejenigen, 
die zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Die A rt . 4 und 5 
sind mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der SPD-Fraktion gegen die Stimmen der PDS bei 
Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen. 

Ich rufe die Art . 6 bis 9b auf. Ich bitte diejenigen, 
die zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Art . 6 bis 9 b sind 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition angenommen. 

Ich rufe Art . 10 auf. Ich bitte diejenigen, die zustim-
men wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt da-

gegen? - Enthaltungen? - A rt . 10 ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen und der SPD-Fraktion 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
PDS angenommen. 

Ich rufe Art . 11 auf. Dazu liegt ein Änderungsan-
trag der SPD-Fraktion vor, Drucksache 13/5119 
Nr. III. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsan-
trag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen der Opposition abgelehnt. 

Ich bitte jetzt diejenigen, die Art . 11 in der Aus-
schußfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - 
Art.  11 ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition angenommen. 

Ich rufe Art . 12, Einleitung und Überschrift auf. Ich 
bitte diejenigen, die zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Art . 12, Einleitung und Überschrift sind mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. Wir 
kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Opposition ange-
nommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nr. 1 der 
Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses zu 
dem Gesetzentwurf des Bundesrates zur Ände-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung auf Drucksa-
che 13/5098. Der Ausschuß empfiehlt, den Gesetz-
entwurf auf Drucksache 13/1433 für erledigt zu er-
klären. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Das ist, soweit ich sehe, einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 17 b, zu-
nächst zur Abstimmung über den von der Bundesre-
gierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Beschleu-
nigung und Vereinfachung immissionsschutzrechtli-
cher Genehmigungsverfahren, Drucksachen 13/3996 
und 13/5100 Nr. 1. 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der SPD-Fraktion 
auf Drucksache 13/5109 vor, über den wir jetzt zuerst 
abstimmen. Wer stimmt für diesen Änderungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ände-
rungsantrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der Gruppe PDS gegen die Stimmen der 
SPD-Fraktion bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/ 
Die Grünen abgelehnt. - Ich werde darauf hingewie-
sen, daß es bei der Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD auf Drucksache 13/5109 bei 
Bündnis 90/Die Grünen ein paar Gegenstimmen gab. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - 
Der  Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit 
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den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Opposition ange-
nommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit zu dem Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Kein Abbau 
von Umweltstandards und Bürgerrechten", das ist 
Nr. 2 auf Drucksache 13/5100. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/4075 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
PDS bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion ange-
nommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der SPD-Fraktion zum Gesetzentwurf 
zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung, zum 
Genehmigungsverfahrensbeschleunigungsgesetz und 
zum Gesetz zur Beschleunigung und Vereinfachung 
immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfah-
ren auf Drucksache 13/5111. 

Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Entschließungsan-
trag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion, bei Stimment-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen und PDS abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Gruppe PDS auf Drucksache 
13/5110. 

Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Entschließungsan-
trag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der SPD-Fraktion gegen Bündnis 90/Die Grünen 
und PDS abgelehnt. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten Ru-
dolf Scharping, Rudolf Dreßler, Ottmar Schrei-
ner, weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
der SPD eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über zwin-
gende Arbeitsbedingungen bei grenzüber-
schreitenden Dienstleistungen 

- Drucksache 13/4888 
—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wi rtschaft 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat die Kolle-
gin Leyla Onur. 

Leyla Onur (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! „Die Situation der Bauwirtschaft hat 
sich in den letzten Monaten tendenziell weiter zuge-
spitzt. Viele Unternehmen mußten aufgeben oder 
stehen vor dem Ruin. Die Zahl der Konkurse von 
Bauunternehmen stieg im ersten Quartal dieses Jah-
res im Vergleich zum Vorjahr im Westen um 
30 Prozent, in den neuen Ländern sogar um 
45 Prozent. Die deutsche Bauwirtschaft liegt am Bo-
den" . Dies hat der Präsident des Zentralverbandes 
des Deutschen Baugewerbes, F ritz Eichbauer, ge-
stern festgestellt. Als eine der Hauptursachen pran-
gert der Arbeitgeberpräsident die „Blockade des 
Entsendegesetzes durch die Bundesvereinigung der 
Arbeitgeberverbände im Tarifausschuß" an: 

Gegenwärtig arbeiten mehr als 200 000 ausländi-
sche Arbeitnehmer 

- er meint entsandte Arbeitnehmer - 

auf deutschen Baustellen. Der Konkurrenzdruck 
durch die weitaus billigeren Subunternehmen 
aus Portugal, England oder aus Osteuropa ist 
mörderisch. Diese Sachlage zwingt die Baufir-
men zur Entlassung ihrer Stammbelegschaft. 

Wie Eichbauer feststellt, sind die Arbeitgeberver-
bände im Tarifausschuß verantwortlich für „den Zu

-

sammenbruch von rund 4 000 bis 6 000 Bauunterneh-
men allein in diesem Jahr und für den Abbau von 
300 000 Arbeitsplätzen in den kommenden Jahren" . 
Das ist leider keine Schwarzmalerei eines Verbands-
vertreters, sondern bittere Realität. 

Das bestätigt auch eine dpa-Meldung von gestern 
mit der Überschrift: Züblin baut 10 Prozent der Ar-
beitsplätze ab. In der Meldung heißt es, daß das 
Stuttgarter Bauunternehmen Züblin AG verstärkt auf 
ausländische Subunternehmer zurückgreifen werde 
und mit der Streichung von 1 380 Stellen der Nach-
frage nach billigen Leistungen Rechnung trage. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Schweinerei ist das!) 

Es ist auch keine Schwarzmalerei, wenn Klaus 
Schmidt als Geschäftsführer des niedersächsischen 
Baugewerbes sinngemäß androht, sein Verband 
werde ab Herbst 1996 in Informationsveranstaltun-
gen seine Mitglieder - die kleinen und mittleren Bau-
betriebe - für den Überlebenskampf fit machen, das 
heißt, ihnen den Einsatz von Billiglohnkolonnen 
empfehlen, um mit Hilfe einer Mischkalkulation 
konkurrenzfähig bleiben zu können. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Was sagt der Blüm 
dazu?) 

Mischkalkulation bedeutet mit meinen Worten: 
Langjährige Mitarbeiter vor die Tür setzen und ent- 
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sandte Arbeitnehmer zu Dumpinglöhnen an deren 
Stelle beschäftigen, 

(Beifall der Abg. Dr. Cornelie Sonntag-Wol

-

gast [SPD]) 

und zwar ganz legal, solange das Entsendegesetz, 
das seit dem 1. März in Kraft ist, nicht greift. 

Das Entsendegesetz konnte bisher nicht wirksam 
werden, weil die BDA am 28. Mai im Tarifausschuß 
den von den Bauarbeitgeberverbänden und der IG 
Bau vereinbarten Mindestlohn für entsandte Arbeit-
nehmer mit - Originalton Blüm - „fadenscheinigen 
Argumenten" abgelehnt hat. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Pfui!) 

Damit haben diese Spitzenverbände nicht nur die 
Bauarbeitnehmer, sondern auch ihre eigenen Mit-
glieder - das hat der Bundesarbeitsminister sehr rich-
tig festgestellt - „im Stich" gelassen. 

Starke Worte, Herr Minister. Ist er überhaupt da? 
Nein, obwohl das doch sein Lieblingsgesetz sein soll, 
zumindest habe ich mir das sagen lassen. Ihr Staats-
sekretär und Intimus Horst Günther - der ist da, das 
ist sehr nett - hat noch einmal kräftig nachgelegt, als 
er verkündete: „Ab sofort geht jeder weitere Arbeits-
lose auf das Konto der Arbeitgeber" . Günther nennt 
das Verhalten der BDA „unverantwortlich" und 
„eine dreiste Provokation der Tarifpartner im Bauge-
werbe" . 

Der Parlamentarische Staatssekretär hätte hinzu-
fügen müssen, daß die BDA mit ihrer anmaßenden 
Entscheidung die Bundesregierung, insbesondere 
Minister Blüm, aber auch den Bundestag und den 
Bundesrat brüskiert hat. 

Herr Bundesminister, der 28. Mai 1996 war in der 
Tat „ein schwarzer Tag für die Sozialpartner", 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Annelie 
Buntenbach [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

aber auch für die Bundesregierung. Insbesondere für 
Sie, Herr Bundesarbeitsminister, war es ein schwar-
zer Dienstag. Sie, Herr Bundesminister, haben in Ih-
rer Presseerklärung am 28. Mai den Eindruck zu ver-
mitteln versucht, daß Sie die Entscheidung der Ar-
beitgeber überrascht, ja geradezu schockiert habe. 

(Zuruf von der SPD: Lächerlich!) 

Soviel Scheinheiligkeit nimmt Ihnen - mit Verlaub - 
keiner ab; 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

denn Sie wußten schon vor der Verabschiedung des 
Entsendegesetzes, daß sich die Arbeitgeber verwei-
gern würden. 

Der Hauptgeschäftsführer der BDA hat Sie „zu kei-
nem Zeitpunkt im unklaren gelassen" und die Be-
denken zum Entsendegesetz zum Ausdruck ge-
bracht. Im Klartext: Diese Herren wollten und wollen 
kein Entsendegesetz und keinen Mindestlohn, ganz 
gleich, in welcher Höhe, auch wenn sie an jenem 

schwarzen Dienstag nur noch mit der Höhe des Min-
destlohns argumentiert haben. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: War doch schon 
mal was!) 

Daß die Arbeitgeber den von den Tarifpartnern im 
Bau vereinbarten Mindestlohn und damit das Ent-
sendegesetz zum Scheitern bringen wollten, war also 
keine Überraschung. Im Gegenteil: Diese Herren 
sind dazu ausdrücklich aufgefordert worden. 

Noch bevor überhaupt das Entsendegesetz verab-
schiedet, geschweige denn ein Mindestlohn verein-
bart worden war, hat kein Geringerer als Dr. Otto 
Graf Lambsdorff, Ihr Koalitionspartner, meine Damen 
und Herren von der CDU/CSU, bereits am 20. Juli 
1995 im „Handelsblatt" die Arbeitgeberverbände im 
Tarifausschuß aufgehetzt, „stur zu bleiben, dann 
werde es kein Entsendegesetz geben" . 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Die Sozialabbruchunternehmer Lambsdorff, Rex-
rodt & Co. 

(Zuruf von der SPD: Es sind noch ein paar 
mehr!) 

haben erfolgreich die Strippen gezogen und Ihnen, 
Herr Bundesarbeitsminister - gestatten Sie es mir zu 
sagen -, so kräftig in die Kehrseite getreten. Eigent-
lich hätten Sie das böse Spiel dieser Drahtzieher im 
Vermittlungsausschuß durchschauen müssen. Oder 
haben Sie sich einfach der naiven Hoffnung hingege-
ben, daß ein Weihnachtsmann, oder besser gesagt 
die drei Weihnachtsmänner im Tarifausschuß Ihnen 
Ihren Wunsch erfüllen, wenn Sie nur sehr lieb darum 
bitten? 

(Zuruf von der SPD: Es war noch nicht 
Weihnachten!) 

Ihre Jammertiraden über die bösen Arbeitgeber-
verbände helfen keinem weiter: nicht den ausländi-
schen Arbeitnehmern, die für 6 Mark Stundenlohn 
auf deutschen Baustellen schuften; nicht den 200 000 
arbeitslosen einheimischen Bauarbeitern; nicht der 
am Boden liegenden deutschen Bauwirtschaft. Als 
verantwortliches Regierungsmitglied hätten Sie vor 
dem schwarzen Dienstag die Gefahr erkennen müs-
sen. Sie hätten dafür sorgen müssen, daß die Sozial-
partnerschaft in Deutschland nicht von den Arbeit-
gebern, der F.D.P. und anderen Klientelgrüppchen 
mit Füßen getreten wird. 

(Zuruf von der SPD: Zumal wir sie gewarnt 
haben!) 

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e. V., 
der Zentralverband des Deutschen Baugewerbes 
e. V. und die IG Bauen - Agrar - Umwelt haben als 
zuständige Tarifpartner trotz größter Schwierigkeiten 
einen Mindestlohn für entsandte Arbeitnehmer ver-
einbart, einen Mindestlohn, der in ihrer Branche an-
gemessen ist. Ihnen allein obliegt das Recht und die 
Verantwortung für die Angemessenheit der Mindest-
lohnhöhe. Diese Aufgabe hat der Gesetzgeber den 
Sozialpartnern im Bau im Entsendegesetz ausdrück- 
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lich übertragen. Ihr verantwortliches Handeln ver-
dient unser aller Lob! 

(Beifall bei der SPD) 

Die Arbeitgeber im Tarifausschuß haben den Auf-
trag des Gesetzgebers eindeutig mißachtet. Was 
diese Herren mit ihrer Blockade erreichen wollen, 
hat Staatssekretär Günther sehr richtig erkannt: 

Auf Kosten der Bauindustrie will der Arbeitge-
berverband diesen Konflikt nutzen, um mit der 
Brechstange die Löhne in Deutschland auf breiter 
Front runterzudrücken. 

Die SPD-Bundestagsfraktion steht deshalb an der 
Seite des Bundesarbeitsministers, wenn er nicht zu-
läßt, daß die zuständigen Sozialpartner geschwächt 
werden - oder wie er es selbst formuliert hat, „ihre 
Vereinbarungsmacht einbüßen". Wir unterstützen 
den Bundesarbeitsminister nachdrücklich, wenn er 
den Totengräbern der Tarifautonomie, Lambsdorff, 
Rexrodt & Co. sowie deren Verbündeten im Tarif aus-
schuß, die Stirn bietet. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Wir sind mit ihm einig über das Ziel: Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit am gleichen Ort - gegen Arbeitslo-
sigkeit, gegen Ausbeutung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Wir müssen uns jetzt sehr schnell auch hinsichtlich 
der Maßnahmen einig werden, sonst bricht der 
Damm, und eine Sturzflut von Konkursen und zu-
sätzlichen Arbeitslosen wird über Deutschland her-
einbrechen und andere Branchen mit sich reißen. Es 
reicht nicht aus, Herr Bundesarbeitsminister, wenn 
Ihre Pressestelle in Ihrem Namen erklärt: 

Die Bundesregierung bedauert, daß sich die So-
zialpartner im Tarifausschuß nicht auf eine Lö-
sung für einen allgemeinverbindlichen Mindest-
lohn für die Bauwirtschaft verständigen konnten. 
Die Bundesregierung forde rt  die Tarifparteien 
und Spitzenverbände eindringlich auf, weiterhin 
tragfähige Lösungen zu suchen. 

Was heißt eigentlich „weiterhin"? Wie lange sollen 
die Genannten nach Lösungen suchen dürfen? Bis 
der letzte einheimische Bauarbeiter entlassen wor-
den ist? Nein, Herr Minister, lauwarmes Bedauern 
und pflaumenweiche Aufforderungen helfen den be-
troffenen Arbeitnehmern und Arbeitgebern am Bau 
nicht weiter. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat müssen 
ihrer Verantwortung gemäß das Heft des Handelns 
wieder in die Hand nehmen. Gemeinsam müssen wir 
das Entsendegesetz vom 26. Februar 1996 um einen 
Auflösungsmechanismus ergänzen, der nur - ich 
sage ausdrücklich: nur - für den Fall gilt, daß eine 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung entsprechend 
den Regeln des Tarifvertragsgesetzes nicht zustande 
kommt. Nur in diesem Fall - so sieht es der Gesetz-
entwurf der SPD-Bundestagsfraktion vor - soll der 

Bundesarbeitsminister eine Ermächtigung erhalten, 
den von den Tarifparteien vereinbarten Mindestlohn 
durch Rechtsverordnung festzulegen. Das ist kein 
gesetzlicher Mindestlohn, denn der Gesetzgeber legt 
nicht die Mindestlohnhöhe fest. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin, 
bitte achten Sie auf die Zeit! 

Leyla Onur (SPD): Ich komme zum Schluß. - Der 
Gesetzgeber sorgt nur dafür, daß der von den Tarif-
partnern vereinbarte Mindestlohn wirksam werden 
kann. 

IG Bau und DGB, unbestrittene Hüter der Tarifau-
tonomie, unterstützen nachdrücklich diesen Weg, 
weil hierdurch die Tarifautonomie voll erhalten 
bleibt. Wenn Sie wollen, daß endlich die Wettbe-
werbsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt im Baubereich 
wiederhergestellt wird, dann müssen Sie, meine Da-
men und Herren von der Koalitionsmehrheit, unse-
rem Vorschlag zustimmen. Es ist die richtige Ent-
scheidung zur richtigen Zeit. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Kollege Heinz Schemken, CDU/CSU-Fraktion. 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Der Gesetz-
entwurf der SPD zum Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
soll im Kern  eine Rechtsverordnung auslösen, mit der 
der Arbeitsminister im Grunde genommen schon fast 
als Schlichter einen einheitlichen Mindestlohn fest-
legt. Ich muß einmal ganz deutlich sagen: Das wäre 
ein Novum in der Tarifautonomie und auch ein No-
vum für die Tarifpartner. 

(Doris Barnett [SPD]: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Wir haben am 1. März ein Entsendegesetz mit dem 
Ziel in Kraft gesetzt, die Wettbewerbsfähigkeit der 
Bauwirtschaft zu stärken, insbesondere aber den 
kleinen und mittelständischen Bet rieben die Mög-
lichkeit zu eröffnen, unter gleichen Rahmenbedin-
gungen ihre Angebote abzugeben und darüber hin-
aus den Mittelstand in die Lage zu versetzen, die Ar-
beitslosenzahlen in dieser Branche abzubauen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schemken, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dreßen? 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Bitte schön. 

Peter Dreßen (SPD): Herr Kollege Schemken, Sie 
haben gerade gesagt, daß es ein Novum in der Tarif-
autonomie wäre, wenn man unserem Gesetzentwurf 
folgen würde. Sind Sie bereit, zumindest zu erklären, 
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daß das, was wir wollen, Ergebnis von Verhandlun-
gen der Tarifparteien, der IG Bau und dem Arbeitge-
berverband in der Bauindustrie ist? Wir wollen nur 
das übernehmen, was es do rt  gibt, um die Schweine-
rei, die sich der BDA geleistet hat, zu korrigieren und 
in Ordnung zu bringen. Sind Sie nicht mit mir der 
Meinung, daß dringender Handlungsbedarf gegeben 
ist? Wie sehen Sie das? 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Ich sehe das so, daß 
es - auf den BDA komme ich gleich noch - sehr pro-
blematisch wäre, wenn wir es so regeln würden, daß 
wir, wenn am Ende das Ergebnis im Tarifausschuß 
nicht getragen wird, für einen der Beteiligten Partei 
ergreifen. Dies könnte auch bei einem anderen Fall 
auslösend wirken. Letztlich würden wir die Tarifau-
tonomie - sie ist ein heiliges Gut - nicht beachten 
und damit der Regierung die Möglichkeit der Lohn-
festsetzung übertragen. Nach unserem Verständnis 
des Arbeitsrechts geht das zu weit. 

Wir bedauern allerdings - das sage ich ganz offen 
und unmißverständlich, Herr Dreßen - mit Nach-
druck, daß sich der BDA weige rt , die Zustimmung 
zur erforderlichen Allgemeinverbindlichkeitserklä-
rung zu geben. Damit wird die schwierige Lage der 
Bauwirtschaft und des Bauhandwerks weiter ver-
schärft, und sie wird sich dann weiter verschärfen; 
wir haben dazu eben schon einige Zahlen gehört. Ich 
muß ausdrücklich sagen: Die Verantwortung liegt 
nun einmal bei denen, die diesen Vorgang blockie-
ren und damit den mit dem Entsendegesetz beab-
sichtigten Schutz der Baustellen vor Dumping und 
vor Bedingungen, die nicht gleichgewichtig sind, 
und somit die Unterstützung auch des Mittelstandes 
verhindern. 

Die ablehnende Haltung der Arbeitgeberseite ist 
meiner Meinung nach deshalb um so unverständli-
cher, weil wir mit diesem Entsendegesetz eine befri-
stete Regelung beschlossen haben. Diese bef ristete 
Regelung gilt für den unhaltbaren Zustand auf deut-
schen Baustellen, den wir beenden wollten. Insofern, 
Herr Dreßen, ist dies die Antwort auf Ihre Frage, 
auch im Hinblick darauf, daß es auf den Baustellen 
darauf ankommt, eine Regelung zum Schutz der An-
bieter und Arbeitnehmer unter gleichen Rahmenbe-
dingungen zu ermöglichen. 

Ich sage: Konkurrenz ja, auch im internationalen 
Wettbewerb. Dem können wir uns nicht verschlie-
ßen. Niemand will Europa vor der Türe lassen; das 
steht außer Frage. Aber ohne gleiche Rahmenbedin-
gungen bringen wir den Mittelstand, besonders das 
Handwerk, in eine aussichtslose Lage - und dies in 
einer Zeit hoher Arbeitslosigkeit. 

Gerade im Handwerk - das wissen wir und haben 
es in den letzten Wochen wiederholt feststellen müs-
sen; wir behandeln ja das Problem in unterschiedli-
chen Gesetzesinitiativen - haben wir die große 
Chance, Arbeitsplätze zu schaffen. Das ist nachge-
wiesen, und die Zahlen der letzten Tage zeigen deut-
lich, daß Hunderttausende von Arbeitsplätzen im 

Handwerk geschaffen worden sind, was bisher aus 
der Statistik nicht hervorging. 

(Widerspruch des Abg. Ottmar Schreiner 
[SPD]) 

- Das ist so. Sogar Ihr Wirtschaftsminister im Lande 
Nordrhein-Westfalen, Herr Clement, hat dies erkannt 
und sagt: Das ist die Chance; wir brauchen gerade 
den Mittelstand in einem Land, in dem auch die 
Großindustrie ihre Probleme hat. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Schemken, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Schreiner? 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Ja, bitte schön, Herr 
Kollege Schreiner. 

Ottmar Schreiner (SPD): Herr Kollege Schemken, 
ich wollte Sie angesichts der von Ihnen eben so eu-
phorisch vermeldeten Zuwachszahlen im Bereich der 
mittelständischen Wirtschaft fragen, wie Sie die Aus-
sagen des Präsidenten der Deutschen Bauindustrie 
von gestern, die heute in der Presse nachzulesen 
sind, beurteilen? Er geht davon aus, daß bei fortdau-
ernder Untätigkeit der Bundesregierung auf diesem 
Feld - vor allem auf Grund der ausländischen Bil-
ligstlohnkonkurrenz - in diesem Jahr 1996 mit der 
Schließung von etwa 6 000 mittelständischen Bauun-
ternehmen in Deutschland und in den nächsten Jah-
ren mit etwa 300 000 zusätzlichen Arbeitslosen in 
diesem Bereich gerechnet werden muß. 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Herr Schreiner, ich 
kann nur einfach feststellen: Genau das war der 
Grund, warum wir das Entsendegesetz hier beschlos-
sen haben. Das widersp richt aber nicht dem, was ich 
vorhin festgestellt habe, daß im Bereich des Hand-
werks die Arbeitsplätze geschaffen werden. Weil sie 
dort  geschaffen werden, muß das Entsendegesetz um 
so mehr greifen. Das ist meine Antwort. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gestatten Sie 
eine weitere Frage? 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Ja. 

Ottmar Schreiner (SPD): Ihr Entsendegesetz ist zu 
einem Zeitpunkt formuliert worden, zu dem die drei 
Vertreter der Arbeitgeber im Tarifausschuß beim 
Bundesarbeitsministerium ausdrücklich erklärt ha-
ben, daß sie entsprechenden Regelungen nicht zu-
stimmen werden. Das heißt, Ihr Gesetz ist zu einem 
Zeitpunkt formuliert worden, zu dem die Bundesre-
gierung fest davon ausgehen mußte, daß dieses Ge-
setz scheitert. Ich frage Sie: Was hat Sie gleichwohl 
bewogen, an dieser Konstruktion festzuhalten und 
was gedenken Sie jetzt zu tun, nachdem das Gesetz 
endgültig gescheitert ist? 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 
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Heinz Schemken (CDU/CSU): Ich bin nach wie vor 
der Meinung, daß auf der einen Seite die Tarifpart-
nerschaft auch Verantwortung tragen muß, daß aber 
auf der anderen Seite die Tarifpartner das Recht ha-
ben, weitere Vorschläge einzubringen. 

(Peter Dreßen [SPD]: Die halten das doch 
ein!)  

- Einverstanden. Sie stimmen aber nicht zu. 

(Peter Dreßen [SPD]: Die Tarifgemeinschaft 
halten wir doch ein mit dem Gesetz!) 

- Die Beteiligten müssen zustimmen, das gilt auch 
für die Gewerkschaften. 

(Abg. Ottmar Schreiner nimmt seinen Platz 
wieder ein) 

- Entschuldigung, Herr Schreiner, aber ich hatte die 
Antwort auf Ihre Frage schon vorhin gegeben. Es ist 
keine Mißachtung Ihrer Person, daß ich Sie nicht die 
ganze Zeit im Blick hatte. Ihre Zwischenfrage wurde 
konterkariert durch den Kollegen Dreßen. 

(Zurufe von der SPD: Nein, unterstützt!) 

Deshalb habe ich versucht, zwei Antworten zu ge-
ben, obwohl mir der Präsident dazu nicht die Voll-
macht gegeben hatte. Das gebe ich zu. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Handeln ohne 
Vollmacht! - Weitere Zurufe von der SPD - 

Heiterkeit) 

- Schönen Dank, ja. 

Nun versucht die SPD, durch einen Einstieg in eine 
staatliche Mindestlohnfestsetzung eine Regelung 
herbeizuführen. Das aber hat mit den Grundsätzen 
unserer Wirtschafts- und Sozialordnung, wonach den 
Sozialpartnern die Tarifhoheit über Lohnfindung und 
Festsetzung von Arbeitsbedingungen zusteht, nichts 
mehr zu tun. Mit diesen Grundsätzen würde gebro-
chen. 

Die Entscheidungsverantwortung über das Ob der 
Festsetzung des einheitlichen Mindestlohnes dem 
Staat zu überantworten, würde sicherlich weitere 
gravierende Folgen für die Tarifpartnerschaft mit sich 
bringen. Aus diesen Gründen wollen wir die Verant-
wortung bei den Tarifpartnern belassen. Dies ist ja 
nicht nur eine Tradition; vor allem hat diese Verant-
wortung zum sozialen Frieden in Deutschland ent-
scheidend beigetragen. Es geht hier also um mehr als 
nur um die augenblickliche Frage einer Forderung 
nach Mindestlohnfestsetzung. 

Nach dem geltenden Entsendegesetz soll gerade 
der Tarifausschuß stellvertretend für alle Tarifpar-
teien aus übergeordneter Sicht an der Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung mitwirken und entscheiden. 

(Peter Dreßen [SPD]: Auf Kosten von 
200 000 Bauarbeitern!) 

Der SPD-Gesetzentwurf birgt die weitere Gefahr in 
sich, daß gerade die Spitzenverbände - jetzt komme 
ich zu dem entscheidenden Punkt, der uns hier ja 
auch beschäftigen muß - dies als eine Einladung ver-
stehen, sich in schwierigen und brisanten Entschei

-

dungssituationen aus der Verantwortung zu stehlen 
und diese auf staatliche Institutionen abzuwälzen. 
Dies würde den Tarifausschuß seiner alleinigen Ver-
antwortung entheben und ihn faktisch entmachten, 
was im übrigen Konsequenzen mit sich bringen 
könnte, die sicherlich auch von Ihnen niemand will. 
Denn es kann ja auch einmal ein anderer Vorgang 
eine Rolle spielen, so schön es im Moment wäre, 
wenn man eine solche Sünde beginge und auf diese 
Art  und Weise kurzfristig entscheiden könnte. Des 
weiteren führte es zu einer Politisierung der Lohnfin-
dung und legte dem Staat letzten Endes die Pflicht 
einer Zwangsschlichtung auf; denn er muß sich ja ir-
gendwie entscheiden, wobei er zweifellos den einen 
oder den anderen vor den Kopf stieße. 

(Widerspruch bei der SPD) 

- Ja, sicher ist das ein befristetes Gesetz. Gerade des-
wegen erwarten wir ja von den Tarifpartnern, daß sie 
die Verhältnismäßigkeit der Dinge richtig einschät-
zen. 

(Peter Dreßen [SPD]: Die haben sich doch 
schon geeinigt!) 

Wir stehen zu den Arbeitsplätzen am Bau, wir ste-
hen zum Mittelstand und zum Handwerk. Auch 
wenn die Tarifpartner sich schwertun, die Verant-
wortung liegt bei ihnen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Was ist das 
denn?) 

- Selbstverständlich, die Verantwortung liegt do rt . 
Wo soll sie sonst liegen? 

(Peter Dreßen [SPD]: Das ist eine Verdre

-

hung der Tatsachen!) 

Es besteht die große Gefahr, daß sich andere Bran-
chen mit vergleichbaren Einigungsschwierigkeiten 
auf einen staatlichen Eingriff berufen. Das hätte zur 
Folge, daß die Sozialpartner nie mehr nach tragfähi-
gen Kompromissen suchen würden, obwohl es ei-
gentlich die Essenz einer Tarifpartnerschaft wie auch 
jedweden politischen Handelns ist, nach Kompromis-
sen zu suchen. 

(Beifall des Abg. Julius Louven [CDU/CSU]) 

Statt dessen aber würde der Staat bemüht werden, 
und er würde in eine Entscheidungsrolle hineinge-
drängt, die er nach den Grundsätzen unserer Ar-
beitsverfassung nicht ausüben darf. Das darf nach 
unserer Auffassung nicht sein; staatliches Handeln 
kann nicht die Verantwortung der Tarifpartner erset-
zen. 

(Beifall des Abg. Julius Louven [CDU/CSU] 
und der Abg. Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Es kommt jetzt darauf an, daß in der Bauwirtschaft 
so bald wie möglich eine Einigung der Spitzenver-
bände erzielt wird, um damit einer weiteren Vergrö-
ßerung der Arbeitslosenzahl - diese steht gegenwär-
tig ja außer Frage; das beklagen wir auch - auf dem 
Bausektor entgegenzuwirken. Gerade in schwieri-
gen Zeiten hat sich die Tarifpartnerschaft bewährt . 

(Leyla Onur [SPD]: Sie wird nicht berührt!) 
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Diesen Appell sollten wir jetzt auch an die Arbeitge-
berverbände richten. 

(Zustimmung bei der F.D.P.) 

Einem Verhandlungsprotokoll der IG Bau ent-
nehme ich - ich zitiere -: 

Dennoch müssen sich die Tarifvertragsparteien 
auch in dieser Situation der großen Verantwor-
tung für den Bauarbeitsmarkt in der Bundesrepu-
blik Deutschland bewußt sein. Und selbstver-
ständlich bekennen wir uns zu dieser Verantwor-
tung - auch in schwieriger Zeit. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

IG Bau! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt müssen sie 
dieser Verantwortung gerecht werden! - 

Zuruf von der SPD) 

- Ja, zum Tarifrecht. 

Es geht um viele zehntausende Arbeits- und Aus-
bildungsplätze. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir haben 
unsere Schuldigkeit getan! - Gegenruf von 

der F.D.P.: Mehr als das!) 

Ich sage das ausdrücklich. Deshalb haben wir dieses 
Entsendegesetz gemacht, auch gegen Ordnungspoli-
tiker durchgesetzt, weil wir der Meinung sind: Auch 
hier, in einer schwierigen Lage, ist das Bauhandwerk 
auf unsere Hilfe angewiesen, und wir erwarten dort 
die Arbeitsplätze. 

Herr Schreiner, ich sage es noch einmal ausdrück-
lich, auch bezogen auf die Ausbildungsplätze: Sie 
sind nun einmal im Handwerk angesiedelt. Wir kön-
nen uns ja leider auf die Zusagen der Großen an-
scheinend nicht mehr verlassen; aber auf das Hand-
werk, auf den Mittelstand können wir uns verlassen. 
Es geht hier um die vielen Handwerks- und mittel-
ständischen Existenzen. Deshalb müssen die Ver-
bände sofort und ohne Verzug handeln. Zu dieser 
Aufforderung stehen wir. Das ist nicht nur ein Ap-
pell, sondern wir erwarten das Handeln in Verant-
wortung gegenüber den mittelständischen Existen-
zen und den Arbeitsplätzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Bunten-
bach, Sie haben das Wort . 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Wir stehen hier vor einer ungewöhnlichen Situa-
tion: Es ist von diesem Haus ein Gesetz verabschie-
det worden, das auf den Baustellen gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit sicherstellen sollte. Es ist in Kraft ge-
treten, und es bewirkt schlicht gar nichts. 

Da fragt man sich doch - und das nicht zum ersten-
mal -, wie ernst wir uns eigentlich als Legislative 
überhaupt nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Die Situation ist ungewöhnlich; aber, Herr Schem-
ken, unerwartet ist sie nicht. Denn genau das, was zu 
befürchten stand, ist passiert, als Sie von den Regie-
rungsfraktionen sich im letzten Herbst entschieden 
haben, vor den praktischen Nutzen dieses Gesetzes 
die Hürde der Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
zu setzen. 

Über diese Hürde zu springen hat die BDA schon 
vor der Verabschiedung abgelehnt. Jetzt hat sie er-
neut abgelehnt, trotz Tarifvereinbarung zum Min-
destlohn in der Baubranche. 

(Erika Lotz [SPD]: Und trotz Appellen!) 

- Und trotz Appellen. - Die Branche selbst ist sich 
heute genauso einig wie damals in ihrer Forderung 
nach dem Entsendegesetz. Immer wieder ist es die 
Blockadepolitik der BDA, die keiner Vernunft zu-
gänglich ist und Lohn- und Sozialdumping als gesell-
schaftlichen Normalfall durchsetzen wi ll . 

Wir können doch nicht hinnehmen, daß dadurch 
Gesetzgebung und Branchentarife zur Farce ge-
macht werden, es sei denn, Sie von den Regierungs-
fraktionen wollen zukünftig Ihre Politik vertrauens-
voll gleich ganz in die Hände der Arbeitgeberver-
bände legen. Die Anzeichen dafür häufen sich. Sollte 
das wirklich Ihr Wunsch und Wille sein, dann belästi-
gen Sie uns aber als Parlament, bitte, in Zukunft 
nicht mehr mit Beratungen, die eh eine Farce sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Nachdem die BDA die Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung verweigert hat, ist der Schwarze Peter 
ganz eindeutig wieder beim Gesetzgeber, und Sie 
müssen jetzt umgehend handeln. Denn Sie wissen, 
das Problem ist ausgesprochen ernst, und es hat sich 
durch die jahrelange Verschleppung weiter zuge-
spitzt. 

Die Situation auf den Baustellen ist hochexplosiv; 
das wissen nun wirklich alle hier im Hause. In die-
sem Winter sind dank Ihres „Geniestreiches", der 
Abschaffung des Schlechtwettergeldes, sehr viele 
Bauarbeiter arbeitslos geworden. Als die Witterung 
wieder besser wurde, waren die Arbeitsplätze per 
Billiglohn neu besetzt, und viele hatten keine 
Chance auf Wiedereinstellung, schon gar nicht nach 
Tarif. 

Ein immer größerer Teil der auf dem Bau Beschäf-
tigten arbeitet zu Dumpinglöhnen zwischen 5 und 
10 DM die Stunde. Die Unterbringung ist oft nicht 
einmal menschenwürdig; Unfall- und Arbeitsschutz 
sind überhaupt nicht mehr zu halten. 

Zwischen den scheinselbständigen Arbeitnehmern 
aus der EU und den Werkvertragsarbeitnehmern aus 
Osteuropa blüht eine breite Zone illegaler Leiharbeit. 
Obwohl zum Beispiel polnische Werkvertragsarbeit-
nehmer laut Arbeitserlaubnisverordnung Anspruch 
auf gleiche Bedingungen wie die hier Beschäftigten 
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inländischen Arbeitnehmer haben, sind sie ganz of-
fensichtlich trotzdem Lohn- und Sozialdumping aus-
gesetzt. Sie werden mit falschen Versprechungen an-
geworben, haben nichts Schriftliches in der Hand. 
Sie werden nach Strich und Faden ausgenutzt, was 
Arbeitszeiten und Niedriglöhne angeht. 

Da geht es den Arbeitnehmern aus der EU nicht 
viel anders. Es gibt Berichte aus den Botschaften, daß 
Arbeitnehmer im Krankheitsfall sofort hinausgewor-
fen werden, bei Unfällen die Existenz von Verträgen 
bestritten wird und die Menschen dann wieder über 
die Grenze gebracht werden. 

Die Rechtssicherheit und Konfliktfähigkeit dieser 
Beschäftigten müssen wir unbedingt stärken. Mit der 
gängigen Praxis, Aufträge an Subunternehmen, die 
zu Dumpinglöhnen beschäftigen, durchzureichen, 
entsteht eine so unübersichtliche Situation, daß Fälle 
möglich werden, wie sie aus Berlin und Augsburg 
durch die Presse gegangen sind. Da geht es um Kol-
legen, die zu Dumpinglöhnen angeheuert und von 
der Leiharbeitsfirma ohne rechtlichen Schutz und 
ohne Sozialversicherung hängengelassen worden 
sind. Sie müssen um die Auszahlung ihrer Löhne 
kämpfen, die ihnen noch für mehrere Monate zuste-
hen. 

Wir brauchen endlich ein Entsendegesetz, das ver-
nünftige Arbeitsbedingungen auf dem Bau für alle 
sicherstellt. Das heißt, gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit. Sie - das sage ich ganz ernsthaft, meine Damen 
und Herren von den Regierungsfraktionen - haben 
schon viel zu lange nicht gehandelt. Damit tragen Sie 
mit die Verantwortung dafür, daß sich nationale Res-
sentiments in den Köpfen festsetzen; denn die Kolle-
gen werden nach Hautfarbe und Paß gegeneinander 
ausgespielt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Gerhard 

Jüttemann [PDS]) 

Die Unternehmen der Baubranche, die sich korrekt 
verhalten und noch Tariflöhne zahlen, werden durch 
dieses Sozialdumping in den Konkurs get rieben oder 
gezwungen, ebenfalls Arbeit unter Ta rif anzubieten. 

Auch wenn Herr Murmann diesen Prozeß des 
freien Falls will: Wir wollen ihn nicht. Die Baubran-
che, und zwar beide Tarifparteien, will ihn ebenfalls 
nicht. 

Tarife werden, wie die Lage am Bau zur Zeit ist, 
zur Farce; denn damit die Tarifautonomie funktio-
niert - das wissen auch Sie, Herr Schemken -, müs-
sen die Rahmenbedingungen stimmen. Dafür brau-
chen wir das Entsendegesetz. 

Auch in anderen europäischen Ländern wird glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit gesetzlich sichergestellt, 
solange wir keine gemeinsamen europäischen Min-
deststandards entwickelt haben. Wenn der Gesetzge-
ber jetzt aktiv wird, dann bedeutet das keine Ein-
schränkung der Tarifautonomie. Es geht vielmehr um 
die Geltung einer Tarifvereinbarung der Branche ge-
gen die Blockade der BDA. 

Das noch einmal an Ihre Adresse: Appelle an die 
BDA reichen einfach nicht. Die Spitzenverbände im 

Baubereich sind nicht das Problem. Die BDA hat es 
aber schon zweimal abgelehnt, eine solche Regelung 
zu treffen. Eine Änderung ist überhaupt nicht zu er-
warten. 

Ich erwarte von Ihnen aus den Reihen der Koali-
tion endlich Vorschläge, wenn es denn so ist, daß Sie 
gegen den Vorschlag, den die SPD auf den Tisch ge-
legt hat, Bedenken haben. Eines muß doch klar sein: 
Wenn wir als Gesetzgeber nicht umgehend handeln, 
dann bleibt die Katastrophe auf dem Bau genau so, 
wie sie jetzt ist, bzw. wird sich weiter zuspitzen. Ich 
möchte von Ihnen außer Appellen zumindest hören, 
was Sie unternehmen wollen. Wenn Sie nichts unter-
nehmen wollen, dann wird die Situation noch kata-
strophaler. 

Es gibt, um gleichen Lohn für gleiche Arbeit auf 
den Baustellen sicherzustellen, verschiedene ver-
nünftige und gangbare Wege, die zum Teil schon bei 
der Verabschiedung des mißratenen Gesetzes disku-
tiert worden sind. Die SPD hat heute einen konkre-
ten Vorschlag auf den Tisch gelegt, den wir unter-
stützen und von dem wir meinen, daß er Ihnen, 
meine Damen und Herren von den Regierungsfrak-
tionen, wirklich nicht zuviel abverlangt. 

Der Bundesarbeitsminister, aus Ihren Reihen, soll 
in enger Abstimmung mit dem Bundesrat eine zu-
sätzliche Handlungsmöglichkeit haben, wenn solche 
Konflikte auftauchen. Jetzt ist von Herrn Blüm mehr 
gefordert als salbungsvolle Rhetorik. Ich bin einmal 
gespannt. Gefragt ist nämlich eine praktikable und 
schnelle Entscheidung. 

Die Mehrheit in diesem Haus - das wissen wir alle - 
will  das Entsendegesetz. Das ist unabweisbar nötig 
und eilt wirklich sehr. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat die Kolle-
gin Dr. Gisela Babel. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Deutsche Bundestag hat im Fe-
bruar dieses Jahres das Entsendegesetz verabschie-
det. Danach gelten tariflich vereinbarte und vom 
Bundesarbeitsminister für allgemeinverbindlich er-
klärte Regelungen über Mindestlöhne auch für aus-
ländische Beschäftigte bei Firmen, die ihren Sitz im 
Ausland haben. Der Konkurrenz preiswerter Bau-  
und Handwerksfirmen aus der Europäischen Union 
sollte so der Riegel vorgeschoben werden. 

Ich will die seinerzeitige Diskussion über die Sinn-
haftigkeit des Entsendegesetzes hier nicht neu auf-
rollen; wir haben es beschlossen. In einem allerdings 
waren wir uns alle einig, nämlich da rin, die Entschei-
dung über die Festlegung branchenspezifischen 
Mindestlohnes in die Hände der Tarifpartner zu le-
gen und nicht in die des Staates. 

(Zuruf von der SPD: Tun wir auch!) 

Was dann geschah, war vorhersehbar; insofern 
stimme ich der Kollegin Onur - ich glaube, sie war 
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es, die das gesagt hat - zu. Die Arbeitgeber im Tarif-
ausschuß verweigerten ihre Zustimmung zur Allge-
meinverbindlichkeit der tariflich vereinbarten Min-
destlöhne. Diese Mindestlöhne waren nämlich in 
zweierlei Hinsicht unve rtretbar und unrealistisch 
hoch. 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Richtig!) 

Die für den Westen ausgehandelten 18,60 DM ab 
1. Dezember 1996 lagen weit über dem Ecklohn für 
Facharbeiter in vielen anderen Branchen. 

(Peter Dreßen [SPD]: Weil beim Bau andere 
Bedingungen herrschen!) 

Schon deshalb mußten die Arbeitgeber ihre Zustim-
mung verweigern, wäre doch sonst das ganze Tarif-
gefüge durcheinander gebracht worden. 

Noch klarer für eine Ablehnung sprach die Situa-
tion in Ostdeutschland. 

(Dr. Wolfgang Weng [Geringen] [F.D.P.]: 
Genau!) 

Dort  war ein Mindestlohn von 17,11 DM ab 1. Ap ril 
1997 vereinbart worden. Nun muß man wissen, daß 
viele Unternehmer in Ostdeutschland nur deshalb 
überleben, weil sie Löhne und Gehälter weit unter 
Tarif zahlen, zum Teil von 12 DM. Die Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung mit ihrer Verpflichtung, hö-
here Löhne zu zahlen, hätte für diese Unternehmen 
und ihre Arbeitsplätze das Aus bedeutet. Ich habe 
von niemandem aus der Opposition, weder von den 
Grünen noch von der SPD, einmal gehört, wie sie 
sich mit diesem Thema auseinandersetzen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das wollen die auch gar nicht! - Konrad 

Gilges [SPD]: Das ist Quatsch!) 

Ich habe, was ich, ehrlich gesagt, empörend finde, 
von den Arbeitgebern im Baugewerbe gehört, daß 
ihnen das nicht soviel ausmacht. Ich denke, daß wir 
uns im Parlament mit dieser Frage etwas ernsthafter 
auseinandersetzen sollten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Der Sinn des Entsendegesetzes, Arbeitsplätze in 
Deutschland zu sichern, hätte sich do rt  in das Gegen-
teil verkehrt. Das ist alles Folge einer Tarifpolitik, die 
Löhne nur noch auf dem Papier aushandelt und fest-
legt. Diese Gesamtzusammenhänge im Sinn haben 
die Arbeitgeber im Tarifausschuß durchaus verant-
wortungsvoll gehandelt, und sie konnten auch nicht 
anders. 

Nun behandeln wir heute einen Gesetzentwurf 
der SPD, der das Problem - ich gebe zu, daß wir jetzt 
in der Sackgasse sind - lösen soll. 

(Leyla Onur [SPD]: Richtig!) 

Der Gesetzentwurf läßt tiefer in das Verhältnis der 
SPD zur Tarifautonomie blicken, als dieser lieb sein 
kann. Ich prophezeihe Ihnen schon heute, daß der 
Gesetzentwurf in der beginnenden Diskussion über 
Möglichkeiten und Grenzen der Tarifautonomie ge-
gen Sie verwandt werden wird. Nur mühsam wird 
verschleiert, daß die SPD do rt , wo es zur Sicherung 

eines unrealistischen Lohnniveaus paßt, auf die Ta-
rifautonomie freudig verzichtet. 

(Leyla Onur [SPD]: Das ist falsch!) 

Vielmehr setzt sie einen staatlichen Mindestlohn-
kommissar in der Figur des Bundesarbeitsministers 
ein. Man muß ihn vor dieser Rolle schützen. 

(Leyla Onur [SPD]: Sie sagen wider besse

-

res Wissen die Unwahrheit!) 

Sie haben sich vehement gegen einen Sparkommis-
sar gewandt, aber den Mindestlohnkommissar schei-
nen Sie für verantwortbar zu halten. 

Meine Damen und Herren, man darf gespannt 
sein, wie die Tarifpartner, die im Tarifausschuß 
schlicht entmachtet wurden, sich zu Ihrem Gesetz-
entwurf in den Ausschußberatungen äußern werden. 

Argumente nimmt die SPD nicht zur Kenntnis. Sie 
weigert  sich, sich mit den oben geschilderten Tatsa-
che auseinanderzusetzen. Sie bringt hier ein Gesetz 
ein, mit dem sie das Einvernehmen im Tarifausschuß 
einfach durch den Beschluß des Bundesarbeitsmi-
nisters ersetzen will. Daß dieser Beschluß nicht zu-
stande kommt, weil man bei solcher Unübereinstim-
mung auf den Bundesarbeitsminister setzt, kann man 
nur hoffen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: So 
hätten Sie es gern!) 

Meine Damen und Herren, das ist doch wirklich 
die Entmündigung eines Ausschusses, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sehr richtig!) 

wenn nicht mehr er das Letztentscheidungsrecht hat, 
sondern eine Instanz, die hinter ihm steht und sagt: 
Wenn es mir nicht paßt, mache ich es anders. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Sinn und Zweck des Tarifausschusses ist es ja ge-
rade, die gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge 
zu berücksichtigen und nicht solche Zusammen-
hänge, die die unmittelbar handelnden Tarifpartner 
nicht sehen und vielleicht auch nicht sehen müssen. 

Die Behauptung, die Tarifautonomie werde durch 
diesen Gesetzentwurf nicht berührt, ist eine Entstel-
lung der Wahrheit. Das Gegenteil ist richtig. Der Ge-
setzentwurf belegt Ihre Staatsgläubigkeit. Sie igno-
rieren die Möglichkeiten staatlichen Handelns. Nun 
haben wir schon das Gesetz, das von den Tarifpart-
nern umgesetzt werden muß. Das hat im ersten An-
lauf nicht geklappt. Die einzige Antwort hierauf 
kann doch nicht lauten, daß nun der Staat die Eini-
gung der Tarifpartner ersetzen muß. Die einzige Ant-
wort  ist vielmehr die, daß sich die Tarifpartner erneut 
zusammensetzen und konsensfähige Vereinbarun-
gen treffen müssen. Dazu gibt es Signale auch des 
Arbeitgeberverbandes, daß er konsensfähigen Lohn-
vereinbarungen durchaus zustimmen würde. Dieser 
Weg ist also nicht versperrt. Aber Sie würden ihn 
durch Eingreifen des Staates fehlleiten. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Verantwortung da, wo sie hingehört!)  
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Ein Umstand in dieser ganzen Diskussion ist er-
schreckend: In den neuen Bundesländern werden 
bindende Tarifverträge inzwischen ganz offen igno-
riert und unterlaufen. Es wäre allzu einfach, alle 
Schuld hieran den Arbeitgebern zuzuschieben. In 
Wirklichkeit ist die Auflehnung gegen Tarifdiktate 
die Folge einer völlig abgehobenen Lohnpolitik. 
Auch das steht heute in der Zeitung; lesen Sie sich 
einmal die Artikel durch, die sich mit der Beschäfti-
gung im Osten befassen. 

Was sind denn die Gründe dafür, daß das im Osten 
so große Schwierigkeiten macht? Das ist die Produk-
tivität, und das sind die Löhne. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Die Bundesregie

-

rung ist die Ursache! - Zuruf des Abg. Ott

-

mar Schreiner [SPD]) 

- Sehr richtig, Herr Schreiner. Sie haben wenigstens 
die Lektion begriffen. 

Die Folge kann also nur sein: Entweder gehen wir 
mit den Löhnen herunter, oder wir machen den Be-
trieb dicht. Sicherlich gibt es Fälle, in denen Unter-
nehmer und Arbeitnehmer an einem Strang ziehen, 
um die Existenz des Bet riebes und der Arbeitsplätze 
zu sichern. Sicher gibt es auch Fälle, in denen Arbeit-
nehmer der Willkür des Arbeitgebers ausgeliefert 
sind. Die Drohung mit dem Verlust des Arbeitsplat-
zes tut ihre Wirkung. Deswegen wi ll  ich noch einmal 
sagen: Ich halte es für richtig und wichtig, daß es 
diese Tarifvereinbarungen gibt, um alle zu schützen: 
die Arbeitnehmer wie die Arbeitgeber. 

Aber das, was hier eintritt, ist Wildost. Auch ein 
Entsendegesetz in der Baubranche hätte genau so 
eine Wirkung. Dann ist es nämlich nicht mehr die 
Flucht aus einem Tarifvertrag oder aus den Verbän-
den. Es wäre die Flucht aus einem Gesetz. Das soll-
ten wir uns sehr genau überlegen. Der Weg, den Sie 
vorgeschlagen haben, halte ich für einen Irrweg. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat die Kolle-
gin Dr. Heidi Knake-Werner. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die PDS wird den 
vorliegenden Gesetzentwurf unterstützen, weil auch 
wir der Auffassung sind, daß wir endlich mit dem bit-
ter nötigen Entsendegesetz vorankommen müssen. 

Der Vorschlag der SPD scheint uns ein praktika-
bler Weg zu sein, um die Kuh vom Eis zu bekommen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Da 
sind Sie in guter Gesellschaft!) 

Daß sie dort  herumschlittert, hat vor allen Dingen da-
mit zu tun, daß sich der Herr Bundesarbeitsminister 
auf die Zustimmung der Arbeitgeberverbände zur 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung im Tarif aus-
schuß verlassen hat. Die Arbeitgeberverbände aller

-

dings haben ihm eine kräftige Abfuhr erteilt und ihn 
im Regen stehen lassen. 

Schon bei der Anhörung und bei der Lesung des 
Entsendegesetzes wurden aus den verschiedensten 
Bereichen unisono Bedenken geäußert, den Weg der 
Allgemeinverbindlichkeit zu wählen. Angesichts der 
Blockadehaltung der Arbeitgeber - das ist schon 
mehrfach gesagt worden - war schon zu diesem Zeit-
punkt klar: Eine verantwortungsvolle und schnelle 
Lösung, um mit den dramatischen Entwicklungen 
am Bau fertig zu werden, wird es nicht geben, wenn 
nicht der Weg der Ortsüblichkeit gegangen wird, da-
mit endlich gilt: „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am 
gleichen O rt . " 

Was hat der Herr Minister diesen Argumenten ent-
gegengesetzt? Appelle, Hoffnungen und Glaubens-
bekenntnisse. Ich zitiere ihn einmal im Originalton 
aus der zweiten Lesung: 

Ich hoffe, daß die Bundesvereinigung der Arbeit-
geber nicht ihr letztes Wort  gesprochen hat. Ich 
bin deshalb auch nicht ohne Hoffnung und Er-
wartung. Ich hoffe, daß auch der Dachverband 
der Arbeitgeber versteht, um was es geht. 

Und was ist seitdem passiert? Erstens. Nach dem 
Motto: Aller schlechten Dinge sind drei, hat der Bun-
desverband der Arbeitgeber sein Nein zur Allge-
meinverbindlichkeitserklärung keinen Millimeter zu-
rückgenommen. Die beiden Arbeitgeberverbände 
der Bauwirtschaft haben vor 14 Tagen ihren Austritt 
aus dem BDA erklärt. Das Schlimmste an der gegen-
wärtigen Lage ist, daß das Entsendegesetz weiter in 
der Luft hängt und ohne Wirkung bleibt, obwohl die 
Tarifpartner ihre Arbeit getan haben - das haben wir 
immer von ihnen verlangt -, in dem sie einen Min-
destlohn ausgehandelt haben. Der Bauwirtschaft 
wird so nicht geholfen; ganz im Gegenteil. So viel 
zum Thema Mittelstandsförderung. Das kann ich nur 
noch einmal an den Kollegen Schemken zurückge-
ben. 

Zweitens. Lohn- und Sozialdumping am Bau blei-
ben fortbestehen. 

Drittens - auch das, finde ich, ist eine dramatische 
Entwicklung -: Die Konkurrenz zwischen deutschen 
und ausländischen Kollegen am Bau droht in Frem-
denfeindlichkeit umzuschlagen. 

(Beifall bei der PDS) 

Mit Ihrem Glauben an die Arbeitgeber haben Sie 
auf Sand gebaut. Das ist deshalb besonders bedauer-
lich, weil ich natürlich weiß, daß auch der Minister 
Druck für ein Entsendegesetz ausgeübt hat. Er hat zu 
Recht, wie ich finde, das Entsendegesetz zu einem 
Überlebensthema der Bauwirtschaft erklärt und ge-
sagt: 

Ohne Entsendegesetz schaffen wir ein dreifaches 
Programm: erstens ein Programm zur Förderung 
der Arbeitslosigkeit, zweitens ein Programm von 
Firmenzusammenbrüchen und drittens ein Pro-
gramm zur Förderung von Europaskepsis. 



10392 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 

Dr. Heidi Knake-Werner 

Jawohl, auf diesem Wege sind Sie inzwischen, weil 
Sie sich starrsinnig an die Allgemeinverbindlich-
keitserklärung gehalten haben. 

Die Situation am Bau ist noch dramatischer gewor-
den. Seit das Entsendegesetz in Kraft ist, gibt es 
100 000 zusätzliche Arbeitslose, die zu den schon 
264 000 Arbeitslosen von März 1996 noch hinzukom-
men. Die Mittelstandsvereinigung und die entspre-
chenden Arbeitgeberverbände haben geschätzt, daß 
weitere 300 000 Bauarbeiter mittelfristig von Arbeits-
losigkeit bedroht sein werden. 

Es geht also um etwa 400 000 Arbeitsplätze, die in 
der ohnehin sehr gebeutelten Bauwirtschaft und bei 
den ohnehin sehr gebeutelten Arbeitnehmern zur 
Disposition stehen. Das heißt, jetzt ist Handeln ange-
sagt. Die Zeit drängt. Es ist verantwortungslos, dar-
auf zu warten, daß die Arbeitgeber ihre kurzfristige 
Blockadepolitik aufgeben. 

Frau Babel, Ihr Bekenntnis zur Tarifautonomie ist 
einfach nicht mehr ernst zu nehmen. Sie verteidigen 
die Tarifautonomie immer nur dann, wenn es Ihnen 
ins Konzept paßt. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sie auch!) 

- Das kann ja sein. Ich bin aber immer noch der Mei-
nung, daß das bei mir eine Grundsatzposition ist. 

Ich will es Ihnen an einem Beispiel erklären. Sie 
greifen sie bei der Einschränkung der Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfalle an, und Sie greifen sie 
ebenso an 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
nicht!) 

- natürlich - bei der Verlängerung der Ladenöff-
nungszeiten. Das schauen Sie sich einmal genau an. 
Das ist ein massiver Angriff auf die Tarifautonomie. 
Natürlich greifen Sie nicht in die bestehenden Tarif-
verträge ein. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit, Frau Kol-
legin. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Aber beim 
Schlechtwettergeld, beim Ladenschluß oder bei der 
Lohnfortzahlung schaffen Sie durch gesetzgeberi-
sche Maßnahmen - 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, die Rede-
zeit. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): - ich bin sofort fer-
tig - Tatsachen, die einseitig die Verhandlungsposi-
tion der Gewerkschaften schwächen. Das ist genau 
Ihre Absicht. Sorgen Sie endlich dafür - damit bin ich 
bei meinem letzten Satz -, daß 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): - mit dem Entsen-
degesetz ein wirksames Instrument gegen Lohndum-
ping und Ausbeutung am Bau geschaffen wird. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich muß es leider wieder 
sagen: Wenn ich darauf hinweise, daß die Redezeit 
abgelaufen ist, dann ist sie meist schon etwas länger 
abgelaufen. Und dann sagen Sie noch einen Satz! 
Wir haben eine Geschäftsordnung - Entschuldigung, 
welche Gesten Sie auch immer machen -, und dann 
geht es nicht, daß man eine halbe Minute weiterre-
det, um sein Manuskript abzuspulen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Bei der CDU ist das so!) 

Ich erteile dem Parlamentarischen Staatssekretär 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
unserem Kollegen Horst Günther, das Wo rt . 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsi-
dent! Meine Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, 
daß es richtig ist, wenn wir dieses äußerst wichtige, 
aber auch sensible Thema, in Ruhe und aller Sach-
lichkeit behandeln und zu Ende bringen, wobei wir 
darauf achten sollten, daß gerade bei dieser Thema-
tik die rechtsstaatliche Ordnung und die Verteilung 
von Verantwortung im Staat nicht verschoben wer-
den. 

(Peter Dreßen [SPD]: Wer hat sie denn ver

-

schoben?) 

- Hören Sie einmal zu, Herr Dreßen. Das ist ganz 
wichtig, weil Sie darauf immer besonderen Wert le-
gen, sollten Sie nicht gleich das kritisieren, was ich 
sage. Sie haben doch den Kollegen Gilges, der dar-
auf antworten wird. Dann kann er das kritisieren, 
was ich hier sage. 

Ich will zu dem, was ich gerade ausgeführt habe, 
grundsätzlich feststellen: Wenn das Arbeitnehmer

-

Entsendegesetz heute wieder auf der Tagesordnung 
steht, dann geschieht das aus einer Motivation her-
aus, die uns alle hier fraktionsübergreifend vereint. 
Darin sind wir uns sicher einig. Mit einer überwälti-
genden parlamentarischen Mehrheit der Zustim-
mung haben wir im Februar dieses Jahres das Ent-
sendegesetz verabschiedet, um die Problematik zu 
lösen. Aus diesem Grunde, Frau Kollegin Onur, be-
danke ich mich für das Angebot, unter bestimmten 
Voraussetzungen an der Seite des Bundesministers 
zu stehen; aber Sie sollten ihm nicht gleichzeitig 
Scheinheiligkeit in seinen Aussagen zu dieser The-
matik vorwerfen. Sie wissen ganz genau, auf wessen 
Seite der Minister in dieser Sache steht und wie er 
die Sache sieht. 

(Konrad Gilges [SPD]: Auf welcher Seite 
steht er denn?) 

Der verstärkte Einsatz von Billigarbeitnehmern 
durch Bauarbeitgeber aus dem Ausland darf nicht 
länger die Existenz der Klein- und Mittelbetriebe un-
serer Bauwirtschaft gefährden und dem weiteren Ab- 
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bau von Arbeitsplätzen im Baubereich Vorschub lei-
sten. Auch da sind wir uns sicher einig. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sieht das die F.D.P. auch 

so?) 

Mit dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz hat der 
Gesetzgeber für den Baubereich die rechtlichen Vor-
aussetzungen dafür geschaffen, daß gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit am gleichen Ort gezahlt wird. Die 
für inländische Arbeitgeber verbindlich geltenden 
tarifvertraglichen Mindestlohnvorschriften gelten 
gleichermaßen auch für Arbeitgeber mit Sitz im Aus-
land und ihre entsandten Arbeitnehmer. 

Aus demselben Grund hat die Bundesregierung 
darauf gedrängt, die nationale deutsche Entsendere-
gelung auf europäischer Ebene zu flankieren. Sie 
wissen, daß wir im EU-Ministerrat die Verabschie-
dung eines förmlichen gemeinsamen Standpunktes 
zur EU-Entsenderichtlinie geschafft haben. Unser 
Entsendegesetz entspricht im übrigen der Konzep-
tion der EU-Richtlinie und wird den wesentlichen 
Baustein für die Umsetzung im Parlament darstellen. 

Auch ist richtig, daß die Entsendeproblematik ein 
kompliziertes Geflecht aus wi rtschaftlichen, rechtli-
chen und politischen Einzelproblemen darstellt. Alle 
Beteiligten müssen im Rahmen ihrer jeweiligen 
rechtlichen Möglichkeiten und ihrer verfassungsmä-
ßigen Aufgabenzuweisungen mitwirken. Darauf lege 
ich besonders We rt . 

Dementsprechend hat der Staat mit dem Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz und dessen europarechtli

-

chen Flankierung das geleistet, was bei der Entsen-
deproblematik in der alleinigen Rechtsmacht des 
Staates steht und deshalb zu Recht seine Aufgabe ist. 
Wir haben mit dem erforderlichen gesetzlichen Rah-
men dafür gesorgt, daß die von den Sozialpartnern 
geschaffenen verbindlichen nationalen Mindestlohn-
vereinbarungen auch für grenzüberschreitend ent-
sandte Arbeitnehmer gelten. Wir haben mit der Bun-
desanstalt für Arbeit ein schlagkräftiges Kontrollin-
strument zur Verfügung gestellt. Wir sehen in der 
Entsenderichtlinie unter anderem auch die Zusam-
menarbeit der Kontrollbehörden vor, um der grenz-
überschreitenden Dimension der Entsendeproblema-
tik Rechnung zu tragen. Hier mußte der Staat han-
deln. Aber hier hat er auch gehandelt. 

Damit das Arbeitnehmer-Entsendegesetz in der 
Praxis greifen kann, muß dieser rechtliche Rahmen 
durch tarifvertragliche Mindestlohnvereinbarungen 
ausgefüllt werden. Dieser Mindestlohn muß auf na-
tionaler Ebene für alle Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer der betreffenden Branche verbindlich sein, nicht 
nur für die tarifgebundenen unter ihnen. Auch dar-
über sind wir uns sicherlich einig. Ihr Gesetzentwurf, 
den wir heute in erster Lesung beraten, stellt das zu 
Recht nicht in Frage. 

Wir alle wissen, daß sich die Tarifvertragsparteien 
der Bauwirtschaft auf einen Mindestlohntarifvertrag 
geeinigt hatten. Die erforderliche Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung dieses Tarifvertrages ist wegen 
der Weigerung der BDA nicht zustande gekommen. 
Über die Bewertung dieses BDA-Verhaltens dürften  

wir uns weitgehend einig sein. Sie wissen - das ha-
ben Sie eben auch zitiert, Frau Kollegin Onur -, daß 
ich diese Verweigerung der Solidarität seitens der 
BDA gegenüber den Tarifvertragsparteien des Bau-
gewerbes und gegenüber den betroffenen Arbeit-
nehmern deutlich verurteilt habe. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Nicht alle!) 

Der Tag der Tarifausschußsitzung war in der Tat 
ein schwarzer Tag für die Sozialpartnerschaft. 

(Konrad Gilges [SPD]: Nur arbeitgeber

-

freundlich!) 

Ich sage noch einmal an die Adresse von Herrn 
Himmelreich - ich habe eben auch bei Ihnen, Frau 
Kollegin Babel, einen Schlenker in diese Richtung 
gehört, mit dem ich mich nicht einverstanden erklä-
ren kann -, daß Vergleiche von Mindestlohn im Bau-
gewerbe mit Mindestlöhnen oder Anfangslöhnen in 
anderen Branchen sicherlich nicht zu ziehen sind. 
Das ist nicht sachgerecht. 

(Leyla Onur [SPD]: Sehr richtig!) 

Wir hatten diese Unterschiede immer schon. Warum 
haben wir diese Vergleiche nicht früher angestellt? 
Wenn das die einzige Begründung der BDA war, 
nicht zuzustimmen, dann kann man das sicherlich 
aufklären, um eine nachträgliche Zustimmung zu er-
reichen. 

Welche Konsequenzen sind nun aus dem Nein der 
BDA in der Tarifausschußsitzung vom 28. Mai 1996 
zu ziehen? Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD, wollen mit Ihrem vorliegenden Gesetzentwurf 
das Arbeitnehmer-Entsendegesetz so abändern, daß 
das gewünschte Ergebnis auch ohne die sonst erfor-
derliche Zustimmung des Tarifausschusses erzielt 
wird. 

Wenn die Mehrheit im Tarifausschuß in einem er-
sten Anlauf nicht zustande kommt, dann soll die feh-
lende Mehrheit mit einem Federst rich des Gesetzge-
bers ersetzt und so der Weg zu einem verbindlichen 
Mindestlohn freigemacht werden. Damit - das müs-
sen Sie wissen; das wissen Sie auch - reduzieren Sie 
die Befugnisse des Tarifausschusses auf ein bloßes 
Anhörungsrecht, nach dem Motto: „Stimmt er zu, ist 
es gut; stimmt er nicht zu, machen wir trotzdem, was 
wir wollen. " Das kommt am Ende bei Ihrer Regelung 
heraus. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das kommt her

-

aus! - Leyla Onur [SPD]: Das wird Ihnen 
Herr Gilges gleich noch einmal erklären!) 

Auch wenn Sie Ihren Vorschlag auf den Anwen-
dungsbereich des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
beschränken, kann ich diesen Weg nicht gutheißen. 
Betrachten wir es realistisch: Ihr Gesetzentwurf, 
meine Damen und Herren von der SPD, bedeutet 
doch letztlich, auch wenn Sie es bestreiten, den Ein-
stieg in den staatlichen Mindestlohn. Zwar trifft der 
Staat nach Ihrem Entwurf keine eigene Entschei-
dung über die angemessene Höhe der Vergütung. 
Doch würde der Staat durch die von Ihnen vorgese-
hene Entmachtung des Tarifausschusses die alleinige 
Verantwortung dafür übernehmen, daß ein bis dahin 
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nur für tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer geltender tariflicher Mindestlohn auch für alle 
anderen Arbeitgeber und Arbeitnehmer der betroffe-
nen Branche rechtlich zwingend wird. Hiervon kann 
ich nur abraten. 

(Peter Dreßen [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

- Nein, lassen Sie mich das zu Ende führen, Herr Kol-
lege Dreßen. Das führt zu nichts. 

Deshalb will ich noch einmal im Zusammenhang 
sagen: Ich kann davon nur abraten. Denn ich weiß 
auch, wenn die Bundesregierung einen solchen Weg 
gehen und einen Mindestlohn festlegen würde, daß 
die ersten Kritiker aus Ihren Reihen kämen, daß er zu 
niedrig ist und daß die Tarifautonomie ausgehöhlt 
wurde. Das weiß ich ganz genau. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Werfen wir doch einmal gemeinsam einen Blick 
auf das wohlausgewogene Verfahren zur Allgemein-
verbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen. Zu-
nächst müssen die Tarifvertragsparteien einer Bran-
che einen Tarifvertrag schließen und dessen Allge-
meinverbindlichkeit beantragen. Danach prüfen die 
Spitzenverbände der Sozialpartner im Tarifausschuß 
in eigener Verantwortung aus branchenübergreifen-
der Sicht, ob die von den Tarifvertragsparteien ge-
fundene Lösung auch mit berechtigten Belangen an-
derer Wirtschaftsbereiche vereinbar ist. 

Erst nachdem dieser durch die Sozialpartner ge-
staltete und zu verantwortende Filter durchlaufen ist 
und ein positives Votum vorliegt, darf der Staat in 
Aktion treten und kann den Tarifvertrag für allge-
meinverbindlich erklären. Meine Damen und Her-
ren, unterschätzen Sie nicht die Stellung dieses Wer-
tes in der Tarifautonomie, die Sie selbst immer so 
hochhalten - ich übrigens auch. 

Dieser zweite Prüfungsschritt, das Verfahren im 
Tarifausschuß, gehört zu den wichtigen Bereichen, in 
denen der Staat aus gutem Grund seinen Einfluß zu-
gunsten der Sozialpartner und ihrer Spitzenverbände 
zurücknimmt. Gerade bei der Lohnfestsetzung bewe-
gen wir uns in einem sozialpolitisch äußerst sensi-
blen Bereich. Das hier in Jahrzehnten gewachsene 
und bewährte System einer ausgewogenen Balance 
staatlicher und gesellschaftlicher Kräfte darf nicht ad 
hoc über Bord geworfen werden, nur weil wir für ei-
nen zugegebenermaßen sehr ärgerlichen Einzelfall 
kein Verständnis haben können. 

Bei allem Unmut darüber sollten wir uns weiterhin 
auf eine Lösung dieser Frage im Rahmen der vorge-
gebenen Gesetzessystematik konzentrieren. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatssekretär, 
Verzeihung, die Kollegin Buntenbach würde gerne 
eine Zwischenfrage stellen. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Nein, ich 
möchte das jetzt insgesamt zu Ende führen. 

Ich fordere deshalb die Tarifvertragsparteien und 
vor allem ihre Spitzenverbände auf, sich so schnell 
wie möglich auf einen für alle Beteiligten tragfähigen 
Mindestlohn zu verständigen. Die Bauwirtschaft und 
die in ihr beschäftigten Arbeitnehmer brauchen ge-
rade in der gegenwärtig konjunkturell zugespitzten 
Situation dringend die durch das Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz eröffnete Möglichkeit zur Entlastung, 
die von den für die Lohnfindung Verantwortlichen 
bewirkt werden kann. 

Aus all diesen Gründen lehnen wir einen staatlich 
festgelegten Mindestlohn ab, 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Kollegin Babel mel-
det sich zu einer Kurzintervention. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Staatssekretär, Sie 
haben mich angesprochen, weil Sie meinten, ich 
hätte die Überlegungen der BDA zu sehr gerechtfer-
tigt, die Sie zu Ihrer Entscheidung bewogen hatten, 
den Vorschlag der Tarifpartner im Baugewerbe nicht 
zu akzeptieren. Sie haben darauf hingewiesen, daß 
es in anderen Bereichen andere Ecklöhne gibt. Das 
stimmt natürlich. 

Aber glauben Sie nicht auch, daß die gesamtwirt-
schaftlichen Erwägungen - gerade auch im Hinblick 
auf diese Ostkomponente; Sie wissen, daß die Textil-
industrie und die Metallindustrie gegen solche Allge-
meinverbindlichkeitserklärungen votiert haben, es 
war nicht nur der Dachverband - die BDA sehr wohl 
verantwortlich zu ihrer Entscheidung haben kommen 
lassen? Glauben Sie nicht, daß der Druck, der jetzt 
entsteht, richtigerweise bei den Tarifpartnern im 
Baugewerbe vorhanden ist? Insofern könnte der Pro-
zeß nach unserer Meinung akzeptabel verlaufen, 
was wir vielleicht alle gemeinsam hoffen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatssekretär, 
wünschen Sie zu replizieren? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin 
Dr. Babel, ich habe Sie eben so verstanden, daß Sie 
einen Vergleich zwischen den Mindestlöhnen in der 
Bauwirtschaft und denen in anderen Branchen gezo-
gen haben, so wie das auch Herr Himmelreich getan 
hat. Damit sollte die Ablehnung begründet werden. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist nicht der ein

-

zige Grund!) 

Ich habe gesagt: Dieses kann man nicht verglei-
chen, weil es schon immer sachgerechte Unter-
schiede in den einzelnen Branchen gab und immer 
geben wird. 

Vielleicht habe ich Sie mißverstanden, und Sie ha-
ben etwas anderes gemeint. Ich wollte klarstellen, 
daß dieser Vergleich nicht hergestellt werden kann. 
Aus diesem Grunde muß weiter abgesenkt werden. 
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Vizepräsident Hans Klein: Zu einer weiteren Kurz-
intervention gebe ich dem Kollegen Peter Dreßen das 
Wort . 

Peter Dreßen (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
angedeutet, daß wir mit unserem Entwurf unter Um-
ständen gegen die Tarifautonomie handeln würden. 
Würden Sie mir zugestehen, daß wir die Situation ha-
ben, daß die Baugewerkschaft und die Bauarbeitge-
berverbände ordnungsgemäß einen Tarifvertrag zu-
stande bekommen haben, bei dem unter Umständen 
die Baugewerkschaft auch ihren gewerkschaftlichen 
Druck eingesetzt hat, und daß wir die Schwierigkei-
ten nur deswegen haben, weil eine dritte Instanz, ge-
gen die die Baugewerkschaft überhaupt keinen 
Druck entwickeln kann, nun sagt: Wir sind gegen 
das Ergebnis, das dabei herausgekommen ist? 

Daß Sie, wo wir jetzt fordern, daß das, was Bauar-
beitgeber und Baugewerkschaften vereinbart haben, 
zustande kommt, davon sprechen, daß wir Eingriffe 
in die Tarifautonomie vornehmen, halte ich für sehr 
frivol und für unangemessen. Ich habe gedacht, Sie 
hätten ein bißchen mehr Sachverstand, um zu be-
greifen, was wir damit wollen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatssekretär. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsi-
dent, ich dachte, wir wären nicht in der Fragestunde. 
Aber ich will  gerne auf das, was der Kollege Dreßen 
gesagt hat, eingehen. 

(Peter Dreßen [SPD]: Sie haben ja meine 
Zwischenfrage nicht zugelassen!) 

- Sie haben ja noch einen Redner, Herr Kollege Dre-
ßen. Der kann das, wenn er will, richtigstellen. Im 
übrigen habe ich bei Ihnen keinen Nachholbedarf 
abzuholen, was meinen Sachverstand in dieser Frage 
angeht.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich arbeite mindestens so lange in diesem Geschäft 
wie Sie, wahrscheinlich etwas länger. Das lasse ich 
mir von Ihnen nicht vorwerfen. Lesen Sie im übrigen 
bitte meine Rede nach. Dann ist Ihre Frage beant-
wortet. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatssekretär, ich 
muß Sie darauf hinweisen, daß es den Kollegen na-
türlich freisteht, in welche Form sie eine Kurzinter-
vention kleiden. Das kann auch die Frageform sein. 

(Parl. Staatssekretär Horst Günther: Man 
muß aber dann nicht antworten!) 

Als nächstem erteile ich dem Kollegen Gilges das 
Wort . 

Konrad Gilges (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Günther, es wäre angemessen 
gewesen, wenn Sie zu Beginn Ihrer Rede gesagt hät-
ten, daß Ihr Gesetzeskonstrukt, das, was Sie vorhat- 

ten, gescheitert ist. Dann wären wir schon einen 
Schritt weiter. Es nützt nichts, daß Sie jetzt weiter mit 
Appellen und Aufforderungen an die Tarifvertrags-
parteien oder sonst irgendwen herantreten. 

Nach der Entscheidung des Tarifausschusses in Ih-
rem Ministerium ist es nicht durchsetzbar, daß eine 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung des ausgehan-
delten Tarifvertrages zwischen Bau, Steine, Erden, 
dem Bauhandwerk und der Bauindustrie zustande 
kommt. Wenn man in der Politik scheitert, sollte man 
das auch einmal zugeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn erst dann, wenn man gescheitert ist, wird die 
Debatte über eine Alternative möglich. Wir legen ja 
eine Alternative vor. Da kann man sagen, sie sei 
nicht die richtige Alternative. Aber auch Sie müssen 
jetzt einen Weg aus der Sackgasse, in die Sie sich 
hineinbegeben haben, aufzeigen. Dazu sind Sie ge-
genüber den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern 
verpflichtet. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind ja hier in der Debatte. Deshalb will ich 
noch zu Ihnen, Herr Schemken, etwas sagen. Wir ha-
ben, bezogen auf die Blockade, daß also einer oder 
die Mehrheit oder die Minderheit im Ausschuß das 
Zustandekommen einer Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung verhindern kann, einen Auflösungsmecha-
nismus entwickelt. Dieser Auflösungsmechanismus 
bedeutet: Wenn eine Blockade zustande kommt, 
kann eine Rechtsverordnung durch das Arbeitsmi-
nisterium zusammen mit dem Bundesrat hergestellt 
werden, um diese Blockade zu beenden. 

Nun können Sie mit Recht sagen: Das würde ja ge-
nerell dieses Instrument der Allgemeinverbindlich-
keitserklärung unterlaufen. Das ist ja Ihr Argument, 
wenn ich das richtig verstanden habe. Aber es ist nur 
dann eine Blockade feststellbar, wenn ein solches 
Verhalten sachlich nicht begründet ist. Das ist der 
entscheidende Punkt. 

Das, was die Arbeitgeber, was die BDA gemacht 
hat, bezieht sich überhaupt nicht auf die Sache. Viel-
mehr haben sachfremde Dinge zu dieser Entschei-
dung der Arbeitgeber im Tarifausschuß des Arbeits-
ministeriums geführt. 

Das heißt, man darf natürlich nicht zulassen, daß 
sachfremde Dinge darüber entscheiden, ob Arbeit-
nehmer in diesem Land ausgebeutet werden oder 
nicht. Unserer ethischen Vorstellung - auch Ihrer als 
Vorsitzender des Kolpingvereins - muß es widerspre-
chen, zu sagen: Etwas, das überhaupt nichts mit der 
Sache zu tun hat, wird als Grundlage angeführt, und 
dann kann in diesem Land weiterhin Ausbeutung 
stattfinden. Ich hoffe, daß das nicht Ihre Meinung ist. 
Deshalb muß das geändert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, Frau Babel hat nicht richtig verstan-
den, warum die AVE eigentlich notwendig ist und 
warum sie im Tarifvertragsgesetz verankert ist. Wir 
gehen seit Gründung dieser Republik davon aus, daß 
die Tarifvertragsparteien in der Lage sind, einen 
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Tarifvertrag auszuhandeln, der bindend für den Ar-
beitgeber und für den Arbeitnehmer ist. 

Bei der Erarbeitung des Tarifvertragsgesetzes hat 
man sich überlegt - ich finde, mit Recht; das war da-
mals gesellschaftlicher Konsens -, daß es in unserem 
Land natürlich Arbeitsbereiche geben kann, in de-
nen es keine Tarifvertragsparteien gibt, weder Ar-
beitgeberverband noch Arbeitnehmerorganisation. 
Das, was in der Weimarer Republik üblich war, daß 
sich ein Sektor breitmacht, in dem ausgebeutet wird, 
wo Billiglöhne, Löhne weit unterhalb des Tarifver-
traglohns gezahlt werden, wollte man unterbinden. 

Man wollte auch verhindern, daß sich Arbeitneh-
mer in einer rechtlichen Stellung befinden, die über-
haupt nicht unseren Gesetzen entspricht. Denn vie-
les von dem, was den Sozialstandard in unserem 
Land ausmacht, ist ja in unseren Tarifverträgen gere-
gelt. Um zu verhindern, daß ein Teil der Arbeitneh-
mer rechtlos ist, hat man die Allgemeinverbindlich-
keitserklärung aufgenommen. 

Es ist doch erschreckend und tangiert auch unsere 
Menschenwürde, daß es Arbeitnehmer gibt, die auf 
dem Bau für 5 bis 10 DM arbeiten. Sie fanden das ja 
besonders gut, Frau Babel; zumindest habe ich es so 
verstanden. 

(Dr. 	Gisela Babel [F.D.P.]: 	Nein! - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das ist eine sehr gehässige und bösartige 

Äußerung!) 

Ich finde das ganz schrecklich. Ich würde, selbst 
wenn er sich anbieten würde, keinen Menschen für 
5 DM in der Stunde - und dann noch auf dem Bau - 
arbeiten lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist Prostitution und hat überhaupt nichts mit ei-
ner ehrlichen Auseinandersetzung zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern zu tun. Hier bietet man 
sich billig an, so wie man es tut, wenn man auf den 
Strich geht. Das ist unter der Würde des betroffenen 
Menschen. Auch derjenige, der das mitmacht, hat 
seine Würde verloren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Gilges, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Dr. Ba-
bel? - Bitte. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Kollege Gilges, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich keines-
wegs gesagt habe, ich hielte es für richtig oder ver-
tretbar oder nicht für Ausbeutung, wenn in Deutsch-
land zu solchen Löhnen gearbeitet wird? 

Sind Sie auch bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
das von Ihnen vorgetragene Plädoyer, das sei alles 
zum Schutz der ausländischen Arbeitnehmer, den of-
fen zu Tage tretenden Absichten dieses Gesetzes, 
nämlich möglichst die ausländischen Arbeitnehmer 
zu verdrängen, damit die deutschen Arbeitnehmer 
ihren Arbeitsplatz erhalten oder wiederbekommen, 

widerspricht und insofern Ihre Argumentation nicht 
außerordentlich überzeugend ist? 

Konrad Gilges (SPD): Frau Babel, nach meiner Er-
innerung habe ich bis jetzt bei meiner Rede kein ein-
ziges Mal das Wort  „Ausländer" in den Mund ge-
nommen. Ich wollte nachher noch darauf zu spre-
chen kommen, aber jetzt geht es nicht um ausländi-
sche Arbeitnehmer. Es geht erst einmal generell um 
den Arbeitnehmer, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ja!) 

für den ein Stundenlohn zwischen 20 und 25 DM ta-
riflich vereinbart ist, der aber von irgendeinem Skla-
venhalter 5 bis 10 DM bekommt. Dann ist es mir 
egal, Frau Babel, ob das ein Türke oder ein Portu-
giese ist oder ob das ein Deutscher ist. Das ist men-
schenunwürdig; da gibt es überhaupt kein Vertun. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abgeordneten Karl-Josef Laumann 

[CDU/CSU] und Dr. Gregor Gysi [PDS]) 

Wenn Sie nicht dieser Meinung sind, dann können 
Sie das ja ändern. Schlagen Sie doch einen anderen 
Weg vor als den, den wir vorgeschlagen haben. Das 
ist doch überhaupt nicht das Problem. Uns geht es 
doch nur darum, daß die Ausbeutung von Arbeitneh-
mern auf den Baustellen ein Ende hat. Das ist unser 
Ziel. 

Selbst wenn Sie sagen, das mit der Ausbeutung ist 
Ihnen nicht so wichtig, so gibt es ja auch rationale 
Argumente, die dagegensprechen, daß so etwas tole-
riert werden darf. Ein rationales Argument ist, daß 
wir in der Bundesrepublik 304 000 arbeitslose Bauar-
beiter registriert haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist schon deswegen ein rationales Argument, 
weil unserem Land wichtige Fachkräfte und deren 
Qualifikationen verlorengehen. Glauben Sie denn, 
daß ein Jugendlicher noch bereit ist, einen Bauberuf 
zu erlernen, 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

wenn er jeden Tag lesen kann, daß es 304 000 ar-
beitslose Bauarbeiter gibt? Ich könnte das keinem Ju-
gendlichen empfehlen. Wenn ich noch einmal vor 
der Alternative stünde - wie das 1956 der Fall war -, 
ob ich Fliesenlegerlehrling werde, würde ich mich 
heute dagegen entscheiden, weil ich weiß: Ich hätte 
keine Chance, mir auf der Baustelle ein gerechtes 
Einkommen zu erarbeiten. Diese Chance nehmen 
Sie den Handwerkern, den Bauhandwerkern in un-
serer Republik. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Bei 
denen müssen Sie vor der Tür knien!) 

- Ja, Herr Kansy, es ist klar. Leute wie Sie kommen ja 
notfalls immer zurecht. 

Es gibt auch einen Verfall der Qualität des Bau-
handwerks. Es gibt gute Bauarbeiter, Maurer, Stuk-
kateure usw., die in andere Berufsgruppen gehen, 
weil sie in ihrem Beruf keine Chance mehr sehen, 
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und deshalb suchen sie sich andere Tätigkeitsbe-
reiche. 

Wir werden eines Tages - wenn nicht mehr mög-
lich ist, was jetzt noch stattfindet - vor dem Dilemma 
stehen, daß wir keine Facharbeiter mehr finden. So 
war es doch in der früheren DDR, da hat man das 
ganze Handwerk zerstört. Deshalb leiden ja heute 
die fünf neuen Bundesländer darunter, nicht mehr 
ausreichend Qualitätsarbeiter im Baubereich zu ha-
ben. Jeder weiß das hier in diesem Bereich. 

Deshalb muß es auch ein Anliegen unsererseits 
sein, als Parlament dafür zu sorgen, daß es ausrei-
chend Facharbeiter gibt, die in der Lage sind, sich 
ihren gerechten Lohn auf der Baustelle zu erarbeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein zweiter Punkt betrifft die Arbeitgeber aus dem 
Bereich des Bauhandwerks. Es ist schon gesagt wor-
den, daß wir dort  5 000 Pleiten im vergangenen Jahr 
hatten. Das sind überwiegend kleine und mittlere 
Unternehmen, die da pleitegehen. Die großen wer-
den sich über die Runden zu retten wissen. Nur, den 
kleinen gelingt das nicht. Die leiden unter dem 
Druck. Die werden von vielen Firmen noch gedrückt, 
insbesondere von den größeren, die sagen: Wenn du 
nicht so anbietest, wie es der Subsubunternehmer 
aus Polen oder Portugal anbietet, dann bin ich nicht 
bereit, dir den Auftrag zu geben. Das führt wiederum 
dazu, daß sie ihre Handwerksbetriebe zumachen 
müssen. Das kann doch auch nicht Sinn unserer gan-
zen Politik in diesem Hohen Hause sein. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Hinzu kommt noch alles das, was mit Unfallschutz 
und Unfallrisiko verbunden ist. 

Weil die Zeit abgelaufen ist, wi ll  ich es dabei be-
wenden lassen, und ich möchte zum Schluß sagen: 
Wir haben ein dreistufiges System vorgesehen, ein-
mal die Tarifvertragsvereinbarung zwischen den Ta-
rifparteien. Wenn das zu aller Zufriedenheit gelöst 
wird, braucht, glaube ich, der Gesetzgeber nicht ein-
zugreifen. 

Die zweite Stufe, die ich für wichtig halte, um die 
Möglichkeit zu schaffen, daß sich niemand unter 
Wert verkaufen darf, ist die Allgemeinverbindlich-
keit.  

Zum dritten finde ich es richtig, daß die Allgemein-
verbindlichkeit, wenn sie wegen sachfremder Erwä-
gung verhindert wird, dann durch eine Rechtsverord-
nung hergestellt wird. 

Ich glaube, das ist ein vernünftiger, politisch gang-
barer Weg. Sie sollten dieser Lösung zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich schließe die Aus-
sprache. Der Ältestenrat schlägt die Überweisung 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 13/4888 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. 

Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht 
der Fall, dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Fraktionen 
und die Gruppe haben sich eben geeinigt, daß wir 
die diversen Abstimmungen, die jetzt folgen sollten, 
nach der Aktuellen Stunde durchführen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 3 auf: 

Aktuelle Stunde  

auf Verlangen der Fraktionen SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Ausladung des Bundesaußenministers durch  
die Volksrepublik China  

Ich erteile Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl das 
Wort .  

Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst 
bitte ich sehr um Verständnis, daß ich unmittelbar 
nach meinem kurzen Beitrag hier weggehen muß - 
das ist ansonsten nicht meine A rt  -, weil wir, wie Sie 
wissen, am späten Nachmittag in Lyon mit dem Welt-
wirtschaftsgipfel beginnen. Ich will auch noch sagen, 
daß ja vorgesehen und abgesprochen war, diese De-
batte kurz nach 13 Uhr zu beginnen. Ich respektiere 
natürlich die Gründe, die zu einer Verschiebung ge-
führt haben. 

Ich darf zu Beginn dieser Debatte einige kurze An-
merkungen machen: Es ist für mich und für die Bun-
desregierung das selbstverständliche Recht des 
Deutschen Bundestages, zu Fragen der Menschen-
rechte im Verhältnis zu einem anderen Land Stel-
lung zu nehmen, mit dem wir gute Beziehungen un-
terhalten. Ich verwahre mich auch deswegen nach-
drücklich gegen Äußerungen von amtlicher chinesi-
scher Seite, die dem Deutschen Bundestag das Recht 
absprechen oder absprechen wollen, sich zur Lage 
der Menschenrechte in Tibet zu äußern, 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und die eine Entschließung des Deutschen Bundesta-
ges als Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
kritisieren. Es ist wichtig, daß wir bei jeder Gelegen-
heit - das ist eine solche Gelegenheit - deutlich ma-
chen: Das deutsche Parlament unterliegt keiner Zen-
sur. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zweitens. Ungeachtet der aktuellen Kontroverse 
liegt mir sehr daran, bei dieser Gelegenheit noch ein-
mal kurz den Stellenwert unserer Beziehung zur 
Volksrepublik China hervorzuheben. Die Chinapoli-
tik der Bundesrepublik Deutschland ist seit jeher auf 
die Erhaltung der politischen Stabilität und der terri-
torialen Integ rität der Volksrepublik China ausge-
richtet gewesen. Wir wollen das traditionell freund-
schaftliche Verhältnis in allen Bereichen mit der Per-
spektive enger, das heißt immer auch langfristiger 
Zusammenarbeit ausbauen. 
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Die Volksrepublik China ist eines der bedeutend-
sten Länder der Welt und ein besonders bedeutender 
Partner in der Weltpolitik. Zusammen mit unseren 
westlichen Partnern ist es unser Ziel, diese große 
Macht, eine der ältesten Kulturen der Welt, zur Über-
nahme größerer Verantwortung in der Welt zu ermu-
tigen und bei der Lösung der internationalen Pro-
bleme voll einzubeziehen. 

In unseren Beziehungen müssen daher alle 
Aspekte ihren angemessenen Platz haben. Dies gilt 
für die Menschenrechte ebenso wie für andere politi-
sche und natürlich auch wirtschaftliche Erwägungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die gelegentliche Unterstellung, daß die Bundesre-
gierung wirtschaftliche Interesse über menschen-
rechtliche Erwägungen stellt, ist falsch. In unseren 
Beziehungen zur Volksrepublik China geht es ganz 
entscheidend um einen wichtigen Beitrag zur Erhal-
tung des Friedens in dieser Region Asiens und in der 
Welt. 

Wir Deutschen haben wie die ganze Völkerge-
meinschaft ein großes Interesse daran, daß die wirt-
schaftlichen und politischen Reformen in der Volks-
republik China fortgesetzt werden können und damit 
die politische Stabilität des Landes erhalten bleibt. 
Wir wollen durch unsere Kontakte eine Öffnung 
Chinas unterstützen. 

Wenn sich - das wäre eine gefährliche Entwick-
lung - die Volksrepublik China von der übrigen Welt 
isolieren würde, hätte das schwerwiegende Folgen 
für die politische Stabilität in Asien und in der Welt. 
Ich sage ganz offen: Ich hätte mir gewünscht, daß in 
der öffentlichen Diskussion der jüngsten Zeit auch 
dieser Aspekt mehr Berücksichtigung gefunden 
hätte. 

Ich will des weiteren nachdrücklich feststellen, daß 
die Bundesregierung an ihrer Ein-China-Politik fest-
hält. Seit der Aufnahme der diplomatischen Bezie-
hungen mit der Volksrepublik China haben alle Bun-
desregierungen - ich betone: alle! - diese Politik kon-
sequent verfolgt. 

Ich will auch daran erinnern, daß die Volksrepu-
blik China immer von der Einheit der deutschen Na-
tion ausgegangen ist und daß die Volksrepublik 
China die Wiedervereinigung Deutschlands unter-
stützt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Drittens. Ich wi ll  zu dem Vorwurf, daß es die Ver-
treter der Bundesregierung bei ihren Kontakten zur 
chinesischen Führung in Menschenrechtsfragen am 
nötigen Nachdruck hätten fehlen lassen, etwas sa-
gen. Diese Behauptung ist schlicht falsch und wird 
auch durch regelmäßige Wiederholung nicht richtig. 

Sowohl der Kollege Kinkel als auch ich haben wie 
alle anderen Mitglieder der Bundesregierung bei all 
unseren Gesprächen mit der chinesischen Führung 
die Fragen der Menschenrechte in diesem Land und 
insbesondere das Thema Tibet immer wieder ange-
sprochen. 

Um es klar zu sagen: Für mich ist es selbstver-
ständlich, daß es möglich sein muß, unter zwei pa rt

-nerschaftlich verbundenden Staaten, die auf vielen 
Ebenen gut zusammenarbeiten, auch kritische und 
sensible Fragen offen anzusprechen. Daher habe ich 
die Entscheidung der chinesischen Regierung, den 
Besuch des Kollegen Kinkel zu verschieben, mit Be-
dauern und Unverständnis aufgenommen. 

Uns, den Mitgliedern der Bundesregierung, kam 
es bei unseren Gesprächen immer darauf an, vor al-
lem auch konkrete Einzelfälle aufzugreifen und Ver-
besserungen für die Betroffenen zu erreichen. Dies 
werden wir selbstverständlich auch in Zukunft tun. 

Zu einer solchen Politik gibt es nach meiner Über-
zeugung keine Alternative. Ich lege großen Wert auf 
die Feststellung, daß der Bundesaußenminister diese 
Politik immer mit großem persönlichen Einsatz und 
Engagement vertreten hat. Er hat dabei ganz selbst-
verständlich die volle Unterstützung der Bundesre-
gierung, und das gilt insbesondere auch für mich als 
Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Abschließend will ich noch einmal feststellen, daß 
ich die Reaktionen der letzten Woche aus Peking be-
dauere. Gute Pa rtnerschaft setzt auch gegenseitigen 
Respekt voraus. Für uns ist das Ziel klar: Ungeachtet 
dieser augenblicklichen Situation wollen wir auch in 
Zukunft mit der Volksrepublik China gut zusammen-
arbeiten. Ich bin sicher, daß dieses auch in Peking 
von vielen genauso gesehen wird. Ich sage diesen 
Satz aus der Überzeugung heraus, daß er auch am 
heutigen Tag am Platz ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Günter Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben Ver-
ständnis dafür, daß der Bundeskanzler wegen einer 
wichtigen außenpolitischen Verpflichtung das Parla-
ment verlassen mußte. Wir haben auf unser Recht, 
diese Debatte zu eröffnen, verzichtet, um ihm die Ge-
legenheit zu geben, ein paar klarstellende Äußerun-
gen zu machen. 

Mit dem, was der Bundeskanzler soeben zu den 
Grundlagen der deutschen China-Politik gesagt hat, 
kann man im wesentlichen einverstanden sein. Auf 
dieser Grundlage werden wir uns leicht einigen kön-
nen. Allerdings bleibt eine große Frage völlig unbe-
antwortet: Warum hat die Bundesregierung in den 
vergangenen Jahren bis in die jüngsten Tage hinein 
nicht so gehandelt, wie der Bundeskanzler es gerade 
dargestellt hat? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Vor dieser Debatte hat es ja ein paar warnende 
Hinweise gegeben, besonders vom Vorsitzenden der 
F.D.P.-Fraktion, man solle die China-Politik nicht 
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innenpolitisch instrumentalisieren. Damit bin ich ein-
verstanden, ich bitte Sie aber, Herr Solms, Ihre Er-
mahnung an die richtige Adresse zu richten. Es sind 
Ihre eigenen Leute, die in Bonn herumlaufen und 
überall erzählen, der Außenminister sei nicht mehr 
tragbar. Sorgen Sie in Ihrem eigenen Laden einmal 
für Ordnung! 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Wer 
denn? - Weiterer Zuruf von der F.D.P.: Hal

-

tet den Dieb!) 

Wir hatten eine Debatte zur China-Politik ge-
wünscht, weil das Parlament nicht schweigen kann, 
wenn eine Resolution zur Tibet-Frage, die von allen 
Fraktionen eingebracht und unterstützt wurde, von 
der chinesischen Führung zum Anlaß einer schweren 
Störung der Beziehungen genommen wird. Eine ru-
hige und gründliche Debatte wäre notwendig gewe-
sen, weil es jetzt nicht mehr allein um die Menschen-
rechte in Tibet geht, sondern weil Grundsatzfragen 
der China-Politik, ja der Außenpolitik insgesamt zur 
Debatte stehen. 

Die Tibet-Resolution ist ein Erfolg der Arbeit des 
gesamten Hauses. Der Deutsche Bundestag muß zu 
seinem Menschenrechtsengagement stehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die chinesische Reaktion zeigt, daß die Führung Chi-
nas dieses Engagement ernst nimmt. Vizepräsident 
Hirsch hat mit Recht gesagt: Wenn andere westeuro-
päische und nordamerikanische Parlamente dem Bei-
spiel des Bundestages folgten, dann könnte man viel-
leicht auf ein Umdenken in Peking und eine Ände-
rung der starren Haltung gegenüber Tibet hoffen. 

Ich bedaure zutiefst, daß es Stimmen aus der CSU, 
an der Spitze Landesgruppenvorsitzender Glos, ge-
geben hat, die sich von der Tibet-Resolution schon 
wenige Tage nach ihrer einstimmigen Verabschie-
dung distanziert haben. Der Bundestag muß selbst-
bewußt zu seiner Entscheidung stehen. Er darf sich 
nicht unter chinesischem Druck auseinanderdividie-
ren lassen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Zuruf des Abg. Dr. Guido Westerwelle 

[F.D.P.]) 

Ich appelliere dringend an Sie alle, die erreichte 
Gemeinsamkeit aller Fraktionen in der Menschen-
rechtspolitik nicht aufs Spiel zu setzen. Wenn wir uns 
auf die falsche Alternative Geschäft oder Moral ein-
lassen, beschädigen wir gleichermaßen unsere Wi rt

-schaftsinteressen und unsere Grundüberzeugungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die chinesische Reaktion auf die Tibet-Resolution 
ist nicht akzeptabel. Wir wollen den Dialog mit 
China. Aber es kann nicht angehen, daß die chinesi-
sche Seite am Dialog nur interessie rt  ist, wenn ihr un-
angenehme Themen ausgeklammert bleiben. 

Die Frage allerdings: Wie konnte es zu dieser Re-
aktion Pekings kommen?, ist für uns heute die ent

-

scheidende. Ich sehe den Grund da rin, daß der 
China-Politik der Regierung Kohl die innere Balance 
fehlt. Bundeskanzler und Außenminister haben sich 
so verhalten, daß es nahezu zwangsläufig zu einer 
chinesischen Fehleinschätzung kommen mußte. Ich 
zitiere ein ganz gewiß nicht im Verdacht sozialdemo-
kratischer oder gar wirtschaftsfeindlicher Umtriebe 
stehendes Blatt, die „Neue Zürcher Zeitung" von ge-
stern: 

Auch Bundeskanzler Kohl hat sich in die Rolle ei-
nes Türöffners für die deutsche Wi rtschaft drän-
gen lassen und letztes Jahr das unterdrückeri-
sche Pekinger Regime sogar mit einem für die 
deutsche Politik eher peinlichen Besuch bei der 
Volksbefreiungsarmee erfreut. 

Wie falsch die Signale sind, die mit solchen Re-
gierungsaktionen den chinesischen Machtha-
bern gegeben werden, lässt die jüngste Verstim-
mung zwischen Bonn und Peking erkennen. Die 
Volksrepublik wird durch den Kotau ausländi-
scher Regierungen in ihrem Glauben bestätigt, 
sie könne die westliche Politik über die Wi rt

-schaftskontakte ans Gängelband nehmen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Bundesregierung hat keine eindeutige Hal-
tung eingenommen. Was ist das, wenn der Außenmi-
nister einerseits Gelder für eine Veranstaltung der 
Friedrich-Naumann-Stiftung streicht, sie anderer-
seits zugunsten der Durchführung privat sammelt? Er 
erklärt einerseits, mit der Tibet-Resolution nicht aus-
reichend einverstanden zu sein, stimmt ihr anderer-
seits zu. 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: Das 
hatten wir doch alles schon einmal!) 

Ich denke, das muß die Volksrepublik China dann 
auch nicht sonderlich ernst nehmen. Aber ernst ge-
nommen hat sie immer den Bundeskanzler, weil des-
sen Haltung klar und eindeutig war. Er ist immer zur 
Akkomodierung chinesischer Interessen bereit ge-
wesen, ob mit seinem Tibet-Besuch 1987 oder dem 
Besuch bei der Volksbefreiungsarmee 1995. 

Die Ausladung des Bundesaußenministers ist aus 
Pekinger Sicht ganz folgerichtig. Um glaubwürdig 
erpressen zu können, muß auch glaubwürdig be-
straft werden. Bestraft wurde aber eben nicht die 
wankelmütige Haltung des Außenministers, bestraft 
wurde die Unzuverlässigkeit des Kanzlers, von dem 
man angenommen hatte, er werde das Parlament ge-
mäß dem Wunsch der chinesischen Seite dirigieren 
und zur Aufgabe des Resolutionsprojektes bewegen. 
Peking hat im Sinne des chinesischen Sprichworts 
gehandelt: Man tötet das Huhn, um den Affen zu er-
schrecken. 

(Heiterkeit bei der SPD - Joseph Fischer 
[Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Wer ist das Huhn, wer der Affe?) 

- Ich kann nichts für die chinesischen Sprichwörter. 

Meine Damen und Herren, es ist an der Zeit, dieses 
für beide Seiten entwürdigende Verhalten zu been- 
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den. Die deutsche Politik darf nicht erpreßbar er-
scheinen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb muß für uns gelten: Wir wollen gute Bezie-
hungen zu China. Dazu ist der politische Dialog mit 
der chinesischen Führung über alle Fragen von ge-
genseitigem Interesse nötig. Ein kontinuierlicher 
Dialog über Menschenrechtsfragen gehört dazu. 
Eine Konditionalität zwischen den Inhalten des politi-
schen Dialogs und den Wirtschaftsbeziehungen her-
stellen zu wollen, daß wäre im Falle Chinas töricht. 
Man kann das eine tun, ohne das andere zu lassen. 
Dazu fordern wir die Regierung auf. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Rudolf Seiters. 

Rudolf Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Deutsche Bundestag hat in 
der vergangenen Woche nach einer guten und ernst-
haften Debatte mit breiter Mehrheit Position zum 
Thema Menschenrechte, Tibet und China bezogen. 
Alle Fraktionen haben betont, wie wichtig diese ge-
meinsame Position des Deutschen Bundestages sei. 
Die Bundesregierung hat den Antrag unterstützt. 

Ich habe mich nach dem Sinn der heutigen De-
batte gefragt, Herr Kollege Verheugen. Wer jetzt den 
parteipolitischen Streit sucht - Sie haben ihn in den 
letzten Tagen, genauso wie Kollege Voigt, ständig 
gesucht -, schmälert den Wert und das Gewicht der 
gemeinsam verabschiedeten Resolution aus der ver-
gangenen Woche. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie helfen auch nicht den Menschenrechten, Sie hel-
fen nicht den Tibetern, und Sie helfen auch nicht den 
deutsch-chinesischen Beziehungen. A lles andere - 
ich sage das ganz ruhig - ist pure Heuchelei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich will unsere Position noch einmal in drei Punk-
ten bekräftigen. Erstens. Wir wollen vernünftige und 
ausbaufähige Beziehungen zu China. Aber auch 
China muß begreifen, daß die Frage von Menschen-
rechten keine innere Angelegenheit einzelner Staa-
ten ist. Der Deutsche Bundestag hat in den vergange-
nen Jahren immer wieder auf die universelle Gel-
tung der Menschenrechte hingewiesen. Nach unse-
rem Verständnis ist die Stellungnahme zu Menschen-
rechtsverletzungen, wo immer sie geschehen, nicht 
nur legitim, sondern ein Gebot der politischen Ethik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. In der Debatte des Bundestages bestand 
Konsens darüber, daß die Unterstützung von Autono-
mie und Selbstbestimmung kein Plädoyer für die Ab-
spaltung Tibets vom chinesischen Staatsverband be-
deutet. Niemand stellt die ter ritoriale Integrität Chi-
nas in Frage. Es ist aber legitim und notwendig, für 
das Verlangen des tibetischen Volkes einzutreten so- 

wie die tibetische Kultur und Religion zu wahren und 
zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Wir haben die Versuche der chinesischen 
Seite, gegenüber dem deutschen Parlament Druck 
auszuüben, ebenso zurückgewiesen, wie wir die chi-
nesischen Reaktionen auf die Tibet-Entschließung 
des Deutschen Bundestages einschließlich der Ausla-
dung des deutschen Bundesaußenministers für über-
zogen und für falsch halten. 

Es ist völlig einsichtig, daß die Bundesminister 
Töpfer und Merkel Besuche in dieser Situation eben-
falls nicht für hilfreich halten. Die Besuche werden 
zu einem späteren Zeitpunkt wieder sinnvoll werden. 
Auch die Chinesen haben unabhängig von manchen 
Aufgeregtheiten dieser Tage ein Interesse an ver-
nünftigen und ausbaufähigen Beziehungen zur Bun-
desrepublik Deutschland. Das zeigen auch ihre jüng-
sten Erklärungen. 

Mir ist völlig unbegreiflich, warum die SPD die Rei-
seabsagen der beiden Minister abweichend von der 
bisherigen Gemeinsamkeit kritisiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Poppe hat recht: Wären Herr Töpfer und Frau 
Merkel gefahren, wäre Verheugen der erste gewe-
sen, der seiner Empörung freien Lauf gelassen hätte. 
Alles Heuchelei! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zu Ihren Angriffen auf den Bundesaußenminister 
will ich im übrigen doch sagen: Er wurde ausgela-
den, weil er sich hinter unsere Entschließung gestellt 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht fair, den Bundes-
außenminister anzugreifen. Vielmehr hätte es sich 
gehört - das sage ich zur Opposition -, sich in einer 
solchen Situation solidarisch an die Seite von Klaus 
Kinkel zu stellen. Das ist meine Meinung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bundestag und Bundesregierung haben in der ver-
gangenen Woche deutlich gemacht, daß sie Men-
schenrechte nicht anderen Interessen unterordnen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Sie antworten 
schon wieder auf die falsche Rede!) 

Ich bin überzeugt, daß sich die Einforderung von 
Menschenrechten und ökonomische Interessen 
nicht gegenseitig ausschließen. Wir werden unter 
Wahrung unserer Grundsätze weiterhin den Dialog 
mit China führen sowie die politischen und wirt-
schaftlichen Beziehungen ausbauen. Bei dieser Poli-
tik haben die Bundesregierung, der Bundeskanzler 
und der Bundesaußenminister die volle Unterstüt-
zung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 
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Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Wolfgang Schmitt. 

Wolfgang  Schmitt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Herr Kollege Seiters, ich stimme Ihnen aus-
drücklich in der Bewe rtung der Debatte zur Tibet

-

Resolution vom vergangenen Donnerstag zu. Es lag 
nicht in unserem Interesse, die Wirksamkeit dieser 
Resolution durch kleingeistiges, parteipolitisches Ge-
zänk zu entwerten. Der Wert der Resolution besteht 
unter anderem darin, daß sie von diesem Hause ein-
stimmig beschlossen worden ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich möchte Sie aber auch daran erinnern, daß es 
ein Mitglied der CDU/CSU-Fraktion war, nämlich 
Kollege Glos, der die Angriffe und Kommentare des 
chinesischen Außenministeriums - sie gipfelten in 
Begriffen wie Perversion, Abnormität; ja die Legitimi-
tät des gesamten Deutschen Bundestages wurde in 
Abrede gestellt - nicht deutlich zurückgewiesen hat. 
Vielmehr hat er am Samstag in der „Frankfu rter All-
gemeinen Zeitung" verständnisvoll darauf hingewie-
sen, daß der Deutsche Bundestag seine Kritik an der 
chinesischen Regierung offenbar überzogen habe. 

(Günter Verheugen [SPD]: So ist es! Uner

-

hört!) 

Meine Damen und Herren, durch solche Reaktio-
nen werden Resolutionen, die wir hier verabschiedet 
haben, politisch entwe rtet. Damit wird unserem 
Engagement kein Gefallen getan. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD sowie der Abg. Ulla Jelpke 

[PDS]) 

Ich hätte vom Kollegen Glos erwartet, daß er den 
absurden Vorwurf der chinesischen Führung, der 
Deutsche Bundestag vertrete nicht die Interessen des 
deutschen Volkes, genauso zurückgewiesen hätte, 
wie in früheren Zeiten die CDU/CSU-Fraktion be-
sonders harsch in Sachen Menschenrechtsverletzun-
gen in Osteuropa zur Sache gegangen ist. 

(Otto Schily [SPD]: Ist sie doch gar nicht!) 

Für unsere Fraktion - ich will das noch einmal 
deutlich erklären - besteht kein Grund, von der hier 
verabschiedeten Resolution auch nur an einem Punkt 
irgend etwas zurückzunehmen. Wir sind nach wie 
vor davon überzeugt, daß sie im Ton und der Sache 
nach dem hier zur Debatte stehenden Gegenstand 
absolut angemessen war. Alle Fraktionen waren sich 
der außenpolitischen Bedeutung der Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik China sehr wohl bewußt, als wir diese 
Resolution verabschiedeten. Wir brauchen an diesem 
Punkt keinen Nachhilfeunterricht. 

Meine Damen und Herren, wir haben erwartet, 
daß sich der Bundesaußenminister ebenso deutlich 
hinter das Parlament stellt. Herr Kollege Kinkel, Sie 
haben zu Recht Ihr Bedauern über die Ausladung 
durch die chinesische Regierung zum Ausdruck ge-
bracht. Aber ich hätte am Montag, nachdem das 

durch die Medien gegangen ist, von Ihnen auch 
deutlichere Worte als nur den Hinweis darauf erwar-
tet, daß Sie sich in einer Spagatsituation befänden. 

(Widerspruch des Bundesministers Dr. Klaus 
Kinkel) 

Herr Bundesaußenminister, der Spagat ist eine äu-
ßerst instabile Haltung. Da bedarf es nur eines klei-
nen Stupses, und Sie liegen auf der Nase. Daran ha-
ben auch wir kein Interesse. 

Aber ich hätte von Ihnen erwartet, , daß Sie, statt 
auf vermeintliche konfuzianische Denktraditionen 
des Ostens hinzuweisen, deutlich darauf hingewie-
sen hätten, daß Menschenrechte universal gelten. Im 
übrigen ist der Hinweis auf andere Geistes- und 
Denktraditionen nicht angemessen. Hätten Sie mit 
dem früheren deutschen Botschafter in der Volksre-
publik China, Herrn Fischer, gesprochen, dann hätte 
er Sie sicherlich sehr qualifiziert darauf aufmerksam 
gemacht, daß die konfuzianische Denk- und Philoso-
phietradition sehr wohl eine Vorstellung von Men-
schenrechten kennt, wie sie auch in der abendländi-
schen Tradition zu finden ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Das ist rich

-

tig!) 

Nicht umsonst haben sich die Angehörigen der Op-
fer des Massakers auf dem Platz des Himmlischen 
Friedens bei ihren Appellen an den chinesischen 
Volkskongreß nicht auf abendländische Menschen-
rechtstraditionen, sondern auf konfuzianisches Ge-
dankengut berufen, woran Sie sehen können, daß 
die Rede von den anderen Werten und die Feststel-
lung, man könne unser Menschenrechtsverständnis 
nicht auf andere Weltgegenden übertragen, schlicht 
und einfach dummes Zeug ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich komme zum Schluß. Ich möchte der Bundesre-
gierung nicht absprechen, daß sie rein subjektiv der 
Auffassung ist, daß sie sich entschlossen genug für 
Menschenrechtsfragen auch gegenüber der Volksre-
publik China eingesetzt hat. Aber Sie sollten sich 
einmal fragen, warum die Reaktion der chinesischen 
Führung auf die Resolution des Deutschen Bundesta-
ges so harsch ausgefallen ist. Offenbar ist man auf 
chinesischer Seite durchaus der Meinung, daß die 
Verabschiedung der Tibet-Resolution des Deutschen 
Bundestages alles andere als in der Kontinuität der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und China steht. Mein Eindruck ist, das chinesi-
sche Außenministerium meint, darin einen Bruch zu 
identifizieren. 

Ich fordere Sie auf, Herr Bundesaußenminister, 
Herr Bundeskanzler: Treten Sie in Zukunft entschlos-
sener der Pekinger Führung gegenüber. Machen Sie 
deutlich, daß diese Resolution, anders als es übrigens 
der Kollege Glos meint, in der Tradition der bundes-
deutschen China-Politik steht. Falls es nicht so sein 
sollte: Wagen Sie einen entschlossenen Neuanfang. 
Beide Länder können davon profitieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 
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Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege 
Dr. Wolfgang Gerhardt, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Wolfgang Gerhardt (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir haben uns in der 
vorigen Woche in einer gemeinsamen Resolution zu 
den Menschenrechten und zur kulturellen Identität 
Tibets bekannt. Es gibt keinen Zweifel daran, daß 
alle Kolleginnen und Kollegen auch dazu stehen. Der 
Bundesaußenminister hat in einem Inte rview auf die 
Frage „Wie bewerten Sie die Absage aus Peking?" 
klar erklärt: 

Ich bedaure die Verschiebung des Besuchs. Der 
Besuch stand seit langem fest. Das sollten die 
jährlich vereinbarten Konsultationen sein. Ich 
sage nachdrücklich, daß ich mich immer für gute 
Beziehungen zu China eingesetzt habe und daß 
ich dies auch weiter tun werde. Andererseits 
lasse ich mir in Menschenrechtsfragen den Mund 
nicht verbieten, und der frei gewählte Deutsche 
Bundestag tut das auch nicht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist klar erklärt worden, das kann jeder nachle-
sen. Das entspricht unserer Haltung, und wir spre-
chen dem Bundesaußenminister auch unsere Solida-
rität aus. Er vertritt mit dem Bundeskanzler unsere 
Politik gegenüber diesem Land. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Im Deutschen Bundestag hat niemand die territo-
riale Integrität Chinas in Frage gestellt. Auch der Da

-

lai-Lama hat sich bei seinem Besuch sehr klug geäu-
ßert . Ihm geht es um die kulturelle Identität seines 
Volkes und nicht um Staatsgründungsfragen in Tibet 
selbst. Deshalb muß man hier auch noch einmal sa-
gen können: Wir sind ein frei gewähltes Parlament; 
der Dalai-Lama ist uns in Deutschland herzlich will-
kommen. Wir lassen uns von niemandem vorschrei-
ben, wen wir hier zu empfangen haben und mit wem 
wir Gespräche führen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Diese Persönlichkeit wird von uns respektiert. 

Der souveräne Umgang von Staaten miteinander 
gebietet, daß man Handelsbeziehungen pflegt, daß 
man sich begegnet, daß man Kooperationen sucht, 
aber er bedeutet auch, daß man sich gegenseitig 
manchmal etwas kritisch mitzuteilen hat. Wer dies 
nicht erträgt, wer nicht die Kraft hat, mit anderen 
Staaten und Völkern auch kritische Sachverhalte zu 
erörtern, der hat keine überzeugende politische Füh-
rung. Das muß gesagt werden können, und das ist 
auch der Fall. 

Deshalb ist die Absage und das, was ich auch in 
Deutschland an Diskussionen höre, kein Prestigepro-
blem für die Bundesrepublik Deutschland, es ist 
auch kein Zeichen der Stärke sondern ein Zeichen 
der Schwäche der chinesischen Führung. Es ist kein 
souveränes Reagieren auf eine Situation. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Es liegt jetzt an uns, wie wir damit umgehen. Mit 
Gelassenheit! Warum sollten wir hier aufgeregt in-
nenpolitisch kleine Schachspielchen veranstalten, 
wenn es darum geht, auch der chinesischen Führung 
jetzt zu signalisieren, daß sie nicht beliebig mit ei-
nem Beschluß des deutschen Parlaments umspringen 
kann? 

(Zuruf des Abg. Günter Verheugen [SPD]) 

Wenn die chinesische Führung einen Besuch des 
Bundesaußenministers absagt, dann ist hier die Soli-
darität aller Kolleginnen und Kollegen gefordert. 
Wenn der deutsche Außenminister an der Vordertür 
eines Hauses abgewiesen wird, sollte von uns nie-
mand den Versuch machen, durch die Hintertür hin-
einzukommen. Das muß klar sein. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zurufe von der SPD) 

Das muß klar sein im gegenseitigen Umgang: Es 
gibt eine gemeinsame China-Politik der Bundesre-
gierung, es gibt eine gemeinsame Resolution dieses 
Hauses, und deshalb gibt es eine gemeinsame Hal-
tung von uns allen gegenüber der chinesischen Füh-
rung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn die Aktuelle Stunde einen Sinn hat, Herr 
Kollege Verheugen, dann ist es die Gelegenheit, Sie 
zu bitten, Ihren ganzen Einfluß geltend zu machen, 
daß auch Ihre Fraktionskolleginnen und -kollegen 
sich so verhalten, wie wir uns verhalten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es ist nämlich wichtig, daß die chinesische Führung 
das Signal bekommt: Sie kann uns hier nicht ausein-
anderdividieren - weder den Bundeskanzler noch 
den Außenminister, noch die CDU, noch die CSU, 
Herrn Schäuble, Herrn Glos und den Wolfgang Ger-
hardt. Es ist jetzt an Ihnen, dies darzustellen. Ich 
könnte mir vorstellen, daß dies doch eine gewisse 
Wirkung hat. 

Nein, die Aktuelle Stunde ist nicht beantragt wor-
den, um die China-Politik in Zweifel zu ziehen. Jeder 
weiß, daß der Bundesaußenminister in Menschen-
rechtsfragen kämpft, daß er viele Einzelfälle geklärt 
hat, daß er durch sehr persönliche Gespräche man-
chen aus dem Gefängnis befreit hat, daß er etwas 
erwirkt hat. Nein, sie wird gemacht aus innenpoliti-
schem Kalkül. Das ist mir aber zu klein. Ich kann auf 
Pepita nicht Schach spielen. Deshalb ist dies das ein-
zige, was ich zu der Diskussion heute sagen kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Joseph  Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der Solidarisierungsbedarf 
in der F.D.P. ist enorm! - Gegenruf von der 
CDU/CSU: Wenn ihr uns die Gelegenheit 

gebt!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Dr. Gregor Gysi. 
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Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Erstens. Es ist wahr: Aus den Rei-
hen der Opposition, aber auch aus den eigenen Rei-
hen der F.D.P. nimmt der Druck zu, den Bundes-
außenminister auszuwechseln. 

(Widerspruch bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Ich füge hinzu, daß ich die Beziehungen zu China 
und die Menschenrechtssituation in China viel zu 
wichtig finde, als daß man sie zum Anlaß nimmt, Per-
sonalpolitik innerhalb der Bundesregierung zu be-
treiben. 

(Beifall bei der PDS - Dr. Hermann Otto 
Solms [F.D.P.]: Heuchler! - Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb kritisiere ich das. 

Zweitens. Den Begriff Menschenrechte kann man 
nur akzeptieren, wenn diese wirklich universell gel-
ten und anerkannt werden, und zwar auch in ihrer 
Einheit von politischen und sozialen Rechten. 

Ich sage deshalb deutlich: Wenn der Pressespre-
cher der chinesischen Botschaft in der Tageszeitung 
„Neues Deutschland" erklärt, daß man zum Beispiel 
nicht vergessen dürfe, daß China erreicht hat, daß 
über eine Milliarde Menschen nicht mehr hungern, 
dann ist das wahr, aber er möge mir doch bitte erklä-
ren, weshalb man das nicht erreichen kann unter den 
Bedingungen von Meinungsfreiheit, Pressefreiheit 
und anderen politischen Freiheiten. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich bin eigentlich nicht mehr länger bereit, diese 
Gegenüberstellung hinzunehmen - allerdings auch 
umgekehrt nicht; das heißt, daß auch dieser Bundes-
tag und die Bundesregierung die Verpflichtung ha-
ben, sich stärker weltweit für soziale Grundrechte 
einzusetzen, weil andernfalls natürlich politische 
Rechte einfach an Wert verlieren. Für jemanden, der 
hungert , ist eben die Pressefreiheit nicht das Ent-
scheidende, sondern das Entscheidende für ihn ist, 
daß er sich ernähren kann. Wir müssen also von der 
Einheit ausgehen, und das viel stärker. 

Ich glaube, daß man drittens festhalten muß, daß 
alle Regierungen auf diesem Erdball und, von den 
Grünen einmal abgesehen, auch alle Parteien in die-
sem Hause in ihrer Geschichte immer schon ein 
durch ein bestimmtes politisches Interesse geprägtes 
unterschiedliches Herangehen an Menschenrechts-
verletzungen praktiziert haben. Das mag bei den ein-
zelnen Parteien unterschiedlich gewesen sein. Es 
wäre aber einfach fatal, zu leugnen, daß das die Poli-
tik immer begleitet hat. 

Natürlich verhält sich auch die Bundesregierung je 
nach Interessenlage sehr unterschiedlich. Ich kann 
hier nur Stichworte nennen: Wie ist es zum Beispiel 
mit der Auseinandersetzung der Bundesregierung 
mit der Türkei in bezug auf die Kurden? Wie ist es 
mit der Auseinandersetzung der Bundesregierung 
mit Rußland in bezug auf Tschetschenien? Ich könnte 
viele andere Beispiele nennen, will das aber nicht 

tun. Dies setzt sich in der China-Politik dieser Bun-
desregierung fort. 

Deshalb will  ich dazu noch etwas sagen. Nachdem 
nun der Bundesaußenminister ausgeladen worden 
ist, fand ich die weiteren Meldungen schon deshalb 
so interessant, weil man dadurch erst erfahren hat, 
welche sonstigen Besuche geplant waren, von denen 
man gar nichts wußte. 

(Beifall bei der PDS) 

So erfuhr man zum Beispiel, daß Frau Merkel, Herr 
Töpfer und Herr Rexrodt - dies mag auch noch an-
dere Gründe haben - abgesagt haben. Viel spannen-
der aber fand ich, daß Herr Rühe ein deutsch-chine-
sisches Offizierstreffen beim Heeresführungskom-
mando in Koblenz abgesagt hat, von dem vorher kein 
Mensch wußte, daß es stattfinden sollte, 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

und daß er laut „Süddeutscher Zeitung" vom 25. Juni 
1996 auch ein deutsch-chinesisches Generalstabs

-

treffen in Peking abgesagt hat. 

Ich sage Ihnen allen Ernstes: Wenn Sie ganz scharf 
auf Rüstungsaufträge aus China sind und der deut-
schen Wirtschaft sowie der Deutschen Bank diesen 
Weg ebnen wollen, dann sind Sie natürlich nicht in 
der Lage, die Politik, die auch der Kanzler gerade 
ausgeführt hat, umzusetzen. Dann sind Sie an Ihre 
eigene Politik gefesselt. Das wird täglich deutlich. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und der Abg. Amke Dietert

-

Scheuer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Übrigens übernimmt man mit Waffenexporten im-
mer einen bestimmten Grad an Verantwortung. Das 
sollte man klar sehen. 

Natürlich sind wir für den Dialog mit der chinesi-
schen Regierung und mit anderen chinesischen ge-
sellschaftlichen Kräften. Wir sind auch für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit; das ist ganz klar. Wir selber 
führen Gespräche nicht nur mit chinesischen Politi-
kerinnen und Politikern. Dabei stehen die Men-
schenrechte sehr wohl im Mittelpunkt; denn ich 
glaube, daß ohne ihre Verwirklichung letztlich ge-
deihliche Beziehungen überhaupt nicht möglich 
sind. Das gilt auf allen Ebenen und im Verhältnis zu 
allen Staaten. Hier kann gegenüber vielen Staaten 
noch mehr geleistet werden, als es in der Vergangen-
heit der Fall war. 

Ich wünschte mir, das neue Jahrhundert wäre da-
durch gekennzeichnet, daß wir alle - das sage ich 
nicht ohne Selbstkritik - an die Verwirklichung der 
Menschenrechte herangingen, ohne dabei die ei-
gene politische, wirtschaftliche oder sonstige Interes-
senlage auch nur zu 50 Prozent oder 20 Prozent zu 
berücksichtigen. 

(Beifall bei der PDS) 

Das nämlich ist die Voraussetzung dafür, Menschen-
rechte wirklich als universell anzusehen. 

Das erfordert, ökonomische und andere Interessen 
auch einmal zurückzustellen. Genau dazu ist die 



10404 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 

Dr. Gregor Gysi 

Bundesregierung nicht bereit. Solange sie dazu nicht 
bereit ist, wird sie in diesen Fragen nicht ehrlich sein 
können - weder gegenüber China noch gegenüber 
der Türkei, noch gegenüber Rußland, noch gegen-
über anderen Ländern auf dieser Welt. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Volker 
Neumann, Sie haben das Wo rt . 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Seiters, 
Herr Schmitt, Herr Gerhardt und Herr Gysi, ich bin 
der Meinung, daß eine Aktuelle Stunde nicht not-
wendigerweise einem parlamentarischen Angriff der 
Opposition auf die Regierung oder umgekehrt die-
nen muß. Ich finde, eine Aktuelle Stunde kann auch 
die Antwort des Deutschen Bundestages auf Ereig-
nisse sein, die einer Stellungnahme bedürfen. Eine 
vereinbarte Debatte wäre im übrigen besser gewe-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Antwort der chinesischen Regierung auf die 
Tibet-Resolution der letzten Woche macht deutlich, 
wie weit diese von einem selbstverständlichen und 
souveränen Umgang mit den Fragen der Menschen-
rechte und der Demokratie entfernt ist. Wer so mas-
siv die Menschenrechte verletzt und seinem Volk de-
mokratische Rechte vorenthält wie die kommunisti-
sche Regierung in Peking, ist offensichtlich noch weit 
davon entfernt, mit uns glaubwürdig über diese Fra-
gen zu diskutieren. Sie ist auch nicht legitimiert, dem 
Deutschen Bundestag Belehrungen in Fragen der 
Demokratie zu erteilen. 

Wenn der Sprecher des chinesischen Außenmi-
nisteriums meint, der Bundestag vertrete nicht das 
deutsche Volk, so mag dies nur durch die Tatsache 
zu erklären sein, daß sich die chinesische Regierung 
noch nie freien, geheimen und gleichen Wahlen stel-
len mußte. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Der chinesischen Regierung ist offenbar die Rolle des 
Parlaments in westlichen Demokratien noch nicht 
klar. Die einstimmig angenommene Resolution des 
Deutschen Bundestages hält das chinesische Außen-
ministerium für „das Werk weniger Leute in 
Deutschland". In dieser Einschätzung irrt die chinesi-
sche Regierung, wie die breite Zustimmung zu der 
Haltung des Bundestages durch die deutsche Öffent-
lichkeit beweist. 

Aber ich will auch gern bestätigen, daß die chinesi-
sche Regierung mit einer anderen Einschätzung rich-
tig liegt, nämlich der, daß „die Mehrheit des deut-
schen Volkes die Entwicklung von Freundschaft und 
Zusammenarbeit unterstützt". Das wollen wir unein-
geschränkt. Aber wir werden deshalb unsere klare 
und eindeutige Haltung in Fragen der Menschen-
rechte und der Demokratie nicht verleugnen. 

Mit dem mißlungenen verbalen Versöhnungsver-
such des chinesischen Außenministeriums sollte 
wohl die Überreaktion auf die Ausladung des deut-
schen Außenministers wieder ausgebügelt werden. 
Dieses Hin und Her in der chinesischen Politik zeigt 
deutlich das mangelnde Selbstbewußtsein auf dem 
Gebiet der Menschenrechte und der Demokratie. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das klärende Gewitter, das zu der jetzigen Krise in 
den deutsch-chinesischen Beziehungen geführt hat, 
kann aber auch für die Bundesregierung klärend ge-
wesen sein. Sie ist endlich gezwungen, Farbe zu be-
kennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bringt im Verhältnis zu der chinesischen Regie-
rung nämlich nicht viel ein, lediglich eine Schönwet-
terpolitik zu betreiben. Jede Meinungsverschieden-
heit in politischen Fragen führt dann automatisch zu 
einer Krise in den politischen Beziehungen. 

Die Bundesregierung, insbesondere der Bundes-
kanzler, hat bisher den Eindruck erweckt, aus Angst 
vor der Gefährdung wirtschaftlicher Beziehungen 
Konfliktthemen zu vermeiden. - Nein, sie ist darüber 
hinaus so weit gegangen, den Chinesen Konfliktfrei-
heit vorzugaukeln. Dies hat nicht nur hier, sondern 
überall dazu geführt, die Chinapolitik der Bundesre-
gierung als widersprüchlich und konfus erscheinen 
zu lassen. 

Nach der Diskussion und der Abstimmung am letz-
ten Donnerstag und der Erklärung des Bundeskanz-
lers heute - ihm dazu Gelegenheit zu geben rechtfer-
tigte übrigens schon diese Aktuelle Stunde - kann 
ich provokativ sagen: Es muß uns freuen, daß wir den 
Tibet-Antrag eingebracht haben. Wir sind dadurch 
nicht nur in der Menschenrechtsfrage, sondern auch 
in der gemeinsamen Chinapolitik ein Stück weiter-
gekommen. Es war eine heilsame Krise, aus der wir 
gestärkt hervorgehen, und zwar auch gestärkt durch 
die Erfahrung, daß trotz politischen Unwetters und 
unterschiedlicher Auffassungen in den Fragen der 
Menschenrechte und der Demokratie die wirtschaft-
lichen und politischen Beziehungen mit China wei-
tergehen werden und weitergehen müssen. - Ich 
frage übrigens, wie lange wir uns unserer Reisetätig-
keit enthalten sollen. Hat darüber einmal jemand 
nachgedacht? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Verheugen!) 

Es ist kein Geheimnis, daß sich auch in China ein 
politischer Wandel vollzieht. In dieser Zeit wi ll  Pe-
king Stärke zeigen, gibt sich aggressiver und spielt 
die nationalistische Karte. Taiwan und Hongkong 
zeigen das. 

Meine Damen und Herren, die Propaganda war 
und ist in China immer ein Gradmesser für die Atmo-
sphäre in der Führung. Die momentane Entwicklung 
läßt Veränderungen vermuten. Sie zeigt, daß Macht-
kämpfe und wahrscheinlich auch Instabilität der 
Führung zu erwarten sind. Gleichzeitig aber lenkt 
diese Propaganda ab und weist auf mutmaßliche äu-
ßere Feinde hin. Das ist ein altbekanntes Mittel der 
Außenpolitik; wir wissen es. 
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Volker Neumann (Bramsche) 

Angesichts der großen Gefahren, die ein instabiles 
China für die Welt mit sich bringt, ist eine berechen-
bare deutsche Chinapolitik unumgänglich. Wir sind 
deshalb gut beraten, alle Aspekte der Chinapolitik 
immer wieder zu überprüfen. Ich bin sicher, daß un-
sere Tibet-Resolution einen Anstoß dazu gegeben 
hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Und die Resolution hat ein Weiteres gezeigt, meine 
Damen und Herren: In Menschenrechtsfragen hat 
der Deutsche Bundestag seine gemeinsame Grund-
haltung nicht verändert. Darin liegt unsere Stärke, 
und dafür werden uns alle dankbar sein, denen Men-
schenrechte und Demokratie vorenthalten werden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Joschka Fischer. 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Der Deutsche Bundestag hat in der letzten Sit-
zungswoche nach einer, wie ich finde, sehr guten 
und sehr eindrücklichen Debatte mit einer beein-
druckenden einstimmigen Mehrheit eine bedeut-
same Resolution verabschiedet. Das Wichtigste daran 
ist, daß wir in Menschenrechtsfragen über die Frakti-
ons- und Parteigrenzen hinweg ein hohes Maß an 
Konsens im Umgang mit Menschenrechtsverletzun-
gen in der auswärtigen Politik und in der Haltung, 
die die Bundesrepublik Deutschland dazu einneh-
men soll, haben. Insofern brauchen wir diese Debatte 
heute nicht mehr zu führen. 

Heute geht es um den offensichtlichen Wider-
spruch zwischen der einstimmigen Haltung des 
Deutschen Bundestages und der Haltung der Bun-
desregierung. Beim besten Wi llen, bei allem Kon-
sens: Dazu wird man nicht schweigen können, Herr 
Gerhardt. Das hat nichts mit kleinkariertem parteipo-
litischen Gezänk zu tun. 

(Widerspruch bei der F.D.P.) 

- Überhaupt nicht! Ich könnte es mir ganz einfach 
machen. Ich könnte fragen, ob die Solidaritätserklä-
rung des F.D.P.-Vorsitzenden mit dem F.D.P.-Außen-
minister eine Drohung oder eine Unterstützung ist. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Fragen Sie 
doch!) 

Manches könnte für das erste sprechen. 

Mir geht es um etwas anderes. Mir geht es darum, 
klarzumachen, daß wir bei den Widersprüchen zwi-
schen der Haltung der Bundesregierung und der des 
Deutschen Bundestages in Menschenrechtsfragen 
Kontinuität haben. Herr Kinkel, Sie und auch der 
Bundeskanzler sind in der Velayati-Frage genauso 
wie bei der Erarbeitung der Tibet-Resolution zwei-
mal an derselben Frage gescheitert: Sie waren beide 
Male der Meinung, daß der Deutsche Bundestag zu 
weit geht. Sie waren bei der Tibet-Resolution ähnlich 

wie bei der Frage der Ausladung des Außenministers 
Velayati der Meinung, daß diplomatische Rücksicht

-

nahmen schwerer zu wiegen haben als der klare, ein-
deutige Einsatz gegen Menschenrechtsverletzungen. 

(Bundesminister Dr. Klaus Kinkel: Irrtum!) 

Diesen Punkt müssen wir herausarbeiten; denn 
faktisch bedeutet Ihre Haltung, daß Sie in Menschen-
rechtsfragen eine Politik des Hineintappens in selbst-
aufgestellte Mustöpfe weiterverfolgen werden. Ich 
prophezeie Ihnen, Herr Kinkel: Wir werden an die-
sem Punkt nicht nachlassen; denn der entscheidende 
Aspekt gerade und auch in der Chinapolitik - darin 
unterscheiden wir uns auch von Ihnen - wird sein: 
Wir werden eine friedliche Entwicklung Chinas 
nicht bekommen, wenn wir vor allen Dingen auf das 
Geschäft setzen. Gerade dieses große Land wird eine 
demokratische Entwicklung brauchen. Herr Glos, all 
diejenigen, die meinen, hauptsächlich der Markt 
China sei von Interesse, werden letztendlich eine 
chaotische Entwicklung zu Lasten der äußeren Si-
cherheit in der Region, aber auch auf dieser Welt för-
dern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Deswegen müssen wir mit den Chinesen unnachgie-
big über Menschenrechte, über tibetische Kultur und 
über den Schutz von Minderheiten in China spre-
chen. Wenn das Aufträge kostet, dann kostet es eben 
Aufträge. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

An diesem Punkt erwarten wir von der Bundesre-
gierung, daß sie endlich eine andere Haltung in 
Menschenrechtsfragen einnimmt. Damit das klar ist, 
Herr Kinkel: Uns geht es nicht darum, den Einsatz 
von Mitgliedern der Bundesregierung - auch von Ih-
nen persönlich - in Einzelfällen zu kritisieren. Wir er-
kennen dieses Bemühen durchaus an. Aber Sie müs-
sen sich vorwerfen lassen, daß die Bundesregierung 
beim Besuch des Bundeskanzlers in China, im Um-
gang mit der chinesischen Führung den Eindruck er-
weckt hat, daß sie zwar an den Prinzipien der Men-
schenrechte festhält, daß sie diese aber im Zusam-
menhang mit der Geschäftsentwicklung zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und China weit in 
den Hintergrund rückt mit der Konsequenz, daß die 
Chinesen dies als Einladung empfunden haben, in 
Menschenrechtsfragen selbst in die Innenpolitik 
Deutschlands eingreifen zu können. Das war ein fa-
taler Fehler, den Sie und der Bundeskanzler zu ver-
antworten haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wenn die Bundestagsresolution von der Bundesre-
gierung ernst genommen wird - wir hoffen, daß sie 
von ihr ernst genommen wird -, dann werden Sie 
Ihre Haltung zu den Menschenrechten im Span-
nungsverhältnis zwischen Geschäft und Menschen-
rechten im Umgang mit der Volksrepublik China, 
aber auch mit anderen Diktaturen endlich dergestalt 
überprüfen müssen, daß Menschenrechte unbeding-
ten Vorrang haben. Es darf nicht weiter der Eindruck 
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erweckt werden, wir ließen in Menschenrechtsfragen 
mit uns handeln. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat die Kolle-
gin Dr. Elke Leonhard. 

Dr. Elke Leonhard (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich zunächst 
ein Wort  an die Regierungsparteien richten. Es 
scheint mir langsam zur Übung zu werden, daß Sie 
bei Fragen, die kniffelig sind oder Ihnen unange-
nehm werden, kneifen. Es war letzthin schon einmal 
so, daß Sie bei einer schwierigen sozialpolitischen 
Frage einfach nicht hierher gekommen sind und das 
Wort  ergriffen haben. Ich ermahne Sie: Parlament ist 
Wort  und Widerwort. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Herr Glos hat die Möglich

-

keit, das Wort  zu ergreifen! Die Redezeit 
hat er! Warum sagt er nichts?) 

- Vielleicht wird er noch etwas sagen. 

Ohne Emotionen fasse ich nun einmal nüchtern die 
Fakten zusammen. Bonn, 20. Juni 1996, 17.57 Uhr: 
Der Deutsche Bundestag verabschiedet die Tibet-Re-
solution: parteiübergreifender Konsens. Ein alltägli-
cher Vorgang? Ein normaler Vorgang? Jedenfalls 
kein Grund zur Aufregung. Wir, die deutschen So-
zialdemokraten, werden Menschenrechtsverletzun-
gen, wo immer sie geschehen, an den Pranger stel-
len. So, Herr Kollege Schmitt, haben wir es auch im-
mer in Richtung Osteuropa getan. Das gehört zu un-
serem Selbstverständnis und ist unverzichtbar. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wo ist eigentlich Frau Däubler?) 

Da gibt es keine Erklärung, Herr Kollege Lamers, 
und keine Rechtfertigung. Von uns als Deutschem 
Bundestag, dem obersten Verfassungsorgan, von 
uns als frei gewählten Parlamentarierinnen und Par-
lamentariern wird billigerweise keiner erwarten kön-
nen, daß wir uns die Augen zubinden, die Ohren zu-
stopfen oder einen Maulkorb verordnen lassen - von 
niemandem. Wir haben andere Verfassungsorgane, 
die diplomatischen Gepflogenheiten unterworfen 
sind. Diese pflegen den Dialog: mal freundschaftlich, 
mal kritisch, aber immer nach dem Grundsatz: Reden 
ist immer besser als Nicht-Reden. 

Neben den Verfassungsorganen - um einmal die 
verschiedenen Bereiche zu nennen - gibt es Produ-
zenten, gibt es Kaufleute, gibt es Händler, denen wir 
nicht ins Geschäft reden. Im Gegenteil: Wir haben 
eine der liberalsten Außenwirtschaftsverordnungen, 
und das ist gut so. Ich werde jedenfalls immer dafür 
eintreten. Die wenigen Einschränkungen des freien 
Handels sind begründet, berechtigt und auch bitter 
notwendig. 

Ob unsere Resolution auf Zustimmung oder Ableh-
nung stößt, wird uns wenig berühren. Leichte Zwei-
fel äußerte beispielsweise Otto Wolff von Ameron

-

gen, Vorsitzender des Ost-Ausschusses der deut-
schen Wirtschaft: Man müsse verstehen, daß man in 
Ostasien - nicht nur in China - eine andere Einstel-
lung zu Menschenrechten habe. - Ach so, kann ich 
da nur sagen. Ich wußte gar nicht, daß Menschen-
rechte geographisch differenzierbar sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Im Deutschland des 19. Jahrhunderts, in dem 
meine Partei begann, gegen Unterdrückung zu 
kämpfen, hatte die herrschende Klasse merkwürdi-
gerweise ein ähnliches Verständnis wie heute Otto 
Wolff von Amerongen. Der Stand der gesellschaftli-
chen Entwicklung, meine Damen und Herren, Herr 
Präsident, ist ausschlaggebend für den qualitativen 
Stand der Menschenrechte. Jede andere Erklärung 
ist blanker Unsinn. Also, kein Mischmasch! 

Noch einmal kurz zum Vorgang: Was ist am 
20. Juni 1996 nach 17.57 Uhr passiert? Statt die Lage 
cool zu analysieren und professionelles Konfliktma-
nagement walten zu lassen, gab es völlig überflüssi-
gerweise Aufgeregtheiten, Verletztheiten - und das 
auf beiden Seiten. Überreaktionen verhinderten ein 
außenpolitisches Konfliktmanagement. Ein Verfas-
sungsorgan beschließt eine Resolution, ein anderes 
wird ausgeladen. 

Die Tatsache, daß Außenminister Kinkel ausgela-
den wurde, nenne ich freiweg einen hyste rischen 
Akt, eine Überreaktion. Man mag unserem Außenmi-
nister manches nachsagen, man müßte sich aber sehr 
anstrengen, sein Auftreten als elegant zu bezeich-
nen. Manchmal ist er schon tollpatschig, aber eines 
kann man ihm nicht absprechen: daß er bemüht ist, 
an jeder Stelle der Welt Handelsbeziehungen und 
wertorientierte Außenpolitik als zwei Seiten ein und 
derselben Medaille zu sehen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

- ten der CDU/CSU - Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

- Vielleicht ist es nicht freundlich, aber zutreffend; 
sonst müßten Sie das Gegenteil beweisen. 

Was ihn am Erreichen des Gipfels an Selbstbe-
wußtsein hindert , meine Damen und Herren, ist 
seine tiefe Loyalität gegenüber dem Bundeskanzler. 
Von solcher Loyalität wünschte ich mir als Sozialde-
mokratin manchmal etwas mehr für meine Partei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vielleicht wären wir dann schon an der Regierung. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit ist abge-
laufen, Frau Kollegin. 

Dr. Elke Leonhard (SPD): Ich komme zum Ende 
und sage noch einmal, daß sich wertorientierte Au-
ßenpolitik und effektive Handelspolitik niemals ge-
stört haben. Ich ende mit einem Satz aus der 
„F.A.Z.": 
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Nicht mit Gefühlen ist China-Politik zu machen, 
sondern mit einer klaren Abwägung der Interes-
sen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN]) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Dr. Christoph Zöpel. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wann kommt denn der 
Glos? Glos will  nicht! - Günter Verheugen 
[SPD]: Wir möchten Herrn Glos gerne 
hören! - Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Wol

-

len die alle kneifen?) 

Dr. Christoph Zöpel (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die große 
Schnelligkeit, mit der die Resolution des Deutschen 
Bundestages aus der vergangenen Woche zu, über 
China und Deutschland hinaus verbreiteten, Reaktio-
nen der chinesischen Regierung geführt hat, zeigt 
uns vielleicht allen - wenn wir zuhören -, daß in ei-
ner informationell global vernetzten Welt allen Parla-
mentariern, die sich mit Menschenrechtsfragen be-
schäftigen, zusätzliche Verantwortung zugewachsen 
ist. 

Mein Eindruck ist: Unsere Debatten über globale 
Veränderungen sind manchmal noch etwas einseitig. 
Wir diskutieren darüber gern und mit wachsender 
Zustimmung, wenn es um Welthandel geht und um 
den deutschen Exportanteil. Wir diskutieren darüber 
auch, wenn es um zusätzliche Infrastruktur für die 
Verbreitung weltweiter Informationen geht. Aber in 
dieser Woche stellen wir fest: Es bedarf gar keiner 
zusätzlichen Infrastruktur - gegen die ich deshalb 
nicht bin -, um relevante Informationen aus einem 
deutschen Parlament nach China zu bringen und die 
Reaktionen zurück. 

Daraus ist, so meine ich, zunächst einmal - und das 
gilt für die Politik, für das Parlament wie für die Wi rt

-schaft - eine Konsequenz zu ziehen: In einer global 
vernetzten Welt sind weltweite Marktwirtschaft und 
weltweite Zivilgesellschaft mit Meinungsfreiheit, 
Menschenrechten und Minderheitenschutz untrenn-
bar miteinander verbunden. Man muß mit beidem 
gleichzeitig umgehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich würde alle, die beteiligt sind, vor allem die Unter-
nehmen und die Exportwirtschaft, als erstes bitten, 
auch innerlich zu akzeptieren: Es kann keine welt-
weite Marktwirtschaft ohne weltweite Meinungsfrei-
heit geben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Mit den Gütern kommen die Meinungen. Mit den 
Meinungen kommen die Güter. Wer das trennt, der 
irrt und wird irgendwann zurückfallen in Unfreiheit. 

Daß die chinesische Regierung sich in diese Welt 
noch nicht integ riert  weiß, ist deutlich - weil dies 
schmerzhaft ist und nicht nur systemimmanent 
schmerzhaft, sondern auch, weil es in dieser Welt 
keinem chinesischen Generalsekretär, Ministerpräsi-
denten oder Staatspräsidenten mehr erspart bleiben 
darf, von Parlamenten, von Gruppen der Zivilgesell-
schaft damit konfrontiert zu werden, wann immer er 
sein Land verläßt, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

aber auch dann, wenn er im Lande bleibt, daß Millio-
nen in dieser Welt und ihre Repräsentanten Men-
schenrechtsverletzungen für unerträglich halten und 
dieses sagen. 

Noch einmal an Unternehmen gewandt, sage ich: 
Es gibt einen Zusammmenhang zwischen Handel 
und Menschenrechten, der darin besteht, daß Han-
del dauerhaft nur unter Beachtung der Menschen-
rechte möglich ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Situation weist uns Verantwortung zu. Ich 
sehe drei Punkte der Verantwortung und der Risiken 
in der Menschenrechtspolitik, die überall gelten, ge-
genüber China wie gegenüber dem Iran. - Die Iran-
Debatte und die China-Debatte, die wir hier führen, 
hängen ja zusammen. - Die Risiken sind: erstens 
Mißbrauch von Menschenrechtspolitik in innerpoli-
tischen Auseinandersetzungen vielfältigster Art , 
Herr Außenminister, zweitens Double-Standards und 
drittens Ungelerntsein im Umgang mit Symbolen. 
Bei globaler Politik, wo Sprache ja nicht überall sehr 
schnell übersetzt werden kann, werden Symbole im-
mer bedeutender, weil alle sie verstehen. 

Deshalb will  ich an dieser Stelle sagen: Jeder, der 
in einer Menschenrechtsfrage eine parlamentarische 
Debatte zwischen Opposition und Regierung be-
ginnt, Herr Kollege Fischer, und jeder - zumindest 
kann man das in der Zeitung lesen -, der wegen ei-
ner Menschenrechtsfrage eine Auseinandersetzung 
um die Position eines Ministers beginnt - ob das 
stimmt, weiß ich nicht; aber es stand in der Zeitung; 
ich kann mich ja nur auf die Zeitung verlassen -, 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das war einer von den 
Journalisten, die bei der F.D.P. sehr zu 

Hause sind!) 

der muß darüber nachdenken, was die Menschen, 
deren Menschenrechte bedroht sind, wohl davon 
halten, daß sie instrumentalisiert werden - von wem 
auch immer und wozu auch immer. Das sollte ange-
sichts dieser veränderten, informationell global ver-
netzten Welt jeder wissen. 

Double-Standards sind immer ein Problem, aus 
vielerlei Gründen. Mit China muß man über Sicher-
heitsprobleme dieser Welt ernsthafter reden als mit 
relativ kleinen Staaten in Af rika. Das weiß jeder. Das 
ist eine Gefahr. 
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Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit, Herr Kol-
lege. 

Dr. Christoph Zöpel (SPD): Ich höre sofort auf, Herr 
Präsident. Vielen Dank für den Hinweis. 

Ich möchte noch eine Bemerkung machen. Ich 
danke dem Bundesaußenminister dafür, daß er nicht 
wie die Vereinigten Staaten der Meinung ist, Libyen, 
Iran und Kuba seien die derzeit gefährlichsten Län-
der dieser Welt. 

Noch kurz zum Umgang mit Symbolen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Ihre Rede-
zeit ist ein gutes Stück abgelaufen. Bitte nur noch ein 
Satz! 

Dr. Christoph Zöpel (SPD): Es war ein falsches 
Symbol, daß der Kanzler seinen Besuch beim chinesi-
schen Militär zumindest medienmäßig in den Mittel-
punkt seines Besuchs rücken ließ. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Zöpel! 

Dr. Christoph Zöpel (SPD): Und es ist ein ganz fal-
sches Symbol, daß Sie hier schweigen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Geschäftsordnung 
ist auch in Aktuellen Stunden nicht aufgehoben. 
Wenn ich auf die Überschreitung der Redezeit hin-
weise, sprechen Sie bitte nicht noch eine Minute, 
sondern nur einen Satz. 

(Dr. Christoph Zöpel [SPD]: Herr Präsident, 
ich bitte um Vergebung!) 

Ich erteile dem Kollegen Freimut Duve das Wo rt . 

Freimut Duve (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
gen! Das ist natürlich eine sehr ungewöhnliche Situa-
tion für uns: Wir dürfen reden; Sie hören manchmal 
zu; 

(Zuruf von der F.D.P.: Immer!) 

aber Sie wollen nicht antworten. Ich habe nach ei-
nem beispielhaften Vergleich gesucht und mich ge-
fragt: Wie hätte das Ergebnis gestern bei dem Elfme-
terschießen ausgesehen, wenn eine Seite einfach ge-
sagt hätte „Wir hören auf"? 

(Heiterkeit bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS - Dr. Wolfgang 
Schäuble [CDU/CSU]: Sie schießen doch 

aufs eigene Tor!)  

- Hören Sie mal zu, Herr Schäuble! 

Wir haben in unserer China-Debatte über das 
Spannungsfeld zwischen Ökonomie und Menschen-
rechten gesprochen. Ich halte es für sinnvoll, daß wir 

in diesem Zusammenhang auch einmal über die Poli-
tik der Großmacht China sprechen. Ich halte es für 
sehr wichtig, daß es diese Entschließung des Deut-
schen Bundestages gegeben hat - nicht allein aus 
Menschenrechtsgründen, nicht allein auf Grund der 
erwähnten wirtschaftlichen Beziehungen, sondern 
auch aus einem dritten Grund. Dazu möchte ich et-
was sagen. 

Die derzeitige chinesische Führung scheint relativ 
unsicher zu sein, wie ihre eigene personelle Lage in 
den nächsten Jahren aussehen wird. Wir wissen, 
warum. China führt sich derzeit bereits als regionale 
Großmacht ohne Korrektiv auf. Das haben wir im Fall 
Taiwan erlebt, wo das Stoppschild plötzlich die ame-
rikanische Flotte sein mußte und kein anderes politi-
sches oder ökonomisches Stoppschild vorhanden 
war. 

Das erleben wir zur Zeit bei der Beendigung des 
demokratischen Status von Hongkong, bei dem eine 
ganze Reihe der Versprechungen, die in der vertrag-
lichen Vereinbarung zwischen China und London 
gemacht worden sind und auf die sich die Hong-
kong-Chinesen wirklich verlassen haben - viele, 
nicht alle -, nicht mehr eingehalten werden. Plötzlich 
merken sie: Der Charakter Hongkongs wird sich für 
die Menschen in Hongkong nach 1997 radikal verän-
dern; Hongkong wird radikal entdemokratisiert. Wer 
sagt da eigentlich mal „Stopp, Peking! Wie geht ihr 
damit um?"? 

Jetzt nenne ich den dritten Grund, aus dem ich so 
froh bin, daß ein großes Parlament, das deutsche Par-
lament, mit seiner Entschließung ein Zeichen gesetzt 
hat. Wir haben eine dramatische Situation in Nord-
korea. Die zwei koreanischen Staaten sind ja nicht 
ohne das Zutun Chinas in der Form entstanden, in 
der sie jetzt existieren. China ist einer der Mitverur-
sacher der Existenz dieser beiden Staaten und ihrer 
Teilung. 

Nordkorea ist nach unseren Informationen zur Zeit 
kein handlungsfähiger Staat. Do rt  gibt es eine implo-
dierende Situation ohne funktionierende Verwaltung 
mit unglaublichen Grausamkeiten. Wir haben dar-
über bisher noch nicht gesprochen. Was im Laufe der 
nächsten Zeit passieren kann, wenn sich die große 
Weltmacht, hinsichtlich der wir starke ökonomische 
Interessen haben, als Regionalmacht fühlt - in dem 
Moment, in dem Südkorea sehr unsicher auf das im-
plodierende Nordkorea reagie rt  -, wissen wir nicht. 

Aber wir können wenigstens eines herstellen: eine 
europäisch-amerikanisch-japanische Gemeinsam-
keit, die nicht gleich nach der Flotte fragt, sondern 
feststellt: In einigen Grundfragen sagen wir auch die-
ser großen Macht und diesem großen Markt, der er 
morgen sein wird, daß es Diskussionsbedarf gibt und 
daß es über diesen Diskussionsbedarf hinaus auch 
Stoppschilder gibt. Japan ist zur Zeit allein nicht in 
der Lage, diese Stoppschilder zu setzen, Taiwan - 
aus anderen Gründen, die wir kennen - ebenfalls 
nicht. Wenn es diese Stoppschilder in der Welt nicht 
gibt, dann wird aus dem hübschen Wo rt  „Welt-
macht", „Sicherheitsratsmitglied" eine regionale 
Macht, die mehr Unfriedlichkeit erzeugen könnte, 
ohne daß die derzeitige Führung dies so will. Wobei 
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wir nicht wissen, wie die Führung do rt  morgen oder 
übermorgen aussieht. Dann hätten wir uns durch Un-
terlassung an einer starken Verunsicherung des 
asiatischen Raumes beteiligt, der bisher noch keine 
Wirtschaftsgemeinschaft hat, der bisher noch keine 
Demokratiegemeinschaft kennt, der bisher noch 
nicht in der Lage war, gemeinsame ethisch-morali-
sche Ziele zu formulieren, der auch neidisch auf Eu-
ropa sieht, weil wir in der Lage waren, dies zu tun. 
Dies wollte ich hier gerne gesagt haben. Also, es gibt 
auch eine politische Begründung für unsere gemein-
same Entschließung. 

Vielleicht, Herr Glos, distanzieren Sie sich - das ist 
mein letzter Satz - das nächste Mal, wenn Sie wieder 
einmal in eine solche Lage geraten, nicht auf eine so 
peinliche Weise von einer gemeinsamen Entschlie-
ßung, indem Sie sagen: Das haben meine Mitarbeiter 
gemacht; ich habe gar nicht so genau gesehen, was 
ich da unterschrieben habe. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Dr. Friedbert Pflüger. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Kollege Zöpel hat 
sich eben die Frage gestellt, was wohl die Unter-
drückten oder Verfolgten in China und in Tibet sa-
gen würden, wenn sie den Eindruck gewönnen, wir 
sprächen in Wahrheit nicht über ihre Unterdrückung, 
sondern wir benutzten diese im Grunde nur dazu, 
parteipolitischen Profit daraus zu schlagen. 

Herr Kollege Zöpel, Sie haben völlig recht: Das 
wäre ein verheerender Eindruck. Ich nehme an, Sie 
haben Ihre Worte vor allen Dingen an den Kollegen 
Verheugen gerichtet. Denn der hat in den letzten Ta-
gen nichts anderes gemacht, als den Versuch zu un-
ternehmen, mit dieser wirklich schwierigen und 
schlimmen Situation parteipolitische Effekte zu erzie-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich glaube aber, daß dieser Versuch der Sozialdemo-
kraten mit der heutigen Debatte und mit den ver-
schiedenen Presseäußerungen der letzten Tage ins 
Leere gelaufen ist. Wir haben nämlich - auch in sehr 
verantwortungsvollen Beiträgen von der Opposition, 
zum Beispiel in dem Beitrag des Kollegen Neumann 
- festgestellt, daß es hier im Hause in den wesentli-
chen Punkten einen Konsens gibt. 

Erstens. Hier will niemand von der Ein-China-Poli-
tik abgehen. Jeder will, daß es ein China gibt; wir be-
fürworten keine Sezession und keine Unabhängig-
keitsbewegung. 

Zweitens. Wir sind alle für gute Beziehungen zur 
Volksrepublik China, weil sie nicht nur aus ökonomi-
schen Gründen wichtig und notwendig sind, sondern 
auch, weil wir China in vielen Fragen auf der Welt 
als internationalen Partner dringend benötigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Drittens. Wir haben Einigkeit darüber, daß wir uns 
für die Menschenrechte engagieren, wo immer sie 
verletzt werden. Das haben wir früher zur Zeit des 
Kalten Krieges getan, und das werden wir auch jetzt 
tun, da es immer noch Diktaturen auf dieser Welt 
gibt. 

(Vors it z : Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer) 

Wir haben viertens Einigkeit darüber erzielt, daß 
sich dieses Parlament nicht von außen zensieren läßt 
und daß dieses Parlament geradlinig zu dem steht, 
was es verabschiedet hat. 

Das ist ein breiter Konsens. Ich bitte Sie, zerreden 
Sie diesen Konsens in den nächsten Wochen nicht! 
Das nimmt ihm die Kraft und die Durchsetzungsfä-
higkeit gegenüber anderen Ländern in dieser Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sollten - finde ich jedenfalls - noch in einem 
weiteren Punkt Konsens erzielen, nämlich über ein 
Mindestmaß an Solidarität unter Parlamentariern 
und Politikern in der Bundesrepublik Deutschland. 
Wenn der Bundesaußenminister ausgeladen wird - 
auf Grund einer Resolution, die wir alle gemeinsam 
verabschiedet haben -, wenn der Unterausschuß für 
Menschenrechte, die Kollegen Schwarz-Schi lling 
und Krautscheid ausgeladen werden und nicht nach 
China und Tibet reisen dürfen, dann geht es wirklich 
nicht, daß Frau Däubler-Gmelin dorthin reist und 
Herr Verheugen unsere Minister auffordert, diese 
Länder zu bereisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Günter Verheugen [SPD]: Wollen Sie Dialog 

oder Kontaktsperre?) 

Natürlich ist es die freie Entscheidung eines Parla-
mentariers, ob er in einer solchen Situation fährt. 
Aber der Parlamentarier muß diese Entscheidung 
doch auch verantworten. Ich bitte Sie sehr, Frau Kol-
legin Däubler-Gmelin: Überlegen Sie noch einmal, 
ob das wirklich der richtige Weg und das richtige Si-
gnal ist oder ob das nicht in Wahrheit die Resolution, 
die wir verabschiedet haben, auf unverantwo rtliche 
Weise verwässert. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Günter 
Verheugen [SPD]: Sie wissen, daß Sie gro

-

ßen Unsinn reden!) 

Nicht nur Regierungen und Länder können ihr Ge-
sicht verlieren, auch Parlamentarier können ihr Ge-
sicht verlieren. Ich finde, in dieser Situation müssen 
wir in der Tat Solidarität mit unserem Außenminister, 
mit dieser Bundesregierung und mit diesem Parla-
ment, das eine gemeinsame Resolution beschlossen 
hat, üben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Günter Verheugen [SPD]: Wer ist denn aus

-

geschert? Reden Sie mal über Herrn Glos!) 

Ich stelle fest: Der Versuch von Ihnen, Herr Ver-
heugen, dieses Thema auszunutzen, ist schiefgegan-
gen. Wir haben einen Konsens in diesem Haus, und 
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es wird Ihnen nicht gelingen, diesen Konsens kaputt-
zumachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Aktuelle 
Stunde ist damit beendet. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 18a bis 18j und 
15 sowie Zusatzpunkt 2 auf: 

18. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Urheberrechts-
gesetzes 

- Drucksache 13/4796 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Neuordnung des Eheschließungs-
rechts (Eheschließungsrechtsgesetz - 
EheschlRG) 

- Drucksache 13/4898 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 22. November 
1995 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Däne-
mark zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung bei den Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen sowie bei den Nachlaß-, 
Erbschaft- und Schenkungsteuern und 
zur Beistandsleistung in Steuersachen 
(Deutsch-dänisches Steuerabkommen) 

- Drucksache 13/4903 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Neuordnung des Zivilschutzes (Zi-
vilschutzneuordnungsgesetz - ZSNeuOG) 

- Drucksache 13/4980 — 

Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zu dem Übereinkommen vom 
20. September 1994 über nukleare Sicher-
heit (Gesetz zu dem Übereinkommen über 
nukleare Sicherheit) 
- Drucksache 13/5018 - 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

f) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Ent-
wurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes 

- Drucksache 13/4950 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Rechtsausschuß 

g) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Ent-
wurfs eines Sechsten Gesetzes zur Ände-
rung des Arzneimittelgesetzes (6. AMG

-

ÄndG) 

- Drucksache 13/5061 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit 

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Dagmar Enkelmann und der Gruppe der 
PDS 
Integration des Flugverkehrs in die Bun-
desverkehrswegeplanung 

- Drucksache 13/1297 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Winfried Wolf, Dr. Dagmar Enkelmann, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 
Schienenwegesicherungsgesetz (SWSG) 

- Drucksache 13/3762 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten Mi-
chael Jung (Limburg), Dirk Fischer (Ham-
burg), Georg Brunnhuber, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Horst Friedrich, 
Lisa Peters, Dr. Klaus Röhl, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der F.D.P. 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher

-

heit im internationalen Luftverkehr 

- Drucksache 13/5060 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

ZP2 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren 
(Ergänzung zu TOP 18) 
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Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Neunten Geset-
zes zur Änderung des Außenwirtschaftsgeset-
zes 

- Drucksache 13/4774 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wi rtschaft (federführend) 
Rechtsausschuß 

15. Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur sozialrechtlichen Behand-
lung von einmalig gezahltem Arbeitsentgelt 

- Drucksache 13/5062 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Gesundheit 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Sind Sie damit einverstanden? - 
Dann  sind die Überweisungen so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 19: 

Abschließende Beratungen ohne Aussprache 

Tagesordnungspunkt 19 b: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Hopfengesetzes 

- Drucksache 13/3844 - 
(Erste Beratung 92. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

- Drucksache 13/4998 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jella Teuchner 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt auf Drucksache 13/4998, den Ge-
setzentwurf unverände rt  anzunehmen. Ich bitte die-
jenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Ent-
haltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter 
Beratung mit den Stimmen des ganzen Hauses ange-
nommen worden. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist damit mit den Stimmen des ganzen 
Hauses angenommen worden. 

Tagesordnungspunkt 19 c: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Abschaffung der Gerichtsferien 

- Drucksache 13/200 - 
(Erste Beratung 18. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5001 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Wolfgang Bosbach 
Alfred Hartenbach 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ge-
setzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der SPD ge-
gen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen bei 
Enthaltung der PDS angenommen worden. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit demselben Stimmenverhältnis 
angenommen worden. 

Tagesordnungspunkt 19 d: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu der Vereinbarung 
vom 1. Mai 1995 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Islamischen Repu-
blik Iran zur Aufhebung des Abschnitts II des 
Schlußprotokolls des deutschiranischen Nie-
derlassungsabkommens 

- Drucksache 13/3852 - 
(Erste Beratung 98. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Auswär-
tigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

- Drucksache 13/4911 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Albe rt  Probst 
Karsten D. Voigt (Frankfu rt ) 
Amke Dietert-Scheuer 
Ulrich Irmer 

Der Auswärtige Ausschuß empfiehlt auf Drucksa-
che 13/4911, den Gesetzentwurf unverände rt  anzu-
nehmen. Ich bitte diejenigen, die dem zustimmen 
wollen, sich zu erheben. - Wer stimmt dagegen? - 
Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist einstimmig 
angenommen worden. 

Tagesordnungspunkt 19e: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten We rner 
Schulz (Berlin), Marieluise Beck (Bremen) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 

Krise der Bremer Vulkan und Zukunft der 
maritimen Industrie 
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- zu dem Antrag der Abgeordneten Rolf 
Kutzmutz, Dr. Christa Luft, Dr. Gregor Gysi 
und der Gruppe der PDS 
Sofortige politische Konsequenzen aus 
dem Umgang mit Subventionsmitteln beim 
Bremer Vulkan-Verbund 

- Drucksachen 13/3975, 13/4079, 13/4669 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter We rner Schulz (Berlin) 

Der Ausschuß empfiehlt in Drucksache 13/4669 
unter Buchstabe a, den Antrag auf Drucksache 13/ 
3975 für erledigt zu erklären. Wer stimmt dafür? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen a ller Fraktionen gegen 
die Stimmen der PDS angenommen worden. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wi rt
-schaft zum Antrag der Gruppe der PDS zu sofortigen 

politischen Konsequenzen aus dem Umgang mit 
Subventionsmitteln beim Bremer Vulkan-Verbund, 
Drucksache 13/4669 Buchstabe b. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/4079 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist gegen die Stimmen der PDS angenom-
men worden. 

Tagesordnungspunkt 19f: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts der Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Antrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft 

Rechnungslegung über das Sondervermögen 
des Bundes „Ausgleichsfonds zur Sicherung 
des Steinkohleneinsatzes" für das Wirt-
schaftsjahr 1994 

- Drucksachen 13/3451, 13/4737 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Kurt J. Rossmanith 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Manfred Hampel 
Antje Hermenau 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfeh-
lung ist mit den Stimmen des ganzen Hauses bei Ent-
haltung der PDS angenommen worden. 

Tagesordnungspunkt 19g: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und F.D.P. 

Fortschreibung des Rheumaberichts der Bun-
desregierung 

- Drucksachen 13/3972, 13/5047 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Monika Knoche 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/3972 anzunehmen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist einstimmig angenom-
men worden. 

Tagesordnungspunkt 19h: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(15. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Siegfried Scheffler, Anette Faße, Elke Fer-
ner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der SPD 

Befreiung von Elektrobooten mit photovoltai-
scher Energiegewinnung bis zu einer Motor-
leistung von 2,21 kW (3 PS) von der Fahrer-
laubnispflicht auf Bundeswasserstraßen in 
Berlin 

- Drucksachen 13/4378, 13/5048 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Siegf ried Scheffler 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/4378 in der Ausschußfassung anzunehmen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist ebenfalls einstimmig angenommen worden. 

Tagesordnungspunkt 19i: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur 
Aufhebung des Beschlusses 94/939/EG über 
eine Finanzhilfe für die Slowakische Repu-
blik 

- Drucksachen 13/4466 Nr. 2.28, 13/4914 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter F riedrich Merz 

Wer stimmt dafür? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist gegen die Stimmen 
der PDS bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen 
mit den Stimmen aller anderen Fraktionen angenom-
men worden. 

Tagesordnungspunkt 19j: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Bericht der Kommission an den Rat und das 
Europäische Parlament über die Verbrauch-
steuersätze gemäß der Richtlinie 92/79/EWG 
des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Annähe-
rung der Verbrauchsteuern auf Zigaretten, 
der Richtlinie 92/80/EWG des Rates vom 
19. Oktober 1992 zur Annäherung der Ver-
brauchsteuern auf andere Tabakwaren als 
Zigaretten, der Richtlinie 92/84/EWG des 
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Rates vom 19. Oktober 1992 über die Annähe-
rung der Verbrauchsteuersätze auf Alkohol 
und alkoholische Getränke sowie der Richt-
linie 92/82/EWG des Rates vom 19. Oktober 
1992 zur Annäherung der Verbrauchsteuer-
sätze für Mineralöle 

- Drucksachen 13/3117 Nr. 2.24, 13/4923 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Friedrich Merz 
Reinhard Schultz (Everswinkel) 

Wer stimmt dafür? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der SPD bei 
Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen und PDS an-
genommen worden. 

Tagesordnungspunkt 19 k: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(15. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Ra-
tes über die Bedingungen für die Zulassung 
von Verkehrsunternehmern zum Personen-
kraftverkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, 
in dem sie nicht ansässig sind 

- Drucksachen 13/4137 Nr. 2.52, 13/4953 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Heide Mattischeck 

Wer stimmt dafür? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
Die Beschlußempfehlung ist gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS mit den Stimmen 
der anderen Fraktionen angenommen worden. 

Tagesordnungspunkt 191: 

Beratung der 17. Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Wahlprüfungsausschusses 

zu dem Wahleinspruch gegen die Gültigkeit 
der Berufung eines Listennachfolgers gemäß 
§ 48 des Bundeswahlgesetzes (BWG) 

- Drucksache 13/4920 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Dieter Wiefelspütz 

Wer stimmt dafür? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist gegen die Stimmen 
von Bündnis 90/Die Grünen mit den Stimmen der an-
deren Fraktionen und der Gruppe der PDS angenom-
men worden. 

Tagesordnungspunkt 19m: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 127 zu Petitionen 

- Drucksache 13/4363 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
Die Sammelübersicht 127 ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der SPD bei Enthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen und der PDS angenommen 
worden. 

Tagesordnungspunkt 19n: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 128 zu Petitionen 

- Drucksache 13/4976 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Sammelübersicht 128 ist mit demselben Stim-
menverhältnis wie zuvor angenommen worden. 

Tagesordnungspunkt 19 0: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 129 zu Petitionen 

- Drucksache 13/4977 - 

Wer stimmt dafür? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Sammelübersicht 129 ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der SPD gegen die Stim-
men der PDS bei Enthaltung des Bündnisses 90/Die 
Grünen angenommen worden. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a bis 5 c auf: 

a) - Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Reform des öffentlichen 
Dienstrechts (Reformgesetz) 

- Drucksache 13/3994 - 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines 
... Gesetzes zur Änderung dienstrechtli-
cher Vorschriften 

- Drucksache 13/1190 - 

(Erste Beratung 44. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des vorn Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines 
... Gesetzes zur Änderung des Beamten-
rechtsrahmengesetzes 

- Drucksache 13/1447 - 

(Erste Beratung 44. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des vorn Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes über die Anrechnung von Dienstzeiten 
im Angestelltenverhältnis auf die beamten-
rechtliche Probezeit nach dem Einigungs-
vertrag 

- Drucksache 13/4385 - 

(Erste Beratung 107. Sitzung) 
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Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5057 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Meinrad Belle 
Fritz Rudolf Körper 
Dr. Antje Vollmer 
Dr. Max Stadler 
Maritta Böttcher 

b) 	- Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Antje Vollmer, Oswald Metzger und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Verwaltungsreform ist Staatsreform 

- Drucksachen 13/2464, 13/5057 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Meinrad Belle 
Fritz Rudolf Körper 
Dr. Antje Vollmer 
Dr. Max Stadler 
Maritta Böttcher 

- Beratung der Ersten Beschlußempfehlung 
und des Berichts des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Modernisierung der öffentlichen Ver-
waltung 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Antje Vollmer, Oswald Metzger und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Nutzung der Reform des Dienstrechts 
für die Verwaltungsmodernisierung 

- Drucksachen 13/2206, 13/4076, 13/5057 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Meinrad Belle 
Fritz Rudolf Körper 
Dr. Antje Vollmer 
Dr. Max Stadler 
Maritta Böttcher 

c) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Antje Vollmer, Volker Beck (Köln), Ge-
rald Häfner, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Artikels 33 des Grundgeset-
zes 

- Drucksache 13/4730 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

Zum Regierungsentwurf liegt ein Entschließungs-
antrag der Fraktion der SPD vor. Nach einer Verein-
barung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Aus-
sprache eineinhalb Stunden vorgesehen. - Ich sehe 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
der Kollege Marschewski 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans Klein) 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
grundlegende Modernisierung des öffentlichen Sek-
tors ist eine wesentliche Voraussetzung für die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes. Diese Staatsreform 
bedeutet zunächst eine Kritik an den Staatsaufga-
ben. Der Staat muß nicht alles, was er heute tut, auch 
künftig erledigen. Wir müssen dem mündigen Bür-
ger das übertragen, was er besser allein tun kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Deswegen brauchen wir Entbürokratisierung, De-
zentralisierung und Stärkung der individuellen Ver-
antwortlichkeit im öffentlichen Dienst. 

Wir reformieren heute das Beamtenrecht. Diese 
Reform ist, so meine ich, die tiefgreifendste Moderni-
sierung des öffentlichen Dienstrechts seit Jahrzehn-
ten. Wir erfüllen damit unsere Koalitionsvereinba-
rung. Unser Ziel ist es, den öffentlichen Dienst für 
das Jahr 2000 und darüber hinaus fit zu machen. 

Unsere Reformvorstellungen waren ursprünglich 
Gegenstand unberechtigter Kritik. Manche meinten, 
diese Reform sei nicht durchsetzbar, andere meinten, 
sie sei nicht weitgehend genug, und wieder andere 
meinten, sie ginge erheblich zu weit. 

Mittlerweile sind die meisten Kritiker von der 
Effektivität dieser Reform überzeugt. Deswegen 
zeigt die Stellungnahme des Bundesrates zu unse-
rem Gesetzentwurf erheblich mehr Gemeinsamkei-
ten als Trennendes. Wir haben das, was der Bundes-
rat vorgeschlagen hat, selbstverständlich in unseren 
Entwurf eingebaut. 

Es liegt nun an den Ländern, mit der Reform des 
öffentlichen Dienstes Ernst zu machen. Dabei sind 
nicht nur große Worte entscheidend, sondern Taten, 
was ich insbesondere an die Adresse von Frau Mini-
sterpräsidentin Simonis aus Schleswig-Holstein sage. 
Wieso Sie, meine Damen und Herren der SPD - ich 
muß mich jetzt Ihnen zuwenden -, im Innenausschuß 
weitestgehend nein zu diesen Vorschlägen gesagt 
haben, werden Sie im Parlament erklären müssen. 
Hier nur ein paar Gemeinplätze anstatt konkrete Ge-
setzesvorschläge zu unterbreiten, meine Kolleginnen 
und Kollegen der SPD, ist nicht ausreichend. Dies 
gilt insbesondere für die Grünen, die gesagt haben, 
sie wollten irgendwann einmal - wir diskutieren 
schon zwei bis drei Jahre über diese Reform - einen 
Gesetzentwurf vorlegen; hoffentlich, meine Kollegin-
nen und Kollegen der Grünen, noch bis zum Ende 
dieser Legislaturpe riode. 

Wenn wir den öffentlichen Dienst reformieren, so 
gilt für die Union: Auch weiterhin muß das Berufs-
beamtentum Rückgrat des öffentlichen Dienstes blei-
ben, weil es sich als unverzichtbarer Stabilitätsfaktor 
unserer Gesellschaftsordnung bewäh rt  hat, weil wir 
eine unparteiische Amtsführung wollen und weil wir 
Gesetzmäßigkeit, Stetigkeit und Gleichheit im Ver- 
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waltungshandeln wollen. Darauf muß sich jeder Bür-
ger und jeder Unternehmer verlassen können. 

Weil es sich in der Praxis so verhält, vertraut die 
Union dem Beamtenstatus und den Beamten, insbe-
sondere den Polizeibeamten, meine Damen und Her-
ren der SPD und der Grünen, die Garant für Rechts-
staatlichkeit und für innere Sicherheit sind. 

(Beifall des Abg. Meinrad Belle [CDU/ 
CSU]) 

Offensichtlich stehe ich hiermit im Gegensatz zur 
Haltung der SPD und der Grünen in Nordrhein-
Westfalen, die der Polizei wohl großes Mißtrauen ent-
gegenbringen. Wie wäre es sonst verständlich, daß 
die rot-grüne Landesregierung vorschlägt, das Poli-
zeigesetz von Nordrhein-Westfalen um folgende Be-
stimmung, die im Polizeigesetz festgeschrieben wer-
den soll, zu ergänzen: 

Die Polizei darf niemanden wegen seines Ge-
schlechtes, seiner Abstammung, seiner Haut-
farbe, seiner Nationalität, seiner sexuellen Identi-
tät, seiner sozialen Herkunft oder Stellung, welt-
anschaulicher oder politischer Überzeugung oder 
einer Behinderung diskriminieren. 

Eigentlich ist das hier Konstatierte eine Selbstver-
ständlichkeit und Inhalt unseres Grundgesetzes. Dies 
ist die eine, die positive Sichtweise. Die andere ist 
wohl die der Landesregierung. Sie ist von Mißtrauen 
gekennzeichnet, bringt die Polizei an die Seite derje-
nigen, die dieses Selbstverständliche mißachten, und 
damit in die Nähe derer, die Recht und Gesetz zu- 
mindest brechen könnten und deren Handeln man 
durch neue Gesetze Einhalt gebieten müsse. 

Wir protestieren mit der Gewerkschaft der Polizei 
gegen dieses Vorhaben der SPD und der Grünen in 
Nordrhein-Westfalen. Herr Ministerpräsident Rau, 
die Polizei in Nordrhein-Westfalen ist an Recht und 
Gesetz gebunden, und sie achtet auch Recht und Ge-
setz. 

(Beifall des Abg. Dr. Max Stadler [F.D.P.]) 

Hauptanliegen unserer Reform ist es, das Lei-
stungsprinzip im Beamtenrecht nachhaltig zu stär-
ken. Deswegen werden wir erstens Leistungsprä-
mien und Leistungszulagen einführen. Die Richter-
besoldung bleibt dagegen insgesamt unverände rt , 
um jede Möglichkeit der Beeinträchtigung der rich-
terlichen Unabhängigkeit von vornherein auszu-
schließen. 

(Beifall des Abg. Dr. Max Stadler [F.D.P.]) 

Zweitens. Der überkommene Automatismus, in 
den Dienstaltersstufen alle zwei Jahre aufzusteigen, 
wird beseitigt. Es darf einfach nicht sein, daß allein 
das Verstreichen von Zeit Einkommenszuwächse ga-
rantiert. 

Drittens. Wir wollen eine noch sorgfältigere Aus-
wahl des Führungspersonals. Deswegen wollen wir 
Probezeiten von bis zu zwei Jahren für Führungspo-
sitionen im öffentlichen Dienst einführen. 

(Zuruf von der SPD: Halbherzig!) 

- Halbherzig, Herr Kollege? Wir lehnen die Forde-
rung des Bundesrates und der Opposition nach Füh-
rungspositionen auf Zeit ab. Das nennen Sie wahr-
scheinlich halbherzig. Wenn Sie dieses so verwirkli-
chen wollen, wie Sie es vorhaben, dann wäre das 
meiner Meinung nach ein Treibsatz für Ämterpatro-
nage in den Verwaltungen unseres Landes. Sie 
würde zu mehr Politisierung führen. Das lehnen wir 
ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wir machen es nicht so wie die Genossen in Nord-
rhein-Westfalen. Das sollten Sie sich einmal merken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD) 

- Ich habe es beim letztenmal schon gesagt und wie-
derhole es: In Nordrhein-Westfalen ist vom Hausmei-
ster bis zum Oberstadtdirektor a lles rot. 

(Zuruf von der SPD: In Bayern alles 
schwarz!) 

Das wollen wir auf Bundesebene nicht einführen. 

Viertens. Wir wollen das Beurteilungssystem neu 
ordnen. Wir werden ebenfalls Änderungen und Ver-
änderungen in der Gehaltstabelle der Besoldungs-
ordnung A formulieren. 

Ein zweiter wichtiger Punkt ist die Forcierung der 
Flexibilität und der Mobilität der Beamten. Wir wol-
len die Versetzung und die Abordnung erleichtern. 
Insbesondere können Beamte künftig bis zu fünf Jah-
ren ohne ihre Zustimmung abgeordnet werden. Wir 
haben auch hier wieder einen Vorschlag des Bundes-
rates aufgegriffen, Beamte aus zwingenden dienstli-
chen Gründen bis zu einem Jahr ohne ihre Zustim-
mung unterwertig zu beschäftigen. Dies gilt dem 
Vorschlag des Bundesrates entsprechend auch für 
Lehrer, die aber ansonsten Beamte bleiben sollen. 
Wir sehen im Gegensatz zu Frau Simonis in Schles-
wig-Holstein überhaupt keinen Vorteil da rin, aus 
den Beamten Angestellte zu machen, die einfach 
fünf, sechs Prozent teurer sind, als Beamte letzten 
Endes kosten. 

Weiter wollen wir die aufschiebende Wirkung von 
Rechtsbehelfen gegen Abordnungen und Versetzun-
gen entfallen lassen. Dies ist ein ganz wichtiger 
Punkt, Frau Kollegin Dr. Vollmer, den Sie oftmals ge-
fordert haben, zugunsten der Frauen. Wir wollen die 
Flexibilisierung der Arbeitszeiten im öffentlichen 
Dienst weiter forcieren. Wir haben bereits über 
1 100 000 Teilzeitbeschäftigte im öffentlichen Dienst; 
dies muß gesagt werden. Dies ist beachtlich. Wir wol-
len dies insbesondere im Lehrerberuf beispielsweise 
zugunsten beschäftigter Frauen tun, damit sie sich 
um die Familie, um die Kinder intensiver kümmern 
können. 

(Zuruf von der SPD: Halbherzig!) 

Meine Damen und Herren, wir alle wissen - dies 
soll der letzte Punkt sein, aber es ist ein wichtiger 
Punkt -, daß die Pensionsleistungen im öffentlichen 
Dienst in Zukunft erheblich steigen werden. Dies gilt 
für den Bereich der Renten, wie die jüngste Diskus- 



10416 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 

Erwin Marschewski 

sion zeigt, natürlich in gleicher Weise. Es ist kein 
Vorwurf, es ist einfach eine Tatsache. Deshalb müs-
sen wir alles tun, was rechtlich möglich und politisch 
verantwortbar ist, um die Pensionslasten für kom-
mende Generationen finanzierbar zu halten. Deswe-
gen wollen wir die Frühpensionierungen im öffentli-
chen Dienst reduzieren. Erstens erhöhen wir die 
Altersantragsgrenze von 62 auf 63 Jahre. Zweitens. 
Der Versorgungsabschlag wird bei Wahrnehmung 
der Antragsaltersgrenze auf den 1. Januar 1998 vor-
gezogen. Wir wissen natürlich, daß dieses Problem 
damit noch nicht gelöst ist. Wir werden den Versor-
gungsbericht des Bundesinnenministers abwarten, 
der im Herbst vorgelegt wird. Wir werden dann dar-
aus natürlich die nötigen Konsequenzen ziehen. 

Aber - das will ich schon jetzt festhalten - etwa er-
forderliche Einschnitte in die Beamtenversorgung 
müssen mit entsprechenden Neuregelungen im Ren-
tenrecht einhergehen. Ich sage ganz klar: Sonderop-
fer für lediglich 1,5 Millionen Beamte bei 36 Millionen 
Erwerbstätigen in Deutschland können und werden 
wir nicht zulassen. Alle Leute müssen da gleichbe-
handelt werden. 

Die Erneuerung des öffentlichen Sektors forde rt 
 die Anstrengung aller politischen und gesellschaftli-

chen Kräfte. Wir wissen, daß wir dabei überholtes 
Besitzstandsdenken überwinden müssen, daß wir die 
wirtschaftliche Situation unseres Landes zu beachten 
haben. Aber ich meine, wir müssen dem Gemein-
wohl auch unter erschwerten Bedingungen dienen. 
Wenn dies im öffentlichen Dienst gelingt, so kann 
der öffentliche Dienst zum Schrittmacher der Erneue-
rung in unserem Land werden. Dies wollen wir, dies 
ist das Ziel der Politik der Koalition, und dies ist das 
Ziel dieses Reformvorhabens. 

Ich wiederhole: Es handelt sich um das größte 
Reformvorhaben im Bereich des öffentlichen Dien-
stes nach dem Kriege. Ich glaube, wir sind damit auf 
dem besten Wege. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der 
Kollege Fritz Rudolf Körper. 

Fritz Rudolf Körper (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lieber Kollege Erwin Mar-
schewski, eine Kandidatur im nordrhein-westfäli-
schen Landtag ist für jemanden, der in Recklinghau-
sen wohnt, immer möglich. Ich ermuntere dazu. Ich 
denke, die vorgetragenen Probleme gehören nicht 
hier in den Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
nennt das Dienstrechtsreformgesetz „Reform".  Die 
Frage ist zu stellen, ob es in der Tat eine Reform des 
öffentlichen Dienstrechtes ist. Ich persönlich und 
meine Fraktion haben da erhebliche Zweifel. Hier 
wird eine Reformfassade errichtet, mit der sich nichts 

Grundsätzliches verändert, denn die bisherigen 
Strukturen werden fortgeschrieben 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Zu Recht!) 

und vielleicht ein Stückchen flexibilisiert. Ich sage, 
lieber Herr Kollege Stadler: Der größte Schwach-
punkt ist, daß es keine Verzahnung mit einer not-
wendigen Verwaltungsmodernisierung gibt. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Max Stadler 
[F.D.P.]: Das kommt noch!) 

Die Bundesregierung hat nämlich kein wirkliches 
Modernisierungskonzept für unsere Verwaltung. Der 
Fehler Ihres Handelns ist, daß Sie an der hierarchi-
schen Verwaltungsstruktur weiter festhalten und da-
mit ignorieren, was sich in anderen europäischen 
Staaten, in den Ländern und Gemeinden an Verän-
derung entwickelt hat und was in Wissenschaft und 
Forschung einhellige Meinung ist. Die klare Tendenz 
einer Modernisierung muß sein: weniger Hierarchie 
und mehr dezentrale Eigenverantwortung. 

Wir wissen nämlich, daß ausgeprägte Hierarchien 
durch eine Mißtrauenskultur geprägt sind. Das wirkt 
lähmend auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir 
brauchen aber die Verwaltung als lernende Organi-
sation, und dies setzt Offenheit und Mut zum Risiko 
voraus. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Im Kern geht es um die Freisetzung von Kreativität. 
Es geht um mehr Innovation, und die kann nicht 
administrativ erzeugt werden. 

Lieber Herr Kanther, wer wollte eigentlich Ihrer 
Aussage nicht zustimmen, das Leistungsprinzip 
müsse in der öffentlichen Verwaltung gestärkt wer-
den? Das ist richtig. Aber was verstehen Sie darun-
ter? Sie verstehen darunter lediglich einen von der 
Beurteilung abhängigen schnelleren oder langsame-
ren Aufstieg in den Dienstaltersstufen. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Nein!) 

Sie verstehen darunter Leistungszulagen und Lei-
stungsprämien. Meinen Sie tatsächlich, daß Sie - vor-
ausgesetzt, das Ganze funktioniert überhaupt - auf 
diese Weise mit einem Sanktionssystem Kreativität 
fördern und die Qualität der Verwaltungsarbeit ver-
bessern können? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein Belohnungs

-

system!)  

Auf diese Weise setzen Sie zwischen den Betroffenen 
einen Wettbewerb um Punktvorteile in Gang. Der 
Anteil der Selbstbeschäftigung, der in der traditionel-
len Verwaltung ohnehin schon sehr groß ist, wird da-
mit nur noch weiter anwachsen. 

(Beifall bei der SPD) 

Um dem Leistungsprinzip besser Geltung zu ver-
schaffen, ist zuerst - das machen Sie falsch - eine Re-
form des Beurteilungswesens notwendig. Leistung 
muß nämlich an Zielen gemessen werden. Personal-
steuerung muß im Rahmen einer Personalentwick-
lungsplanung erfolgen, die sich nicht in der Abwick-
lung von Personalbesetzungen erschöpfen darf. Auf- 
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gabe eines modernen Personalmanagements muß es 
vielmehr sein, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
entsprechend ihrer Eignung, Neigung und Befähi-
gung zu fördern und einzusetzen. Dazu sind bei-
spielsweise regelmäßige Personalführungsgespräche 
erforderlich. 

Eine Reform des Laufbahnrechts und des Bezah-
lungsrechts muß hinzukommen. Auf diese Kom-
plexe, die wir in unserem Entschließungsantrag - mit 
dem sich übrigens der Kollege Marschewski nicht 
auseinandergesetzt hat; er findet ihn aber offensicht-
lich gut - skizziert haben, will ich nicht im einzelnen 
eingehen. Ich sage auch: Ihr Gesetzentwurf trägt 
zum Teil richtige Überschriften, aber es folgen unzu-
reichende Inhalte. 

(Beifall bei der SPD) 

Erstens. Richtig ist, daß das Beurteilungswesen 
verbessert werden muß. Es kann aber keine Rede da-
von sein, daß starre Beurteilungsquoten das Beurtei-
lungswesen verbessern. 

Zweitens. Richtig ist, daß der Personaleinsatz opti-
miert werden muß. Es kann aber keine Rede davon 
sein, daß eine Ausweitung von Abordnung und Ver-
setzung unter gleichzeitiger Einschränkung des 
Rechtsschutzes in der Regel zu einer Optimierung 
des Personaleinsatzes führt. Zwangsmittel - das sage 
ich sehr betont - können nicht das Engagement und 
die Motivation fördern. Deshalb sind sie möglichst zu 
vermeiden und die freiwilligen Mobilitätspotentiale 
besser zu nutzen. 

Drittens. Richtig ist, daß das Laufbahnrecht durch-
lässiger und flexibler werden muß. Es kann aber 
keine Rede davon sein, daß die Ausweitung des Ver-
wendungsaufstieges vom einfachen in den mittleren 
Dienst und vom mittleren in den gehobenen Dienst 
zu einer stärkeren Durchlässigkeit und größerer Fle-
xibilität der Laufbahnen führt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zu was denn?) 

Viertens. Richtig ist nicht zuletzt, daß Führungs-
funktionen optimal besetzt werden müssen. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Genau! - 
Gegenruf des Abg. Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Aber nicht bei der SPD! Da 

wird das nicht gemacht!) 

Das haben wir auch im Bereich der Bundesverwal-
tung schon des öfteren erlebt. Dafür ist aber die Ein-
führung von Probezeiten nicht ausreichend. Deshalb 
brauchen wir Führungsfunktionen auf Zeit. Hier un-
terstütze ich den Bundesrat voll und ganz. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sie haben von vornherein die Dienstrechtsreform 
auf die Fortentwicklung des Berufsbeamtentums be-
schränkt. Leitlinie der Dienstrechtsreform - so der 
damalige Bundesinnenminister Zimmermann - sollte 
die Fortentwicklung des Berufsbeamtentums sein. 
Dabei aber sind Sie stehengeblieben. Auch dieses 
Gesetz handelt ausschließlich von der Stärkung oder 
der Flexibilisierung der hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums. Das Leistungsprinzip soll  

gestärkt werden, wobei nicht von vornherein klar ist, 
Herr Kanther, welchen Anteil das Leistungsprinzip 
im Verhältnis zum Lebenszeitprinzip und zum Ali-
mentationsprinzip haben soll. 

Sie wollen die rechtlichen Möglichkeiten zur Teil-
zeitbeschäftigung ein ganzes Stück ausweiten, was 
unsere volle Zustimmung findet. Das ist zweifellos 
eine fortschrittliche Weiterentwicklung der Verfas-
sung, die aber nur deshalb durchgehen wird, weil es 
dazu keine Klage beim Bundesverfassungsgericht 
geben wird. Das ist ein Beispiel für die Fortentwick-
lung der Verfassung im breiten gesellschaftlichen 
Konsens. Ob das gleiche dann noch gelten wird, 
wenn durch Teilzeitbeschäftigung die Mindestver-
sorgung unterschritten werden kann - das schlagen 
Sie ja vor -, bleibt nach meinem Dafürhalten abzu-
warten. 

Diese Entwicklung führt jedenfalls sehr weit von 
der ursprünglichen Vorstellung des Berufsbeamten-
tums weg. Das gleiche gilt für Ihre Absicht, bei Pri-
vatisierungen eine Möglichkeit zu schaffen, das vor-
handene Personal der Dienststelle auf das Unterneh-
men in privater Rechtsform überzuleiten. 

Meine Damen und Herren von der Bundesregie-
rung und der Koalition, Sie legen ständig Bekennt-
nisse zum Berufsbeamtentum ab, und Verfechter des 
einheitlichen Dienstrechtes oder der Beschränkung 
des Berufsbeamtentums auf einen hoheitlichen Kern-
bereich werden von Ihnen heftig kritisiert. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
einfach zu teuer! Das kostet leider mehr 
Geld! Aber das interessie rt  euch von der 

SPD ja auch nicht!) 

Was Sie aber vorhaben, ist nach meinem Dafürhalten 
ein Aushöhlen des Berufsbeamtentums. Deswegen 
sind wir der Auffassung, daß einer verfassungsrecht-
lich saubereren Lösung der Vorzug zu geben wäre. 

Vor allem ist es aber an der Zeit, daß Sie Ihren 
Blick endlich einmal weiten und von dem Herumba-
steln an dem Berufsbeamtentum zu einem Gesamt-
konzept für die Modernisierung der öffentlichen Ver-
waltung übergehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Während Sie für das Dienstrecht immer noch die 
richtigen Überschriften formulieren, befinden Sie 
sich bei dem Thema Verwaltungsmodernisierung in 
Untätigkeit. Sie sind hier offenbar - auch das sage 
ich in aller Deutlichkeit - von der Verschlankungs-
manie mancher Industrieunternehmen angesteckt. In 
der Wirtschaft sind die endlose Verschlankung vieler 
Unternehmen und die Kompression der Löhne ein 
Rezept für die indust rielle Selbstvernichtung gewor-
den. Sie können uns nicht einreden, daß die von Ih-
nen gewollte Verschlankung des Staates dem Nut-
zen der Bürgerinnen und Bürger in unserem Lande 
dient. 

Ich sehe die große Gefahr, daß der Staat einmal un-
ter ideologischen Gesichtspunkten, einmal unter Ko-
stengesichtspunkten, einmal mit dem Ziel, lukrative 
Teile an die Privatwirtschaft zu übertragen, der Ma-
gersucht anheimfällt und im Ergebnis so schwach ist, 
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daß er die vielfältigen gesellschaftlichen Probleme 
nicht mehr auch nur annähernd bewältigen kann. 

(Zustimmung bei der SPD - Ulrich Heinrich 
[F.D.P.]: Davon kann aber keine Rede sein!) 

Meine Damen und Herren, das Ergebnis kann nur 
sein, daß Staat und Politik an Akzeptanz verlieren. 
Diese Entwicklung geht letztendlich zu Lasten unse-
rer gesamten Demokratie. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen die soziale Marktwirtschaft. Die Wirt
-schaft kann die sozialen Folgen ihres Handelns we-

der steuern noch kontrollieren. Deshalb brauchen 
wir einen handlungsfähigen Staat mit sozialer Ver-
antwortung. Staat und Markt ergänzen sich. Die 
Marktwirtschaft wird erst durch staatliche Interven-
tion zur sozialen Marktwirtschaft - lassen Sie sich 
das einmal sagen! -, und deshalb brauchen wir einen 
leistungsfähigen und kostenbewußten Staat, der sich 
besonders auf die Aufgabe einer sozialen Steuerung 
des Marktes konzentriert. Dazu gehören beispiels-
weise: die Sicherung der bürgerlichen und sozialen 
Grundrechte, die Abwehr ökologischer Gefahren, die 
Setzung ökonomischer Rahmenbedingungen, die 
Gewährleistung eines modernen Bildungswesens 
und einer leistungsfähigen Infrastruktur. 

Meine Damen und Herren, ohne soziale Sicherheit 
sind auf Dauer weder Menschenwürde noch Demo-
kratie, noch Freiheit, noch innerer F riede, noch 
Wohlstand in unserem Land möglich. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Dann stimmen Sie doch zu!) 

Es ist zwar richtig, daß längst nicht alles, was heute 
durch staatliche Institutionen geleistet wird, nur 
durch den Staat gemacht, vernünftig geregelt wer-
den könnte. Eine ideologische Fixierung auf Priva-
tisierung staatlicher Kompetenzen läßt aber außer 
acht, daß im Wettbewerb die staatliche Organisation 
häufig kostengünstiger und auch effizienter arbeitet 
als beispielsweise private Anbieter. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Steht dar

-

über etwas im Gesetzentwurf? Kein Satz!) 

Das zeigen vor allem auch Erfahrungen in anderen 
Staaten, zum Beispiel in unserem Nachbarland Eng-
land. 

Dazu müssen wir allerdings den öffentlichen 
Dienst auch bei uns durch eine Modernisierung bes-
ser in die Lage versetzen, seine Wettbewerbsfähig-
keit zu wahren und zu steigern. 

In der Bundesverwaltung, und zwar in den Mini-
sterien selbst, ist eine Reform dringend notwendig. 
Die Ministerien sind heute kopflastig und aufgeteilt 
in Klein- und Kleinstreferate, die reichlich Hierar-
chien aufbauen. Sicher, auch das ist eine Form der 
Arbeitsbeschaffung, aber die Energien könnten an 
anderer Stelle zur Aufgabenerledigung besser ge-
nutzt werden. 

Unsere Vorschläge sind bekannt. Wir wollen klei-
nere, aber politisch handlungsfähigere Ministe rien 

und die Übertragung eines Teils ihrer bisherigen 
Aufgaben auf sogenannte Oberbehörden. 

Meine Damen und Herren, die derzeitige Reform-
diskussion und die wenigen ernsthaften Reformbe-
mühungen im Bund bleiben perspektivlos, solange 
sie vorwiegend als Reaktion auf die prekäre Haus-
haltssituation und nicht als Zukunftsgestaltung be-
griffen werden. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Man kann doch 
beides verbinden!) 

- Das ist richtig, Herr Kollege Hein rich. Regierungs-  
und Verwaltungsreform gehören zusammen, und da-
nach müßten Sie eigentlich auch handeln. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das machen wir 
doch alles!) 

Dabei geht es um nicht weniger als um die politi-
sche Handlungsfähigkeit zur Bewältigung der Zu-
kunft; denn Staat und Verwaltung befinden sich in 
einem Zustand, der die Bewältigung der näheren Zu-
kunft erschwert. 

Regierungs- und Verwaltungsreform kommen nur 
im Rahmen einer übergreifenden Zielvorstellung 
voran. Dabei muß man beachten, daß es zu einer ver-
nünftigen Aufgabenteilung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden kommt, daß eine Konzentration der 
Politik auf unabweisbare Schwerpunkte und eine Ef-
fizienzsteigerung im Vollzug sowie eine Vereinfa-
chung von Verfahren berücksichtigt werden. 

Ich will auch ein vieldiskutiertes Thema nicht aus-
sparen: Nach meiner Überzeugung muß sich der 
deutsche Föderalismus den veränderten Rahmenbe-
dingungen anpassen. Föderalismus ist notwendig 
und gewährleistet Vielfalt. Will man einen funktions-
fähigen Föderalismus, so darf auch das Thema Län-
derneugliederung kein Tabu mehr sein. 

Verzichtet man auf eine solche Neugliederung, 
müßte wenigstens die Aufteilung zwischen Bund 
und Ländern neu erfolgen. Der Bund muß zum Bei-
spiel endlich davon Abstand nehmen, Herr Kollege 
Belle und meine Damen und Herren von der CDU, 
Länder und Gemeinden durch immer neue Aufga-
ben und Kosten des Aufgabenvollzugs finanziell zu 
belasten und zu überfordern. 

(Beifall bei der SPD) 

Im heutigen öffentlichen Dienst gibt es zahlreiche 
unausgeschöpfte Rationalisierungsreserven. Über 
Organisationsvereinfachungen kann die Effizienz 
von Politik und Verwaltung schnell und wirksam ge-
steigert werden. Je größer und damit in sich diffe-
renzierter Verwaltungsorganisationen werden, desto 
mehr tragen sie dazu bei, daß Aufgaben auch ver-
mehrt werden. Das Organisationswachstum zu be-
schneiden ist deshalb eine zentrale Aufgabe. Die 
Bundesregierung muß mit gutem Beispiel vorange-
hen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei ist es notwendig, über den Tellerrand zu 
blicken. Regierungs- und Verwaltungsreform in 
Deutschland lassen sich heute nicht mehr isoliert be- 
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trachten und auch nicht mehr isoliert betreiben. Der 
Europäisierungsprozeß wirkt auch hier. Aus ihm er-
geben sich zahlreiche Anregungen und auch die 
Möglichkeit, das jeweils Besondere zu erkennen und 
zu berücksichtigen. 

Mein Fazit ist: Wir müssen Staat und Verwaltung 
für die Zukunft fit machen. Staat und Verwaltung 
müssen Steuerungsfähigkeit zurückgewinnen und 
durch verstärktes Kostenbewußtsein und erhöhte 
Wirtschaftlichkeit die Effizienz und Effektivität des 
Handelns steigern. 

Von der Bewältigung dieser Zukunftsaufgaben ist 
die heutige Bundesregierung ein ganz weites Stück 
entfernt. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Das ist wieder 
nicht wahr!) 

Ich halte zum Beispiel das Gerede von weniger 
Staat und mehr Freiheit, von weniger Bevormun-
dung und mehr Eigenverantwortung, von weniger 
Bürokratie für politisch unverantwo rtlich. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Was? - Dr. Guido 
Westerwelle [F.D.P.]: Haben Sie unser 
Grundsatzprogramm gelesen? - Weitere 

Zurufe von der F.D.P.) 

Ich fürchte, lieber Herr Stadler, daß ein solcher Ra-
dikalliberalismus individualistische und auch egoisti-
sche Tendenzen in dieser Gesellschaft verstärkt. Ge-
meinsinn und Gemeinwohl könnten dabei auf der 
Strecke bleiben. Eine Gesellschaft ohne Gemeinsinn 
und ohne die Bereitschaft, eigene Interessen auch an 
den Maßstäben des Gemeinwohls zu messen, 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

eine Gesellschaft, in der der Stärkere recht und der 
Schwache unrecht hat, eine Gesellschaft ohne sozia-
len Ausgleich ist keine Gesellschaft, wie wir sie uns 
vorstellen. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Ich mir 
auch nicht! - Erwin Marschewski [CDU/ 
CSU]: Die Koalition ist da einer Meinung!) 

Ich möchte mir unsere Zukunft nicht so vorstellen 
müssen und sie auch nicht so verwirklicht haben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile unserer Kolle-
gin Dr. Antje Vollmer das Wo rt . 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Körper, bei dem vielen Guten und Klugen, was 
Sie gesagt haben, war ich doch erstaunt, daß Sie die 
Bürokratien verteidigen wollen. Für mich sind die 
Bürokratien der Feudaladel der heutigen Zeit. Sie ha-
ben eine ähnliche Tendenz, nämlich von der Gesell-
schaft zu schmarotzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer immer sich 
bisher darangemacht hat, die öffentliche Verwaltung 
und das Beamtenrecht zu reformieren, dem wurde 
das Grundgesetz, insbesondere A rt . 33 Abs. 5, entge-
gengehalten. Abbau der Hierarchien, der Bürokra-
tien und des Zulagendschungels, Aufstieg und Ver-
gütung nach Leistung, Quereinstiege, Führungsposi-
tionen auf Zeit - jeder dieser Vorschläge galt immer 
als aussichtslos, weil er angeblich den hergebrachten 
Grundsätzen des Berufsbeamtentums widerspricht. 

Meine Fraktion hat sich deshalb dafür entschie-
den, doppelgleisig zu verfahren, zwei Wege zugleich 
zu gehen. 

Wir wollen erstens - ich weiß, der Herr Kollege 
Marschewski ist schon neugierig darauf - den vollen 
Spielraum nutzen, den die Gesetzeslage schon jetzt 
für Reformen bietet und der viel größer ist, als immer 
behauptet wird. Zu diesem Zweck werden wir noch 
in diesem Jahr einen sehr umfassenden Gesetzent-
wurf zum öffentlichen Dienstrecht vorlegen. 

Es ist das erste Mal, daß die Grünen dies machen. 
Angesichts des Zeitraums, bis der Machtwechsel er-
folgen wird, ist es gerade noch rechtzeitig genug. 

(Lachen bei der CDU/CSU - Dr. Guido 
Westerwelle [F.D.P.]: Dann müssen wir noch 

mindestens zehn Jahre warten!) 

- Ich sagte: in diesem Jahr, also bis zum Ende dieses 
Jahres. Das ist mehr, als die SPD verspricht, wie Sie 
wohl wissen. 

Wir wollen zweitens das Grundgesetz so verän-
dern, daß die Politik wieder Her rin des Verfahrens 
wird und die Gestaltungsmacht bekommt, die sie 
braucht. Wir haben nämlich den begründeten Ver-
dacht, daß die Reform viel tiefer ansetzen muß, als es 
der Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgibt. Wir 
wollen die Entscheidung über solche Reformen nicht 
länger nur dem Bundesverfassungsgericht und sei-
ner in diesem Fall sehr engen Auslegung überlassen. 

Zum Verweis auf die hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums; ich komme zu Art . 33 
Abs. 5. Hier geht es, wenn man in die Gründungsge-
schichte sieht, lediglich darum, daß die hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu berück-
sichtigen sind. Dennoch ist es auch der Rechtspre-
chung bislang nicht gelungen, diese Bestimmung dy-
namisch und zeitgemäß zu interpretieren. Sie wird 
quasi als institutionelle Betonierung des Berufsbeam-
tentums und als grundrechtsgleiches Recht angese-
hen, und das ist genau das Problem. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Die Anhörung 
hat das Gegenteil ergeben!) 

- Die Anhörung hat einige interessante andere 
Aspekte ergeben; das ist richtig. Deswegen verfah-
ren wir auch zweigleisig. Aber die sauberere Lösung 
wäre die, die wir vorschlagen, nämlich den A rt . 33 
Abs. 5 anders zu fassen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das wol

-

len wir bewußt nicht!) 

Die Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes 
zeigt uns etwas ganz anderes von der Absicht der 
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Verfassungsväter. Verfolgt man nämlich die Ver-
handlungen des Parlamentarischen Rates, so zeigt 
sich, daß eine stärkere Bindung des Gesetzgebers 
zwar diskutiert, letztlich aber nicht verabschiedet 
wurde, und zwar anders als in Weimar. Das Bonner 
Grundgesetz spricht von Berücksichtigung dieser 
Grundsätze und von ihrer Althergebrachtheit, also 
von ihrer Würde, während die Rechte der Beamten in 
der Weimarer Republik noch als wohlerworben und 
damit als Teil eines zu verteidigenden Besitzstandes, 
also quasi als eine Art  Eigentumstitel, verstanden 
wurden. Gerade das wollte der Parlamentarische Rat 
nicht. Er wollte bestimmte Reformen auch in bezug 
auf die hergebrachten Grundsätze zulassen. 

Der von uns vorgelegte Entwurf für eine Verfas-
sungsänderung will hier mehr Klarheit schaffen und 
vor dem Hintergrund eines gewandelten Staatsver-
ständnisses auch die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts endlich auf neue Grundlagen 
stellen. Wir schaffen damit - damit das klar ist - das 
Beamtentum keineswegs ab, sondern wir wollen es 
heutigen Anforderungen anpassen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Burkhard 
Hirsch? 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Die lasse ich immer zu. Dann geht es nämlich nicht 
von meiner Zeit ab, während ich sowieso schon im-
mer auf ihn reagieren muß. Bitte. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Verehrte Frau Kolle-
gin, indem ich Ihrer Verfassungsauslegung zu-
stimme, daß das Grundgesetz mit der Berücksichti-
gung der hergebrachten Grundsätze des Beamten-
tums keineswegs so enge Fesseln anlegt, frage ich 
Sie: Warum wollen Sie denn dann gerade diese Be-
stimmung abschaffen? 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Hirsch, Sie sind nicht mehr im Innenausschuß. 
Deswegen kennen Sie unser doppeltes Vorgehen 
nicht. 

(Lachen bei der CDU/CSU, der SPD und 
der F.D.P. - Erwin Marschewski [CDU/ 

CSU]: Das doppelte Lottchen!) 

Wir haben diesen Gesetzentwurf vorgelegt, weil wir 
ihn für die sauberere Lösung halten. Im übrigen fol-
gen wir damit einer Vorlage von Schleswig-Holstein. 
Wir wollen erreichen, daß der Herr Bundesinnenmi-
nister nicht permanent sagen kann, daß er einer en-
gen Interpretation folgen muß, sondern daß ihm end-
lich zu der Freiheit verholfen wird, alles, was er tun 
will, auch tun zu können, wenn er denn Reformen 
will. 

Wir wissen natürlich, daß es zur Änderung des 
Grundgesetzes erheblicher Mehrheiten bedarf. Da 
wir nicht sicher sind, ob es diese Mehrheiten geben 
wird, werden wir Ihnen gleichzeitig einen Gesetzent-
wurf vorlegen - das ist die zweite Schiene, auf der 
wir fahren -, der bis zum Ende dieses Jahres fertig  

sein wird und mit dem Sie alle weitgehenden Refor-
men, die nach der jetzigen Gesetzeslage möglich 
sind, mit unserer Interpretation vorgelegt bekommen 
und über den Sie dann abstimmen können. Ich 
würde mich sehr freuen, wenn Sie dann zustimmen. 
Vielleicht können Sie dann ersatzweise auch wieder 
einmal im Innenausschuß erscheinen. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Herr Hirsch, 
das ist klassische Relationstechnik, was sie 

jetzt gesagt hat!) 

Wir schaffen also mit der Änderung des Art. 33 
Abs. 5 keineswegs das Beamtentum ab, sondern wir 
wollen es heutigen Anforderungen anpassen. 

(Zuruf: Dann muß die F.D.P. zustimmen!) 

Damit greifen wir, wie ich schon sagte, eine Bundes-
ratsinitiative Schleswig-Holsteins auf, die wir auch 
im Bundestag diskutiert wissen wollen. Beamte sol-
len - das ist die Absicht - künftig auf Zeit berufen 
werden können. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Alle?) 

Außerdem erhält der Gesetzgeber den Auftrag, die 
Voraussetzungen, die Rechte und Pflichten der Be-
amten, ihre Besoldung und ihre Versorgung und 
auch ihre Pensionsfragen gesetzlich zu regeln und 
damit den jetzigen Bedürfnissen anzupassen. 

Noch einmal: Ermöglicht wird damit, daß der Staat 
tun kann, was er tun will, wenn er denn wirklich Re-
formen will . Das ist genau die Frage, die wir bei Ih-
nen überprüfen wollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ermöglicht wird damit zum Beispiel eine stärkere 
Leistungsorientierung der Besoldung, die sich an 
der echt erbrachten Arbeitsleistung orientiert. Er-
möglicht wird die Regelbeschäftigung in Teilzeit, 
während das Bundesverfassungsgericht bisher als 
Regeltypus des Beamtenverhältnisses allein die Voll-
zeitbeschäftigung ansieht. Dazu gehören auch alle 
Formen von Sabbatjahren, Freistellung, die beson-
ders für Frauen wichtig ist, oder Altersteilzeit. 

Ermöglicht wird schließlich auch die Vergabe von 
Führungspositionen auf Zeit, die Leistungsmotiva-
tion und Wettbewerb bei der Stellenbesetzung för-
dert, zugleich aber auch die eventuelle Korrektur von 
Fehlbesetzung zuläßt. Dazu hat der Kollege Körper 
schon einiges gesagt. 

Ich weiß nicht, ob Sie vor einigen Tagen die FAZ 
gelesen haben. Wie man schon jetzt mit Reformen 
beginnen kann, hat in der letzten Woche erneut das 
Beispiel einer kleinen Kommune gezeigt. Die Ver-
waltungsgemeinschaft Bismark, eine kleine Ge-
meinde in der Nähe von Stendal, in Sachsen-Anhalt 
macht vor, wie man eine Verwaltung von Grund auf 
modernisieren, gleichzeitig auf die schwierige Situa-
tion unserer Finanzen eingehen und echt bürgernä-
her arbeiten kann. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Und das alles auf 
der geltenden Gesetzeslage!) 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 	10421 

Dr. Antje Vollmer 

- Das alles auf geltender Gesetzeslage - und darum 
unser doppeltes Vorgehen. Sie sehen, wie klug das 
ist. 

In einem Pilotprojekt werden dort  erstmals in 
Deutschland öffentliche und private Dienstleistun-
gen gemeinsam in einer multifunktionalen Service-
stelle, dem Bürgerbüro, angeboten. Das ist hochin-
teressant. Dort  verfolgt man also nicht den Königs-
weg der Privatisierung um jeden Preis, sondern den 
Königsweg der Bürgernähe um jeden Preis. In die-
sem Bürgerbüro begegnen sich dann die Bürger hin-
ter dem Schreibtisch und die Bürger vor dem 
Schreibtisch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Erwin  Marschewski [CDU/CSU]: Und was 

ist mit den Bürgerinnen?) 

- Vielen Dank. Auch die Bürgerinnen. Schön, daß Sie 
das inzwischen gelernt haben, Herr Marschewski. 
Bei Ihnen ist das besonders erfreulich. 

Das Spektrum des Angebots - übrigens besonders 
interessant für die ländlichen Räume, die große 
Mühe haben, die öffentlichen Dienstleistungen an 
den Bürger zu bringen - reicht von der Kfz-Zulas-
sung über die Bankleistung, die Lotto-Toto-Annahme 
bis zur Selbsthilfegruppe. Man kann schnelle Hilfe 
bekommen. Man kann schnell an Datenflüsse ange-
schlossen werden. Vor Ort stehen Mitarbeiter des 
Bürgerbüros zur Verfügung. Ein Selbstbedienungs-
computer und mediale Techniken lassen sich mit den 
Zentralen der einzelnen Dienstleistungsanbieter ver-
binden, so daß eine optimale Versorgung von allem 

) möglich ist. 

Daneben könnten - das nur den Stendalern bezie-
hungsweise den Einwohnern von Bismark zur Anre-
gung - die örtlichen Abgeordneten ihre regelmäßi-
gen Sprechzeiten in diesem Bürgerbüro abhalten 
und quasi einen kleinen Petitionsausschuß vor Ort 
bilden. 

Dieses Modell ist gezielt dafür entwickelt worden, 
der immer schlechter werdenden Versorgung im 
ländlichen Raum mit Dienstleistungen von öffentli-
cher und privater Seite zu begegnen. In Bismark 
braucht kein Bürger mehr länger als drei Kilometer 
zu fahren, bis er alle staatlichen Leistungen erreicht 
hat. Das ist das Interessante an diesem Programm. 

Es zeigt eines. Die Verwaltung kann heute kein In-
strument staatlicher Verfügungsvollmacht mehr sein, 
die für Recht und Ordnung sorgt und im übrigen 
möglichst fern von den Leuten und wenig gestört 
sein will. Der moderne Staat versteht seine öffentli-
chen Einrichtungen als bürgerschaftliches Dienstlei-
stungszentrum, das zum Mitmachen motivieren und 
dafür die organisatorischen Voraussetzungen liefern 
soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dazu brauchen 
wir keine Änderung! Machen Sie es doch!) 

Wenn man dieses schöne Beispiel mit sehr viel 
Eigeninitiative vor Ort sieht, dann fragt man sich 
doch, warum Innenminister Kanther bei einer sol-
chen Reformstimmung in den Kommunen und vor 
Ort einen so kleinen und ängstlichen Vorschlag vor

-

legt, wie wir ihn im Augenblick haben. Die große 
Unentschlossenheit in seinem Haus läßt sich an drei 
Dingen besonders deutlich erkennen. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Nur an drei 
Dingen?) 

- An drei zentralen Punkten. 

Erstens. Obwohl auch die CDU/CSU und F.D.P. im-
mer wieder erklären, daß sie mit vorsichtigen dienst-
rechtlichen Veränderungen im Beamtenrecht noch 
keine Verwaltungsreform machen können, gibt es 
keine grundlegende Aufgabenkritik. 

Zweitens. Der Sachverständigenrat „Schlanker 
Staat" hatte genau damit angefangen, nämlich mit 
der grundlegenden Aufgabenkritik. Er hat gesagt, 
daß wir die Flut der Gesetzgebung begrenzen müs-
sen. 

Als drittes hat er erklärt, daß wir den Berlin-Umzug 
gerade dafür nutzen müssen, die entsprechende Dy-
namik für die Reform zu bekommen. 

Alle drei Elemente tauchen nicht darin auf. Ich 
fürchte, daß es unter anderem damit zu tun hat - und 
das ist der Schluß meiner Rede -, daß der Herr Innen-
minister Kanther den seit Jahren überfälligen Versor-
gungsbericht immer noch nicht vorgelegt hat. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Er bebrütet ihn wie ein 

Osterhase!) 

Das ist wider die gesetzliche Grundlage. Dazu sind 
Sie eigentlich verpflichtet. Sie werden gleich noch 
das Wort  ergreifen, Herr Innenminister. Ich bitte Sie, 
dem Haus zu sagen, was es eigentlich zu bedeuten 
hat, daß Sie diesem Haus über den Umfang der Mi-
sere und der wirklichen Bedrohung für die öffentli-
chen Kassen keinen reinen Wein einschenken, und 
ob es vielleicht damit zu tun hat, daß Sie bezüglich 
der Reformen so ängstlich, so zögerlich und so be-
grenzt sind. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Kolleginnen und 
Kollegen, mir ist soeben ein unkorrigiertes Vorexem-
plar des Protokolls vorgelegt worden, demzufolge 
der Kollege Dr. Solms in der voraufgegangenen Ak-
tuellen Stunde dem Kollegen Gysi „Heuchler" zuge-
rufen hat. Da der Kollege Solms von der Möglichkeit, 
die der § 119 Satz 1 unserer Geschäftsordnung gibt, 
keinen Gebrauch zu machen gedenkt, habe ich ihm 
hiermit für diesen Zwischenruf eine Rüge zu erteilen. 

Ich rufe als nächsten Redner den Kollegen Dr. Max 
Stadler auf. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die heutige Debatte 
über die Modernisierung der öffentlichen Verwal-
tung und die Reform des öffentlichen Dienstrechts 
kann nicht geführt werden, ohne einen Blick auf die 
aktuelle politische Diskussion über das Programm 
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der Koalitionsfraktionen für mehr Wachstum und Be-
schäftigung zu richten. Do rt  ist uns die Aufgabe ge-
stellt, unter anderem die Arbeitskosten zu senken. 
Auch die Beamtenschaft muß am selben Strang zie-
hen, selbst wenn ihr und uns Beamtenpolitikern dies 
nicht leichtfällt. 

Ein gutes Beispiel gibt die Beamtenpolitik jeden-
falls mit der Reform des öffentlichen Dienstrechts. 
Mit diesem Gesetzeswerk wird ein wichtiger Teil der 
Koalitionsvereinbarungen aus dem Jahre 1994 für 
diese Legislaturperiode umgesetzt. Es ist ein Ge-
meinschaftswerk der Koalitionsfraktionen und der 
Bundesregierung, das in vielen intensiven Vorge-
sprächen mit den Betroffenen erörtert worden ist. 
Viele liberale Zielsetzungen sind übernommen wor-
den. Ich bin der Auffassung, Frau Kollegin Vollmer, 
daß der Spielraum, den Art . 33 Abs. 5 des Grundge-
setzes bietet, mit dieser Reform sehr wohl ausgenützt 
wird. 

Ich habe an Ihren Ausführungen zu dem Beispiel 
Stendal auch nicht recht verstanden, was die alleror-
ten vorzufindenden Bemühungen der Kommunalver-
waltungen, von einem eher hoheitlich geprägten 
Umgang mit den Bürgern zu einem modernen 
Dienstleistungsunternehmen zu werden, mit dem 
heute vorgelegten Reformgesetz zu tun haben soll. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Frau Kollegin Vollmer, ich kann nur sagen: Stendal 
ist überall, laßt tausend Blumen blühen. Überall in 
der Bundesrepublik finden Sie ähnliche Bemühun-
gen, und zwar - wie ich vorhin in meinem Zwischen

-

ruf gesagt habe - auf der Grundlage der geltenden 
Gesetze. 

(Abg. Dr. Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Das ist sehr wohl möglich. Im übrigen haben Sie mit 
diesem Ihrem Beispiel völlig ausgeklammert, daß es 
natürlich auch eine rein hoheitlich orientierte Seite 
der öffentlichen Verwaltung gibt - 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege! 

Max Stadler (F.D.P.): - ich führe den Satz nur noch 
zu Ende - und daß, wie dies auch im Aufsatz von Ba-
dura, einer Wiedergabe seines bekannten Vortrags in 
Bad Godesberg vom April diesen Jahres, nachzule-
sen ist, damit der Vorstellung gewisse Grenzen ge-
setzt sind, eine Verwaltung könne nur ein Dienstlei-
stungsunternehmen sein. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, lege ich 
Ihre Reaktion richtig aus, daß Sie die Frage der Kolle-
gin Vollmer zulassen? 

Max Stadler (F.D.P.): Gerne. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Frau Kollegin 
Vollmer. 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege, ich habe aus Ihrem Zwischenruf ge-
merkt, daß Sie das Beispiel der Gemeinde nicht 
kannten. Nehmen Sie zur Kenntnis, daß die Ge-
meinde Bismark heißt und daß der Ruf „Bismark ist 
überall" nicht so passend wäre? 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Da stimme ich Ihnen 
durchaus zu. Gleichwohl habe ich diesen Zwischen-
ruf überhört. 

Ihre Vorfrage, ob ich den Artikel in der „Frankfur-
ter Allgemeinen" gelesen hätte, habe ich mit ja be-
antwortet, so daß mir dieses Beispiel bekannt ist, 
aber auch viele andere, zum Beispiel in meiner eige-
nen Heimatgemeinde Passau, die in einem Wettbe-
werb einen Preis dafür bekommen hat, daß sie die 
Gedanken der Verwaltungsreform innovativ auf-
greift. Da ist sie nur eine von vielen in der ganzen 
Bundesrepublik. Nur darauf wollte ich aufmerksam 
machen. 

Meine Damen und Herren, ich komme nun zu De-
tails unserer Dienstrechtsreform und nenne als er-
stes: Wir wollen den Leistungsgrundsatz bei Beförde-
rungen und bei der Übertragung von Spitzenpositio-
nen stärken. Vor Beförderungen sind die Beamten 
auf anderen Dienstposten zu erproben. Leitungsposi-
tionen sollen zunächst nur für eine kürzere Zeit auf 
Probe übertragen werden. 

Zweitens. Wir wollen mehr Mobilität für die Be-
schäftigten. Dazu gehört eine Erweiterung der Ab

-

ordnungs- und Versetzungsmöglichkeiten. Wir wol-
len mehr Handlungsmöglichkeiten für die Personal-
verwaltungen, um sie für Aufgabenveränderungen 
zu rüsten. Dies gilt auch gerade für den kurzfristigen 
Personalbedarf. 

Meine Damen und Herren, wir haben sehr darauf 
geachtet, daß wir das Kind nicht mit dem Bade aus-
schütten. Das zeigt sich an den komplizierten Geset-
zesregelungen, die bewußt so gehalten sind, daß Ab-
ordnungen und Versetzungen auch künftig nicht 
etwa beliebig möglich sind. Wir wollen Mißbrauch 
vorbeugen und keine Tür öffnen, daß die Unabhän-
gigkeit der Amtsführung der Beamten durch unge-
rechtfertigte Versetzungen oder Abordnungen ge-
brochen oder beeinträchtigt werden könnte. 

Allerdings wird der Sofortvollzug von Abordnun-
gen und Versetzungen zur Regel. Die Behauptung, 
damit werde der Rechtsschutz abgeschafft oder ver-
mindert, ist jedoch eine Mär. Nach wie vor sind An-
träge zur Herstellung des Suspensiveffekts an die 
Verwaltungsgerichte möglich. Außerdem bleiben die 
Mitbestimmungsregelungen für die Personalvertre-
tungen völlig unverände rt , so daß es zwei externe 
Kontrollinstanzen gibt. Sollte sich allerdings dabei 
herausstellen, daß die Abordnung oder Versetzung - 
was  ja wohl im Regelfall so sein wird - rechtmäßig 
ist, kann man niemandem erklären, warum der Be-
amte nicht dort  seinen Dienst versehen soll, wo der 
Staat ihn braucht. 

Wir wollen aber zugleich auch mehr Planungs-
sicherheit für die Betroffenen. Abordnungen oder 
Versetzungen, die den Beamten erst am Tag vor dem 
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Dienstantritt am neuen Beschäftigungsort erreichen, 
sind eine Zumutung. Deswegen fordern wir die Per-
sonalverwaltungen auf, zu einer langfristigen Perso-
nalplanung zu kommen und die Betroffenen recht-
zeitig anzuhören und auf die anderweitigen Verwen-
dungen vorzubereiten. 

Ich kündige für die F.D.P.-Fraktion an, daß wir uns 
eine Überprüfung der Abordnungs- und Verset-
zungspraxis in Bund und Ländern vorbehalten und 
uns nicht scheuen werden, gegebenenfalls gesetzli-
che Fristen vorzuschlagen, die bei Abordnungen und 
Versetzungen eingehalten werden müssen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Drittens. Das nächste Stichwort ist die Beschrän-
kung der Vorruhestandsfälle. Es genügt ein Blick 
auf die bisherige Statistik, um zu sehen, daß die Zahl 
der Vorruhestandsfälle zu hoch ist. Deswegen wollen 
wir die anderweitigen Verwendungsmöglichkeiten 
ausweiten. Den Berliner Vorschlag für eine breite 
Vorruhestandregelung werden wir dagegen nicht 
aufgreifen. Es wäre ein falsches Signal, Beamte auf 
breiter Front vorzeitig in den Ruhestand zu entlas-
sen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Viertens. Als positiv zu würdigen ist die Einfüh-
rung der voraussetzungslosen Teilzeitbeschäftigung 
auf Antrag. Hier, Herr Kollege Körper - Sie haben 
das in Ihrem Beitrag mit einem Fragezeichen verse-
hen -, sehen wir, daß dies ein Beispiel für die dyna-
mische Verfassungsinterpretation des A rt . 33 Abs. 5 
ist. Es ist eben sehr wohl mit den hergebrachten 
Grundsätzen des Berufsbeamtentums vereinbar, 
wenn diese in der Interpretation an neue Anforde-
rungen und an neue Situationen angepaßt werden. 
Wir wollen einen Beitrag zur Verbesserung der Ar-
beitsmarktlage durch einen Ausbau der Teilzeitbe-
schäftigung und auch mehr Freiheit und mehr Wahl-
möglichkeit für die Betroffenen schaffen. Das geht 
sehr wohl im Rahmen des Art . 33 Abs. 5. 

Fünftens. Ich halte es auch für einen besonderen 
Erfolg, daß zukünftig die Bezahlung individualisiert 
und in stärkerem Umfang als bisher an der Leistung 
des einzelnen orientiert werden kann. Was in der 
freien Wirtschaft möglich ist - wir wissen um die Pro-
blematik der Vergleichbarkeit -, muß prinzipiell auch 
im öffentlichen Dienst funktionieren. Zusätzlich müs-
sen dazu natürlich immaterielle Leistungsanreize 
kommen. Wir brauchen neues Führungsverhalten 
und modernes Personalmanagement. 

Herr Kollege Körper, ich habe Ihrem Beitrag des-
wegen Beifall gezollt, weil Sie sich in Ihrer Kritik ei-
gentlich auf einen wesentlichen Punkt beschränkt 
haben. Sie haben im Kern  ausgeführt, es sei Ihrer 
Auffassung nach kritikwürdig, daß diese Dienst-
rechtsreform nicht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit einer inneren Verwaltungsreform steht. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Stimmen Sie mir 
zu? - Weiterer Zuruf von der SPD: Das ist 

sehr schwerwiegend, Herr Kollege!) 

Wenn man das eine tut, braucht man das andere 
trotzdem nicht zu lassen. Selbstverständlich sind wir 

dafür, die innere Verwaltungsreform voranzutreiben. 
Das ist Konsens hier im Haus. 

Meine Damen und Herren, eine Ihrer Forderungen 
ist allerdings nur scheinbar fortschrittlich, nämlich 
die nach Zeitbeamten in Spitzenpositionen. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit! 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Ich komme zum Schluß. 

Auf Grund von Erfahrungen im Freistaat Bayern, 
der nicht zufällig zu den heftigen Befürwortern die-
ses Vorschlags von SPD und Grünen gehört, 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Eine interes

-

sante Konstellation im Bundesrat!) 

sage ich Ihnen ganz bewußt, daß die Beamten auf 
Zeit nicht mehr die erforderliche Unabhängigkeit bei 
der Wahrung ihrer Aufgaben haben, die wir in Spit-
zenpositionen verlangen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig! - Zuruf von der SPD: Ach so, Führungs

-

positionen meinen Sie!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege! 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Mein Schlußsatz: Insge-
samt meine ich, daß wir mit diesem Gesetzentwurf 
einen Teil dessen in Angriff nehmen, was bei der 
Reform der öffentlichen Verwaltung notwendig ist. 
Wir werden die anderen Teile zu gegebener Zeit fo rt

-führen und die uns übertragene Aufgabe zur Siche-
rung des Standorts Deutschland erfüllen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Maritta 
Böttcher, Sie haben das Wo rt . 

Maritta Böttcher (PDS): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Bereits Mitte der 
70er Jahre begann die Kampagne, die sich den Über-
gang zum schlanken Staat, zu Entbürokratisierung, 
Deregulierung und eine Reform des öffentlichen 
Dienstes zum Ziel setzte. 

Helmut Kohl sprach bereits 1983 in seiner Regie-
rungserklärung das Thema Entbürokratisierung als 
Schwerpunkt der Regierungstätigkeit an. Reale Ver-
änderungen gab es seitdem vor allem in einem fo rt

-schreitenden Sozialabbau und einer neuen Qualität 
der Privatisierung von staatlichen Unternehmen. So 
hat der Bund seinen Beteiligungsbesitz von 1 000 auf 
400 Beteiligungen reduziert. Ansonsten sind die in 
dieser Zeit erzielten Erfolge eher dürftig. 

Mit der Erläuterung ihrer konkreten Vorschläge 
zur Modernisierung der öffentlichen Verwaltung im 
Januar 1995 leitet die Bundesregierung eine neue 
Phase der konservativen Kampagne für einen schlan-
ken Staat ein. Auch die PDS setzt sich für eine Mo-
dernisierung von Staat und Verwaltung ein, insbe-
sondere im Zusammenhang damit, daß Verwaltungs-
reform Staatsreform ist. 
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Seit nunmehr 25 Jahren ist die Rede von Entbüro-
kratisierung. Ich fürchte, es wird weitere 25 Jahre 
dauern, wenn nicht wirklich auf allen Ebenen ernst-
haft daran gearbeitet wird. 

Bürgerinnen und Bürger sehen sich der Bürokratie 
wehrlos ausgesetzt. Wenn eine Behörde etwas von 
einer Bürgerin oder einem Bürger will, setzt sie ihm 
Fristen und droht mit Strafen. Wollen Bürgerinnen 
und Bürger etwas von einer Behörde, reagiert sie oft 
gar nicht, oder, was manchmal viel schlimmer ist, sie 
schickt ihn auf die bürokratische Ochsentour: Formu-
lare ausfüllen, Belege sammeln, Ämter ablaufen usw. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU]: So war das in 
der DDR!) 

- Nein, das ist jetzt so. 

Nach geltendem Recht ist es strafbar, wenn je-
mand einem Behördenangestellten eine fehlerhafte 
Auskunft gibt, während zum Beispiel ein Wahlbeam-
ter, der in der Öffentlichkeit - ich sage es einmal so - 
nicht die Wahrheit sagt, straffrei bleibt. 

Zur Abrundung des Bildes möchte ich Ihnen ein 
Beispiel aus den neuen Bundesländern geben: Ein 
Rentner klagte vor einem Gericht wegen seiner 
Rente. In der Verhandlung entspann sich ein bemer-
kenswerter Wortwechsel zu der Frage, wer eigentlich 
über die Höhe der Rente für eine konkrete Person 
entscheidet. Die Prozeßbevollmächtigte der beklag-
ten Rentenversicherung führte dazu aus: Ein Mitar-
beiter nimmt den Antrag auf, ein Mitarbeiter klärt 
das Rentenkonto, dann kommt die Akte nach Berlin. 
Dort wird alles in den Computer eingelesen, der 
rechnet und druckt einen zwölfseitigen Bescheid 
aus, welcher dann verschickt wird. 

Der Anwalt des Rentners fragte nach, wer ent-
schieden habe, daß diese oder jene rentenrechtliche 
Zeit nicht berücksichtigt wird. Darauf antwortete die 
Bevollmächtigte: Das ist nicht rekonstruierbar, ich 
weiß es nicht. 

Eigentlich hätte ich gar nicht so weit nach einem 
Beispiel suchen müssen: Ein richtiges Glanzstück an 
Bürokratie und Verselbständigung von Verwaltung 
gegenüber dem Parlament konnten die Mitglieder 
des Bildungsausschusses gestern erleben. 

Alle durchgeführten Anhörungen des Innenaus-
schusses machten deutlich, daß eine Dienstrechtsre-
form in eine Verwaltungsreform eingebettet sein 
muß mit dem Ziel, die Leistungskraft der Verwaltung 
zu verbessern, ihre Bürgernähe auszubauen, und das 
vor allem durch die Einbeziehung der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter und deren ständige Weiterbil-
dung. 

Auch aus diesen Gründen unterstützen wir nach-
drücklich die Debatte um eine Staatsreform, wie sie 
im Antrag von Bündnis 90/Die Grünen entwickelt 
wird. 

Auf eine wesentliche Seite bei der Einschätzung 
der Gesamtproblematik möchte ich noch verweisen. 
Es ist zu bedenken, daß 80 Prozent aller Bundesge-
setze und sonstigen bundesrechtlichen Regelungen 
von den Kommunen auszuführen sind. Der Rest ist 

im wesentlichen von den Ländern auszuführen. Herr 
Schleberger, Regierungspräsident a. D. aus Münster, 
schätzt die unmittelbar auf Bundesbehörden entfal-
lende Ausführung von bundesrechtlichen Regelun-
gen auf 1 bis 2 Prozent. Die Ausführung von bundes-
rechtlichen Regelungen wird also im wesentlichen 
nicht von den Urhebern, also Bundestag und Bundes-
regierung, sondern von den Kommunen und Ländern 
getragen und verantwortet. Die öffentlichen Verwal-
tungen leiden, verglichen mit der Privatwirtschaft, al-
lesamt unter einem Modernisierungsrückstand. Ein-
zig die Kommunen - insofern möchte ich Frau Voll-
mer in ihrer Auffassung ausdrücklich bestätigen - 
haben in einigen Feldern erfolgreich Vorreiterdienste 
geleistet. Solche vermisse ich beim Bund. 

Als Erfahrung aus den Anhörungen, als Fazit der 
bisherigen Diskussionen - man soll ja bekanntlich 
die Hoffnung nie aufgeben - komme ich zu folgen-
dem Schluß: 

Trotz der in den vergangenen 25 Jahren gemach-
ten Erfahrungen gibt es zwei Punkte, die den Schluß 
rechtfertigen, daß alle Anstrengungen auf diesem 
Gebiet nicht von vornherein aussichtslos sind: Er-
stens. Die Kosten der öffentlichen Verwaltung sind 
nicht mehr finanzierbar. Zweitens. Erstmals gibt es 
einen übereinstimmenden Willen aller Parlamente, 
Regierungen und Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes zur Umsteuerung. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eine 
Bemerkung zur Frauenpolitik machen. Auf frauen-
politischem Gebiet gibt es einen Nachholbedarf, der 
nur aufzuholen ist, wenn sich, vor allem auf Bundes-
ebene, endlich jemand ernsthaft Gedanken über 
prinzipielle Regelungen macht und wenn diese auch 
umgesetzt werden. 

Insgesamt sind von rund 6 Millionen Personen, die 
derzeit im öffentlichen Dienst beschäftigt sind, 
knapp 49 Prozent Frauen. Im Bundesdienst - ohne 
Post und Bahn - beträgt der Frauenanteil lediglich 
20 Prozent. Deutlich unterrepräsentiert sind Frauen 
in Beförderungsämtern und höheren Besoldungs-  
und Vergütungsgruppen. Als Kommunalpolitikerin 
werde ich auch den Druck von unten verschärfen, 
damit aus der angesprochenen Hoffnung Realität 
wird. 

Noch ein letzter Gedanke zum Dienstrecht. Bereits 
in unserem Verfassungsentwurf aus der letzten Le-
gislaturperiode haben wir vorgeschlagen, eine Ver-
einheitlichung des Rechts des öffentlichen Dienstes 
auf den Weg zu bringen. Ich sage ausdrücklich: 
Diese Notwendigkeit besteht auch nach der heutigen 
Debatte. Auf diesem Gebiet werden Sie noch einiges 
von uns hören; denn es kann nicht um die Bewah-
rung eines abgeschotteten Apparates gehen, son-
dern es muß langfristig um eine transparente und 
bürgernahe Verwaltung gehen. 

(Beifall bei der PDS - Dr. Willfried Penner 
[SPD]: Herr Hirsch, war das verfassungs

-

widrig?) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Kollegen 
Meinrad Belle das Wo rt , der nach langer schwerer 
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Krankheit zum erstenmal wieder unter uns ist. Wir 
freuen uns, daß Sie unter uns sind! 

(Beifall) 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Vielen Dank. - Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Gestatten Sie mir einige Vorbemerkungen. 

Wir unterhalten uns heute über das öffentliche 
Dienstrecht und dessen Reform. Leider hat ein Groß-
teil der Kolleginnen und Kollegen eigentlich zur Ver-
waltungsreform gesprochen. Wir wissen natürlich, 
daß die Verwaltungsreform weitergehen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber wir sprechen heute über die Dienstrechtsre-
form. 

Liebe Kollegin Vollmer, Sie haben vorhin die Pläne 
Ihrer Fraktion vorgetragen und gesagt, was Sie alles 
machen wollen. Das ist Zukunftsmusik. Wir haben 
jetzt mehr als ein Jahr lang an dieser Reform des öf-
fentlichen Dienstrechts gearbeitet. Ich meine, Sie 
hätten schon Zeit gehabt, in diesem Zusammenhang 
etwas auf den Tisch zu legen. 

(Dr. Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das haben wir gemacht!) 

Zu den Bürgerbüros hat der Kollege Stadler schon 
einiges gesagt. Ich kann aus meiner eigenen Erfah-
rung sagen: Schon vor über zehn Jahren, als ich noch 
Bürgermeister war, habe ich in meiner Gemeinde 
diese Bürgerbüros auf der Grundlage der bestehen-
den Gesetze eingerichtet. Dafür brauchen wir keine 
gesetzlichen Änderungen. 

(Dr. Burkhard Hirsch [F.D.P.]: Vor 20 Jahren 
in Nordrhein-Westfalen! - Dr. Willfried Pen

-

ner [SPD]: Aber Herr Hirsch, das ist doch 
Olim!) 

„Die Reform des Beamtenrechts ist überfällig", so 
lautete der Einstieg des Dozenten in der ersten Vorle-
sung über öffentliches Dienstrecht, die ich vor über 
30 Jahren besucht habe. Nach diesen nunmehr 
36 Jahren verabschieden wir heute die erste Ände-
rung, die den Namen „Reform" auch tatsächlich ver-
dient. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Sind Sie sich da 
sicher?) 

Systemveränderern mag sie nicht weit genug gehen. 
Wir wollen das System aber auch nicht ändern, son-
dern beim bewährten Berufsbeamtentum bleiben, 
das sich allerdings den veränderten Anforderungen 
stellen muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Dazu haben wir das Dienstrecht modernisiert und 
insbesondere leistungsorientiert gestaltet - nicht am 
grünen Tisch, sondern aus der Praxis für die Praxis. 
Ich bin froh, daß ich an dieser Reform mitarbeiten 
konnte. 

Ich will  durchaus bestätigen: Dieses Reformgesetz 
ist kein Selbstläufer; es muß im Alltag verwirklicht 
werden. Insbesondere die Einführung der Leistungs-

elemente wie Leistungszulage, Leistungsprämie und 
vorzeitiges Aufrücken im Gehalt steht und fällt mit 
der Bereitschaft der Führung, der Vorgesetzten in 
der Verwaltung, die Möglichkeiten dieses Gesetzes 
aufzunehmen und im Alltag umzusetzen. Das so oft 
der Verwaltung zu Unrecht vorgeworfene Festhalten 
an den alten - etwas spaßig formulierten - Grundsät-
zen „Das haben wir schon immer so gemacht! ", „Das 
haben wir noch nie so gemacht! " oder „Da könnte ja 
jeder kommen und neue Vorschläge bringen!" muß 
spätestens jetzt endgültig der Vergangenheit ange-
hören. 

Als ehemaliger Behördenleiter bin ich mir durch-
aus bewußt, daß es nicht immer einfach sein wird, in 
allen Bereichen objektive Beurteilungskriterien zu 
schaffen und sie in der täglichen Praxis anzuwenden. 
Daher appelliere ich heute eindringlich an die Behör-
denleiter, an die Vorgesetzten: Begreifen Sie die 
Möglichkeiten dieses Gesetzes als Herausforderung! 
Die Modernisierung des öffentlichen Dienstrechtes in 
der Praxis ist wirklich des Schweißes der Edlen we rt . 
Es kann nicht wie bisher nur positive Regelbeurtei-
lungen geben. Auch negative Beurteilungen werden 
notwendig. Den damit verbundenen Ärger müssen 
Sie als Vorgesetzte oder Behördenleiter ertragen. 
Denken Sie daran: Die künftige Entwicklung des Be-
rufsbeamtentums liegt auch in Ihren Händen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Vollmer? 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Dr. Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege, ich komme auf Ihren Satz zurück, es 
könne nicht nur positive Beurteilungen geben. Es 
wird jetzt vorgeschlagen, 10 Prozent besonders posi-
tiv zu Beurteilende auszuwählen. Sind Sie nicht der 
Meinung, daß das vermutlich so ablaufen wird, daß 
die Behördenleiter, wenn sie klug sind, ein rotieren-
des System anwenden und jedes Jahr einen anderen 
in den Kreis der Herausgesuchten aufnehmen, um 
Frieden in ihrer Behörde zu behalten? Meinen Sie 
nicht, daß es viel eher notwendig wäre, nach ganz 
anderen Formen von Führungsqualifikation zu su-
chen? 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Zu den Führungsquali-
fikationen komme ich noch. Ich habe aber nicht Ihre 
Bedenken, Frau Kollegin. Ich bin der Meinung, die 
Vorgesetzten sind und werden in der Lage sein, die 
Beurteilungen objektiv durchzuführen. Zum rollie-
renden System: Da wird man mit der entsprechenden 
Budgetierung gegenhalten. Da habe ich gar keine 
Zweifel; das wird in der Praxis funktionieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen, meine Herren, für mich steht außer 
Frage: Auch das Anforderungsprofil an die Füh-
rungskräfte in der Verwaltung wird sich zwangsläu-
fig verändern. Konsequenterweise werden wir daher 
auch künftig Führungspositionen vorweg auf Probe 
besetzen. 
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Sicherlich kann es auch nicht schaden, wenn man 
sich in der täglichen Arbeit der modernen Führungs-
grundsätze in der Verwaltung erinnert, über die von 
mehr oder weniger befugten Leuten so viel geschrie-
ben wird und die in mancherlei Seminaren gelehrt 
werden. 

Über all diesen modernen Grundsätzen sollte nicht 
vergessen werden, daß die wichtigste Erkenntnis 
lautet: Vorgesetzter sein heißt Vorbild sein. Treffend 
beschreibt dies ein altes englisches Sprichwort, das 
ich vor vielen Jahren mal in meiner Bürgermeister-
zeit gehört habe. Es lautet: Deine Taten seien so laut, 
daß ich Deine Worte nicht hören kann. 

Meine Damen und Herren, die Erfahrung aus vie-
len Gesprächen mit Behördenleitern in der langen 
Zeit, in der wir an diesem Gesetz gearbeitet haben, 
stimmt mich optimistisch. Ich setze auf den Erfolg der 
Reform des öffentlichen Dienstrechtes. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie der Abg. Dr. Antje Vollmer [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Jochen Welt. 

Jochen Welt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Während uns die Bun-
desregierung heute ein Reförmchen des öffentlichen 
Dienstrechts vorlegt und noch immer an den notwen-
digen Reformen der öffentlichen Verwaltung herum

-

arbeitet, sind - darauf hat Frau Vollmer vorhin auch 
schon hingewiesen - die Gemeinden schon längst 
zur Tat geschritten. 

Jochen Dieckmann, Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städtetages, erklärte am vergangenen 
Montag bei der Anhörung zur kommunalen Selbst-
verwaltung - an der übrigens interessanterweise 
kein Vertreter der Regierung teilgenommen hat -, 
daß rund 80 Prozent aller bundesdeutschen Gemein-
den mit ihrem Umstrukturierungsprozeß begonnen 
haben und inzwischen sehr weit fortgeschritten sind. 

Effizienzsteigernde Umstrukturierungen der Bun-
desverwaltung, meine Damen und Herren, gibt es 
kaum, wenn man einmal von der Einführung der 
Budgetierung bei der Bundesmünzanstalt absieht. 
Ein Abbau von Hierarchien wird nicht vorgenom-
men, im Gegenteil, an der Spitze der Bundesverwal-
tung und der Regierung befindet sich mit 
68 Staatssekretären und Ministern die größte Zahl 
derartiger Führungskräfte in der Nachkriegszeit. 

Ich denke, dies ist kein gutes Signal. Wenn die 
Koalition einen schlanken Staat will und ihn überall 
einfordert, dann muß sie auch bei sich selbst anfan-
gen. Die Treppe, meine Damen und Herren, wird von 
oben nach unten gefegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Veränderungen haben auf Dauer nur dann eine 
Chance, wenn sie den kommunalen Verwaltungen 
und den Mitarbeitern in den Verwaltungen eine Per-

spektive, eine Zukunft geben. Es gilt also die Motiva-
tion für Veränderungen zu stärken, und dies geht 
nicht ohne eine grundlegende Reform des antiquier-
ten öffentlichen Dienstrechtes. Eine dera rtige Reform 
wurde von den kommunalen Spitzenverbänden bei 
der Bundesregierung immer wieder angemahnt. Bis 
zum heutigen Tag hat die Regierung die Gemeinden 
diesbezüglich alleine gelassen. 

Die als notwendig erkannte Umstrukturierung der 
kommunalen Verwaltung im Sinne von Effizienzstei-
gerung und mehr Bürgerorientierung wird durch 
eine immer stärkere Regelungsdichte, maßgeblich 
verursacht durch Bundesgesetze, und eine kaum 
mehr vorstellbare finanzielle Austrocknung der Ge-
meinden systematisch torpedie rt . 

So führte wie viele Gutachter der Tübinger Rechts-
experte Ferdinand Kirchhof bei der Anhörung zur 
kommunalen Selbstverwaltung aus, daß der Bund, 
aber auch die Länder die kommunalen Haushalte als 
Reservekasse mißbraucht habe. Die Folgen sind radi-
kale Personalkürzungen und Stellenabbau auf 
Grund der Finanznot statt systematischer Umstruktu-
rierung und damit verbundener Effizienzsteigerung. 
Folgen sind Existenzangst und Motivationsverlust 
dort, wo Perspektive und Motivation zur Umgestal-
tung in eine leistungsstärkere Verwaltung notwendig 
wären. 

Wenn in den mittleren Städten, meine Damen und 
Herren, innerhalb von drei Jahren bis zu 25 Prozent 
des Personalbestandes abgebaut werden müssen, 
dann handelt es sich nicht mehr um eine Verwal-
tungsstrukturreform, sondern um eine Kahlschlagpo-
litik, die insbesondere durch die desolate Finanzsi-
tuation der öffentlichen Haushalte bedingt ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Dieser drastische Personalabbau auf kommunaler 
Ebene führt zwangsweise zu einer Einschränkung 
des Dienstleistungsangebotes, und dies gerade in 
Zeiten sozialer und wi rtschaftlicher Schwierigkeiten, 
in denen Angebote für sozial Schwache und Ausge-
grenzte notwendiger denn je sind. Die Reichen und 
Wohlhabenden können auf kommunale Angebote 
verzichten. Für die durchschnittliche Arbeitnehmer-
familie, für die Mehrzahl der Bürgerinnen und Bür-
ger einer Stadt bedeuten Angebote in den Bereichen 
Kultur, Sport  und Freizeit die einzige Möglichkeit der 
Teilnahme am gesellschaftlichen Gemeinschaftsle-
ben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Wer hier wie die Bundesregierung mit dem Knüppel 
„Finanzpolitik" in der Hand einen schlanken Staat 
fordert  und handlungsunfähige Städte und Gemein-
den zuläßt, der zieht sich aus der sozialen Verantwor-
tung zurück. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Aber auch das gegenwärtig geltende öffentliche 
Dienstrecht ist für alle weiteren Modernisierungs-
überlegungen ein Klotz am Bein auch der Städte und 
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Gemeinden. Wenn ich mehr Eigeninitiative, mehr 
Kreativität, mehr Freundlichkeit und mehr Mitden-
ken will, dann benötige ich hochmotivierte Mitarbei-
ter. Dafür muß es Anreizsysteme und Zukunftsper-
spektiven geben. Wie kann ich dem 35jährigen 
Oberinspektor, der fleißig, engagiert und qualifiziert 
ist, klarmachen, daß er nicht befördert werden kann, 
obwohl er alle Voraussetzungen erfüllt, nur weil die 
Stellenobergrenzenverordnung es nicht hergibt? 

(Dr. Wilfried Penner [SPD]: Wenn er in der 
F.D.P. wäre, würde er Oberregierungsrat!) 

Wie soll er unter solchen Voraussetzungen hochmoti-
viert bleiben, und wie kann er sich unter solchen 
Voraussetzungen hilfreich in die Umstrukturierung 
der Verwaltung einbringen? 

Sie hatten lange Gelegenheit, auf diesbezügliche 
Forderungen der kommunalen Spitzenverbände zu 
reagieren und die Stellenobergrenzenverordnung zu 
schleifen. Nichts ist geschehen, es herrscht ein uner-
trägliches Schwarzer-Peter-Spiel zwischen den Län-
dern und der Bundesregierung. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
stimmt!) 

Deshalb fordern wir, was wir im Antrag der Koali-
tion vermissen: die heutigen Stellenobergrenzen auf 
der Grundlage gesetzlich vorgeschriebener und ex-
akter als bisher kontrollierter Funktionsbewertungen 
zu beseitigen. 

Im übrigen ist das überkommene Berufsbeamten-
tum für sämtliche Modernisierungsbemühungen der 
öffentlichen Verwaltung eher ein Hemmschuh. Bis 
auf die Ordnungsverwaltung könnten Städte und 
Gemeinden gänzlich auf das Beamtentum verzich-
ten. Insbesondere die oben genannte Beförderungs-
systematik für die verbleibenden Beamten behindert 
derzeit eine effektive Umstellung. Hinzu kommen 
die anderen Strukturelemente, die wir in unserem 
Antrag gefordert haben und die eine Hilfe für die Ge-
meinden wären, so beispielsweise Leistungsanreize, 
Prämien ohne großen bürokratischen Zauber und die 
Vergabe von Führungspositionen auf Zeit. Wir brau-
chen - ich sagte das bereits - motivierte Mitarbeiter 
in der Verwaltung, die auf Dienstposten oder in kon-
kreter Projektarbeit ihre Führungsfähigkeit auf Zeit 
unter Beweis stellen können. Das fordern übrigens 
auch der Deutsche Städtetag und die Gemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände. Das ist keine ori-
ginäre Erfindung der Sozialdemokraten. Aber auch 
hier weist der Koalitionsentwurf Lücken auf. 

Wir brauchen in der Gemeindeverwaltung eine 
Flexibilisierung der Arbeitszeit einschließlich der 
Lebensarbeitszeit. Wir brauchen Teilzeitarbeit ohne 
Sonderkonditionen und Sondervoraussetzungen. Das 
Beamtenrechtsrahmengesetz muß eine Öffnungs-
klausel für diese und andere Modelle vorsehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Erwin 
Marschewski [CDU/CSU]: Tut es doch! Soll 

ich es vorlesen?) 

Nachdrücklich möchte ich vor der Illusion warnen, 
eine bloße Änderung der Rechtsgrundlagen für den 
öffentlichen Dienst könnte von heute auf morgen  

verkrustete Strukturen in den Gemeindeverwaltun-
gen beseitigen. Es geht schließlich um eine Verände-
rung von Verhaltensmustern, die sich über Jahr-
zehnte eingeprägt haben. 

Gerade deshalb ist es beklagenswert, daß es die 
Koalition in ihrer 14jährigen Regierungszeit zugelas-
sen hat, daß der öffentliche Dienst nicht den moder-
nen Erfordernissen angepaßt wurde. Sie alle wissen 
um die Bedeutung der Verwaltung - nicht nur in den 
Gemeinden - für die Infrastruktur, die Bautätigkeit, 
die Wirtschaftsförderung, die Schaffung von Arbeits-
plätzen, um die Bedeutung als Standortfaktor im na-
tionalen und internationalen Wettbewerb. 

Durch Ihr Nichtstun, meine Damen und Herren 
von der Koalition, im öffentlichen Dienstrecht, bei 
der Verwaltungsvereinfachung und -modernisierung 
hat diese Koalition dem Standort Deutschland im 
Vergleich zu anderen Ländern nachhaltig geschadet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Marschewski? 

Jochen Welt (SPD): Aber bitte. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Kollege 
Welt, Sie haben gesagt, wir täten nichts. Können Sie 
die Frage beantworten, warum Ihre Fraktion bis 
heute nicht in der Lage war, einen Gesetzentwurf zur 
Reform des öffentlichen Dienstrechts vorzulegen? 

Jochen Welt (SPD): Sehr verehrter Herr Kollege 
Marschewski, wir haben in unserem Antrag ein sehr 
umfassendes Werk an Grundlagen vorgelegt. Ich 
denke, Sie hätten sich daran orientieren können; 
dann hätten wir uns untereinander abgestimmt und 
ein gemeinsames Ergebnis erzielt. Was Sie uns vorle-
gen, ist halbherzig und bringt uns letztlich in der Sa-
che nicht weiter. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Mein

-

rad Belle [CDU/CSU]: Eine dünne Antwort!) 

Vizepräsident Hans Klein: Gestatten Sie eine 
zweite Frage? 

Jochen Welt (SPD): Ja, bitte. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Diese Zusatz-
frage ist genauso wie die erste Frage: Warum haben 
Sie keinen Gesetzentwurf, sondern nur Allgemein-
plätze vorgelegt, die Sie in Ihrem Antrag auf ein paar 
Seiten irgendwie zusammengeschrieben haben? Sie 
lösen doch damit kein Problem. Warum legen Sie uns 
kein Gesetz vor? Die Frage hätte ich gerne beantwor-
tet; vorhin haben Sie sie nicht beantwortet, Herr Kol-
lege Welt. 

Jochen Welt (SPD): Sehr geehrter Herr Kollege 
Marschewski, wir haben einen Antrag vorgelegt, der 
all diese Punkte, die Sie gerade einfordern, umfaßt. 
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Wenn Sie das nicht lesen können, ist das Ihr persönli-
ches Problem und nicht meines. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich fasse zusammen: Der vorgelegte Koalitionsent-
wurf zum öffentlichen Dienstrecht greift zu kurz. Der 
Reformansatz läuft vor allem für die Gemeinden ins 
Leere, wenn die notwendigen Spielräume in der 
kommunalen Selbstverwaltung und Finanzpolitik 
nicht mehr gewährleistet werden. Modernisierung 
der öffentlichen Verwaltung muß als Teil der Siche-
rung unserer internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
verstanden werden. Das verträgt keine Flickschuste-
rei. 

Meine Damen und Herren der Koalition, legen Sie 
endlich ein Modernisierungspaket vor, das seinen 
Namen verdient und die finanziellen, organisatori-
schen und dienstrechtlichen Perspektiven aufzeigt 
und verwirklicht. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Wolfgang Zeitlmann. 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
schon erstaunlich - dies an die Adresse der Kollegen 
aus der SPD: Ich habe Ihren Antrag nun wirk lich ge-
lesen -, was Sie sich hier herausnehmen. Ich habe 
zuerst gemeint, das sei darauf zurückzuführen, daß 
mit dem Herrn Körper ein Theologe gesprochen hat, 
der sich halt gerne an den Formulierungen der Zehn 
Gebote orientiert und dadurch über Allgemeinplätze 
im Bereich des Dienstrechtes nicht hinauskommt. 

Ich habe aber in Ihrem Antrag auch nicht viel mehr 
als fromme Sprüche gefunden. Da steht zum Beispiel 
über unser Dienstrecht pikanterweise nur der Satz, 
die Vorschläge seien unzureichend. Dann folgt viel 
Allgemeines: 

Für die Bewältigung vieler Zukunftsaufgaben .. . 
sind die alten Strukturen ... nur bedingt taug-
lich.... Deshalb muß verstärkt auf Selbstorgani-
sation ... gesetzt werden. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Ja, ist doch ver

-

nünftig!) 

- Ja, gut. - Aber dann kommen solche Sätze vor: 

Dezentralisierte Verantwortung ... Das bedeutet 
z. B.: Zwischen der politischen Ebene und den 
Verwaltungseinheiten wird ein dialogisches 
Spannungsverhältnis aufgebaut, 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Diabolisches!) 

- man muß sich das einmal auf der Zunge zergehen 
lassen - 

ein dialogisches Spannungsverhältnis aufgebaut, 
in dem Ziele fixiert ( „vereinbart") werden, nach 
denen die Verwaltung anschließend arbeitet 
(„Kontraktmanagement"). Dezentralisierung be-
deutet auch, Ergebniskontrolle statt Verfahrens- 

kontrolle und die Entwicklung neuer Kontroll-  
und Steuerungsinstrumente. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Erwin 
Marschewski [CDU/CSU]) 

Wer diesen Text liest, der hat das Gefühl, daß hier 
neue Verwaltungsstrukturen und neue Dienststellen 
errichtet werden sollen. Anders kann ich es mir beim 
besten Willen nicht erklären. 

Herr Kollege Körper, ich habe mich auch gefragt, 

(Jochen Welt [SPD]: Gefreut!) 

in welchem Staat Sie leben. Sie trugen bei Ihrer Rede 
doch tatsächlich die Befürchtung vor, daß unser 
Dienstrecht zu einer Magersucht führt. 

(Fritz Rudolf Körper [SPD]: Wenn Sie spa

-

ren, muß man das immer befürchten!) 

Sie haben gesagt, das könne doch nicht sein, daß in 
einem Staat der Stärkere recht und der Schwächere 
unrecht hat. Wissen Sie, ich hätte - da hat der Kol-
lege Marschewski mit seiner Frage recht - von einer 
großen Partei wie der SPD, die in vielen Ländern Re-
gierungsverantwortung hat, schon erwartet, daß sie 
in der Lage gewesen wäre, auch etwas vorzulegen. 
Ihre Verantwortlichen haben unendlich viele Inter-
views gegeben und dabei Vorschläge zur Zwangs-
teilzeit und zu anderen bekannten Dingen gemacht, 
daß zum Beispiel das Beamtentum auf einen Kernbe-
reich von einigen wenigen zurückgeführt werden 
müßte. Ich sage Ihnen aber, was Sie im Grunde woll-
ten. Sie wollen ein bißchen herumstänkern, sich aber 
natürlich nicht festlegen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

weil man es sich mit der großen Zahl der Beamten 
nicht verderben will. Man versucht den eleganten 
Schlenker, zu mosern, aber nie ganz Farbe zu beken-
nen. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Der kennt die 
Verhältnisse in Bayern ausgezeichnet!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wi ll 
 ein paar Sätze zu dem sagen, was hier wirklich statt-

findet. Allgemein wird ein Reformieren unserer Ver-
waltung gefordert. Dem stimme ich weitgehend zu. 
Da sind wir auf einem, glaube ich, guten Weg. Aber 
Sie können, wenn das Thema Dienstrechtsreform zur 
Diskussion steht, nicht sagen: Ihr müßt das noch mit 
viel größeren Vorhaben koppeln. Ihr solltet zumin-
dest beim Thema bleiben und euch hier zum Dienst-
recht äußern. Da kommt man nicht darum herum, zu 
den Vorschlägen einer Leistungsprämie und einer 
Leistungszulage Alternativen vorzulegen. Dies hätte 
man erwarten können. Die jetzige Lage, daß der Lei-
stungsorientierte die gleiche Chance und die gleiche 
Bezahlung bekommt wie der weniger Leistungs-
orientierte, kann auch Sie nicht bef riedigen. 

(Dr. Willfried Penner [SPD]: Anzeigenauf

-

kommen bei der Polizei!) 

Deshalb stehe ich dazu, daß man zur Honorierung ei

-

ner einmaligen herausragenden Leistung eine Prä

-

mie vorsieht, daß es eine Zulage für erheblich, über 
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dem Durchschnitt liegende Leistungen gibt und daß 
die Dienstaltersstufen in Leistungsstufen umgewan-
delt werden, so daß es für denjenigen, der besonders 
leistungswillig ist, Abstufungen gibt. 

Ich gebe Ihnen zu, natürlich läuft alles auf eine 
bessere Beurteilung hinaus. Auch ich habe Fälle er-
lebt, bei denen die Beurteilung nach meinem Ein-
druck hervorragend war, und habe mir auch Verwal-
tungen angesehen, in denen die Courage beim Vor-
gesetzten bei der Beurteilung nicht vorhanden ist 
und er ganz offen zugibt: Es ist nicht einfach, dem 
Mitarbeiter zu sagen, man halte ihn nicht für so lei-
stungsfähig. Dies erfordert ohne Zweifel Führungs-
kraft, und sie ist halt nicht bei allen gegeben. Aber 
der Ansatz, Leistungsfähigere und Leistungswilli-
gere unterschiedlich zu behandeln, ist trotzdem rich-
tig. 

Ich gebe ganz offen zu - das habe ich auch bei 
der ersten Lesung schon erklärt -, wir hätten als 
CSU ganz gern eine Öffnungsklausel für die 
Führungspositionen auf Zeit für die Länder gehabt, 
weil es draußen auch die Fälle gibt, daß jemand sei-
nen Traumposten erreicht und anschließend alle 
viere von sich streckt und dann auf dieser Führungs-
position sitzenbleibt. 

(Beifall der Abg. Christa Nickels [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Es ist jetzt Sache der Länder, ob sie eventuell im 
Wege des Vermittlungsverfahrens eine Öffnungs-
klausel erreichen. Der Bund muß nicht gezwungen 
sein, dasselbe zu machen. Aber warum sollten die 
Länder nicht eine Chance haben? Ich sehe dabei 
nicht unbedingt die Gefahr, daß gleich eine Fehlent-
wicklung eintritt. Für sehr wichtig gerade auch im 
Hinblick auf die Debatte über den Umzug Bonn/Ber-
lin halte ich, daß wir die Versetzung und Abordnung 
erleichtern und daß es ganz deutliche Erleichterun-
gen im Bereich der Teilzeit gibt. 

Aber ich sage dazu: Diese Reform können wir auf 
gar keinen Fall gegen die Beschäftigten durchfüh-
ren. Wir müssen in den nächsten Monaten eine 
breite Diskussion führen, damit die Reform auch von 
allen Beamten dieses Landes getragen wird und wir 
zu einer Optimierung der Situation im öffentlichen 
Bereich kommen. Dies ist Ziel des Gesetzentwurfs, 
dem wir zustimmen. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege 
Dr. Burkhard Hirsch, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Welt, „leicht beieinander wohnen die Gedanken, 
doch hart  im Raume stoßen sich die Sachen" . Es 
wäre schon sinnvoll gewesen, wenn eine so große 
Fraktion wie die SPD uns einen fertigen Gesetzent-
wurf vorgelegt hätte. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir wollen ein modernes Dienstrecht, und zwar in 
Übereinstimmung, liebe Frau Vollmer, mit den her-
gebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums 
nach Art . 33 GG. Das heißt Mobilität, Möglichkeit 
der Versetzung auch in andere Laufbahnen und zu 
anderen Dienstherren, das heißt Leistungsanreize für 
tüchtige Beamte, wie in der gewerblichen Wi rtschaft 
üblich, das heißt größere Durchlässigkeit der Lauf-
bahnen, das heißt grundsätzlich Beförderung auf 
Probe. Wir schaffen eine fast unbeschränkte Mög-
lichkeit der Teilzeitarbeit ohne Zwang zu Teilzeit. 
Wir schaffen auch die Möglichkeit einer unbezahlten 
mehrjährigen Beurlaubung, um den Beamten fami-
liengerechtes Verhalten zu ermöglichen. Und wir 
kehren bei den Ländern zur Eigenverantwortung in 
der Gestaltung ihrer Besoldungsstrukturen zurück. 

Der Beamte ist kein Relikt eines Obrigkeitsstaates. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Im Gegenteil, dort  war er nämlich jedem politischen 
Zugriff des Dienstherrn ausgesetzt. Der Mechanis-
mus des Obrigkeitsstaates ist es, seine Mitarbeiter zu 
Knechten zu machen und ihnen selbständige Ent-
scheidungen zu nehmen. 

(Zuruf der Abg. Dr. Antje Vollmer [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir sagen demgegenüber: Wenn wir delegieren, 
wenn wir deregulieren, wenn wir dezentralisieren 
wollen, dann setzt das entscheidungsbereite und 
möglichst unabhängige Mitarbeiter voraus. Sonst 
würden wir in geradezu drastischer Weise die Mög-
lichkeit politischer Zugriffe in alle Verwaltungsab-
läufe über personelle Entscheidungen vergrößern. 
Deswegen sagen wir auch, daß ein Beamter auf Zeit 
sich nicht anders verhalten wird, als der Politiker auf 
Zeit es will, der über seine Ernennung oder Rückver-
setzung zu entscheiden hat. 

Dienstrechtsreform ist nur ein Teil des Unterneh-
mens Modernisierung des Staates. In der Kommis-
sion „Schlanker Staat", die hier mehrfach erwähnt 
worden ist, arbeiten wir unter Vorsitz des Kollegen 
Scholz mit Gewerkschaftlern, Wissenschaftlern, Ma-
nagementberatern, Politikern aus Bund und Ländern 
zusammen, um die Grenzen der Wirksamkeit des 
Staates neu zu vermessen, bürokratische Verhaltens-
weisen zu verändern, modernes Personalmanage-
ment und Budgetierung der Haushalte einzuführen. 
Dabei sind wir ziemlich weit gekommen. 

Frau Kollegin Vollmer, Ihr Beispiel der Gemeinde 
Bismark ist sehr schön. Aber wir haben in Nordrhein-
Westfalen schon vor 20 Jahren eingeführt, daß der 
Bürger jeden Antrag fristenwahrend bei seiner Ge-
meinde einreichen kann. 

Die Grünen haben einen Gesetzentwurf mit dem 
einzigen Ziel vorgelegt, das Beamtenrecht dem ein-
fachen Gesetzgeber nach Belieben zu überlassen. 
Wie sie es verändern wollen, wird in dem Gesetzent-
wurf natürlich nicht gesagt. Das ist eine gesetzgebe-
rische Nullnummer, eine Luftbuchung, abgeschrie- 
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ben von einem Gesetzentwurf aus Schleswig-Hol-
stein, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

der im Rechtsausschuß des Bundesrates bis zur Vor-
lage des Versorgungsberichtes beerdigt worden ist. 

(Beifall des Abg. Dr. Max Stadler [F.D.P.]) 

Bei diesem Gesetzentwurf geht es nämlich in Wirk-
lichkeit nicht um die Reform des öffentlichen Dienst-
rechtes und nicht um die Modernisierung von Ver-
waltungsabläufen, sondern es ist ein Rückfall in die 
Steinzeit der Dienstrechtsreformbemühungen ver-
gangener Jahre: 

(Zuruf der Abg. Dr. Antje Vollmer [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

altes Denken, beherrscht von Statusfragen, be-
herrscht von der Vorstellung, die Modernisierung des 
Staates hänge vom Versorgungsrecht ab, beherrscht 
von der traditionellen, aber falschen Vorstellung, die 
Arbeitsleistung des Angestellten sei preiswerter als 
die des Beamten. 

Wir wollen hier und heute über ein konkretes mo-
dernes Dienstrecht entscheiden und sagen klar, was 
und wie wir es haben wollen. Wir wollen Mobilität, 
Leistungsbereitschaft, politische Unabhängigkeit 
und Loyalität. Das ist eine hier und heute zutreffende 
Entscheidung. Wir hätten sehr gerne, daß auch Sie 
dazu ja oder nein sagen, damit wir wissen, wohin Sie 
wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Dr. Wilfried Penner 
[SPD]: Jetzt müssen wir nur noch wissen, 
wer vor 20 Jahren Innenminister war! Die 

Frage bewegt  mich!)  

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort  dem 
Bundesminister des Innern, Manfred Kanther. 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Verehrte Damen, meine Herren! Dies ist 
der bedeutendste Ansatz zur Reform des öffentlichen 
Dienstes in unserem Land seit Jahrzehnten. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Stets zuvor haben sich solche Ansätze an den vieler-
orts ausgestreckten Beinen verfangen und sind nicht 
weitergekommen. Meine Dienstrechtsnovelle er-
reicht heute in letzter Lesung dieses Haus. Das ist ein 
ganz wesentlicher Fortschritt, den wir in die Moder-
nisierung unseres Landes einbetten müssen, wie es 
eben Dr. Stadler gesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist kein isoliertes „Herumfummeln" an Rechts-
vorschriften, sondern gehört zur Modernisierung 
Deutschlands für die Zukunft, weil ein guter, lei-
stungsfähiger öffentlicher Dienst von unschätzbarer 
Bedeutung für unser Land ist. Wenn wir andere Län-
der, in denen es einen solchen nicht gibt, in ihren 

Standortbedingungen mit uns vergleichen, dann wis-
sen wir, wieviel zu unserer Standortgunst, die es ja 
auch gibt, ein funktionierender, leistungsfähiger öf-
fentlicher Dienst beiträgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
F.D.P.) 

Auf dieser hohen Qualität muß er erhalten und, wo 
sich Starrheiten zeigen, verbessert und weiter ent-
wickelt werden. 

In diesen Tagen, die tatsächlich auch von vielerlei 
Sparnotwendigkeiten und deshalb auch von Neidde-
batten in unserem Volk gezeichnet werden, wehre 
ich mich dagegen, daß eine allgemeine Neiddebatte 
gegen den öffentlichen Dienst oder gar noch einmal 
verschmälert gegen Beamte geführt wird. Das führt 
nicht weiter, das löst kein Problem. 

Wir müssen uns mit dem Innovationsbedarf im öf-
fentlichen Dienst selbstverständlich befassen - das 
ist ja gerade das Wesen der Vorlage -, mit den 
Aspekten, die den öffentlichen Dienst im Laufe von 
Jahrzehnten zu teuer gemacht haben, mit den 
Aspekten, die ihn effizienter machen können, eben 
wo Starrheiten eingetreten sind. Das ist das Stich-
wort „schlanker Staat" . Wir müssen uns damit be-
schäftigen, wie wir in veränderten Zeiten mit weni-
ger Geld und schlanker werdenden Stellenplänen 
die Serviceleistung des öffentlichen Dienstes voll auf-
rechterhalten, und deshalb Fragen an die Arbeitsprä-
senz im öffentlichen Dienst richten. 

Es ist nicht wahr, daß das im Tarifrecht etwa ein-
fach oder leichter wäre als im öffentlichen Dienst-
recht, das wir per Gesetz regeln können. Umgekehrt 
wird ein Schuh daraus: Man muß für Beamtenrecht 
auch deshalb eintreten - und es gilt ja schließlich nur 
für ein Drittel aller öffentlichen Bediensteten -, weil 
auf diese Weise das gesamte öffentliche Dienstrecht 
auch pionierhaft neu gestaltet werden kann - do rt , 
wo man eine zweite Unterschrift unter Tarifverträge 
nicht ohne weiteres bekommt. Das ist doch ein ganz 
wesentlicher Punkt von Beamtenrecht neben allem 
anderen, was mit den besonderen Treuepflichten des 
Beamten zu tun hat. 

Deshalb ist der Ansatz, den wir wählen und der 
hier vielfältig dargestellt worden ist - das erspare ich 
mir jetzt -, von zusätzlichen Leistungselementen in 
Besoldungsordnung und Beförderung, von Mobilität 
auch dort , wo der Dienstherr sie fordern muß, und 
vom Vorgesetztenverhalten auszugehen, so unge-
heuer wichtig für die Effizienz des öffentlichen Dien-
stes, auch für das Klima in den Dienststellen. 

Wenn wir uns mit dem Krankenstand im öffentli-
chen Dienst vertieft beschäftigen müssen, kommt 
man doch zu erstaunlichen Ergebnissen: daß er nicht 
zuletzt ganz differenzie rt  nach den einzelnen Ebenen 
des öffentlichen Dienstes und den einzelnen Verwal-
tungen eintritt. Das liegt dann nicht an der Aufga-
benstellung oder dem Gesundheitszustand der Betei-
ligten, sondern an gutem oder schlechtem Arbeits-
klima, an engagierten guten oder schlechten Vorge-
setzten. Wir treten ausdrücklich dafür ein, die Vorge-
setzteneigenschaft als einen zu stärkenden Aspekt 
im öffentlichen Dienstrecht zu erkennen. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 	10431 

Bundesminister Manfred Kanther 

Ich muß Sie fragen, verehrte Kollegen von der 
SPD, die in 14 von 16 Bundesländern Mitverantwor-
tung in Regierungen trägt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schlimm genug!) 

10 von 16 Innenministern stellt - die Finanzminister 
habe ich gerade eben nicht nachgezählt -: Sie kön-
nen sich doch beim allerbesten Willen in so einer De-
batte nicht freizeichnen mit einem vielseitigen Ent-
schließungsantrag, wenn es um die Modernisierung 
des öffentlichen Dienstes geht und ich einmal 
schätze, daß zwei Drittel aller öffentlichen Bedienste-
ten unter dem Patronat eines sozialdemokratischen 
Dienstherrn stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der F.D.P. 
- Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Das ist doch ein knappes Angebot. Und deshalb, ver-
ehrte Kollegen: Das Neinsagen als Opposition kann 
auch zur Angewohnheit werden; das ist keine gute 
Angewohnheit. 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Sie 
zwingen uns doch dazu!) 

Deshalb haben sich Ihre Bundesratsmitglieder ja 
auch anders zu diesem Thema eingestellt und wer-
den sich auch weiterhin anders einstellen. Sie haben 
die Grundzüge des Reformwerks akzeptiert - gestat-
ten Sie, Herr Präsident, daß ich den Gedanken vor 
einer Zwischenfrage zu Ende führe -, sie haben eine 
Vielzahl von Vorschlägen eingebracht, die wir aufge-
nommen haben. 

Verehrte Kollegen von der SPD, Sie sagen nein zu 
den Vorschlägen der von Ihnen gestellten Dienst-
rechtsminister, wenn es darum geht, die modifizierte 
Polizeidiensttauglichkeit anzusprechen, Stellenplan-
obergrenzen zu öffnen. Herr Kollege, Sie müssen ei-
nen anderen Gesetzentwurf vorliegen haben als ich. 
Wenn Sie das nicht finden, verweise ich Sie auf § 26 
des Besoldungsgesetzes. 

Wir haben die Aufnahme der kommunalen Wahl-
beamten in die Direktionsmöglichkeiten der Länder 
und viele weitere Vorschriften aufgegriffen, weil der 
Bund nur 12 Prozent des Personals stellt und natür-
lich nicht allein die Bundesregierung bzw. die Mehr-
heit im Bundestag Zielvorstellungen abgeben kann. 
Der Bund hat vielmehr dafür zu sorgen, daß in 
Deutschland in Grenzen ein einheitliches, leistungs-
fähiges und bezahlbares Dienstrecht gilt, mit vielen 
Variationsmöglichkeiten. 

Bitte schön, Herr Kollege. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Krüger, 
bitte. 

Thomas Krüger (SPD): Herr Minister, würden Sie 
mir zustimmen, daß wir zum einen nicht nur nein ge-
sagt haben, sondern eine Vielzahl von Vorschlägen 
auf den Tisch gelegt haben, die im einzelnen disku-
tiert und bewe rtet werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo sind die 
denn?) 

und daß zum zweiten die konkreten Sachverhalte 
hinsichtlich der Versorgung auch von dem Versor-
gungsbericht abhängen? Mich würde einmal interes-
sieren, wann der von Ihnen lange angekündigte Ver-
sorgungsbericht endlich auf dem Tisch liegt. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Antje 
Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Manfred Kanther, Bundesminister des Innern: Aber 
Herr Kollege, was für eine Verkennung der Proble-
matik, die Effizienz des öffentlichen Dienstrechtes an 
seiner Versorgung festmachen zu wollen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Kollege, Sie gehen vom Denkansatz her in die 
Irre. Das Thema, das wir jetzt diskutieren, ist nicht 
mit dem Thema Versorgung gleichzusetzen. 

Im Herbst werde ich Ihnen den Versorgungsbe-
richt vorlegen. Ich hätte es gerne früher getan. Die 
Arbeit hat sich als außergewöhnlich schwierig erwie-
sen. Ich habe alle Kollegen, auch die in Ihren Reihen, 
davon unterrichtet, daß es mir lieber ist, die Heraus-
gabe um einige Monate zu verzögern, um dann um-
fassend und richtig zu informieren, 

(Dr. Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Zwei Jahre verzögert!) 

als einen volkswirtschaftlichen Sektor, der mit 
18 Millionen Menschen an diesem Thema hochinter-
essiert ist, mit Halbwahrheiten und un richtigen Sach-
verhalten zu füttern. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Sehr 
richtig! - Erwin Marschewski [CDU/CSU]: 

Sehr wahr!) 

Erst seit gut einem Jahr liegen die Daten der von Ih-
nen regierten Bundesländer vor, 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Hört! Hört!) 

die ich brauche, um den Versorgungsbericht zu er-
stellen. 

Die Koalition der Innenminister hat ein hohes In-
teresse an der Vorlage des Versorgungsberichts. Ich 
sage Ihnen aber: Es ist Methusalem-Denken, zu 
glauben, daß die Effizienz des öffentlichen Dienstes 
von der Gestaltung seines Versorgungsrechts ab-
hänge. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist Gott sei Dank nicht der Fall. 

Wir haben viele Vorschläge aufgenommen und nur 
ganz wenige zurückgewiesen. Wir werden an den 
bewährten Strukturen des öffentlichen Dienstrechts, 
auch an seiner Vielgestaltigkeit, festhalten. Dazu ge-
hört das Beamtenrecht. 

Herr Kollege, Sie haben von mir mit Sicherheit 
noch nie gehört - das werden Sie auch nie hören -, 
daß für mich die Grenzen der Modernisierung durch 
die hergebrachten Grundsätze des Beamtenrechts 
fixiert sind, ohne Rücksicht darauf, ob sie vernünftig 
sind. Wenn ich den notwendigen Modernisierungs- 
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bedarf innerhalb dieser Grenzen und des A rt . 33 
Abs. 5 nicht erfüllen könnte, würde ich wie auch bei 
anderen Gelegenheiten vor Sie treten und sagen: Wir 
müssen die Verfassung ändern. Das aber ist doch ge-
rade nicht der Fall. Der Modernisierungsbedarf ist in-
nerhalb vernünftig verstandener, fortgeschriebener 
Grenzen zu erfüllen. 

(Beifall des Abg. Dr. Burkhard Hirsch 
[F.D.P.]) 

Das ist doch gerade die Aufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da gibt es Dinge, die wir nicht mitmachen werden. 
Dazu gehört zum Beispiel die Einführung der 
Zwangsteilzeit für junge Beamte. Dadurch nämlich 
kämen wir automatisch in die Lage, daß der junge 
Beamte, der in den Dienst tritt, von seinem Salär, das 
ihm der Staat gewährt, seine Familie nicht mehr un-
terhalten kann, 

(Beifall der Abgeordneten Eduard Oswald 
[CDU/CSU] und Dr. Burkhard Hirsch 

[F.D.P.]) 

auf den Nebenjob angewiesen ist und damit die Bin-
dung des Beamten an den Dienstherrn und seine 
Aufgabe verlorengeht. Das werden wir nicht tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein zweiter Aspekt des Länderpakets, der von 
Gewicht ist - es gibt eigentlich nur diese beiden 
Punkte -, ist der Dienstvorgesetzte auf Zeit. Das kon-
krete Modell lautete: Er wird zweimal für fünf Jahre 
berufen. Wenn er dann nichts taugt, weil er auf sei-
nen Meriten eingeschlafen ist, wird die Besoldung 
abgesenkt und er auf eine andere Stelle gesetzt. 

Meine Damen, meine Herren, ich bestreite nicht, 
daß es in seltenen Fällen nach zehn Jahren einen ein-
geschlafenen Obervorgesetzten geben kann. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Die Kolle-
gen von der SPD wissen das!) 

Ich kenne auch einige solcher Fälle. Machen Sie 
dann aber doch bitte einen vernünftigen Vorschlag, 
wie man so etwas regeln kann. Dann nehmen Sie 
sich Mut und fordern eine Sonderpensionierungsvor-
schrift, oder schaffen Sie politische Beamte in der 
ausreichenden Zahl - das Institut kennen wir -, die 
man ohne Begründung ablösen kann, wenn man sie 
nicht mehr will. Aber setzen Sie doch nicht die Fik-
tion in die Welt, Sie könnten den Regierungspräsi-
denten, weil er auf seinen Me riten eingeschlafen ist, 
anschließend als Abteilungsleiter für Polizeiwesen 
oder Schulen oder Wasserwirtschaft oder Umwelt-
schutz im Lande verwenden. Über einen solchen 
Wasserwirtschaftsvorgesetzten lachen doch die Hüh-
ner! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Andere Vorschläge, die im Zusammenhang mit 
Teilzeit am Anfang der Berufsaufnahme diskutiert 
worden sind, gehen dahin, zum Beispiel Zweidrittel

-

beamte für fünf Jahre einzuführen und sie dann wäh-
len zu lassen, ob sie Ganzzeitbeamte werden wollen. 

Das bedeutet, daß Sie nach fünf Jahren ein Drittel 
mehr Stellen vorhalten müssen; denn die werden das 
aus Gründen der Absicherung zunächst alle wählen, 
selbst wenn sie sich später - Mütter zum Beispiel - 
beurlauben lassen. Sie werden als Zweidrittelleute 
anfangen und später Dreidrittelleute werden wollen. 
Wenn Sie ein solches Stellenaufwuchsprogramm für 
vertretbar halten, dann müssen Sie das sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Oder Sie können einen anderen Weg gehen: Sie 
können Zweidrittellehrer als Angestellte einstellen. 
Wenn Sie in Gottes Namen Lehrer nicht als Beamte 
wollen - was ich für falsch halte -, warum stellen Sie 
sie dann in den vielen von Ihnen regierten Ländern 
nicht als Angestellte ein? Und wenn Sie sie als Zwei

-

drittelangestellte haben wollen, dann stellen Sie sie 
doch als Zweidrittelangestellte ein! Wenn ich mich 
umschaue, sehe ich das aber unter sozialdemokrati-
scher Regierung kaum. Die Sache kann also nicht 
ganz hasenrein sein; sonst würden Sie doch wenig-
stens in den Ländern, in denen Sie die Mehrheit ha-
ben, Ihre eigenen Vorschläge anwenden. 

Ich möchte gern, daß wir in dieser Angelegenheit 
nicht künstliche Gegensätze züchten. Ich möchte 
gern, daß wir - vermutlich auch noch im Bundesrat, 
wenn ich Ihre heutige Einlassung recht verstehe - zu 
vernünftigen Beschlüssen kommen, die der Praxis 
standhalten. Ich weiß um den Erneuerungsbedarf 
der öffentlichen Verwaltung weit über das Dienst-
recht hinaus. Noch nie war eine Regierung so dabei, 
an allen Punkten anzupacken, was sich in der 
Scholz-Kommission widerspiegelt, Stellenpläne 
schlanker zu machen, Aufgaben abzubauen, das 
Haushaltsrecht neu zu ordnen, Statistik zu durchfor-
sten und zurückzuführen, Informationstechnologie 
statt Personal einzusetzen und in der Verwaltung neu 
einzubringen. Dies alles geschieht jetzt mit Nach-
druck. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen beispielsweise - ich werde immer 
gern konkret -, daß die von mir zusammengeführten 
Abteilungsleiter aller Ministe rien innerhalb eines 
halben Jahres 45 Statistiken mit einer Ersparnis von 
12 Millionen DM Aufwand aus dem Statistikbedarf 
des Bundes entfernt haben. Ich habe in meinem Ver-
antwortungsbereich eine Wiederbesetzungssperre 
jenseits aller Haushaltssperren verordnet und damit 
572 unbesetzte Stellen erwirtschaftet. Wir haben 
durch die Einführung von Plafonds und mit Budge-
tierungsmaßnahmen, probeweise erst mit fünf, jetzt 
mit mehr Budgets, die wir im neuen Haushalt vorse-
hen wollen, die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß in der Verwaltung nach der A rt  von Betrieben 
neue Erfahrungen im selbständigen Umgang mit 
Geld gemacht werden können. Wir haben völlig 
neue Modelle auch im Zusammenhang mit dem 
Bonn-Berlin-Umzug in der Informationstechnologie 
aufgelegt. Da gibt es noch viele Massenarbeiten, die 
wir aus dem öffentlichen Bereich herausnehmen und 
bei Privaten kostengünstig ansiedeln können. Aber 
man kann nicht beides haben: den öffentlichen 
Dienst, wie Sie es jahrelang gefordert haben, als 
Personalreservoir für die gewerbliche Wi rtschaft zu 
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nutzen und gleichzeitig die Rationalisierung von 
Massenarbeiten zu betreiben und aus dem öffentli-
chen Dienst auszulagern. Dann gehen die Scheren 
nicht mehr zusammen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Das heißt also: Wir müssen sehr konkret arbeiten, 
und wir müssen weg von den Phrasen. Nur das Er-
gebnis rechtfertigt den stimmlichen Aufwand. Das 
Ergebnis wollen wir als Bundesregierung zusammen 
mit den sozialdemokratischen Ländern und Kommu-
nen erzielen. Deshalb bitte ich Sie darum, daß Sie Ih-
ren Einfluß einsetzen, daß dieses wichtige Reform-
vorhaben im Bundesrat einen glatten Durchgang er-
hält. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Reform des öffentlichen Dienstrechts. Das 
sind die Drucksachen 13/3994 und 13/5057 Nr. 1. Ich 
bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Aus-
schußfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Opposition ange-
nommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 
13/5073. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen gegen die Stimmen der SPD-Fraktion 
bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf des Bundesrates zur Änderung dienstrechtli-
cher Vorschriften auf Drucksache 13/1190. Der In-
nenausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/5057 Nr. 2, 
den Gesetzentwurf abzulehnen. Ich lasse über 
den Gesetzentwurf des Bundesrates auf Drucksache 
13/1190 abstimmen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der SPD-Fraktion bei Stimmenthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS abgelehnt. Damit 
entfällt nach unserer Geschäftsordnung die weitere 
Beratung. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf des Bundesrates zur Änderung des Be-
amtenrechtsrahmengesetzes, Drucksache 13/1447. 
Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/5057 
Nr. 2, auch diesen Gesetzentwurf abzulehnen. Ich 
lasse über den Gesetzentwurf des Bundesrates auf 
Drucksache 13/1447 abstimmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der Gruppe der PDS gegen die Stimmen der SPD bei 
Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grünen abge-
lehnt. Damit entfällt nach der Geschäftsordnung die 
weitere Beratung. 

Abstimmung über den Gesetzentwurf des Bundes-
rates zur Anrechnung von Dienstzeiten im Angestell-
tenverhältnis auf die beamtenrechtliche Probezeit, 
Drucksache 13/4385. Der Innenausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 13/5057 Nr. 2, den Gesetzentwurf 
abzulehnen. Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf 
des Bundesrates auf Drucksache 13/4385 abstimmen. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt da-
gegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist in 
zweiter Beratung mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Opposition abge-
lehnt. Auch damit entfällt nach unserer Geschäfts-
ordnung die weitere Beratung. 

Beschlußempfehlung des Innenausschusses zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur 
Verwaltungsreform. Das ist die Drucksache 13/5057 
Nr. 3. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/2464 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS bei Stimmenthal-
tung der SPD-Fraktion angenommen. 

Erste Beschlußempfehlung des Innenausschusses 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur Modernisie-
rung der öffentlichen Verwaltung. Das ist die Druck-
sache 13/5057 Nr. 4 a. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Abschnitt III des Antrags auf Drucksache 13/2206 ab-
zulehnen und die übrigen Punkte einer späteren Be-
schlußfassung vorzubehalten. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Wir kommen zur ersten Beschlußempfehlung des 
Innenausschusses zu dem Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zur Nutzung der Reform des 
Dienstrechts für die Verwaltungsmodernisierung. 
Das ist die Drucksache 13/5057 Nr. 4 b. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Abschnitt II des Antrags auf Drucksa-
che 13/4076 abzulehnen und die übrigen Punkte ei-
ner späteren Beschlußfassung vorzubehalten. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
bei Stimmenthaltung der SPD angenommen. 
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Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des Ge-
setzentwurfes der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zur Änderung des Grundgesetzes auf Drucksache 
13/4730 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vor. Sind Sie damit einverstanden? - 
Dann  sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 6 a bis 6 f 
auf: 

Petitionsdebatte 

a) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 48 zu Petitionen 
(Änderung des § 81 des Soldatenversor-
gungsgesetzes) 

- Drucksache 13/1768 - 

b) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 22 zu Petitionen 
(Keine Benachteiligung von Personen auf-
grund sexueller Identität. Gleichstellung 
anderer Lebensgemeinschaften mit der 
Ehe) 

- Drucksache 13/820 - 

c) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 32 zu Petitionen 
(Tilgung lebenslanger Freiheitsstrafen aus 
Bundeszentralregister und polizeilichem 
Führungszeugnis) 

- Drucksache 13/1326 - 

d) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 107 zu Petitionen 
(Jagdflugzeug „Eurofighter 2000") 

- Drucksache 13/3901 - 

e) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 115 zu Petitionen 
(Abschaffung der lebenslangen Freiheits-
strafe) 

- Drucksache 13/4376 - 

f) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 116 zu Petitionen 
(Ausbau von Elbe, Saale und Havel) 

- Drucksache 13/4377 - 

Es  liegen zwei Änderungsanträge der SPD und 
fünf Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vor. Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat 
ist für die gemeinsame Aussprache eine Stunde vor-
gesehen, wobei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zehn Minuten erhalten soll. - Ich sehe und höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat die Kolle-
gin Christa Nickels, Bündnis 90/Die Grünen. 

Darf ich die Kolleginnen und Kollegen, die an die-
ser Debatte nicht teilnehmen, darum bitten, das Ple-
num möglichst schnell und geräuschlos zu verlassen. 
Frau Kollegin Nickels, warten Sie noch einen Augen-
blick. - Ich glaube, jetzt ist genügend Ruhe. Sie ha-
ben das Wort . 

Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir schicken uns an, in einer Stunde eine 
Kraut-und-Rüben-Debatte zu halten. Allein das ist 
meines Erachtens schon geschäftsordnungswidrig. 

Wir behandeln hier sechs Petitionen, die inhaltlich 
nicht das mindeste miteinander zu tun haben. Ich 
will Ihnen einmal die Themen der Petitionen nennen, 
bei denen sich die Bürgerinnen und Bürger teilweise 
mit 80 000 Unterschriften die Mühe gemacht haben, 
sich an das Parlament zu wenden, die wir in einer 
Stunde beraten. 

Erstens handelt es sich um eine Petition gegen die 
Diskriminierung von Schwulen und Lesben. 

Zweitens handelt es sich um Petitionen, die sich 
mit der Abschaffung der lebenslangen Freiheitsstrafe 
befassen. 

Drittens handelt es sich um Petitionen, die das Be-
gehren haben, das Projekt „Jäger 2000" zu stoppen. 
Dazu haben 50 Organisationen aus Kirchen, Wohl-
fahrtsverbänden und Friedensgruppen insgesamt 
80 000 Unterschriften von Bürgerinnen und Bürgern 
über lange Zeit gesammelt, draußen viele Debatten 
geführt und an uns überwiesen mit der Erwartung, 
daß der Petitionsausschuß das Ganze so aufbereitet, 
daß es im Parlament ordentlich und sachgerecht zur 
Kenntnis gebracht und debattiert wird. 

Weiter haben wir Petitionen vorliegen, die sich mit 
den Ausbaumaßnahmen an Elbe, Saale und Havel 
befassen, in denen sich Bürgerinnen und Bürger aus 
den fünf neuen Bundesländern, die weiß Gott sehr 
mit der neuen Situation beschäftigt sind, um den Um-
weltschutz große Gedanken machen und sich hiermit 
intensiv befaßt haben. Auch das beraten wir in dieser 
einen Stunde. 

Wir beraten außerdem einen tragischen Einzelfall 
eines Mannes, der an einer schweren krebsähnlichen 
Asbestose erkrankt ist und der zu Recht erwartet, 
daß mit seinem Anliegen ernsthaft umgegangen 
wird. 

Diese grundverschiedenen Anliegen, bei denen 
man als normaler Mensch mit gesundem Menschen-
verstand sagen muß, daß sie nichts miteinander zu 
tun haben, müssen wir heute in einer verbundenen 
Debatte innerhalb von 60 Minuten abhandeln. Eine 
verbundene Debatte bedeutet nach der Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages, daß man in-
haltsähnliche, sachgleiche Papiere und Anträge in ei-
ner gemeinsamen Aussprache miteinander beraten 
kann. Davon kann hierbei überhaupt keine Rede 
sein. Ich finde dieses Verfahren absolut unwürdig 
und überhaupt nicht in Übereinstimmung zu bringen 
mit dem hohen Rang, den das Petitionsrecht hat, und 
mit der Mühe, die sich die Bürgerinnen und Bürger 
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gemacht haben, um sich an das Parlament zu wen-
den. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS sowie des Abg. 

Eckart von Klaeden [CDU/CSU]) 

Ich möchte ganz klar sagen: Die Arbeit des Peti-
tionsausschusses und die Petitionen der Bürgerinnen 
und Bürger - es waren im letzten Jahr 9 Prozent 
mehr als im vorletzten Jahr, über 21 000 - sind von 
diesem Parlament nicht wie ein Gemischtwarenladen 
zu behandeln, wo man nach eigenem Gusto die Rol-
laden raufmacht, einmal durchmarschiert, wieder 
rausmarschiert, die Rolladen runtermacht nach dem 
Motto: Schluß und vorbei, unserer Pflicht ist Genüge 
getan. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS sowie des Abg. 

Eckart  von Klaeden [CDU/CSU]) 

Wie konnte es dazu kommen? Das ist ein einmali-
ger Vorgang. Der erste Grund dafür liegt da rin, daß 
von seiten des Parlamentarischen Geschäftsführers 
der CDU/CSU-Fraktion seit dem letzten Jahr hart-
näckig die geschäftsordnungswidrige Meinung ver-
treten wird, daß die Fraktionen ihre Änderungsan-
träge zu strittigen Petitionen aus ihrem eigenen 
Redezeitkontingent im Deutschen Bundestag bera-
ten müssen. Das ist natürlich absurd und völlig ge-
schäftsordnungswidrig. Das Petitionsrecht verlangt - 
ich zitiere § 112 Abs. 2 der Geschäftsordnung -, daß 
die Berichte des Petitionsausschusses gedruckt, ver-
teilt und innerhalb von drei Sitzungswochen nach 
der Verteilung auf die Tagesordnung gesetzt, bera-
ten und beschlossen werden müssen. Hier wird also 
da, wo es einem nicht paßt, nach Gutsherrenmanier 
von der Geschäftsordnung abgewichen. Ich finde 
das unerträglich und nicht hinnehmbar. 

Das hat dazu geführt, daß diese Petitionen gescho-
ben und geschoben worden sind und wir geschäfts-
ordnungswidrig nicht imstande waren, den Leuten 
einen Bescheid zu schicken. Wir haben sie im Petiti-
onsausschuß über alle Fraktionsgrenzen hinweg 
gründlich beraten. Die Berichterstatter aller Fraktio-
nen haben sich sehr große Mühe gemacht, auch bei 
verschiedener Auffassung. Wir können aber die Be-
scheide erst dann abschicken, wenn der Bundestag 
insgesamt beschlossen hat, was bisher verhindert 
worden ist. 

Wir haben als Petitionsausschuß keine Konfrontati-
onslinie gesucht, sondern wir waren uns mit allen 
Obleuten einig, daß wir das Problem hier noch ein-
mal darlegen, weil man es vielleicht nicht richtig ge-
sehen hat, und haben es an Frau Präsidentin Süss-
muth mit der Bitte übermittelt, dafür Sorge zu tragen, 
daß das Ganze auf die Tagesordnung gesetzt wird. 
Das hat zu einer lebhaften Debatte im Ältestenrat ge-
führt, in der aber der Geschäftsführer der CDU/CSU-
Fraktion nicht bereit war, von seiner Meinung abzu-
gehen. Das alles wurde ausgesetzt. 

Wir haben versucht, einen Weg in Güte zu finden, 
und haben, auch sehr vom Parlamentspräsidium un-
terstützt, versucht, eine Erweiterte öffentliche Aus-
schußsitzung dazu zu machen. Bekanntlich ermög

-

licht uns die Parlamentsreform - diese kleinere Re-
form, dieses Reförmchen vom letzten Jahr -, das Ple-
num zu entlasten und gleichzeitig in einer A rt  Ersatz-
plenardebatte die Aufmerksamkeit der betroffenen 
Menschen und auch der Fachöffentlichkeit noch ein-
mal gebündelt zum Tragen zu bringen. 

Wir haben das seit einem halben Jahr mit viel 
Mühe in einer gründlichen Debatte im Petitionsaus-
schuß diskutiert und viele Ungereimtheiten, die bei 
der Reform im Verfahren nicht bedacht worden sind, 
selber ausgeräumt, weil die Petitionen ja ein Sonder-
fall im Deutschen Bundestag sind. Wir haben nach 
Voranfrage bei der Verwaltung schon zeitig nach der 
Osterpause einen einzigen Termin angeboten be-
kommen, und zwar den 26. Juni nachmittags. Diesen 
brauchten wir zu diesen uns heute zur Beratung vor-
liegenden Petitionen dringend, weil wir sonst Pro-
bleme bekommen hätten. Sobald einer dieser Peten-
ten gegen uns klagen würde, weil wir ihm seit Mona-
ten keinen Bescheid schicken, würde er wahrschein-
lich recht bekommen. 

Wir mußten also diese Petitionen beraten. Es wa-
ren im Januar 1996 bereits 14, die weit über der Frist 
lagen. Im März lagen einige schon über ein Jahr vor. 
Wir haben gesagt: Gut, das machen wir dann. Wir 
drängen von uns aus nicht. Am 26. findet diese Er-
weiterte öffentliche Ausschußsitzung statt. - Es war 
also alles in trockenen Tüchern. 

Woran ist es gescheitert? An zwei fehlenden Steno-
graphen. Das wurde uns so übermittelt. 

(Christel Hanewinckel [SPD]: Das kann ja 
wohl nicht sein!) 

Herr Kollege Reuter, Obmann der SPD, würde sagen: 
„Da lacht die Koralle" , wobei ihm das Lachen im 
Halse steckenbleibt. 

So hat man sich darauf verständigt - damit die zu-
ständige Stelle im Parlament nicht vielleicht im Laufe 
der Sommerpause die Klage eines empörten und 
geschäftsordnungskundigen Petenten bekommt -, 
diese Debatte heute zu führen. 

Ich möchte Ihnen sagen, meine Damen und Herren 
Geschäftsführer: Ich danke Ihnen nicht dafür, daß 
man uns jetzt hier mit einer besseren Redezeit be-
dacht hat. Ich gehe davon aus, daß das der letzte Fall 
dieser Art  war, der letzte Fall einer Kraut-und-Rü-
ben-Debatte, der letzte Fall, wo eine Erweiterte öf-
fentliche Ausschußsitzung mit dem Argument, zwei 
Stenographen fehlten, verhindert worden ist. Das 
vertragen auch die Abgeordneten nicht, die bei uns 
zusätzlich diese Arbeit machen. Im letzten Jahr hat-
ten wir über 4 000 Berichterstattungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So fleißig sind 
wir! Das muß mal gesagt werden!) 

Das heißt, alle Kollegen im Petitionsausschuß ma-
chen unheimlich viel zusätzlich zu dem, was jeder 
normale Abgeordnete in anderen Ausschüssen tut. 
Wir sind, wenn wir lange planen und das gründlich 
besprechen, auf eine verläßliche Planung angewie-
sen, wann und wie unsere Debatten hier stattzufin-
den haben. Ich hoffe, das war das letztemal so pro-
blematisch. 
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Da meine Redezeit sehr knapp ist, möchte ich auch 
davon Abstand nehmen, in einem Hürdenlauf sozu-
sagen den Bauchladen der grünen Änderungsan-
träge zu sechs ernstzunehmenden Petitionen auszu-
breiten. Die Interessie rten können diese Änderungs-
anträge lesen und unsere Meinung erfahren, wie wir 
das Anliegen der Petenten gerne unterstützen wol-
len. Man kann das auch gerne verschicken. 

Ich schließe meine Ausführungen mit der Hoff-
nung, daß die Debatten demnächst anders stattfin-
den. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD - Eduard Oswald [CDU/CSU]: 
Das war jetzt zur Sache? Kein Wo rt  zum 

Inhalt!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Frederick Schulze, CDU/CSU. 

Frederick Schulze (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Frau Nickels, Sie 
haben sehr engagiert gesprochen. Ich freue mich 
über Ihr Engagement. Mehr hätte ich mich natürlich 
gefreut, wenn Sie zur Sache gesprochen hätten. 

Unsere Geschäftsführer sind sehr wohl offen für 
Petitionen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Man muß an dieser Stelle festhalten, daß diese Peti-
tionen entschieden sind. Nur auf Grund der Ände-
rungsanträge, die Sie eingebracht haben, befassen 
wir uns überhaupt noch mit diesem Thema. 

(Christel Hanewinckel [SPD]: Das ist ja 
wohl unser gutes Recht!)  

Ich komme zum Thema. Eine Petition, die Sie an-
gesprochen haben - sie wird durch 80 000 Unter-
schriften unterstützt -, wendet sich gegen die Ent-
wicklung und Anschaffung des europäischen Jagd-
flugzeuges „Eurofighter 2000" für die Bundeswehr. 
Hierzu gibt es klare Entscheidungen des Fachaus-
schusses. Man muß die Notwendigkeit einer Be-
schaffung erkennen. Die zur Zeit geflogenen Maschi-
nen sind, wenn neue beschafft werden, etwa 40 Jahre 
alt und können durchaus zu einem Sicherheitsrisiko 
werden. 

Wir werden auch die technische Weiterentwick-
lung nicht aufhalten wollen. Ich meine - auf diese 
Fragen wird gleich noch der ehrenwerte Kollege Nol-
ting fachlich eingehen -, wir sollten bei dem bleiben, 
was im Fachausschuß eindeutig entschieden wurde. 
In diesem Zusammenhang möchte ich ausdrücklich 
betonen, daß ich die Position des Bundesministers 
Rühe - auch während der derzeitigen Diskussion 
über den Haushalt - unterstütze. 

Ich komme zur Sammelübersicht 48. Einem Peten-
ten geht es darum, daß § 81 des Soldatenversor-
gungsgesetzes so geändert wird, daß eine Wehr-
dienstbeschädigung auch dann anerkannt wird, 
wenn noch keine Gesundheitsstörung vorliegt. Das 

muß man sich auf der Zunge zergehen lassen. Als 
Angehöriger der Marine hatte der Petent 25 Jahre 
seinen Dienst verrichtet und ist auch auf asbestbela

-

steten Schiffen eingesetzt gewesen. Wir haben im 
Petitionsausschuß auch dieses Petitionsverfahren 
mehrheitlich abgeschlossen. 

Ich möchte ganz kurz auf die Begründung einge-
hen. Ich habe durchaus Sympathie für das Petitum. 
Aber wir müssen auch erkennen, daß die Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn in keiner Weise verletzt wor-
den ist, da diese Schiffe seinerzeit nach dem mo-
dernsten Stand der Technik gebaut wurden und Ge-
sundheitsrisiken nicht bekannt waren. 

Der Petent hatte eine Klage vor dem Sozialgericht 
Schleswig eingereicht. Diese ist abgewiesen worden. 
Das Verfahren ist formal korrekt verlaufen und er-
laubt keinen korrigierenden Eingriff durch den Aus-
schuß. 

(Wolfgang Dehnel [CDU/CSU): So ist es!) 

Der Petent forde rt , daß er im Falle eines noch nicht 
stattgefundenen Schadens - das möchte ich unter-
streichen - die Kosten für den Risikozuschlag seiner 
Krankenkasse und für notwendige Vorsorgeuntersu-
chungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz von 
seinem Arbeitgeber erstattet bekommt. 

(Amke Dietert-Scheuer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Eine Asbestose ist sehr wohl ein 

Schaden!) 

Die Gesetzeslage ist eindeutig; genau das hat der Pe-
titionsausschuß zu prüfen. 

(Bernd Reuter [SPD]: Nein, nein! Ob wir das 
Gesetz ändern können!) 

- Lieber Herr Kollege Reuter, ich weiß doch, daß Sie 
nachher darauf eingehen. Deshalb können Sie sich 
Ihre Bemerkung jetzt sparen. 

(Bernd Reuter [SPD]: Nein!) 

Alle Vorschriften, die versorgungsrechtliche Tatbe-
stände beinhalten, setzen voraus, daß ein einen kon-
kreten Körperschaden verursachendes Ereignis be-
reits stattgefunden haben muß. Das ist in diesem Fall 
nicht gegeben. 

Ich weise noch einmal darauf hin, daß der Dienst-
herr seine Fürsorgepflicht nicht verletzt hat und daß 
das Urteil des Sozialgerichtes in Schleswig nicht an-
zuzweifeln ist. 

Ich plädiere dafür, daß wir beide Verfahren end-
gültig abschließen. Ich sehe keinen Anlaß, das Ge-
setz zu ändern - auch wenn wir gleich etwas anderes 
suggeriert bekommen sollten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Bernd Reuter, SPD-Fraktion. 

Bernd Reuter (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich kann Frau Nickels nur bei- 
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pflichten, daß es nicht möglich ist, in einer so kurzen 
Debatte wie dieser eine Vielzahl höchst unterschied-
licher Petitionen sachgerecht zu behandeln. Doch 
das sind wir den Bürgerinnen und Bürgern, die sich 
vertrauensvoll an uns gewandt haben, schuldig. Sie 
haben sich auf ihre Weise für unser Land und unsere 
Demokratie engagiert. Das dürfen wir nicht ignorie-
ren. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir müssen diesem Engagement vielmehr die ge-
bührende Aufmerksamkeit schenken. Es ist unsere 
Pflicht als Abgeordnete, hochgeschätzter Kollege 
Frederick Schulze, unsere Ohren aufzusperren, zuzu-
hören und gemeinsam zu versuchen, die Probleme 
der Menschen zu lösen. 

Lassen Sie mich auf drei Änderungsanträge einge-
hen. Bündnis 90/Die Grünen haben zur Petition auf 
Sammelübersicht 32 einen Änderungsantrag einge-
bracht, den wir in der vorliegenden Form nicht unter-
stützen können. Es ist wohl unbestritten, daß wir in 
der heutigen Zeit über Sinn, Zweck und Auswirkung 
des Strafvollzugs in unserem Lande nachdenken 
müssen. Aber eine Abschaffung der lebenslangen 
Haft  halten wir nicht für sinnvoll, da nach 15 Jahren 
Haft eine Entlassung der Inhaftierten bei positiver 
Prognose sowieso geprüft werden muß. Diesen Weg 
hat uns das Bundesverfassungsgericht vorgegeben. 

Eine Verbesserung der Haftbedingungen von 
Menschen, die eine lebenslange Haftstrafe verbü-
ßen, sollte jedoch nicht aus den Augen verloren wer-
den. Was bringt es einem Inhaftierten, wenn er nur 
15 Jahre Haft bekommt, aber danach wegen einer 
negativen Beurteilung der Entwicklung seiner Per-
sönlichkeit in Sicherungsverwahrung genommen 
wird? Wir können deshalb diesen Änderungsantrag 
nicht mittragen. 

Dem Änderungsantrag des Bündnisses 90/Die 
Grünen zur Petition auf Sammelübersicht 107 stim-
men wir dagegen uneingeschränkt zu. Es handelt 
sich hierbei um eine Massenpetition, die die Ent-
wicklung und Anschaffung des Eurofighters 2000 zu 
verhindern sucht. Abgesehen davon, daß unsere 
Fraktion der Entwicklung dieses Flugzeuges sowieso 
ablehnend gegenübersteht, halten wir es für ange-
bracht, die Petition, die von 80 000 Bürgerinnen und 
Bürgern unterschrieben wurde, der Bundesregierung 
zur Kenntnis zu bringen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich bin nicht der Meinung des Kollegen Schulze, 
daß es richtig ist, wie der Fachausschuß entschieden 
hat. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Ich bin vielmehr der Meinung, daß die Politik flexibel 
auf Entwicklungen in der Bevölkerung reagieren 

muß. Wo haben Sie eigentlich noch den Feind, den 
Sie mit Ihren Fightern bekämpfen wollen? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zuruf des Abg. 

Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]) 

- Für jede Aussage wird sich eine Belegstelle finden 
lassen, Herr Kollege Nolting. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Reuter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Schulze? 

Bernd Reuter (SPD): Ich gestatte dem Kollegen 
eine Zwischenfrage. 

Frederick Schulze (CDU/CSU): Herr Kollege, Sie 
geben doch zu, daß wir bereits im Petitionsausschuß 
und nicht nur im Fachausschuß diese Petition behan-
delt und entschieden haben. Ich gehe davon aus, daß 
der Fachausschuß, in dem die Mitglieder Ihrer Frak-
tion ebenfalls zugestimmt haben, mit hoher Sach-
kompetenz ausgestattet ist. 

Bernd Reuter (SPD): Lieber Kollege Frede rick 
Schulze, ich bin davon überzeugt, daß der Fachaus-
schuß mit großem Sachverstand ausgestattet ist, zu-
mal ich weiß, daß Sie darin sitzen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Es ist nach § 112 der Geschäftsordnung doch unser 
Recht, über diesen Gegenstand eine Debatte zu füh-
ren, wenn wir im Fachausschuß unterliegen. Von die-
sem Recht machen wir Gebrauch. Daß Sie heute Ihre 
Haltung ändern werden, habe ich nicht erwartet. 

(Frede rick Schulze [CDU/CSU]: Dann 
danke ich Ihnen!) 

- Gut. 

Auch auf die Gefahr hin, daß ich mich wiederhole, 
stelle ich fest: Wenn wir einerseits den Vertrauens-
verlust bei den Menschen gegenüber der Politik und 
dem Parlament beklagen, müssen wir doch anderer-
seits Maßnahmen ergreifen, Vertrauen wiederherzu-
stellen. Das erreichen wir am besten mit der ange-
messenen Behandlung von Petitionen. 

Ich komme nun zu einer Petition, die mir sehr am 
Herzen liegt und die auch der Kollege Schulze ange-
sprochen hat. In dieser Petition aus dem Jahre 1994 
führt ein Petent Klage, der als Bundeswehrsoldat 
25 Jahre Dienst auf Schiffen geleistet hat. Wegen des 
Lungenkrebsrisikos wurde ärztlicherseits eine Vor-
sorgeuntersuchung durchgeführt, bei der eine As-
bestose festgestellt wurde. Weil es sich um Schiffe 
handelte, die asbestverseucht waren, ist ein Kausal-
zusammenhang gegeben. Der Petent wollte darauf-
hin seine Wehrdienstbeschädigung feststellen las-
sen. Das wurde abgelehnt. Daß seine Klage gegen 
die Ablehnung erfolglos blieb, hängt damit zusam-
men, daß der entsprechende § 81 des Soldatenversor-
gungsgesetzes nicht zieht. 
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Bernd Reuter 

Also wendet er sich mit der Bitte an den Petitions-
ausschuß, dafür Sorge zu tragen, daß wir eine Ände-
rung dieses Paragraphen anstoßen. Ich möchte dem 
Menschen helfen. Ich möchte mitwirken, daß hier 
eine Wehrdienstbeschädigung anerkannt werden 
kann. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
wundern uns manchmal sehr, wie die Mehrheit die-
ses Hauses mit solchen Fällen umgeht. Das Gesetz 
und die Bürokratie vertreten hier den Grundsatz: Aus 
den Augen, aus dem Sinn. Das werden wir so nicht 
hinnehmen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Der Mann ist gesundheitlich gefährdet. Er lebt mit 
dem Risiko: Er kann jeden Moment an Krebs erkran-
ken. Er hat die Asbestose in seinem Körper. Sie kam 
nur noch nicht zum Ausbruch. Es genügt nicht, sich 
in Sonntagsreden für den Ehrenschutz von Soldaten 
einzusetzen und sich in der praktischen Politik kalt-
herzig über die Probleme dieser Soldaten hinwegzu-
setzen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Gerhard Jüt

-

temann [PDS] - Widerspruch bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wir tragen eine Fürsor-
gepflicht auch für Soldaten, die bereits aus dem akti-
ven Dienst ausgeschieden sind. Unser Handeln muß 
sich daher an den wirklichen Sorgen dieser Men-
schen orientieren. Deshalb plädiert die Bundestags-
fraktion der SPD dafür, diese Petition der Bundesre-
gierung zur Erwägung zu überweisen. Denn wir sind 
der Auffassung, daß hier dringender Handlungsbe-
darf besteht. 

Ich hätte mich gefreut, wenn Sie, Herr Kollege 
Schulze, als ehemaliger Berufssoldat einmal über Ih-
ren Schatten gesprungen wären und sich an unsere 
Seite gestellt hätten, um diesem Menschen, der in 
Not ist, wirklich zu helfen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Es kann doch nicht wahr sein, daß er jetzt in die 
Krankenkasse einen erhöhten Beitrag, einen Risiko-
zuschlag zahlen muß, weil er diese Asbestose hat, 
und Sie sagen: Das hat mit dem Dienstherrn nichts 
zu tun. - Dieser Auffassung kann ich mich nicht an-
schließen. 

Meine Damen und Herren, die Arbeit im Petitions-
ausschuß ist in der Regel von vertrauensvoller Zu-
sammenarbeit aller Fraktionen und Gruppen dieses 
Hauses geprägt. 

(Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]: Wohl 
wahr!) 

Das ist gut so. Es geht bei den meisten Petitionen um 
das Schicksal einzelner Bürgerinnen und Bürger. Es 
kommt aber auch vor, daß Petitionen auf Probleme 
hinweisen, die grundsätzlicher Natur sind und die in 
der politischen Auseinandersetzung gelöst werden 
müssen. 

Unser Land und unsere Gesellschaft verändern 
sich rasant. Die Petitionen sind dafür ein gutes Baro-
meter. Wir sollten die Chance nutzen, die Anregun-
gen der Petenten aufzunehmen und in unsere All-
tagsarbeit als Politiker einzubeziehen. Ich bitte Sie 
darum sehr herzlich, den Änderungsanträgen zu den 
Petitionen auf den Sammelübersichten 48 und 107 
zuzustimmen, damit die darin angesprochenen Anre-
gungen und Probleme nicht in der Versenkung ver-
schwinden, sondern auf der Tagesordnung bleiben. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß noch eine 
Anmerkung zu dem merkwürdigen Verfahren. Wenn 
wir uns selbst ein Regelwerk geben, nämlich eine 
Geschäftsordnung, dann können wir auch erwarten 
und verlangen, daß unsere Parlamentarischen Ge-
schäftsführer und alle, die dafür Verantwortung tra-
gen, wie die Tagesordnung zusammengesetzt wird, 
nach diesem Regelwerk verfahren. Wenn die Men-
schen unseres Landes, die Bürgerinnen und Bürger, 
erfahren, daß wir ihre Sorgen insofern nicht ernst 
nehmen, als es dem einen oder anderen nicht paßt, 
daß kritische Themen hier erörtert werden, dann 
warte ich schon heute mit Freude darauf, daß irgend-
eine Petentin oder irgendein Petent auf die Idee 
kommt, die Parlamentarischen Geschäftsführer abzu-
lösen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Nolting, F.D.P. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lieber Kollege Reuter, 
ich will gleich mit dem Thema beginnen, das Sie an-
gesprochen haben, nämlich dem Soldatenversor-
gungsgesetz. Es ist richtig: Dieser Petent war in den 
Streitkräften einer erhöhten Asbestbelastung ausge-
setzt. Da hier zwar ein Risiko vorliegt, auf das Sie zu 
Recht hingewiesen haben, eine Erkrankung aber 
nicht eingetreten ist, wurde ein vom Petenten gestell-
ter Antrag auf Anerkennung einer Wehrdienstbe-
schädigung abgelehnt. Der geschätzte Kollege 
Schulze hat schon darauf hingewiesen: Diese ableh-
nende Entscheidung wurde durch ein sozialgerichtli-
ches Urteil bestätigt. Ich denke, auch dies, Herr Kol-
lege Reuter, haben wir hier zur Kenntnis zu nehmen. 
Um in seinem Fall zu einer für ihn günstigeren Lö-
sung zu kommen, begehrte der Petent, daß der be-
treffende § 81 des Soldatenversorgungsgesetzes da-
hin gehend geändert werde, daß eine sogenannte ru-
hende Wehrdienstbeschädigung ohne Entschädi-
gungspflicht auch dann besteht, wenn noch gar 
keine Gesundheitsstörung vorliegt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Nolting, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kolle-
gin Nickels? 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Ja, bitte. 
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Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Nolting, Sie haben ja die Akte sehr 
gründlich studiert. Würden Sie mir bestätigen, daß 
hier hinsichtlich des Krankheitsbildes ein Sonderfall 
vorliegt? Würden Sie mir bestätigen, daß erstens im 
Lungenröntgenbild zweifelsfrei eine Asbestose er-
kennbar ist und daß zweitens diese Asbestose, die oft 
als Präkanzerose angesehen wird, nach allen Regeln 
der ärztlichen Kunst sehr oft zu dem Ausbruch einer 
Krebserkrankung führt? Sind auch Sie der Meinung, 
daß dafür engmaschige Untersuchungen notwendig 
sind und der Patient als stark gefährdet angesehen 
werden muß? 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Kollegin, 
wir haben uns im Ausschuß sehr lange mit dieser Pe-
tition beschäftigt. Ich denke, Sie stimmen mit mir 
darin überein, daß die Krankheit noch nicht ausge-
brochen ist und daß dieser Petent regelmäßig zur 
Vorsorgeuntersuchung gehen muß. 

Wenn wir das gesetzlich regeln wollten, müßten 
wir dies nur auf Grund einer Vermutung tun, also 
ohne daß eine Schädigung und ohne daß eine erwie-
sene Gesundheitsstörung vorliegt. Wenn wir eine Re-
gelung nur auf Grund einer Vermutung - ich will das 
ausdrücklich so bezeichnen - vornehmen, ist das we-
der im Sinne des Soldatenversorgungsgesetzes noch 
irgendeines anderen Versorgungsgesetzes. 

Ich will auch darauf hinweisen, daß es auch bei 
den Berufsgenossenschaften keine vergleichbaren 
Leistungsvorschriften gibt. Diese Thematik haben 
wir im Ausschuß intensiv behandelt. - Damit ist Ihre 
Frage aus meiner Sicht beantwortet. 

(Wolfgang Dehnel [CDU/CSU]: Aus unserer 
auch! - Frederick Schulze [CDU/CSU]: Das 

unterstützen wir ausdrücklich!) 

Ich weiß, daß Sie eine andere Sichtweise dazu ha-
ben. 

Meine Damen und Herren, die Frau Vorsitzende 
hat, genauso wie der Kollege Reuter darauf hinge-
wiesen, daß wir heute eine Vielzahl von Themen zu 
behandeln haben. Auch ich werde das später noch 
würdigen. Ich will noch einmal - der Kollege Schulze 
hat es angedeutet - auf das Thema Eurofighter ein-
gehen. Ich könnte es mir einfach machen und auf die 
Redebeiträge meiner Kollegen aus der F.D.P.-Frak-
tion und auf Redebeiträge, die ich selbst zu dieser 
Thematik gebracht habe, verweisen. Ich will aber ei-
nige wenige Punkte zu diesem Thema noch einmal 
ansprechen. 

Bei einer Vielzahl der hier behandelten Petitionen 
geht es nicht nur darum, die Beschaffung des Euro-
fighters zu verhindern. Es wird vielmehr versucht, 
die Beschaffung eines neuen Flugzeuges für die Bun-
desluftwaffe insgesamt zu verhindern. 

(Frederick Schulze [CDU/CSU]: So ist das!) 

Wir sagen: Ohne eine moderne Ausstattung ist die 
Luftwaffe nicht mehr einsatzbereit. Sie macht keinen 
Sinn mehr und müßte abgeschafft werden. Ohne 
Luftstreitkräfte macht aber auch die Bundeswehr kei-
nen Sinn mehr und müßte ebenfalls abgeschafft wer

-

den. So wünscht eben auch eine Mehrzahl der pazifi-
stisch gesonnenen Petenten, daß letztendlich die 
Bundeswehr abgeschafft wird. 

Dies entspricht aber keineswegs den Vorstellun-
gen der Mehrheit der Bundesbürger, und es ent-
spricht auch nicht dem Wunsch der Mehrheit der 
hier anwesenden Bundestagsabgeordneten. Mit der 
Mehrheit unserer Bürger wollen wir Streitkräfte als 
Risikovorsorge zur Sicherheit Deutschlands und Eu-
ropas unterhalten. Ich verweise hier auf jüngste Um-
fragen, wonach das Vertrauen der Bürger in die Bun-
deswehr sehr groß ist; es liegt im Vergleich zu ande-
ren Institutionen mit an der Spitze. Wir brauchen also 
angemessen modern ausgerüstete Luftstreitkräfte 
und somit auch Ersatz für die derzeit vorhandenen 
völlig überalteten Jagdflugzeuge. 

Herr Kollege Reuter, ich will zum Schluß - ich habe 
das vorhin schon in einem Zwischenruf zum Aus-
druck gebracht - auf einen Artikel verweisen, den 
der frühere SPD-Kollege Horst Niggemeier, damals 
Mitglied des Verteidigungsausschusses, unlängst un-
ter die Überschrift stellte: „Müssen Piloten erst vom 
Himmel fallen?" Er beschäftigt sich in diesem Artikel 
mit der Parteiratssitzung der SPD Mitte Dezember. 
Dort  ist der Beschluß gefaßt worden - ich darf zitie-
ren -, „die Beschaffung eines neuen Jagdflugzeuges 
eindeutig abzulehnen" . 

Der Kollege Niggemeier, SPD, verweist auf die - 
ich zitiere - „nicht als Verteidigungsexpertin" ausge-
wiesene stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende 
Ingrid Matthäus-Maier, die diesen Beschluß begrüßt 
hat, genau wie der Bundesvorsitzende der SPD, La-
fontaine, der diesen Beschluß ebenfalls begrüßt hat. 
Aber der ehemalige SPD-Kollege Horst Niggemeier 
verweist darauf, daß sich der niedersächsische Mini-
sterpräsident Gerhard Schröder nicht durchgesetzt 
habe und sich deutlich für die Beschaffung eines 
neuen Jagdflugzeuges ausgesprochen habe. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Reden 
wir jetzt über Petitionen, oder machen wir 

eine Verteidigungsdebatte?) 

Die Frage des Kollegen Niggemeier möchte ich 
hier gerne wiederholen - ich zitiere -, wie es die SPD 
mit ihrer Verantwortung gegenüber den Soldaten 
hält. Auch nach SPD-Meinung hat die Bundeswehr 
im Rahmen des NATO-Bündnisses einen unverzicht-
baren militärischen Auftrag zu erfüllen. Die Soldaten 
dafür entsprechend auszurüsten gehört zur Fürsorge-
pflicht der Politik. 

Ich kann nur unterstützen, was der Kollege Nigge-
meier in dem Artikel vorgetragen hat. Die Koalition 
wird ihre Verantwortung für unsere Soldaten wahr-
nehmen. Daher wünschen wir uns eben auch ein 
Umdenken bei der Opposition, hier speziell bei der 
SPD. Es wäre schön, wenn wir hier gemeinsam zu 
Lösungsvorschlägen kommen könnten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Nolting, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Reuter? 
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Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Beim geschätz-
ten Kollegen Reuter selbstverständlich immer. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Aber das 
mit den Geschäftsführern muß er zurück

-

nehmen! - Heiterkeit) 

Bernd Reuter (SPD): Lieber Kollege Nolting, Sie 
haben hier die Fürsorgepflicht angesprochen und 
darauf hingewiesen, daß wir wegen der Fürsorge-
pflicht für die Soldaten neue Flieger brauchen. 

Sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß wir dann, 
wenn ein Soldat durch einen Einsatz zu Schaden 
kommt, eine noch größere Fürsorgepflicht haben, 
wie bei dem Soldaten mit der Asbestose, der auf den 
Schiffen gefahren ist? 

(Beifall bei der SPD) 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Richtig, wir ha-
ben eine Fürsorgepflicht gegenüber den Soldaten; da 
stimmen wir absolut überein. Nur muß diese Fürsor-
gepflicht auch gerechtfertigt sein. Ich habe vorhin 
zum Ausdruck gebracht, daß wir als Koalition eine 
andere Sichtweise dazu haben. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ein 
gespaltenes Bewußtsein!) 

- Nein, das ist überhaupt kein gespaltenes Bewußt-
sein. Sie können sich das nicht gerade so zurechtle-
gen, wie Sie es gerne möchten. Ich weiß ja, daß Sie 
die Ausführungen des ehemaligen SPD-Kollegen 
Niggemeier stören. Das ginge mir genauso. Aber Sie 
müssen uns gestatten, daß wir in dieser Debatte, wo 
es um eine Vielzahl von Petitionen und um Petenten 
geht, einmal unterschiedliche Sichtweisen aufzeigen, 
um vielleicht auch die Petenten davon zu überzeu-
gen, daß ihre ursprüngliche Sichtweise nicht ganz 
richtig war. Ich denke, auch das ist die Aufgabe, die 
wir heute hier mit zu bewältigen haben. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Nolting, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Dem Kollegen 
Reichardt selbstverständlich auch. 

Klaus Dieter Reichardt (Mannheim) (CDU/CSU): 
Kollege Nolting, nachdem Sie die Stimmenvielfalt 
der SPD in der Frage Eurofighter zutreffend zusam-
mengefaßt haben, würden Sie mit mir in der Ein-
schätzung übereinstimmen, daß die SPD in der Frage 
der Jagdflugzeuge handlungsunfähig in die Som-
merpause geht? 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Herr Kollege, 
die Frage will ich ganz kurz beantworten. Wie die 
Sommerpause aussehen wird, werden wir im Sep-
tember wissen. Ich kann nur hoffen, daß sich unsere 
Fraktionen an diesem Sommertheater nicht beteili-
gen werden. 

Aber Sie haben recht, auch in dieser Frage ist die 
SPD gespalten, auch in dieser Frage ist allein in der 
Fraktion der SPD kein Konsens. Ich bedaure das. 

(Christel Hanewinckel [SPD]: Der Herr Nig

-

gemeier ist nicht mehr Abgeordneter, Herr 
Kollege!) 

Herr Kollege Reichardt, ich wi ll  das ausdrücklich be-
dauern. Ich bin in die Politik gegangen und habe 
mich für Politik interessie rt  in einer Zeit, als es eine 
Große Koalition gab. Ich wünschte mir damals eine 
starke Opposition. Deshalb bin ich zur F.D.P. gegan-
gen, 

(Heiterkeit) 

um die F.D.P., die damals in der Opposition war, mit 
zu unterstützen. Ich würde mir auch heute eine 
starke Opposition wünschen. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Was man so 
alles erfährt!) 

Ich möchte noch einen letzten Punkt ansprechen, 
nämlich die Petition zum Thema Wasserstraßenpla-
nung und -bau. Wir haben die Petition der Bundesre-
gierung als Mate rial überwiesen mit dem Ziel, bei 
den geplanten Maßnahmen zum Ausbau von Elbe, 
Saale und Havel im besonderen Maße auf den 
Schutz der natürlichen Landschaft und auf den 
Hochwasserschutz Rücksicht zu nehmen. 

Es gibt eine Berichtspflicht durch die Bundesregie-
rung. Darauf haben wir Wert gelegt. Es muß auch 
darauf hingewiesen werden, daß es durch die vorge-
sehenen Ausbaumaßnahmen künftig möglich sein 
wird, mehr Güterverkehr auf dem Wasserwege 
durchzuführen. Die Binnenschiffahrt - darauf wi ll  ich 
ausdrücklich hinweisen - ist das kostengünstigste 
und umweltfreundlichste Verkehrsmittel. 

Wir stimmen überein, daß jede einzelne Baumaß-
nahme vor Baubeginn auf ihre Vereinbarkeit mit 
dem Naturschutz geprüft werden sollte. Ich denke, 
das geschieht auch. Den Anliegen und den Sorgen 
der Petenten wird Rechnung getragen, und sie wer-
den in die Planungen einbezogen. Wir lehnen es 
aber ab, auf die geplanten Wasserbaumaßnahmen 
vorerst zu verzichten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Gestatten jetzt 
Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Altmann? 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Herr Präsident, 
ich gestatte es. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Nolting, zu meinem Schrecken haben Sie 
gerade gesagt, das sei Ihre letzte Äußerung zu einer 
letzten Petition. Ich habe eigentlich erwartet, daß die 
Liberalen etwas zu der Petition zum Thema Schwule 
und Lesben sagen würden. Mich würde interessie-
ren, warum Sie die Änderungsanträge von Bündnis 90/ 
Die Grünen abgelehnt haben, die doch Ihrem Partei-
programm bei den Themen Pa rtnerschaften und se-
xuelle Identität ähneln. 
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Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Liebe Frau Kol-
legin, ich habe vorhin darauf hingewiesen: Die Qua-
lität einer Sommerpause kann man erst im Septem-
ber beurteilen. Was hier inhaltlich vorgetragen 
wurde, können Sie erst am Ende dieser Debatte fest-
stellen und dann inhaltlich bewe rten. Warten Sie den 
Verlauf der Debatte ab! Sie werden sehen, daß ein 
weiterer Liberaler, nämlich der liberale Justizmini-
ster, noch sprechen wird. Ich gehe davon aus, daß er 
speziell dieses Thema ansprechen wird. Ihren Vor-
stellungen wird also in voreilendem Gehorsam Rech-
nung getragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Frau Vorsitzende hat eingangs Kritik geübt. 
Ich stimme zu, wenn es um die Vielzahl der Petitio-
nen geht. Hier, Herr Kollege Reuter, sind die Ge-
schäftsführer aller Fraktionen gefordert, darauf zu 
achten, daß themengleiche Petitionen in einer De-
batte aufgerufen werden. 

Ich widerspreche aber, wenn gesagt wird, es stehe 
zu wenig Zeit zur Verfügung. Die Obleute, die Ar-
beitsgruppen, die Berichterstatter und der Petitions-
ausschuß haben sich intensiv mit den Themen, die 
heute zur Debatte stehen, beschäftigt. Sie haben 
dazu Beschlüsse gefaßt. 

Heute geht es um Änderungsanträge der Fraktio-
nen, um nichts anderes. Ich sage das ausdrücklich, 
damit in der Öffentlichkeit nicht der falsche Eindruck 
entsteht, daß sich der Petitionsausschuß als solcher 
nicht intensiv mit den Petitionen, die bei ihm einge-
hen, beschäftigt. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Beck. Bitte 
seien Sie so nett und sagen Sie, auf welchen Rede-
beitrag Sie sich beziehen. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich beziehe mich einmal auf die Schlußausführungen 
von Herrn Nolting zur Frage der Homosexuellen als 
auch auf die Ankündigung von Herrn Reuter, daß die 
SPD-Fraktion unsere Anträge zur lebenslangen Frei-
heitsstrafe ablehnen will. 

Zunächst zur Schwulen - und Lesbenthematik: 
Herr Nolting, ich bin auf die Ausführungen von 
Herrn Schmidt-Jortzig gespannt. Ich wundere mich 
allerdings, daß die F.D.P. der Bundesregierung dieses 
Material angesichts der Tatsache, daß es sich zum 
Teil um wortgleiche Forderungen aus Ihrem Partei-
programm handelt, nicht zur Berücksichtigung über-
weisen will, und ich frage mich, warum Sie als F.D.P.-
Fraktion nicht gemeinsam mit uns der Bundesregie-
rung endlich einen Handlungsauftrag in der Thema-
tik der rechtlichen Regelung von Partnerschaften 
und die Aufnahme der sexuellen Identität wenig-
stens in die bestehenden Antidiskriminierungsklau-
seln bundesdeutschen Rechts erteilen wollen, ob-
wohl Sie das in Ihrem Parteiprogramm zur Bundes-
tagswahl 1994 gefordert haben. Offensichtlich setzen 

Sie Ihr Parteiprogramm bei Ihrem parlamentarischen 
Handeln nicht um. 

Nun zum zweiten Punkt: lebenslange Freiheits-
strafe. Wir lehnen die lebenslange Freiheitsstrafe 
grundsätzlich als inhuman ab und bitten dringend, 
zu überprüfen, ob das der Weisheit letzter Schluß ist. 

Ich glaube, die Bundesregierung braucht diese Pe-
tition des Komitees für Grundrechte und Demokratie 
dringend als Material, um bei ihren Überlegungen 
zur Novellierung des Mordparagraphen weiterzu-
kommen. Der bestehende Mordparagraph - § 211 
StGB - stammt noch aus der Nazizeit, folgt in seiner 
Wortwahl zum Teil auch noch der rassistischen Ideo-
logie. Das Justizministerium erzählt uns seit 
15 Jahren, man wolle den Mordparagraphen wegen 
der darin vorkommenden Formulierungen, wie 
Heimtücke usw., endlich novellieren, wobei die le-
benslange Freiheitsstrafe nicht in Frage gestellt wer-
den soll. 

Ich meine, es ist dringend notwendig, das jetzt 
endlich auf den Weg zu bringen. Wenn Sie schon un-
serem Anliegen nicht folgen wollen, daß die Bundes-
regierung die Petition berücksichtigen müßte, wäre 
doch wenigstens eine Überweisung als Mate rial von 
Ihrer Seite aus etwas Angemessenes, was Sie zumin-
dest hätten vorschlagen und unterstützen sollen. Ich 
verstehe nicht, warum Sie hier keinen Reformbedarf 
sehen. 

Was die zweite Petition angeht - es gibt ja zwei Pe-
titionen zu diesem Thema -, scheint mir die Heraus-
nahme einer lebenslangen Freiheitsstrafe aus dem 
Bundeszentralregister schon deshalb geboten, um 
den Menschen, die früher entlassen werden, die 
Möglichkeit zur Resozialisierung zu geben. Wenn 
sie das ein Leben lang mit sich herumschleppen, ha-
ben sie nämlich keine Chance, auf dem Arbeitsmarkt 
entsprechend integ riert  zu werden. Deshalb bitte ich 
Sie, wenigstens diese zweite Petition in diesem 
Punkt zu unterstützen, damit hier eine Möglichkeit 
der Resozialisierung gegeben ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Wolfgang  Dehnel [CDU/CSU]: Absolut 

weltfremd!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Kollege Beck hat 
auf zwei Redebeiträge reagiert. Deshalb frage ich zu-
nächst den Kollegen Nolting: Wollen Sie erwidern? 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Herr Präsident, 
ich kann eigentlich nur mit einem Satz darauf ant-
worten. 

Herr Kollege Beck, wenn Sie unser Programm an-
sprechen, sage ich Ihnen: Wir werden dieses Pro-
gramm Schritt für Schritt umsetzen, nur nicht alles 
auf einmal. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Diesen 
Punkt mit Sicherheit nicht!) 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Reuter. 

Bernd Reuter (SPD): Ich will dem Kollegen Beck 
gern eine Antwort geben. Ich verstehe seine Inten-
tion. Er macht sich Gedanken um die Menschen, die 
mit einer lebenslangen Haftstrafe inhaftiert sind. 
Aber ich kenne die Auswirkungen der Ankündigung 
seines Parteifreundes in Hessen, des Justizministers 
von Plottnitz, in der Bevölkerung. Wir kommen dann 
nämlich leicht in eine Schieflage, indem wir im 
Grunde genommen den Tätern eine größere Beach-
tung schenken als den Opfern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Deshalb bin ich der Meinung, daß man durchaus 
darüber nachdenken kann, aber ich halte es nicht für 
gerechtfertigt, Herr Kollege Beck, daß Sie, obwohl 
Sie wissen, daß Sie für Ihr Anliegen hier keine Mehr-
heit bekommen, versuchen, das breit auszuwalzen. 

Wir haben doch eine klare Regelung. Es gibt eine 
lebenslange Haftstrafe, die in der Regel nach 
15 Jahren endet. 

(Zuruf des Abg. Volker Beck [Köln] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Ja, aber Sie wollten das umkehren. Ich warne vor 
den Folgen, die eintreten würden, wenn wir jetzt öf-
fentlich eine Diskussion darüber führten, ob es nicht 
sinnvoll sei, die lebenslange Haftstrafe abzuschaffen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich kann für meine Fraktion nur sagen, daß wir 
gerne willens und bereit sind - ich habe mit Professor 
Meyer und einigen anderen Rechtsexperten unserer 
Fraktion darüber gesprochen -, alles zu unterneh-
men, um darüber nachzudenken, wie wir solchen 
Menschen helfen können. 

Wir wollen auch die Resozialisierung. Aber es 
kann nicht sein, daß hier ein Prinzip auf den Kopf ge-
stellt wird, ohne daß man den Menschen wirklich 
hilft. Denn wenn der Inhaftierte die Bedingungen er-
füllt, wenn er also eine positive Entwicklung genom-
men hat, wird er nach 15 Jahren entlassen. Hat er 
diese Entwicklung nicht genommen, wird er bei An-
wendung Ihres Prinzips in Sicherungsverwahrung 
genommen. Dann hätte er sicherlich keine lebens-
längliche Haftstrafe, sondern nur 15 Jahre Haft, aber 
an der Wirkungsweise würde sich nichts ändern. 

Daher bin ich der Meinung, daß wir das so, wie es 
derzeit ist, belassen und nicht schlafende Hunde 
wecken sollten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Heidi Lüth, PDS. 

Heidemarie Lüth (PDS): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen! Liebe Kollegen! Da mir das demokratisch 
fragwürdige Kunststück, innerhalb. von fünf Minuten 
zu sechs verschiedenen Petitionen inhaltlich Stellung 
zu nehmen, kaum gelingen wird, stelle ich vor Ab-

lauf meiner Redezeit fest, daß die Bundestagsgruppe 
der PDS den von der SPD und vom Bündnis 90/Die 
Grünen eingebrachten Änderungsanträgen zustim-
men wird, wie wir es auch schon in den Ausschußsit-
zungen entgegen dem Votum der Regierungskoali-
tion getan haben. Nur bei dem Änderungsantrag der 
SPD zu Sammelübersicht 116 werden wir uns enthal-
ten. 

Es sei mir ein kurzer Hinweis auf die Rede von 
Herrn Nolting gestattet. Herr Nolting, Sie sagten, es 
handelt sich immer um Änderungsanträge der Frak-
tionen. Wenn man sich aber diese Änderungsanträge 
anschaut, sind sie natürlich nahezu wortgleich in be-
zug auf das, was die Petenten gerne umgesetzt sehen 
wollen. Das ist meiner Meinung nach schon etwas 
völlig anderes als ein normaler inhaltlicher Antrag ei-
ner Fraktion; denn diejenigen, die hier den Antrag 
stellen, wollen den Petenten zu ihrem Recht verhel-
fen. 

(Beifall bei der PDS - Günther F riedrich 
Nolting [F.D.P.]: Aber das Thema ist aus

-

führlich diskutiert worden!)  

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Lüth, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Nickels? 

Heidemarie Lüth (PDS): Ja, bitte. 

Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Kollegin Lüth, können Sie mir mit Blick auf Ihre 
gerade gemachten Ausführungen bestätigen, daß 
der Petitionsausschuß kein Selbstbefassungsrecht 
hat? Das heißt, daß wir uns, ganz gleich, ob wir dem 
Anliegen der Petenten ablehnend oder zustimmend 
gegenüberstehen, immer nur auf das beziehen kön-
nen, was uns die Bürgerinnen und Bürger vortragen, 
und damit auch die Änderungsanträge immer direkt 
Ausdruck der Beratung und der Befassung mit den 
Bürgeranliegen sind. 

Heidemarie Lüth (PDS): Ja, Frau Kollegin Nickels, 
ich bestätige Ihnen das sehr gerne. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich möchte noch einmal kurz auf die Äußerungen 
des Kollegen Nolting eingehen, obwohl mir das ei-
nen Teil meiner Redezeit stiehlt. Wenn diese Dinge 
inhaltlich diskutiert wurden und es zu keiner Eini-
gung kam, aber Fraktionen oder Gruppen meinen, 
man sollte den Petenten zu ihrem Recht verhelfen, ist 
eine Befassung damit hier in der Tat völlig legitim. 

Zunächst aber noch einige Ausführungen zum 
Umgang mit dem Petitionsrecht. Ich erlaube es mir 
als eine Rednerin zu sagen, die jetzt nach dem Motto 
verfahren muß: Wiederholung ist die Mutter aller 
Weisheit. Oder: Steter Tropfen höhlt den Stein. Oder: 
Man soll die Hoffnung nie aufgeben. 

Mit der Übergabe des Tätigkeitsberichts des Petiti-
onsausschusses für das Jahr 1995 hat die Präsidentin 
des Bundestages vor einer Woche wieder hervorge-
hoben, welch großes Vertrauen Bürgerinnen und 
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Bürger in das Parlament setzen und nach A rt . 17 GG 
21 000 Petitionen eingebracht haben. 

Aber es gilt: Recht hin, Vertrauen nicht her, son-
dern möglichst recht weit weg! Das verdeutlicht die 
Tatsache, daß allein die Sammelübersicht 22 vom 
15. März 1995 bis heute benötigte, damit sie hier be-
handelt werden kann. Das ist, denke ich, ein klein 
bißchen mehr als drei Wochen Aufsetzungsfrist, wie 
sie die Geschäftsordnung eigentlich vorsieht. Selbst 
das Argument: „Was sind schon 19 Petitionen von 
21 000?" greift nicht. Vielmehr sollte man als Maß-
stab nehmen: Eine unerledigte Petition ist eine zu-
viel. Wenn man dann noch die 80 000 Unterschriften 
bedenkt, die sich in der Sammelübersicht 107 in ei-
ner der sieben Petitionen gegen die Anschaffung des 
Eurofighters 2000 befinden, also 80 000 Petenten im 
Grunde genommen hinzukommen, dann ist dieses 
Hinausschieben auf die lange Bank doch ein Arbeits-
stil, der von erheblicher Arroganz zeugt. 

(Beifall bei der PDS) 

Es sollte die Petenten schon wundern, wie im Par-
lament mit ihren Anliegen umgegangen wird, sind 
doch Petitionen ein Spiegelbild und kein Zerrbild der 
Wirkung der durch die Mehrheit dieses Hohen Hau-
ses beschlossenen Gesetze. Allein die 27 Über-
weisungen von Petitionen an die Bundesregierung 
zur Berücksichtigung, 477 zur Erwägung und über 
1 100 Überweisungen als Mate rial im Jahr 1995 
dokumentieren doch, wie rechtliche Regelungen an 
den gesellschaftlichen Erfordernissen und an den 
Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger vorbei-
gehen. 

Einige Ausführungen möchte ich noch zur Sam-
melübersicht 22 machen. Der Standpunkt der 
Gruppe der PDS unterscheidet sich in seinem eman-
zipatorischen Ansatz nicht von den Vorstellungen 
von Bündnis 90/Die Grünen. Sie allerdings wollen 
die für heterosexuelle Paare bestehenden Bürger-
rechte auf den erweiterten Personenkreis homosexu-
eller und lesbischer Paare ausdehnen. 

Die Bündnisgrünen haben ja zu der Petition, die 
sich mit der Forderung befaßt, jegliche Diskriminie-
rung auf Grund der sexuellen Identität zu beseitigen, 
einen Antrag vorgelegt. Der Kollege Beck hat das be-
reits erwähnt. 

Wir werden diesem Antrag zustimmen, da wir 
ebenfalls dieser Auffassung sind. Allerdings gehen 
unsere Vorstellungen darüber hinaus. Wir wollen 
nicht die Übertragung der Privilegierung der Ehe 
auch auf homosexuelle Paare, sondern wir wollen 
eine Abschaffung der Privilegierung der Ehe. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir gehen auch davon aus, daß heute immer mehr 
Menschen - unabhängig von ihrer sexuellen Orien-
tierung - aus nur von ihnen zu vertretenden Grün-
den nicht mehr, nicht oder noch nicht in einer Zwei-
erbeziehung leben. Dies darf nicht dazu führen, daß 
sie rechtlich anders behandelt werden oder benach-
teiligt werden. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Lüth, Sie müssen zum Schluß kommen. 

Heidemarie Lüth (PDS): Bereits 1988 vertrat die 
Bundesregierung diese Auffassung. Von daher 
könnte man eigentlich nur hoffen, daß die Bundesre-
gierung, wenn diese Petition zur Erwägung empfoh-
len oder zumindest als Material in die Ausschüsse 
überwiesen wird, endlich vom Lippenbekenntnis 
wegkommt und zur Tat schreitet. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Bundesminister der Justiz, Professor Schmidt-Jortzig. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig (Bundesminister der 
Justiz): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte meine knapp bemessene Zeit - wenn ich 
es richtig in Erinnerung habe, sind es sechs Minuten, 
auch wenn auf der Uhr nur fünf Minuten angezeigt 
werden, 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es sind sechs Mi-
nuten. Das ist die Technik, Herr Minister. 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig (F.D.P.): - Deutschland, 
das High-Tech-Land! - also sechs Minuten - dazu 
nutzen, auf zwei Punkte einzugehen, nämlich auf die 
Buchstaben b und e. Das betrifft in der Tat die beiden 
Themen, die vorhin schon angesprochen wurden 
und zu denen angekündigt wurde, daß ich dazu 
sprechen werde: keine Benachteiligung von Perso-
nen auf Grund ihrer sexuellen Identität und Abschaf-
fung der lebenslangen Freiheitsstrafe. 

Zum ersten: keine Benachteiligung auf Grund der 
sexuellen Identität. Wir alle sind uns der Verantwor-
tung bewußt, die wir als Vertreter des ganzen Volkes 
gerade für gesellschaftliche Minderheiten und damit 
auch für die gleichgeschlechtlich orientierten Mit-
bürgerinnen und Mitbürger tragen. Jedenfalls steht 
für mich als Liberalen der Respekt vor der Persön-
lichkeit des einzelnen - selbstverständlich auch in 
Fragen der sexuellen Identität - im Mittelpunkt mei-
ner politischen Überzeugungen. 

Unser Grundgesetz stellt den Schutz individueller 
Entfaltungsfreiheit an die Spitze seines grundrechtli-
chen Einzelkatalogs und verbietet in seinem allge-
meinen Gleichheitssatz jede sachwidrige Ungleich-
behandlung von Menschen. Das gilt selbstverständ-
lich auch in bezug auf die sexuelle Orientierung. Zu-
gleich aber stellt das Grundgesetz ausdrücklich Ehe 
und Familie unter den besonderen Schutz der staatli-
chen Ordnung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es, und so 
soll es bleiben!) 

Sie wissen, Herr Beck: Vorschläge, die eine Ergän-
zung des Art . 3 unseres Grundgesetzes um ein spe-
zielles, auf die sexuelle Identität bezogenes Diskrimi-
nierungsverbot zum Inhalt hatten, und Änderungs-
wünsche, die in Art. 6 des Grundgesetzes neben dem 
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Schutz von Ehe und Familie zusätzlich der Achtung 
von Lebensgemeinschaften außerhalb der Ehe Aus-
druck geben wollten, haben bei der Verfassungsre-
form von 1994 nach eingehender Diskussion nicht 
die erforderlichen Mehrheiten gefunden. Sie werden 
- das zu sagen ist gar nicht prophetisch - auch jetzt 
mit Sicherheit keine Mehrheit finden. 

(Abg. Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

- Ich bin mit diesem Punkt gleich fertig. Dann kön-
nen Sie fragen, Herr Beck. - Auch ein allgemeines 
Antidiskriminierungsgesetz könnte also die Gebote 
des Respekts des Staates vor der Privatsphäre sowie 
die Willkürfreiheit staatlichen Handelns nicht besser 
verwirklichen, als es unser Grundgesetz bereits tut. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Jetzt, Herr Kol-
lege Beck, bitte. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Schmidt-Jortzig, können Sie mir bestätigen, daß 
diese Verfassungsänderung zum Art . 3 des Grundge-
setzes unter anderem am Widerstand der F.D.P. ge-
scheitert ist? Wenn Sie der Ansicht sind, daß heute 
schon Rechtsgleichheit auf Grund der sexuellen 
Orientierung oder sexuellen Identität besteht, wie er-
klären Sie mir dann die Rechtsprechung des Ersten 
Senates des Bundesverwaltungsgerichtes zur Situa-
tion von Soldaten und Offizieren in der Bundeswehr, 
wonach für die Bundeswehr ausdrücklich ein Recht 
zur Diskriminierung festgeschrieben wird? Wie ver-
trägt sich das mit Ihrer Rechtsauffassung zum Grund-
gesetz? 

Dr. Edzard Schmidt-Jortzig, Bundesminister der 
Justiz: Zum ersten sage ich Ihnen ausdrücklich: 
Nein, das kann ich Ihnen nicht bestätigen. Zum zwei-
ten sage ich ebenso ausdrücklich, daß das Bundes-
verwaltungsgericht mit Sicherheit nicht ein Recht zur 
Diskriminierung von Homosexuellen festgeschrieben 
hat. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Kennen Sie die Rechtspre

-

chung?) 

Meine Damen und Herren, worum es den homose-
xuell orientierten Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
vor allem gehen dürfte, sind praktische Schritte zu 
ihrer vollen gesellschaftlichen Integration und zur 
Verhinderung bzw. zum Abbau von Diskriminierung. 
Jetzt hören Sie bitte: Soweit gesetzliche Einzelrege-
lungen wie etwa in bezug auf die Stellung gleichge-
schlechtlicher Partnerschaften im Mietrecht hierzu 
beitragen können, wird die F.D.P. diese unterstützen. 

Als Politiker müssen wir im übrigen aber auch den 
tatsächlichen Intoleranzen im Alltag entgegenwir-
ken. Mit gesetzlichen Maßnahmen ist da wenig aus-
zurichten. Es ist immer ein Irrglaube, daß man mit 
Gesetzen gesellschaftliche Wirklichkeiten oder mög-
licherweise sogar Bewußtheiten verändern könne. 
Um so mehr ist es unsere Aufgabe und die Aufgabe  

aller, Verständnis zu wecken und Akzeptanz zu för-
dern. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wieso wird dann die Solda

-

tenehre geschützt?) 

Meine Damen und Herren, ich komme nun zu den 
Petitionen, die die Forderungen betreffen, die le-
benslange Freiheitsstrafe abzuschaffen. Zunächst 
weise ich darauf hin, daß sich die Bundesregierung 
in der Vergangenheit bereits mehrfach für die Beibe-
haltung dieser Sanktion ausgesprochen hat. Ich 
möchte noch einmal erklären, warum; denn an der 
Richtigkeit dieser Entscheidung hat sich überhaupt 
nichts verändert. 

Auch ich halte den geforderten Verzicht auf die 
lebenslange Freiheitsstrafe für einen rechtlich und 
kriminalpolitisch falschen Weg. Aufbauend auf der 
vom Bundesverfassungsgericht bestätigten Feststel-
lung, daß die lebenslange Freiheitsstrafe im Einklang 
mit den Grund- und Menschenrechten steht, spre-
chen vor allem zwei Gründe gegen diesen Vorschlag: 

Erstens. Ziel der Kriminalpolitik - ich füge hinzu: 
einer liberalen Kriminalpolitik - ist es, der Kriminali-
tät entgegenzuwirken, und das nicht nur mit Strafe, 
sondern vor allem mit präventiven Maßnahmen. Un-
ser Strafrecht hat daher unter anderem die Aufgabe, 
allein schon durch die Pönalisierung das Bewußtsein 
der Bevölkerung von der besonderen Strafwürdig-
keit bestimmter Verhaltensweisen wachzuhalten. 
Deshalb hebt es durch die Androhung lebenslanger 
Freiheitsstrafen für bestimmte Straftaten mit Todes-
folge den Schutz des menschlichen Lebens in beson-
derer Weise hervor. 

(Zuruf des Abg. Joseph Fischer [Frankfu rt ] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Herr Fischer, ich nehme eigentlich an, daß dieses 
Thema Ihnen am Herzen liegt. Dann sollten Sie auch 
zuhören; denn ich erkläre Ihnen gerade die richtige 
Sicht der Dinge. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das 
liegt ihm überhaupt nicht am  Herzen!)  

Die Hervorhebung des besonderen Schutzes des 
menschlichen Lebens erfolgt dadurch, daß man für 
ein Verbrechen gegen das menschliche Leben die 
höchste Strafdrohung, die unsere Rechtsordnung 
kennt, ausweist. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die ewige Verdammnis ist 

die höchste Strafe!) 

Nähme man hier die schwerste Sanktion unserer 
Rechtsordnung zurück, legte dies die fatale Schluß-
folgerung nahe, der Gesetzgeber wolle den Schutz 
des menschlichen Lebens gegen entsprechende 
Straftäter zurücknehmen. Ein solches Signal wäre 
gerade bei der Zunahme der Gewaltdelikte grund-
verkehrt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zweitens. Es bestehen bereits nach geltendem 
Recht hinreichende Mittel und Wege, die Folgen der 
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gesetzlichen Androhung einer lebenslangen Frei-
heitsstrafe do rt  abzumildern, wo dies geboten ist. So 
hat der Gesetzgeber die Möglichkeit geschaffen, 
nach Verbüßung von 15 Jahren Freiheitsstrafe unter 
bestimmten Voraussetzungen den Strafrest lebens-
lang Verurteilter zur Bewährung auszusetzen. Das 
bedeutet konkret: Kein Täter mit guter Sozialpro-
gnose muß in der Regel die lebenslange Freiheits-
strafe bis zu seinem Lebensende verbüßen. 

Darüber hinaus verfügt die gerichtliche Praxis über 
die Möglichkeit, bei Mord schon bei der Verhängung 
der lebenslangen Freiheitsstrafe ausnahmsweise da-
von abzusehen, wenn dies außergewöhnliche 
schuldmildernde Umstände bestimmen. 

Deswegen mein Schlußsatz: Aus diesen Gründen 
kann es auch bei einer längerfristig anzustrebenden 
Reform speziell bei den Tötungsdelikten - da gebe 
ich Ihnen ja völlig recht - nicht um eine Abschaffung 
der lebenslangen Freiheitsstrafe gehen. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der F.D.P. und bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu 
einer Kurzintervention hat die Kollegin Christa 
Nickels. Seien Sie bitte so gut und sagen Sie auch, 
auf welchen Redebeitrag Sie sich beziehen. 

Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Danke schön. - Ich mache es auch ganz kurz. Ich be-
ziehe mich auf den geschätzten Kollegen Nolting. 

Herr Nolting, es würde mir im Traum nicht einfal-
len, zu sagen, daß wir im Vorfeld einer möglichen 
Debatte und Abstimmung Petitionen nicht gründlich, 
auch zeitlich gründlich bearbeiteten. Jeder, der diese 
Arbeit gerne macht, intensiv macht, weiß, daß wir 
sehr gründlich daran arbeiten. Etwas anderes habe 
ich auch nicht gesagt. 

Ich habe allerdings gesagt, daß die A rt  und Weise, 
wie sechs fachlich grundverschiedene Petitionen in 
eine sogenannte verbundene Debatte - die keine 
verbundene, sondern eine Kraut-und-Rüben-Debatte 
ist - hier in 60 Minuten hineingepackt werden, zum 
einen jeder Geschäftsordnung hohnspricht, daß zum 
anderen das Zeitbudget für die grundverschiedenen 
Anliegen viel zu gering ist. 

Darauf bezog sich mein Einwand zu dieser De-
batte. Ich glaube, da stimmen Sie mir eigentlich zu. 

Danke. Das war's schon. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Nolting. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Kollegin, 
Sie haben ja recht: Ich kritisiere genauso wie Sie, daß 
hier sechs verschiedene Themen in einer Debatte ab-
gehandelt werden. Aber ich bitte wirklich damm, 
wenn es um die Bearbeitung der Petitionen geht, 
nicht den Eindruck entstehen zu lassen - Sie wissen 
ja, wie schnell nach außen hin der Eindruck entste

-

hen kann -, als behandele das deutsche Parlament, 
in dem Falle der Petitionsausschuß, Eingaben nicht 
sorgfältig, nicht intensiv genug. Deswegen habe ich 
darauf ausdrücklich noch einmal hingewiesen. 

Was die vielen unterschiedlichen Petitionen anbe-
langt, stimme ich mit Ihnen überein. Ich sage noch 
einmal ausdrücklich: Hier sind die Geschäftsführer 
aller Fraktionen angesprochen. Wenn Sie insofern 
die Kritik in diesem Bereich umfassend anbringen, 
stimme ich mit Ihnen überein, und ich bin gerne be-
reit, mit Ihnen gemeinsam dafür Sorge zu tragen, daß 
das in Zukunft nicht mehr der Fall sein wird. Das ist 
allerdings jetzt ein Stückchen Hoffnung. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege von Klaeden, CDU/CSU. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Endlich einmal 
zur Sache! - Ein junger Wilder!) 

Eckart  von Klaeden (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe heute die 
Ehre, zu den Sammelübersichten Nr. 22 und Nr. 115 
zu sprechen. Unsere Vorsitzende hat bereits gesagt, 
daß man in dieser Debatte zu verschiedenen Fragen 
Stellung nehmen soll. Ich will deshalb gleich zu An-
fang ankündigen, daß ich den Versuch, eine Verbin-
dung zwischen beiden Themen herzustellen, unter-
lassen werde. 

Ich will die Debatte mit einem Lob der vielgeschol-
tenen Parlamentarischen Geschäftsführer beginnen, 
die doch sehr geräuschlos und effizient hier den Par-
lamentsbetrieb ordnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD - Bernd Reuter [SPD]: 
Nur wenn es in Ihrem Sinne ist, sonst 

nicht!) 

- So ist es. 

Zunächst zur Sammelübersicht Nr. 22, die eben 
schon Gegenstand der Diskussion war, zum Antrag 
des Schwulenverbandes in Deutschland und der 
Ökumenischen Arbeitsgruppe Homosexuelle und 
Kirche, auf den der Bundesjustizminister bereits ein-
gegangen ist, dem im Grunde nichts mehr hinzuzu-
fügen ist. 

Ich will nur sagen, daß es richtig ist, daß Art. 6 des 
Grundgesetzes eine Privilegierung von Ehe und Fa-
milie enthält und daß wir diese Privilegierung wol-
len. Sie ist deswegen verfassungsgemäß, weil sie 
sachlich begründet ist. Deshalb kann man auch 
nicht, wie das die Petenten tun, von einer Diskrimi-
nierung im klassischen Sinne sprechen. Es ist eben 
gerade kein Verstoß gegen A rt . 3 des Grundgesetzes. 

Auch in der Stellungnahme des Ausschußsekreta-
riats wird darauf hingewiesen, daß eine Ergänzung 
von Art . 3 nicht notwendig ist, 

(Abg. Christina Schenk [PDS] und Abg. 
Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN] melden sich zu Zwischenfragen) 
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da die allgemeine Handlungsfreiheit gemäß Art . 2 
und der Gleichheitsgrundsatz selbstverständlich 
auch für Homosexuelle gelten. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege von 
Klaeden, es gibt Zwischenfragen. 

Eckart  von Klaeden (CDU/CSU): Ich habe die Zwi-
schenfragen erwartet und lasse sie gerne zu, Herr 
Präsident. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich weiß jetzt 
nicht, wer sich zuerst gemeldet hat: Frau Schenk 
oder Herr Beck? - Frau Schenk, fangen Sie an. Bitte. 

Christina Schenk (PDS): Herr von Klaeden, Sie 
führten eben aus, daß die Privilegierung der Ehe, wie 
Sie sie aus dem Grundgesetz zu lesen glauben, sach-
lich gerechtfertigt sei. Ich möchte Sie bitten, dafür ei-
nige Gründe anzuführen. 

Eckart  von Klaeden (CDU/CSU): Ich will Ihnen 
dazu gern das Verfassungsgericht zitieren: Nach der 
ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts ist die Ehe nach Art . 6 Abs. 1 Grundgesetz 
die Vereinigung von Mann und Frau zu einer Le-
bensgemeinschaft; prägendes Merkmal einer Ehe ist 
demnach die Geschlechtsverschiedenheit. Ich 
glaube, das ist eine zutreffende Definition der Ehe, 
der jedenfalls wir uns anschließen können. 

Herr Kollege Beck. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Beck, bitte. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich will hier nicht einen Streit um den Ehebegriff und 
dergleichen ideologische Debatten führen. Mir geht 
es um das Vorankommen in der Sache. 

Ist Ihnen die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur „Aktion Standesamt" bekannt, 
worin ausgeführt wird, daß die bestehende Rechts-
lage bezüglich homosexueller Lebensgemeinschaf-
ten durchaus gegen den Schutz der Handlungsfrei-
heit in Art . 2 und den Gleichheitsgrundsatz in A rt . 3 
verstoßen könne und der Gesetzgeber gehalten sei, 
die bestehenden Benachteiligungen homosexueller 
Lebensgemeinschaften zu beseitigen? Welche 
rechtspolitische Antwort geben diese Regierung und 
ihre Koalition auf diese, für die Gruppe der homo-
sexuellen Minderheit in unserer Gesellschaft wich-
tige Lebensfrage? 

Eckart  von Klaeden (CDU/CSU): Der Beschluß 
vom 4. Oktober 1993 ist mir bekannt. Ich habe dar-
aus gerade zitiert. 

Ich stimme Ihnen zu, daß das Verfassungsgericht 
diese Ausführungen macht. Ich will jedenfalls für 
meine Person sagen, daß wir diese Fragen, die ver-
schiedene Rechtsbereiche betreffen, in denen gege-
benenfalls Änderungen notwendig sind, mit der not-
wendigen Ernsthaftigkeit betrachten sollten - ganz 

im Geiste F riedrich des Großen, daß jeder nach sei-
ner Fasson selig werden soll. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ich dachte, ganz im Geiste 

Helmut Kohls!) 

Jetzt komme ich zur Sammelübersicht 115, die die 
Frage der lebenslangen Freiheitsstrafe betrifft. Dazu 
will ich vorausschicken, daß wir bei der Diskussion 
über diesen Bereich berücksichtigen müssen, daß 
das Verfassungsgericht besondere Anforderungen 
stellt. 

Zum einen bezieht sich dies auf die Verhängung 
der lebenslangen Freiheitsstrafe. Hier stehen nicht 
wie bei einer normalen Feststellung im Strafurteil 
letztlich nur persönliche Fragen im Vordergrund. 
Wenn es um die Verhängung der lebenslangen Frei-
heitsstrafe geht, ist das Gericht gerade in Anbetracht 
der hohen Strafe gehalten, im Rahmen der Schuld 
eine besondere Abwägung, eine besondere Gesamt-
würdigung des Tatverlaufs vorzunehmen. 

Zum anderen geht es um die Regelung in § 57 a 
des Strafgesetzbuchs. Darauf ist eben schon hinge-
wiesen worden. 

Die lebenslange Freiheitsstrafe ist schon dadurch 
von erheblichen verfassungsrechtlichen Grenzen 
eingerahmt. 

Das Verfassungsgericht hat festgestellt: Die le-
benslange Freiheitsstrafe verstößt nicht gegen 
Grund- und Menschenrechte. Das halten auch wir 
für richtig. Ich will einmal die beiden Argumente 
nennen, die für uns darüber hinaus wesentlich dafür 
sind, an der lebenslangen Freiheitsstrafe festzuhal-
ten. 

Zum einen gilt: Der Auffassung, der Maßstab für 
die Anerkennung des Lebens als höchstem Rechts-
gut werde nicht durch das Strafrecht vermittelt, ist 
die Feststellung des Bundesverfassungsgerichts ent-
gegenzuhalten, daß gerade eine so schwerwiegende 
Strafe wie die lebenslange Freiheitsstrafe besonders 
geeignet sei, im Bewußtsein der Bevölkerung die Er-
kenntnis zu festigen, daß das menschliche Leben ein 
besonders wertvolles und unersetzliches Rechtsgut 
sei, das besonderen Schutz und allgemeine Achtung 
und Anerkennung verdiene. 

Ich will zum anderen darauf hinweisen, daß sich 
der Petitionsausschuß der Auffassung angeschlossen 
hat, daß auf die lebenslange Freiheitsstrafe „insbe-
sondere im Hinblick auf die Schwere von Straftaten 
wie Körperverletzung, Tötung und Sexualdelikte" 
nicht verzichtet werden kann. „Eine generelle 
Höchstgrenze von zehn Jahren" - oder auch 
15 Jahren - „Freiheitsstrafe für alle Delikte würde ei-
nen massiven Eingriff in das gesamte Sanktionssy-
stem darstellen. Dies erscheint insgesamt unvertret-
bar und wird dem Ausmaß der Gewaltkriminalität 
nicht gerecht. " 

Deswegen lehnen wir unsererseits die Abschaf-
fung der lebenslangen Freiheitsstrafe ab. Die von Ih-
nen zu Recht angesprochene Notwendigkeit von Re-
formen im Zusammenhang mit Tötungsdelikten steht 
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hier außer Frage, hat aber mit der Strafzumessung 
nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Christel Hanewinckel, SPD. 

Christel Hanewinckel (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die „Kraut-und-Rüben"-
Debatte geht weiter. Was dem Kraut und was den Rü-
ben zuzuordnen ist, überlasse ich gern Ihnen. 

Ich fange mit der Petition an, in der die Petenten 
darum bitten, auf den Ausbau von Elbe, Saale und 
Havel im Interesse der natürlichen Flußlandschaften 
jedenfalls vorläufig zu verzichten. Sie möchten si-
cherstellen, daß zunächst mit Hilfe von Wissenschaft-
lern geklärt wird, wie sich die von der Bundesregie-
rung geplanten baulichen Veränderungen auf die 
ökologischen Gegebenheiten auswirken würden. 

Ich denke, das ist eine ausgesprochen vernünftige 
Forderung der Petenten, und ich kann immer noch 
überhaupt nicht verstehen, weshalb Sie nicht bereit 
oder vielleicht auch nicht in der Lage sind, sich dar-
auf einzulassen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir stimmen heute über Petitionen ab, die beson-
ders den Menschen in den östlichen Bundesländern 
sehr am Herzen liegen. In einem Brief der Petenten, 
zweier evangelischer Pfarrgemeinden, heißt es: 

Wir haben den Eindruck, daß die Belange einer 
ganzen Region und die Wünsche der do rt  leben-
den Menschen nicht genügend Beachtung fin-
den. 

Hier versuchen Menschen, ihre Region und deren 
seit 250 Jahren gewachsenes Gesicht zu schützen. Es 
handelt sich dabei unter anderem um den Bereich 
des Wörlitzer Parks. Die betroffenen Menschen se-
hen das ganz einfach: Sie haben diese einzigartige 
Landschaft mit ihren Auenwäldern, Wiesen und Höl-
zern von ihren Eltern und Großeltern übernommen, 
und sie fühlen sich nicht nur der Vergangenheit und 
der Gegenwart, sondern auch der Zukunft verpflich-
tet. 

(Beifall der Abg. Christa Nickels [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Deshalb wollen sie diese Region in ihrem jetzigen 
Zustand an ihre Kinder und Enkelkinder weiterge-
ben. Ich denke, das ist unterstützenswert. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die ostdeutschen Flußlandschaften an Elbe, Saale 
und Havel sind ein Glücksfall für das vereinte 
Deutschland. Sie sind eine Arche für die bedrohten 
Pflanzen und Tiere. Hier siedeln noch Adler, Storch 
und Biber. Hier gibt es die größten noch erhaltenen 
Auenwälder Europas, die artenreichsten Lebens-
räume überhaupt. Wenn Sie sich durchsetzen, sind 
wir auf dem besten Wege dazu, dies zu vernichten. 

Aus diesem Grunde hat die SPD-Fraktion bei ih-
rem Antrag zur Nutzung der Bundeswasserstraßen 
den ökologisch verantwortbaren Ausbau der ostdeut-
schen Flüsse vor die ökonomische Bedeutung ge-
stellt. Aus unserer Sicht sind diese Flüsse ungeachtet 
ihrer sonstigen Nutzung in erster Linie natürliche 
Gewässer und komplexe Lebensräume. Die Fehler, 
die in Westdeutschland gemacht wurden, müssen 
nicht wiederholt werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Abschreckendes Beispiel sind die Kanalisierungs-
politik an der Donau, an Rhein und Mosel und die 
daraus resultierenden Hochwasserkatastrophen, die 
wir hier hautnah oder mit feuchten Füßen miterleben 
können. Das muß nicht von West nach Ost transfe-
riert werden! 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Wirtschaft-
lichkeitsrechnungen für das Verkehrsprojekt Deut-
sche Einheit fallen doch nur deshalb so günstig aus, 
weil die sozialen Folgekosten dort  nirgendwo auf-
tauchen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Hanewinckel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Nolting? 

Christel Hanewinckel (SPD): Ja, wenn ich den Satz 
zu Ende gesprochen habe. 

Schäden und Verluste der Kanalisierungspolitik für 
Natur und Mensch müssen bei der Kalkulation aber 
als Kosten berücksichtigt werden. Wie hoch die Ko-
sten wirklich sind, die allein der Verlust der ökolo-
gisch sensiblen Auenwälder mit sich bringen würde, 
läßt sich in Mark und Pfennig überhaupt nicht aus-
rechnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Bitte schön, Herr Kollege Nolting. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Kollegin, 
können Sie sich noch daran erinnern, daß wir be-
schlossen haben, daß es bei allen Wasserbaumaß-
nahmen erforderlich ist, die Auswirkungen auf die 
Umwelt und auf den Hochwasserschutz besonders 
sorgfältig zu prüfen, Eingriffe in die gewachsenen 
Flußlandschaften auf ein Minimum zu reduzieren, 
jede einzelne Baumaßnahme vor Beginn auf ihre 
Vereinbarkeit mit dem Naturschutz zu prüfen, und 
daß wir auch beschlossen haben, daß wir nach Ab-
lauf von zwei Jahren einen schriftlichen Bericht er-
warten, so daß das, was Sie hier vortragen, nicht dem 
entspricht, was wir im Petitionsausschuß beschlossen 
haben? Und geben Sie mir Recht, daß das, was wir 
beschlossen haben, sehr wohl dem Anliegen der Pe-
tenten Rechnung trägt, weil es in die Planung mit 
einbezogen wird? 
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Christel Hanewinckel (SPD): Das trägt dem Anlie-
gen der Petenten insofern nicht Rechnung, weil die 
Petenten fordern, daß entsprechende Untersuchun-
gen - dazu gehört noch mehr als das, was Sie gerade 
vorgestellt haben, Herr Kollege Nolting - abgeschlos-
sen sein müssen. Es gibt noch andere Argumente, zu 
denen ich gleich komme, die es in der Tat nicht sinn-
voll erscheinen lassen. Die Bundesregierung hat an 
einer Stelle schon einen Rückzieher gemacht, aber 
nicht, weil sie von Argumenten überzeugt worden 
ist, sondern weil ihr plötzlich das Geld ausgegangen 
ist. Daran wird deutlich, daß es in erster Linie nicht 
die Argumente, sondern andere Gründe sind, wes-
halb anders entschieden wird. 

Das, was wir im Petitionsausschuß beschlossen ha-
ben, ist der eine Punkt. Das, was die Petenten for-
dern, geht darüber hinaus. Insofern ist es nur recht 
und billig, an dieser Stelle den Petenten zuzustim-
men, die nicht einen totalen Stopp oder ähnliches for-
dern, sondern daß entsprechend geprüft wird und 
dann, wenn die Prüfung insgesamt abgeschlossen 
ist, mit den Ergebnissen weitergearbeitet wird. Das 
geht etwas über das hinaus, was Sie eben vorgetra-
gen haben. Deshalb sind wir an dieser Stelle dafür, 
die Petition anders zu bescheiden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Verkehrsprojekt Deutsche Einheit der Bundes-
regierung und das EU-Projekt Transeuropäische 
Netze lassen befürchten, daß auf Grund inzwischen 
zweifelhafter Daten über zukünftige Verkehrsauf-
kommen die weitere Schädigung unserer Flüsse in 
Kauf genommen wird. 

Am Beispiel der Saale möchte ich die absurde 
Argumentation des Bundesverkehrsministeriums ver-
deutlichen. Die in seinem Antrag erstellten Prognosen 
zum Güteraufkommen auf der Saale trafen bei Fach-
leuten von Anfang an auf Skepsis. Derzeit fahren 
nach Angaben des BUND lediglich drei Schiffe pro 
Woche die Saale entlang. Das entspricht etwa 
0,1 Millionen Tonnen pro Jahr. Nach den Prognosen, 
die das Bundesministerium für Verkehr im Bundes-
verkehrswegeplan zugrunde gelegt hat, sollen im 
Jahr 2010 3,6 Millionen Tonnen transportiert werden 
- eine Schätzung, die bei der Anhörung in Klein 
Rosenburg an der Saale, also vor O rt , vom Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung als völlig unreali-
stisch gewertet wurde. 

Das vom Bundesverkehrsministerium beauftragte 
Institut schreibt weiter: 90 Prozent der Güter sollen 
von der Bahn und nur 10 Prozent der Güter von der 
Straße auf die Saale verlagert werden. Mit der vom 
Verkehrsministerium betonten „ökologisch verträgli-
chen Bewältigung des steigenden Verkehrsaufkom-
mens" hat das wohl herzlich wenig zu tun. Denn die 
parallel zur Saale liegende Bahnlinie ist nach Anga-
ben der Deutschen Bahn AG nur zu 30 Prozent aus-
gelastet. Die freie Transportkapazität liegt bei 
23 Millionen Tonnen. Das ist das Zehnfache dessen, 
was ausgerechnet worden ist, was vielleicht nach 
dem Ausbau der Saale im Jahre 2010 transportiert 
werden soll. 

Es war also von Anfang an deutlich: Der Ausbau 
der Saale ist abgesehen von dem zerstörerischen Ein-
griff in den letzten frei fließenden Abschnitt des Flus-
ses auch volkswirtschaftlich einfach unsinnig. 

Der Hinweis auf überhöhte Prognosen und unse-
riöse Wirtschaftlichkeitsrechnungen hat nichts ge-
fruchtet. Aber das Glück für die Menschen in Sach-
sen-Anhalt lag in diesem Fall wohl eher in den lee-
ren Bundeskassen. Die hartnäckigen Umweltschüt-
zer, die alljährlich mit einem Camp gegen den bisher 
geplanten Ausbau der Saale protestieren, erreichte 
jetzt eine gute Nachricht: Zumindest in den nächsten 
10 Jahren wird es keine Staustufe an der Saalemün-
dung bei Klein Rosenburg geben. Die offizielle 
Sprachregelung lautet natürlich anders: Das Projekt 
sei nicht mehr im vordringlichen Bedarf des Bundes-
verkehrswegeplans. Die Wahrheit lautet wohl eher: 
Nicht Argumente, sondern leere Kassen sind bei der 
Bundesregierung überzeugend. 

Es bleibt zu hoffen, daß bei der Elbe und vor allem 
auch bei der Havel die Chance für einen neuen Um-
gang mit der Natur genutzt wird. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion unterstützt die Forderung der Petenten, 
auf den Ausbau von Elbe und Havel zumindest so 
lange zu verzichten, bis alle ökologischen Bedenken 
ausgeräumt sind. Dies kann nur durch die Einbezie-
hung von unabhängigen Sachverständigen und Um-
weltschutzverbänden geschehen. Ein Ausbau, der 
nicht nach neuesten Erkenntnissen ökologisch und 
ökonomisch verantwortbar ist, muß abgelehnt wer-
den. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Jetzt bin ich bei meinem nächsten Punkt, bei den 
„Rügen" . Kolleginnen und Kollegen, ich spreche zu 
der Petition, in der vom Schwulenverband gefordert 
wird, daß erstens in der Verfassung klarzustellen ist, 
daß keine Person auf Grund ihrer sexuellen Identität 
benachteiligt oder bevorzugt werden darf, daß zwei-
tens auch andere auf Dauer angelegte Lebensge-
meinschaften als Ehe und Familie von der staatlichen 
Ordnung geachtet werden und daß drittens mit ei-
nem Antidiskriminierungsgesetz alle bestehenden 
Benachteiligungen zu beseitigen sind. 

Am 30. Juni 1994 hat der Deutsche Bundestag das 
Grundgesetz geändert. Dem ging eine dreijährige 
Arbeit in der Gemeinsamen Verfassungskommission 
voraus. Der Gesetzentwurf der SPD enthält auch ent-
sprechende Vorschläge zu A rt . 3 und Art . 6 des 
Grundgesetzes. Die von den Schwulenverbänden ge-
forderten Punkte sind inhaltsgleich und fast wörtlich 
identisch mit unserem damaligen Gesetzentwurf. 
Leider, liebe Kolleginnen und Kollegen, wurde die 
Chance damals verpaßt, das Grundgesetz zeitge-
recht und zukunftsorientiert zu modernisieren. 

Ich bin ganz überrascht, wenn ich von Herrn 
Schmidt-Jortzig hören muß, daß die F.D.P. offenbar 
keinen Anteil daran hat, daß wir das Grundgesetz in 
Art . 3 und Art . 6 nicht haben entsprechend ändern 
können. Ich denke, Sie hatten einen erheblichen An- 
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teil daran. Sie hätten nämlich entsprechend mitstim-
men können. Vorschläge lagen auf dem Tisch. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Aber entweder haben Sie sich vor der Auseinander-
setzung mit Ihrem Koalitionspartner gedrückt, oder 
Sie meinen das, was in Ihrem Programm steht, nicht 
ganz so ernst, wie Sie es eigentlich meinen sollten. 
Aber vielleicht ist noch Hoffnung, wenn es in dem 
neuen Programm wieder steht, daß Sie demnächst 
bereit sind, gemeinsam mit uns eine entsprechende 
Grundgesetzänderung vorzunehmen. 

Zur ersten Forderung des Petenten. Im Gesetzent-
wurf der SPD-Bundestagsfraktion zur Verfassungsre-
form von 1993 findet sich bereits die Forderung nach 
einem Verbot von Diskriminierung in bezug auf die 
sexuelle Identität. Homosexuelle Männer und lesbi-
sche Frauen, Bi- und Transsexuelle werden in diesem 
Land sozial und rechtlich diskriminiert. Das bekom-
men sie noch viel zu oft zu spüren, sei es in ironi-
schen Bemerkungen, sei es durch soziale Isolation; 
das geht bis zur Gewalt. 

Es ist offensichtlich: Der allgemeine Gleichheits-
grundsatz des Art . 3 Grundgesetz reicht hier nicht 
aus. Aus diesem Grund haben wir bereits damals ge-
fordert, ein Diskriminierungsverbot zugunsten der 
sexuellen Identität in die speziellen Gleichheitsge-
bote des Art . 3 Abs. 3 Grundgesetz aufzunehmen. 

Zweitens forde rn  die Petenten, daß auch andere 
auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaften als Ehe 
und Familie von der staatlichen Ordnung geachtet 
werden sollen. Mit der Ausdehnung des Schutzberei-
ches von Art . 6 Abs. 1 Grundgesetz auf andere auf 
Dauer angelegte Lebensgemeinschaften wäre dem 
gesellschaftlichen Wandel Rechnung getragen wor-
den. Immer mehr Kinder wachsen in einer Familie 
auf, der keine Ehe zugrundeliegt. Zwar ist die Ehe 
noch immer die häufigste Form der auf Dauer ange-
legten Bindung. Aus diesem Grund soll ihr der be-
sondere Schutz der Verfassung erhalten bleiben. 

Aber: Was ist mit den Menschen, die in einer ande-
ren Lebensform dauerhaft nach Liebe, Geborgenheit, 
Anerkennung und Wärme suchen und die verant-
wortlich in ihrer Partnerschaft Kinder erziehen? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Hanewinckel, achten Sie bitte auf die Zeit. 

Christel Hanewinckel (SPD): Soweit ich weiß, Herr 
Präsident, habe ich noch Redezeit von meinem Kolle-
gen Reuter. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Wir ver

-

handeln nicht!) 

- Es tut mir leid, es ist mir gesagt worden, daß der 
Kollege Reuter nur sechs Minuten seiner zehnminüti-
gen Redezeit in Anspruch genommen hat und ich 
deshalb nicht zehn, sondern vierzehn Minuten reden 
kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Es ist Ihnen ge-
rade ein bißchen Redezeit bewilligt worden, zum Bei-
spiel von den Grünen. Ich gebe Ihnen noch zwei Mi-
nuten. 

Christel Hanewinckel (SPD): Danke. Es tut mir leid, 
aber ich hatte eine andere Information, sonst hätte 
ich schon etwas gekürzt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht uns nicht 
damm, jeder Beziehung den gleichen staatlichen 
Schutz zu gewähren wie der Ehe; denn wie die Pe-
tenten haben auch wir in unserem damaligen Ent-
wurf bewußt auf die Dauerhaftigkeit der Lebensge-
meinschaft abgestellt. Um dieses Kriterium festzu-
stellen und die Beziehung von einer reinen Wohn-  
und Wirtschaftsgemeinschaft abzugrenzen, liegen 
genügend Anhaltspunkte vor. Aber: Es muß endlich 
aufhören, daß Menschen dafür diskriminiert werden, 
und zwar im Steuerrecht, bei der Wohnungssuche, 
im Sozialrecht und im Mietrecht, weil sie ohne Trau-
schein leben, gleichwohl aber zeigen und beweisen, 
daß sie für andere Verantwortung übernehmen. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Hanewinckel, einen Augenblick bitte. Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen, es ist zu laut, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

und es ist nicht fair gegenüber der Rednerin, wenn 
sich die Aufmerksamkeit des Hauses ausschließlich 
auf private Gespräche konzentriert und nicht auf die 
Rednerin. 

Bitte. 

Christel Hanewinckel (SPD): Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, es muß gewährleistet sein, daß die 
Entscheidung von Menschen, dauerhaft gemeinsam 
zu leben, die gleiche Achtung verdient wie die Ent-
scheidung, sich dafür den staatlichen Schein oder 
den kirchlichen Segen zu holen. 

Die letzte Forderung der Petenten ist ein Antidis-
kriminierungsgesetz, das alle bestehenden Benach-
teiligungen beseitigen so ll . Die SPD-Bundestagsfrak-
tion spricht sich dafür aus, daß Gleichstellung und 
Gleichbehandlung im Sinne des Art . 3 Grundgesetz 
zum tragenden Baustein des gesellschaftlichen Mit-
einanders werden. Nicht nur im Verhältnis zum Ge-
setzgeber, sondern auch innerhalb des sozialen Ge-
füges muß das Benachteiligungs- und Bevorzu-
gungsverbot wirken. Menschen sollen und müssen 
auch ohne Angst anders sein können. In der SPD

-

Bundestagsfraktion gibt es zu einem solchen Gesetz 
Vorarbeiten. 

Ich fordere Sie auf, liebe Kolleginnen und Kollegen 
- vor allem die F.D.P. -, dem Änderungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zuzustimmen. Denn 
die Petitionen zeigen, daß die Grundgesetzänderung 
von 1994 nicht weit genug gegriffen hat. Wichtige 
Möglichkeiten zur zeitgemäßen Modernisierung un-
seres Grundgesetzes sind damals durch die Gegen- 
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stimmen der Koalitionsabgeordneten verhindert wor-
den. Doch es ist fast nie zu spät, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, eine falsche Entscheidung zu revidie-
ren. Heute können Sie das tun. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Wilma Glücklich von der CDU/CSU-Frak-
tion. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt hören wir 
wieder etwas zur Sache!) 

Wilma Glücklich (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Petitionsausschuß 
gehört an sich nicht zu den Gremien, die große Poli-
tik machen. Das ist auch ganz gut so. Denn die 
Hauptaufgabe, der wir nachkommen, ist ja, uns um 
Bürgerbeschwerden und Bürgerbitten zu kümmern. 
In letzter Zeit ist jedoch bei einigen Kollegen zu mer-
ken, daß sie sich doch eher mit Lorbeeren schmücken 
möchten und doch eher mit Publizität liebäugeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann mich oft des Eindrucks nicht erwehren, 
daß es bei einzelnen Petitionen für Sie nur darum 
geht, eine rechtlich fundie rte Entscheidung, die Ih-
nen nicht gefällt, zu hintertreiben. Das machen auch 
Ihre Anträge heute deutlich. Aufgabe des Petitions-
ausschusses bleibt allerdings, die Richtigkeit eines 
Verfahrens zu prüfen. Eine entgegengesetzte oder 
etwa geänderte Beurteilung der Sache steht uns 
nicht zu. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Nur das wird auch der Gewaltenteilung in unserem 
Land gerecht. 

Für mich wird deshalb immer unverständlich blei-
ben, wie Sie eigentlich dazu kommen, sich selbst im-
mer ausschließlich auf der richtigen Seite zu sehen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und alle anderen, insbesondere die Fraktionen, die 
die Bundesregierung tragen, auf der falschen Seite. 
Das zeugt ein wenig von moralischer Arroganz, finde 
ich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Wasserstraßenplanung und der Ausbau der 
Wasserstraßen sind ein solches Beispiel, bei dem mir 
die Einteilung in gut und böse, richtig und falsch be-
sonders unangenehm auffällt. Jede noch so differen-
zierte Ansicht, jedes vorgetragene Argument wird 
gerne als unzutreffend und inkompetent von Ihnen 
zurückgewiesen. Trotz aller politischen Gegensätz-
lichkeiten, so meine ich, müssen wir aber der Versu-
chung widerstehen, das Gremium Petitionsausschuß 
als indirekte Gerichtsbarkeit oder gar als Nebenver-
waltung oder Nebenparlament zu mißbrauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Glücklich, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kol-
legin Lüth? 

Wilma Glücklich (CDU/CSU): Nein. Ich habe sehr 
wenig Zeit, Herr Präsident. 

Zur Sache: Die Umsetzung des Projekts 17 wird 
weder auf Bundesebene noch auf Länderebene ein-
hellig unkritisch und einhellig positiv gesehen. 
Selbstverständlich sind die möglichen Auswirkun-
gen des Ausbaus auf Ökologie und wasserwirtschaft-
liche Verhältnisse zu bewerten. In meiner Heimat-
stadt Berlin ist beispielsweise die Frage, ob der Neu-
bau der Charlottenburger Schleuse so, wie vorgese-
hen, durchgeführt werden muß oder ob es nicht 
denkbare Varianten gibt, von allen Parteien disku-
tiert worden. Alle Parteien haben sich dazu sehr dif-
ferenziert geäußert. 

Ich habe deshalb als Berichterstatterin zu dieser 
Petition die Äußerungen des Verkehrsministeriums 
ganz besonders kritisch gewertet und eine zusätzli-
che Berichterstattung vom Umweltministerium ange-
fordert. Beide Ministerien haben zwischen Zielen ab-
wägen müssen, die, meine ich, für uns etwa gleich-
wertig sind: einmal den wachsenden Güterverkehr 
ökologisch verträglicher zu bewältigen und dann na-
türlich den Ausbau der Flüsse auf die ökologisch ver-
trägliche und wi rtschaftlich wichtige Maßnahme zu 
konzentrieren. 

Zur Durchführung des Wasserstraßenausbaus sind 
Planfeststellungsverfahren erforderlich und zum Teil 
sogar eingeleitet. Sie werden nach den geltenden 
Gesetzen die Eingriffe minimieren. Man kann es 
nicht oft genug wiederholen - einige meiner Vorred-
ner haben das bereits getan -: Der Petitionsausschuß 
hat die Bundesregierung aufgefordert, alle Auswir-
kungen auf die Umwelt und auf den Hochwasser-
schutz zu prüfen, und wir haben gebeten, daß wir in-
nerhalb eines Jahres einen Bericht darüber erhalten. 

Ich meine, daß im Natur- und Umweltschutz die 
Verantwortung dem Träger zugewiesen werden muß, 
der ein Vorhaben durchzuführen hat, um einen un-
nötigen Flaschenhals zu verhindern. Auch das ist 
eine unserer Verantwortungen. Unsere Aufgabe als 
Petitionsausschuß kann daher nur sein, die gesetzli-
chen Vorhaben zu konkretisieren, zu interpretieren, 
durch den geforderten Bericht zu kontrollieren - je-
doch nicht zu konterkarieren. 

Wir bleiben deshalb bei unserem Votum und leh-
nen die Anträge von SPD und Bündnis 90/Grüne ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner Kurzintervention hat die Kollegin Nickels. 

Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Liebe Frau Kollegin Glücklich! Ich möchte noch ein-
mal zitieren: „Jedermann" - und natürlich jedefrau - 
hat  das Recht, sich ... mit Bitten oder Beschwerden 
an die zuständigen Stellen ... zu wenden. " Das Peti- 
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tionsrecht ist eben kein Belobigungsrecht, sondern 
ein Beschwerde- und Initiativrecht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Im Petitionsausschuß beschäftigen wir uns mit dem, 
was den Leuten nicht gefällt, was sie zu beklagen ha-
ben und was sie falsch finden - das liegt in der Natur 
seiner Aufgaben -, unabhängig davon, welche Par-
teien Regierungsverantwortung tragen; rot-grünen 
Regierungen geht das nicht anders. 

Dieses Recht, Bitten an den Petitionsausschuß zu 
richten, bedeutet auch, daß man initiativ werden und 
Gesetzesänderungen vorschlagen kann. Also ist es 
originäre Pflicht des Petitionsausschusses, genau zu 
prüfen, was das Begehren der Petenten ist. Dabei 
kann man, weil sich im Petitionsausschuß Mehr- und 
Minderheit spiegeln, zu verschiedenen Auffassun-
gen kommen. Wenn man diese verschiedenen Auf-
fassungen artikuliert, ist das nicht Mißbrauch des Pe-
titionsrechts, sondern sein sinngemäßer Gebrauch in 
einer parlamentarischen Demokratie. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Das Für und Wider dessen, was die Petenten vorbrin-
gen, muß dann, auf Antrag in strittigen Fällen im 
Bundestag noch einmal debattiert werden. Das ist 
originärer Sinn des Petitionsrechts und kein Miß-
brauch. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Glücklich. 

Wilma Glücklich (CDU/CSU): Frau Nickels, ich 
danke für den völlig unnötigen Vortrag. Selbstver-
ständlich ist mir bekannt, was die Aufgaben des Peti-
tionsausschusses sind. 

(Zuruf von der SPD: Warum reden Sie dann 
so einen Stuß?) 

Ich habe lediglich deutlich gemacht, daß die Ent-
scheidungen, die wir dort  nach reiflicher Überprü-
fung und nach vielen Diskussionen treffen, im Ple-
num nicht erneut überprüft und vielleicht anders ge-
löst werden können. 

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich denke, es besteht ein Unterschied zwischen dem, 
was wir als parlamentarischer Ausschuß als Aufgabe 
wahrnehmen, und dem, was wir als Nebenparlament 
manchmal geboten bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu ei-
ner weiteren Kurzintervention hat die Kollegin Lüth. 

Heidemarie Lüth (PDS): Frau Kollegin Glücklich, 
ich muß schon sagen: Sie haben meiner Meinung 

nach ein sehr merkwürdiges Verständnis von der 
Aufgabe einer Opposition im Bundestag, wenn Sie 
das, was hier heute abgegangen ist - das sage ich 
mal ganz salopp -, als Hintertreiben der Regierungs-
meinung betrachten. So haben Sie sich ausgedrückt: 
ein Hintertreiben der Dinge, die als Gesetze formu-
liert sind. Auch Sie können etwas sagen, wenn Sie es 
möchten. 

Ich möchte darauf verweisen: Viele Petitionen - 
darauf sind Sie überhaupt nicht eingegangen - stim-
men völlig mit dem überein, was die Berichterstatter 
meinen, weil auch diese der Auffassung sind, daß 
manche Dinge gegenwärtig nicht zu klären sind. Die 
Petitionen, bei denen wir die Auffassung vertreten, 
daß sie zu klären sind, sollten von der Opposition ein-
gebracht werden dürfen; dieses Recht sollten Sie ihr 
einräumen. 

(Beifall bei der PDS) 

Ein letzter Punkt: Ich denke, wenn Bürgerinnen 
und Bürger Petitionen einbringen, dann meinen sie 
damit, daß die Gesetze, die hier beschlossen wurden, 
nicht gut sind, zumindest nicht in ihrem Sinne. Ich 
muß mich sehr darüber wundern, mit welcher Arro-
ganz man hier darüber hinweggeht. 

(Beifall bei der PDS und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Glücklich, möchten Sie antworten? 

Wilma Glücklich (CDU/CSU): Ich antworte ganz 
rasch; es wird die Opposition nicht überfordern. - Ich 
wehre mich lediglich dagegen, daß Sie behaupten, 
Sie seien der Anwalt der Bürger, und daß Sie uns ge-
nerell als Gegner darstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Detlev von Lar-
cher [SPD]: Das mußte mal wieder gesagt 

werden!)  

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  für 
eine weitere Kurzintervention hat die Kollegin 
Schönberger. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Glücklich, nicht jeder von uns liest die 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages aus-
führlich durch. Dort ist in § 112 Nr. 2 - Beschlußemp-
fehlung und Bericht des Petitionsausschusses - aus-
drücklich vermerkt - vielleicht ist Ihnen das entgan-
gen -: 

Die Berichte werden gedruckt, verteilt und inner-
halb von drei Sitzungswochen nach der Vertei-
lung auf die Tagesordnung gesetzt; sie können 
vom Berichterstatter mündlich ergänzt werden. 
Eine Aussprache findet jedoch nur statt, wenn 
diese von einer Fraktion oder von anwesenden 
fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundesta-
ges verlangt wird. 
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Es ist also ausdrücklich geregelt, daß auf Antrag 
einer Fraktion eine Aussprache im Bundestag statt-
finden kann. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Glücklich? - Sie wollen nicht erwidern. 

Ich schließe die Aussprache. 

Die Kollegin Dr. Enkelmann gibt eine Erklärung 
nach § 31 der Geschäftsordnung zu Protokoll.*) 

Wir kommen zu den Abstimmungen, und zwar zu-
nächst zu der Sammelübersicht 48 auf Drucksache 
13/1768, Soldatenversorgungsgesetz. Dazu liegt ein 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD vor, über den 
wir zuerst abstimmen. Wer stimmt für den Ände-
rungsantrag auf Drucksache 13/5069? - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition abgelehnt. 

Wer stimmt für die Sammelübersicht 48 in der Aus-
schußfassung? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Die  Sammelübersicht 48 ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Wir kommen zur Sammelübersicht 22, Gleich-
stellung anderer Lebensgemeinschaften mit der Ehe, 
Drucksache 13/820. Dazu liegt ein Änderungsantrag 
von Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/5120 
vor. Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? - Die 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsan-
trag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Opposition abgelehnt. 

Wer stimmt für die Sammelübersicht 22 in der Aus-
schußfassung? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Die  Sammelübersicht 22 ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Wir kommen zur Sammelübersicht 32 - Tilgung 
lebenslanger Freiheitsstrafen -, Drucksache 13/1326. 
Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/5121 vor. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Änderungsantrag ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Opposition abgelehnt. 

Wer stimmt für die Sammelübersicht 32 in der Aus-
schußfassung? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen! - 
Die  Sammelübersicht 32 ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Wir kommen zur Sammelübersicht 107 - „Euro-
fighter 2000" - auf Drucksache 13/3901. Dazu liegt 
ein Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen auf Drucksache 13/5097 vor. Wer stimmt für 
diesen Änderungsantrag? - Die Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Der Änderungsantrag ist mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Opposition abgelehnt. 

*) Anlage 3 

Wer stimmt für die Sammelübersicht 107 in der 
Ausschußfassung? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Sammelübersicht 107 ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Op-
position angenommen. 

Wir kommen zur Sammelübersicht 115 auf Druck-
sache 13/4376, Abschaffung der lebenslangen Frei-
heitsstrafe. Dazu liegt ein Änderungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
13/5070 vor, über den wir zuerst abstimmen. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? - Die Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Der Änderungantrag ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der SPD-
Fraktion gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die 
Grünen und PDS abgelehnt. 

Wer stimmt für die Sammelübersicht 115 in der 
Ausschußfassung? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Sammelübersicht 115 ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Wir kommen zur Sammelübersicht 116 auf Druck-
sache 13/4377, Ausbau von Elbe, Saale und Havel. 
Dazu liegt je ein Änderungsantrag der Fraktionen 
der SPD und Bündnis 90/Die Grünen vor, über die 
wir zuerst abstimmen. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der SPD auf 
Drucksache 13/5071? - Die Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Der Änderungsantrag ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der SPD 
bei Stimmenthaltung von Bündnis 90/Die Grünen 
und PDS abgelehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/5096? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Änderungsan-
trag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen ge-
gen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
PDS bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion abge-
lehnt. 

Wer stimmt für die Sammelübersicht 116 in der 
Ausschußfassung? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Sammelübersicht 116 ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tion angenommen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 7 a bis 7 c 
und Zusatzpunkt 4 auf: 

7. a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Friedbert Pflüger, Ku rt-Dieter G rill, 
Gunnar Uldall und der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie der Abgeordneten Detlef Klei-
nert  (Hannover), Walter Hirche, Günther 
Bredehorn, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der F.D.P. 

EXPO 2000 

- Drucksache 13/4367 
—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Sportausschuß 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 
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Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Rolf Köhne, Dr. Gregor Gysi und der Grup-
pe der PDS 

Auflösung der Verträge zur Weltausstel-
lung EXPO 2000 

- Drucksache 13/4668 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Sportausschuß 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Edelgard Bulmahn, Gerd Andres, Arne 
Börnsen (Ritterhude), weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der SPD 

EXPO 2000 

- Drucksache 13/4887 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Sportausschuß 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

ZP4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Steffi 
Lemke, Dr. Helmut Lippelt, Gila Altmann 
(Aurich), weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

EXPO 2000 

- Drucksache 13/5058 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Sportausschuß 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technolo-
gie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
Haushaltsausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. Wider-
spruch? - Keiner. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Hans-Peter Repnik, CDU/CSU. 

Hans-Peter Repnik (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gastgeber 
für die Welt - das ist eine große Herausforderung 
und gleichzeitig eine große Chance für Deutschland. 
Deutschland wird im Jahr 2000, zehn Jahre nach der 
Wiedervereinigung, Forum für die Diskussion von 
Antworten auf die Fragen der Zukunft und für die 
Präsentation von Lösungsansätzen sein. 

„Mensch - Natur - Technik" ist dabei das Motto, 
das zugleich die Marschroute ins neue Jahrtausend 
beschreibt. Wir müssen allen drei Bereichen gleicher-
maßen gerecht werden. Wie sich die CDU in ihrem 
Grundsatzprogramm der ökologischen und der So-
zialen Marktwirtschaft verschrieben hat, so muß sich 
unsere gesamte Gesellschaft von eindimensionalen 
Zielen freimachen. Weder Ökodirigismus noch pure 
Technologiehörigkeit noch menschliche Egozentrik 
sind gangbare Wege. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

In einer immer schneller immer enger zusammen-
wachsenden Welt müssen wir neue, kooperative 
Konzepte und Verknüpfungen finden. Eine verant-
wortliche Politik für die Zukunft kann und darf sich 
nicht der Erkenntnis verschließen, daß die Welt des 
ausgehenden 20. und des 21. Jahrhunderts sich als 
eine unteilbare Einheit darstellt. Dies gilt für welt-
wirtschaftliche Verflechtungen ebenso wie für die 
globalen Herausforderungen im Bereich des Um-
welt- und Ressourcenschutzes. Auch dies herauszu-
arbeiten und Deutschland als Chance auf der Expo 
zu eröffnen ist unser Ziel. 

Was geschieht, wenn Ressourcen knapper werden 
und wenn das Ökosystem Erde zunehmenden Ener-
giebedarf und steigende Belastungen durch Abfälle 
und Emissionen nicht mehr verkraften kann? Die 
langfristig für mich wohl wichtigste Frage wird sein, 
ob es gelingt, in einer Welt, in der täglich zahllose 
Entscheidungsträger Entscheidungen fällen, die in 
letzter Konsequenz uns alle betreffen, einen Konsens 
zu erzielen, der es ermöglicht, daß Milliarden von 
Menschen auf dieser Erde menschenwürdig leben. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
auf dem Umweltgipfel in Rio hat die Bundesregie-
rung dabei mitgewirkt, einen Meilenstein für nach-
haltige Entwicklung zu legen. Wirtschaftliches 
Wachstum steht spätestens seit Rio nicht länger al-
lein als Maßstab für die Leistungsfähigkeit eines Lan-
des. Gleichberechtigt daneben steht der Schutz un-
serer natürlichen Lebensgrundlagen. Auch dies zu 
demonstrieren bietet die Expo in Hannover eine 
Möglichkeit. 

Auch die Indust rie, die sich engagiert an der Expo 
beteiligt, setzt weitere Zeichen für zunehmenden 
Umweltschutz. Anläßlich der Berliner Klimaschutz-
konferenz hat sich die deutsche Wi rtschaft dazu ver-
pflichtet, besondere Anstrengungen zur Senkung 
der CO2-Emissionen zu unternehmen. Diese freiwil-
ligen Anstrengungen gilt es zu unterstützen. 

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir wis-
sen, daß all dies, was bisher angedacht und einge-
leitet wurde, nicht ausreichen wird, um auch den 
kommenden Generationen eine intakte Umwelt zu 



10454 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 

Hans-Peter Repnik 

sichern. Es sind weitere Anstrengungen erforderlich. 
Leistungswille und Investitionsbereitschaft dürfen 
dabei aber nicht durch unve rtretbar hohe Belastun-
gen und durch übermäßige Reglementierung blok-
kiert werden. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Gerade mit Blick auf die internationalen wirtschaftli-
chen Verflechtungen müssen wir Deutschland fit ma-
chen und Schädigungen unseres Wirtschaftsstandor-
tes verhindern. Nur so können wir auch für andere 
Länder - auch und gerade für Entwicklungsländer - 
weiterhin ein starker Partner sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen unsere eigenen Stärken hervorkehren. 
Damit tritt der dritte Aspekt des Expo-Mottos in den 
Vordergrund, nämlich die Technik. Um diesem Motto 
gerecht zu werden, brauchen wir Innovationen. 
Jahrzehntelang standen deutsche Produkte weltweit 
für intelligente Problemlösungen und hohen Stan-
dard. Diese Aktien, wir wissen es, drohen im interna-
tionalen Wettbewerb an Wert zu verlieren. Wir brau-
chen Menschen, die gute Ideen tatkräftig umsetzen. 
Wir müssen vor allem die Chancen neuer Entwick-
lungen erkennen, ohne sofort den ersten neuen Ge-
danken auf mögliche Risiken zu durchforsten. 

Die Debatte im Deutschen Bundestag zu diesem 
Thema heute sollte nicht streitig geführt werden. Sie 
sollte uns alle einen in dem Ziel, diese Expo zum Er-
folg werden zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn man den Antrag der Koalitionsfraktionen und 
den der SPD liest, dann stellt man viele Parallelen 
fest. Möglicherweise wird die Ausschußberatung uns 
dazu bringen, einen gemeinsamen Antrag zu diesem 
für Deutschland so wichtigen Thema zu formulieren. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sehr 
gut!)  

Dennoch möchte ich, ohne jetzt Salz in eine 
Wunde streuen zu wollen, ein kontrovers diskutiertes 
Thema herausstellen, das vielleicht gerade im Hin-
blick auf die Expo symbolisch sein könnte, nämlich 
das Thema Transrapid. 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Transrapid ist eines der wenigen großtechnologi-
schen Projekte in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich meine, wir sollten die Chance nutzen, diese Tech-
nik, die nicht nur in bezug auf den Verkehr, sondern 
auch ökologisch eine Zukunftstechnologie ist, 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Von vorgestern, ja!)  

auch auf der Expo als Antwort Deutschlands auf 
viele Fragen darzustellen. Ich würde mich sehr 
freuen, Herr Ministerpräsident Schröder, wenn Sie in 
Ihrem Beitrag bei diesem für Ihr Bundesland so wich

-

tigen Thema auch auf diese Technik eingehen könn-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit Verweigerung, gerade von Zukunftstechnolo-
gien, allein 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Verweigerung?) 

- damit reagiere ich auf Einwürfe der Grünen - kön-
nen wir Deutschland keine Perspektive und anderen 
Ländern keine Impulse geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ich möchte Sie alle bitten, daß wir den Rat eines 
herausragenden Wissenschaftlers, des Präsidenten 
des Max-Planck-Instituts, des Verhaltensbiologen 
Professor Hubert  Markl, beherzigen. Er sagte im Zu-
sammenhang mit neuen Technologien: 

Wer keine Angst hat, ist dumm, aber nicht wer 
die größte Angst hat, beweist die größte Klugheit. 

Wir sollten, so glaube ich, auch diesen Spruch beher-
zigen. 

Auch dies, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann 
die Expo in Hannover verdeutlichen: Die als schick 
und verantwortungsvoll geltende Technikphobie ge-
fährdet Arbeitsplätze und ist mittelfristig umweltpoli-
tisch schädlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Neue Techniken bieten die Möglichkeit, wirtschaftli-
ches Wachstum mit Umweltschutz zu verbinden. 
Mensch und Natur können durch technologische In-
novationen versöhnt werden. Wir wissen: Weltweit 
ist deutsche Umwelttechnologie derzeit vorbildlich, 
erfüllen deutsche Produkte höchste Umweltstan-
dards. 

Mit einer verstärkten Umweltorientierung verbin-
den sich außerdem handfeste wirtschaftliche Chan-
cen. Auch dies kann die Expo in Hannover deutlich 
machen. Das Weltmarktvolumen für Umweltpro-
dukte beträgt derzeit rund 300 Milliarden DM, ein 
Wachstumspotential von 8 Prozent pro Jahr, in weni-
gen Jahren, zur Jahrtausendwende, zum Zeitpunkt 
der Expo, 500 Milliarden DM Investitionen aus-
schließlich in Umwelttechnologien. Wenn wir allein 
im Raum der entwickelten OECD-Staaten nach vor-
handenen Schätzungen die Umweltstandards auf 
den Standard der Bundesrepublik Deutschland aus-
richten würden, hätten wir in diesem Bereich ein In-
vestitionspotential von rund 2 Billionen DM. Auch 
dies ein Thema - „Umwelt - Mensch, Umwelt -
Technik" -, das auf der Expo nach vorn gebracht 
werden kann. 

Ich glaube, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, den hier der Bundesrepublik Deutschland gege-
benen Technikvorsprung der deutschen Wi rtschaft in 
den nächsten Jahren weiterzuentwickeln und auf der 
Expo zu präsentieren, das müßte unser aller Ehrgeiz 
sein. Aufgabe der Zukunft ist es, im Spannungsfeld 
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Mensch - Natur - Technik vorbehaltlos Problemlö-
sungen zu suchen und umzusetzen. 

Wir, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wollen es 
nicht nur bei dieser heutigen Debatte belassen, son-
dern wir haben uns entschieden, zu diesem für den 
Standort Deutschland so wichtigen Thema am 
3. September in Hannover eine große Veranstaltung 
unserer Fraktion durchzuführen. Ich möchte Sie, sehr 
verehrter Herr Ministerpräsident, schon heute sehr 
herzlich bitten, zu dieser Veranstaltung zu kommen, 
um gemeinsam mit uns für den Erfolg dieser Ausstel-
lung zu werben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Ministerpräsident des Landes Niedersachsen, Ger-
hard Schröder. 

Ministerpräsident Gerhard Schröder (Niedersach-
sen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Lieber Herr Repnik, herz-
lichen Dank für die Einladung. Sie ergeht für eine 
Veranstaltung, die, glaube ich, zwölf Tage vor der 
Kommunalwahl stattfinden soll. Ich nehme natürlich 
nicht an, daß Sie das erstens wußten und zweitens 
damit irgend etwas in dieser Richtung verbunden ha-
ben, sondern es geht Ihnen um Sachklärung, wie das 
so Ihre Art  ist. Selbstverständlich stehe ich Ihnen zur 
Verfügung und werde gerne eine tragende Rolle auf 
der Veranstaltung, die Ihre Fraktion durchführen 
wird, spielen. Ich habe damit nicht das geringste Pro-
blem. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Ich habe sehr aufmerksam zugehört und festge-
stellt, meine Damen und Herren, daß hier gesagt 
worden ist, man solle die Weltausstellung aus dem 
üblichen Kampf zwischen unterschiedlichen Positio-
nen in den Parteien und zwischen den Parteien 
selbst raushalten. Ich bin sehr einverstanden damit, 
nur muß man das natürlich auch durchhalten. Da 
macht es wenig Sinn, die Auseinandersetzung über 
Transrapid, wozu man so oder so Position beziehen 
kann, jetzt mit der Expo zu verbinden. Das ist nicht 
sachgerecht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich das richtig verstanden habe, ist die Diskus-
sion über Transrapid hier ausführlich geführt wor-
den, im Bundesrat ebenso, und es sind Entscheidun-
gen getroffen worden. Also was soll das, dieses 
Thema jetzt mit der Expo zu verbinden? Auf dem Ge-
lände der Expo den Transrapid demonst rieren zu 
wollen, verehrter Herr Repnik, das geht schon tech-
nisch nicht. Aber ich bin gern bereit, den Menschen, 
die zur Expo kommen, zu sagen, sie sollen sich die-
ses Demonstrationsprojekt im Emsland - das ist ja 
auch Niedersachsen - einmal anschauen und gute 
Erinnerungen an diese wundervolle Landschaft mit 
nach Hause nehmen. 

Aber meine Bitte: Schmieden wir Dinge nicht zu-
sammen, die nicht zusammengehören. 

Meine Damen und Herren, was wollen wir mit der 
Weltausstellung? Zunächst einmal gibt es von dem 
einen oder anderen den Einwand dahin gehend, daß 
große Ereignisse wie dieses eigentlich überholt 
seien. Ich halte den Einwand deshalb für falsch, weil 
mir Kommunikation nur über technische Möglichkei-
ten wenig mit dem zu tun zu haben scheint, was 
Menschen auch in Begegnungen erleben wollen. Ge-
rade die Möglichkeit, mit anderen persönlich umzu-
gehen, andere Kulturen kennenzulernen - und um 
deren Darstellung geht es auch -, ist besser, als wenn 
man nur über Technik miteinander kommuniziert. 

Also, die Dialogfähigkeit einer Gesellschaft nach-
zuweisen und in diesem Dialog andere Standpunkte 
ebenso kennenzulernen wie andere Kulturen, das ist 
ein ganz wichtiger Punkt, der von den Kritikern häu-
fig übersehen wird. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans Klein) 

Der zweite Einwand, dem ich gelegentlich be-
gegne, ist, dies sei eine hannöversche oder nieder-
sächsische Veranstaltung. Wer das so begriffe, be-
griffe die Veranstaltung falsch. Die Weltausstellung 
im Jahr 2000 ist ein nationales Ereignis, und ich bin 
froh, daß Sie es genau so sehen. Wir sind Gastgeber 
und wollen Gastgeber sein in Hannover, in Nieder-
sachsen. 

Lassen Sie mich genauso klar sagen: Wir wollen 
ökonomisch und auch bezüglich unserer Entwick-
lungschancen etwas davon haben. Aber wir wollen 
nicht engstirnig mit dem Projekt umgehen, wir sind 
nicht zufällig die Gastgeber. Wir wollen in diese 
Gastgeberrolle investieren und haben das bereits 
nachgewiesen, aber wir bestehen darauf, daß die 
Weltausstellung als nationales Projekt begriffen und 
exakt so von der deutschen Politik behandelt wird. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Worum geht es inhaltlich? Wir haben im Jahre 
2000 die einmalige Chance, das neu zu definieren, 
was wir uns unter Modernität vorstellen. Wir haben 
die einmalige Chance auch deshalb, weil das Kon-
zept der Weltausstellung - das haben die Kritiker 
nicht hinreichend realisie rt  - eines ist, das vom Kon-
kurrenzkampf zwischen Nationen und deren Darstel-
lung weggeht - das war das Konzept der alten Welt-
ausstellungen - und zur Konkurrenz um Themen und 
zu deren Lösungen hingeht. 

Das fundamental Neue, weswegen sich das alte 
Projekt aus sich selbst heraus neu rechtfertigt, ist, 
daß wir eben nicht in erster Linie Leistungskataloge 
der teilnehmenden Länder anbieten wollen, sondern 
Modernität als die Fähigkeit begreifen wollen, Pro-
bleme zu erkennen und Lösungen für die meist glo-
balen Probleme auf der Weltausstellung anzubieten. 
Insoweit geht das, was dort stattfinden wird, auch 
weit über die Funktion einer, wenn auch anspruchs-
vollen, Messe hinaus. 

Wir wollen Lösungen für die globalen Probleme 
anbieten. Ich finde, es müßte Deutsche - jedenfalls 
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I ist es bei uns so - durchaus stolz machen, daß wir die 
Chance haben, im Jahre 2000 solche Lösungsmög-
lichkeiten für globale ökonomische, ökologische und 
soziale Probleme in Deutschland und - lassen Sie es 
mich so sagen - in Niedersachsen und Hannover an-
zubieten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies ist der Grund, warum ich mich von vornherein 
für das Projekt eingesetzt habe, und zwar auch in 
Konstellationen politischer Art , in denen das nicht so 
ganz einfach war. Das gebe ich gern zu. Gelungen ist 
es; denn die Vorbereitungen, die das Land und die 
Stadt, insbesondere, was die Verkehrsinfrastruktur 
angeht, treffen mußten, sind auf einem guten Weg, 
sie sind geleistet. Auch die Region wird etwas davon 
haben, daran kann kein Zweifel bestehen. 

Da wir schon einmal dabei sind, Überparteilich-
keit zu üben - dieses Projekt rechtfertigt das -, wi ll 

 ich Ihnen sagen: Ich habe jetzt keine Schwierigkei-
ten - anfänglich war das anders - zuzugeben, daß 
Herr Bohl und der Bundeskanzler hinter diesem Pro-
jekt stehen und daß wir das als Unterstützung der Po-
sition begriffen haben und dafür durchaus dankbar 
sind. 

Was die Verkehrsprobleme angeht, gibt es bezüg-
lich der Autobahnen etwas Entlastung, aber es muß 
noch ein bißchen mehr her. Wenn Sie - das wird 
zweifellos so sein - von den Koalitionsfraktionen Un-
terstützung für das Projekt ankündigen, dann den-
ken Sie bitte daran, daß Unterstützung immer wi ll

-kommen ist, Geld noch willkommener, um die Auf-
gaben, die bisher nicht erledigt sind, ausführen zu 
können. 

Schließlich geht es auch darum, das Projekt nicht 
nur als Chance für ökonomischen und ökologischen 
Fortschritt zu begreifen, sondern - darauf wird noch 
hinzuweisen sein - es auch als eine Chance zu be-
greifen, Kultur und kulturelle Möglichkeiten im Zu-
sammenhang mit der Expo neu zu definieren und 
vorzuführen, daß Deutschland bei all dem, was wir 
im übrigen über Standortfragen und was sich damit 
verbindet zu debattieren haben, nie ein Land werden 
wird, in dem hinter den wichtigen sozialen, ökonomi-
schen und ökologischen Fragen Kultur vergessen 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
F.D.P.) 

Letztlich geht es auch darum, deutlich zu machen, 
daß das Werden der Expo, das Ausgestalten und Dis-
kutieren des Konzeptes für uns fast so wichtig ist wie 
die Veranstaltung selbst. Diejenigen, die immer ein-
fordern: Ihr müßt morgen oder übermorgen bereits 
ein festes und umsetzbares Konzept vorlegen, gehen 
von einem Fehlschluß aus, nämlich dem, daß sich 
diese Forderung natürlich auf die Infrastruktur, nicht 
aber auf die Konzeption selber beziehen muß. 

Wir möchten gern, meine Damen und Herren, daß 
hin zur Expo über die Gestaltung der Inhalte dieser 
Weltausstellung eine lebhafte, eine lebendige, auch 
kontroverse Diskussion geführt wird; denn die Kon

-

troverse über die Inhalte der Weltausstellung hin zur 
Expo, also in den nächsten Jahren, ist uns deshalb 
wichtig, weil sich mit diesem Projekt Phantasie ver-
bindet und verbinden soll und weil wir es natürlich 
gern sähen, wenn sich dieses Verbinden auch auf die 
Region und auf die Landeshauptstadt Hannover be-
zöge. 

Kurzum, es geht uns nicht nur darum, im Jahre 
2000 die Lösungsmöglichkeiten für die Probleme an-
zubieten und gute Gastgeber für diejenigen zu sein, 
die zu uns kommen werden. Es geht uns auch 
darum, im Prozeß des Entstehens dieses Projekts als 
Region, als Standort, attraktiv zu bleiben und noch 
attraktiver zu werden. 

Ich finde - damit will ich es dann auch bewenden 
lassen, meine Damen und Herren -, es ist auch ange-
messen, wenn ich vor dem Deutschen Bundestag 
nicht so tue, als wenn es uns in der Region, im Bun-
desland Niedersachsen, nicht auch um ganz handfe-
ste Vorteile ginge. Es geht uns um handfeste Vorteile 
etwa insoweit, als wir wissen, daß die einzelnen Re-
gionen Europas heute miteinander konkurrieren als 
Standorte für Investitionen und damit für Arbeits-
möglichkeiten, und den Schub an Internationalität, 
an Imagegewinn, den uns dieses Projekt geben 
kann, können wir gut gebrauchen, meine Damen 
und Herren, und den wollen wir auch. Ich bestreite 
das überhaupt nicht. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Den wollen wir sogar!) 

Hier liegt der Grund, warum wir nicht anstehen zu 
sagen: Es ist in Ordnung, daß die wesentlichen Lei-
stungen für die Entwicklung der Infrastruktur aus 
den Mitteln finanziert werden, die das Land Nieder-
sachsen aus Bundesbahn- oder GVFG-Mitteln ohne-
hin bekommt. Es ist unsere Aufgabe - das wissen wir 
sehr wohl -, die Gastgeberrolle ordentlich vorzube-
reiten, und wir sind bei den Investitionen insoweit 
nie kleinlich gewesen und werden es auch nicht sein, 
obwohl unsere finanziellen Ressourcen wahrlich be-
grenzt sind. Aber da es ein nationales Projekt ist, 
kann ich mir vorstellen, meine Damen und Herren, 
daß wir aus der Mitte des Bundestages heraus mit 
Unterstützung der Bundesregierung, wenn es denn 
möglich ist, was ich mir wünschen würde, noch ein 
bißchen mehr tun können. 

Dies ist die erste Debatte im Deutschen Bundestag 
über dieses Thema. Meine Hoffnung ist, daß es nicht 
die letzte sein wird. Ich könnte mir vorstellen, Herr 
Repnik, daß Veranstaltungen wie die, die Sie planen, 
stattfindend in Niedersachsen, in Hannover, auch 
dazu führen könnten, daß wir bis zum Jahr 2000 mei-
nethalben jedes Jahr vor dem Deutschen Bundestag 
Rechenschaft über den Stand der Vorbereitungen ab-
legen. Wir als Landesregierung - das werden wir 
auch bis zum Jahr 2000 bleiben -, sind jedenfalls 
dazu bereit. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 

F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Helmut 
Lippelt, Sie haben das Wo rt . 
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Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Ministerpräsident! Erlauben Sie mir, daß ich 
nach so viel um das Motto „Mensch - Natur - Tech-
nik" gerankter Ökophilosophie von Herrn Repnik, 
nach der Betonung der Notwendigkeit der Kommuni-
kationsmöglichkeiten durch den Herrn Ministerprä-
sidenten ein bißchen zu den „Hard facts of life" zu-
rückkehre, und erlauben Sie mir, da der Ministerprä-
sident eine durchhaltende Position erwartet, daß ich 
sage: Die Expo und ihre Planer stehen mit dem Rük-
ken zur Wand - finanziell, mehr noch aber ideell. 

Vor einem Jahr - ich sage extra: vor einem Jahr, 
weil sich inzwischen etwas geändert hat -, sieben 
Jahre nach Abgabe der offiziellen Bewerbung, wa-
ren die Schubladen noch leer. Es gab Personalquere-
len in der Expo GmbH, einen Landtagsuntersu-
chungsausschuß und einen Bürgerentscheid, der 
deutlich machte, daß fast die Hälfte der Bürgerinnen 
und Bürger Hannovers keine Expo wollten. Es gab 
aber keine Konzepte für die Umsetzung des an-
spruchsvollen Mottos und keine Sponsorenliste von 
Firmen, die entsprechend dem Motto bereit waren, 
sich mit der Expo zu identifizieren. 

Frau Breuel mußte erst zur Generalkommissarin 
berufen und das bisherige Management gefeuert 
werden, um noch einmal einen Versuch zu wagen. 
Dieser Versuch, die Expo nochmals in Richtung auf 
das Motto zu organisieren, scheiterte spätestens in 
der Aufsichtsratssitzung der Expo GmbH Ende März, 
als Herr Werner von Mercedes-Benz das Machtwort 
der Industrie sprach: keine Systemführerschaft bei 
Gestaltung des Herzstückes der Ausstellung, des 
Themenparks, durch Umweltinstitute ohne Zustim-
mung der ausstellenden Indust rie. Nicht Ernst Ul rich 
von Weizsäcker wird das letzte Wort haben, sondern 
BASF und die anderen Industriesponsoren. 

Damit ist nun das eingetreten, was die Grünen in 
Hannover von Anfang an befürchtet haben und was 
vor einem halben Jahr durch eine zwischenzeitliche 
Bewertung des Bundesrechnungshofs bestätigt 
wurde. Der Bundesrechnungshof hat darauf hinge-
wiesen, daß der Themenpark mindestens eines Auf-
wandes von einer Milliarde DM bedarf. In der Kalku-
lation der Expo GmbH waren 350 Millionen DM ein-
gesetzt. Jetzt meint man, mit 250 Millionen DM hin-
zukommen, denn die Indust rie wird es schon ma-
chen. Der Rechnungshof hat die Besorgnis ausge-
drückt, daß die Firmen sich entweder als Aussteller 
oder als Sponsoren engagieren. Man wird sie daher 
kaum an beiden Stellen in die Rechnung einsetzen 
können. 

Um so wichtiger ist, daß man dann über die Ein-
trittsgelder der Besucher aus dem Schneider kommt. 
40 Millionen Besucher sind kalkuliert; das bedeutet 
eine Besucherzahl zwischen 300 000 und 400 000 an 
Spitzentagen. Bisher lag die Besucherzahl der bei-
den Hannovermessen an Spitzentagen bei 75 000. 
Der Rechnungshof stellt fest, daß schon auf Grund 
der Infrastruktur ein großer Teil der eingeplanten Be-
sucher das Ziel, die Messe, überhaupt nicht errei-
chen kann. Der schöne Traum, sie alle mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln zu einer ökologisch orientier- 

ten Weltausstellung zu befördern, ist ohnehin ausge-
träumt. Jetzt spricht man davon, die Nord-Süd-Auto-
bahn notfalls mit Kreide von 4 auf 6 Spuren zu erwei-
tern. 

Die Befürchtungen der Grünen, riesige Autostaus 
und CO2-Schwaden, scheinen kein Horrortraum zu 
sein. Eine Weltausstellung, die ökologisch orientiert 
sein sollte, produziert nur noch ökologische Belastun-
gen. Trotzdem - so der Rechnungshof - werden nicht 
alle Besucher an ihr Ziel kommen. Fehlen aber nur 
10 Prozent der angepeilten Besucher, kommt ein De-
fizit von 160 Millionen DM auf Land und Bund zu. 
Die Industrie bestimmt zwar den Themenpark, betei-
ligt sich aber nicht an der Defizitabdeckung. 

Ich erwähne die übrigen Probleme nur mit einem 
Stichwort. Das zur Entlastung des Wohnungsmarkts 
zugesagte Sonderbauprogramm mit einem Umfang 
von 2 500 Wohnungen sollte 1997 abgeschlossen 
sein. Jetzt wird es auf die Hälfte bis Mitte des Jahres 
2000 heruntergeschraubt. Den durch die Expo be-
dingten Mietpreissteigerungen entgeht Hannover 
also nicht. 

Wir, Bündnis 90/Die Grünen, wollen die Expo in 
Hannover wegen all ihrer geschilderten Konsequen-
zen nicht. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sie 
wollten sie nie!)  

- Richtig. So, wie die Vorbereitungen gelaufen sind, 
wurden unsere Befürchtungen bestätigt. 

Etwas ganz anderes wäre natürlich eine regionale 
Ausstellung in einer von der Planwirtschaft im Raum 
Bitterfeld zerstörten Landschaft, wo nur Landschafts-
sanierung dargestellt werden kann. Das sind die 
Pläne des sogenannten Expo-Korrespondenzstand-
ortes Bitterfeld-Dessau-Wittenberg. In der bisheri-
gen Expo-Planung gab es dafür keinen Pfennig. 
Trotzdem will  Sachsen-Anhalt die Ausstellung mit 
bescheidensten Mitteln durchführen, um das Augen-
merk auf die Möglichkeiten der Landschaftssanie-
rung zu richten. So etwas ist natürlich unterstützens-
wert, insbesondere wenn hier an Traditionen ange-
knüpft werden kann wie die des Bauhauses und des 
Wörlitzer Parks. 

Wir geben der Bundesregierung und ihrem Finanz-
minister einen guten Rat: Brechen Sie das Abenteuer 
ab, das Defizite geradezu heraufbeschwö rt  und dem 
die Bevölkerung mit sehr gemischten Gefühlen als 
einer heute nicht mehr zeitgemäßen Mammutschau 
entgegensieht. Tokio hat es drei Jahre vor der ge-
planten Eröffnung im Jahr 1968 getan. Wien hat die 
Ausstellung drei Jahre und Budapest zwei Jahre vor 
der geplanten Eröffnung im Jahr 1996 abgesagt. Sie 
vergeben sich nichts, wenn Sie die Expo in Hannover 
vier Jahre vorher absagen. 

Sie sparen viel Geld; Sie ersparen sich und uns 
große ökologische und soziale Schäden; Sie ersparen 
sich, der Stadt Hannover, dem Lande Niedersachsen 
und Ihrem Ministerpräsidenten erhebliche Defizite. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
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Nehmen Sie ein bißchen von der gesparten Summe, 
und unterstützen Sie damit so löbliche Ausstellungen 
wie die in Sachsen-Anhalt geplante! Das wird dann 
zwar nicht dem Anspruch „Deutschland ruft die 
Welt" durch protzige Selbstdarstellung gerecht, wohl 
aber dem des bescheidenen Maßes, der ökologi-
schen, naturschützerischen Notwendigkeiten und 
der knappen Mittel in allen Kassen. 

Ein letztes Wo rt : Es wäre doch wirklich ein positi-
ver Beitrag der Grünen zum Sparprogramm der Bun-
desregierung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Walter Hir-
che, Sie haben das Wo rt . 

Walter Hirche (F.D.P.): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die internationale Völkergemein-
schaft hat Deutschland eine großartige Chance ein-
geräumt: Das 21. Jahrhundert beginnt in Deutsch-
land. Mit der Expo 2000, der ersten Weltausstellung 
auf deutschem Boden, hat Deutschland die Chance, 
zum Beispiel die Agenda 21, die 1992 auf der Rio-
Konferenz beschlossen wurde, konkret mit Inhalt zu 
füllen. 

Natürlich ist die Expo für den Veranstaltungsort 
Hannover und für die Region - der Ministerpräsident 
hat darauf hingewiesen - ein ähnlich wertvolles Er-
eignis, wie es die Olympiade für München war. Aber 
die Expo ist kein Lokalereignis; Gastgeber ist 
Deutschland als Nation. Die Bewerbung in Pa ris 1988 
erfolgte namens der Bundesregierung durch den 
Bundeswirtschaftsminister. 

(Beifall des Abg. Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]) 

Der persönliche Einsatz des Bundeskanzlers hat 
diese nationale Bedeutung unterstrichen. Es ist gut, 
wenn sich heute der Deutsche Bundestag - ich 
denke, mit breiter Mehrheit - noch einmal nach-
drücklich zu der Expo 2000 mit ihren Möglichkeiten 
für den Wirtschafts-, Kultur- und Umweltstandort 
Deutschland bekennt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Expo 2000 bietet die einmalige Gelegenheit, 
Deutschland zehn Jahre nach der Wiedervereini-
gung und gut ein halbes Jahrhundert nach dem de-
mokratischen Neuanfang als innovativen, leistungs-
starken und weltoffenen Staat zu präsentieren, der 
sich den globalen Herausforderungen des neuen 
Jahrhunderts stellt. Der F.D.P. fehlt jedes Verständnis 
dafür, daß Provinzpolitiker in der Region oder - wie 
es Herr Lippelt eben deutlich gemacht hat - hier in 
Bonn diese Chance kaputtmachen wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Der Antrag, den die Grünen vorgelegt haben, trieft 
angesichts der Herausforderung und der Globalisie-
rung aller Prozesse sowie der Chance in Deutsch-
land, zusammen mit den Staaten der Welt Antworten 
auf die wichtigen Fragen zu geben, geradezu vor 

Provinzialismus. Herr Lippelt, der Zug hält nicht 
mehr auf dem Bahnhof, auf dem Sie stehen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Gila Altmann 
[Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Nein, er fährt direkt in den Abgrund!) 

Das in der Agenda 21 von Rio verankerte Leitbild 
der nachhaltigen Entwicklung soll alle Beiträge, Ver-
anstaltungen und Ausstellungsstücke der Expo prä-
gen. Das Motto „Mensch - Natur - Technik" verdeut-
licht das. Die thematischen Leitlinien für die Ausstel-
lungsbeiträge, die die Generalversammlung des Bu-
reau International des Expositions Mitte dieses Mo-
nats genehmigt hat, bestätigen das. Im Unterschied 
zu den bisherigen Weltausstellungen, die nicht sel-
ten ein Jahrmarkt nationaler Eitelkeiten waren, soll 
die Expo 2000 ein globales Forum für innovative Lö-
sungsansätze und Zukunftsstrategien sein, die unter 
anderem Ökonomie und Ökologie in Einklang brin-
gen. 

Jeder weiß, wenn er sich die Weltprobleme an-
schaut: Rasche Industrialisierung, Bevölkerungs-
wachstum, knapper werdende Ressourcen und die 
Entwicklungs- und Umweltprobleme überall auf der 
Welt müssen bewältigt werden. Es steht außer Frage, 
daß wir unser Versorgungsniveau mit den heutigen 
Techniken nicht auf die Entwicklungsländer übertra-
gen können. Unser Planet wäre damit in kürzester 
Zeit überfordert. In Hannover hat die deutsche Wi rt

-schaft die besondere Chance, ihre innovativen Lö-
sungen für all diese Fragen zu zeigen. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die hat sie zweimal im Jahr bei 

der normalen großen Messe!) 

Die Expo 2000 ist deshalb eine große Herausforde-
rung für den Wirtschaftsstando rt  Deutschland. Damit 
können auch Zeichen für die Akzeptanz modernster 
Techniken in Deutschland gesetzt werden. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, die vielen kleinkarier-
ten Widerstände vor Ort sollten in dieser Debatte si-
cherlich nicht breitgetreten werden. Festzuhalten ist 
allerdings, daß die Zeitverzögerung, die in den Pla-
nungen entstanden ist, einzig und allein der Tatsa-
che zuzuschreiben ist, daß die Grünen mit großen 
Teilen der hannoverschen SPD zwischen 1990 und 
1994 versucht haben, diese große Chance Deutsch-
lands als Forum der Zukunft zu sabotieren. Ich bin 
dem Ministerpräsidenten dankbar, daß er deutlich 
gemacht hat, daß er hier immer anderer Meinung 
war. 

Vizepräsident Hans Klein: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Walter Hirche (F.D.P.): Bitte sehr. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, sind Sie nicht mit mir der Mei-
nung, daß Hannover mit zwei Messen pro Jahr sei-
nen Standortvorteil eigentlich ausreizen könnte, und 
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daß man, wenn das nicht erfolgt, die Wirtschaftsför-
derungsabteilungen des niedersächsischen Wirt

-schaftsministeriums und auch der Stadt Hannover 
auflösen sollte? Hannover kann doch soviel Wi rt

-schaftsförderung und Wirtschaftswerbung treiben, 
wie es will. Wenn zusätzlich noch eine Expo ge-
braucht wird, ist dann nicht die bisherige Wi rt

-schaftsförderung schlecht gewesen, so daß man die 
Leute nach Hause schicken sollte? 

Walter Hirche (F.D.P.): Herr Lippelt, darauf gibt es 
zwei mögliche Antworten: Entweder haben Sie über-
haupt nicht verstanden, was die Expo eigentlich wi ll . 
Vor der Genehmigung ist ausdrücklich geklärt wor-
den, daß die Expo etwas völlig anderes als eine 
Messe ist. Ich habe seinerzeit selbst an den Gesprä-
chen mit den Vertretern des Pariser Büros teilgenom-
men. Da ich aber nicht glaube, daß Sie das nicht ver-
standen haben, vermute ich andererseits, daß Sie 
nach wie vor versuchen, den Charakter der Expo an-
ders darzustellen, als er angelegt ist. Sie versuchen 
damit bösartig, die Überlegungen im Hinblick auf 
die Themenfindung - der Weg ist ein Stück des 
Zieles; insofern stimme ich den Ausführungen, die 
eben von Herrn Schröder gemacht worden sind, aus-
drücklich zu - zu mißachten, wegzudrücken, nicht 
wahrhaben zu wollen. Des weiteren versuchen Sie, 
Horrorszenarien in der Region aufzubauen, um die 
Leute zu erschrecken, statt sich an Zukunftsarbeit zu 
beteiligen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Sie verweigern ein Stück Gestaltung der Zukunft 
nicht nur in Deutschland, sondern insbesondere im 
Dialog mit den Ländern der übrigen Welt. Das ist be-
dauerlich, meine Damen und Herren, weil am Be-
ginn des 21. Jahrhunderts etwas anderes gefragt ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Hirche, 
ohne sprachliche Engherzigkeit mache ich Sie darauf 
aufmerksam, daß der Begriff „bösartig" in dem Zu-
sammenhang ein bißchen zu stark gewesen ist. 
Wenn Sie ihn relativierten, wäre es auch nicht 
schlecht. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe ein dickes Fell, Herr 

Präsident! Lassen Sie ihn durchgehen!) 

Walter Hirche (F.D.P.): Ich will gerne den Beg riff 
„kenntniswidrig" verwenden; jeder weiß, was ge-
meint ist. 

Die Expo 2000 verlangt ja geradezu Beiträge aus 
aller Welt zur Lösung von Klimaproblemen, Ver-
kehrs- und Energiefragen und von Problemen der 
Ballungsräume, etwa der Bodenerosion, sowie zur 
Antwort auf die Fragen, wie die Sicherung der Nah-
rungsgrundlage erreicht und gesunde Lebensver-
hältnisse geschaffen werden können. Meine Damen 
und Herren, in all diesen Bereichen muß Technik ein-
gesetzt werden. Das ist eine Chance für Wi rtschaft. 

Das ist auch eine Chance für Kommunikation, und 
selbstverständlich gehört der Dialog der Kulturen in  

diesen Gesamtzusammenhang. Jeder, der sich ein 
bißchen mit dem Konzept der Expo beschäftigt hat, 
weiß, daß auch die Durchführung selbst und nicht 
nur die Themen eine neue Form der Kommunikation 
verlangen und daß das auch insgesamt geplant ist. 
Die Besucher sollen entdecken, welche Möglichkei-
ten der persönlichen Einflußnahme auf Entwicklun-
gen des eigenen Lebensumfeldes, der eigenen Re-
gion und der Erde insgesamt bestehen. 

Meine Damen und Herren, im Jahre 2000 werden 
wir zehn Jahre vereintes Deutschland feiern können. 
Auch wenn bei den ersten Überlegungen zu der 
Expo diese Möglichkeit noch weit hinter dem Hori-
zont war, so haben wir doch die Gelegenheit, im 
Jahre 2000 der Weltöffentlichkeit deutlich zu ma-
chen, in welcher Weise Deutschland zum Beispiel die 
Herausforderung gemeistert hat, die verheerenden 
Umweltschäden des Sozialismus in den Griff zu be-
kommen. Auch daraus ergeben sich Anregungen für 
die Länder der Welt. Deswegen ist die Region Bitter-
feld-Dessau-Wittenberg als Korrespondenzstandort 
wichtig. Dabei müssen wir neben allen Einzelbei-
spielen im deutschen Expo-Beitrag auch verdeutli-
chen, wie eng wirtschaftlicher Wohlstand und eine 
offene Gesellschaft mit den Grundprinzipien Freiheit 
und Verantwortung zusammenhängen. 

Meine Damen und Herren, nach den großen UN-
Konferenzen in Rio zu Umwelt und Entwicklung, in 
Kairo zur Bevölkerungsentwicklung, in Kopenhagen 
zu Sozialfragen, in Peking zu Frauenfragen, in Istan-
bul zum Städtebau und in Berlin zum Weltklima wird 
die Expo 2000 in Hannover alle Aspekte der Weiter-
entwicklung im 21. Jahrhundert bündeln. Die Faszi-
nation der Zukunft soll auf der Expo 2000 deutlich 
werden. Dazu müssen noch einige handfeste Infra-
strukturprobleme in der Region gelöst werden. 
Meine Fraktion ist gern bereit, sich daran zu beteili-
gen, auch in den Beratungen dieses Hauses. Wir soll-
ten die Chance gemeinsam nutzen, meine Damen 
und Herren. Die F.D.P. ist dazu entschlossen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Roll  Köhne. 

Rolf Köhne (PDS): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herren Ministerpräsidenten! Die 
Kollegen Repnik und Hirche sowie die vorliegenden 
Anträge von CDU/CSU, F.D.P. und SPD verbreiten 
eine schöne Vision: Die Expo soll die programmati-
schen Aussagen der Agenda 21 für eine nachhaltige 
Entwicklung mit Leben erfüllen und konkret werden 
lassen; sie soll einen wesentlichen Beitrag bei der Su-
che nach einem neuen, an Nachhaltigkeit orientier-
ten Verhältnis zwischen Mensch, Natur und Technik 
an der Schwelle zum nächsten Jahrtausend leisten. 
Hübsch! 

Da ist die Expo aber das falsche Mittel zum richti-
gen Zweck. 40 Millionen Besucher, die halbe Repu-
blik, verteilt auf fünf Monate, also zirka 300 000 täg-
lich - täglich etwa soviel wie neulich bei der Demon-
stration hier in Bonn -, die Verkehr verursachen, 
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Energie und Trinkwasser verbrauchen, Abwässer er-
zeugen und Abfälle hinterlassen - das ist mit Sicher-
heit keine nachhaltige Situation! 

Sinnvolle dezentrale Projekte wie in Bitterfeld/ 
Dessau können auch ohne solch ein gigantisches 
Projekt durchgeführt und weltweit bekanntgemacht 
werden. 

Im Zeitalter von Internet und Telekommunikation 
ist eine solche zentrale Mammutshow ein Stückchen 
Steinzeit. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Falsch! - Weite

-

rer Zuruf von der SPD: Davon versteht die 
PDS ja etwas!) 

Aber um das Motto geht es ja auch nicht mehr. 
„40 Millionen Besucher lockt man nicht mit populär-
wissenschaftlichen Darbietungen" , so Originalton 
Frau Birgit Breuel auf einer Werbeveranstaltung ge-
genüber niedersächsischen Bundestagsabgeordne-
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schlimm, daß so 
etwas aus Hannover kommt!) 

Deshalb ist auch KEKS angesagt. Mit Kultur, Enter-
tainment, Kunst und Sport sollen die Massen gelockt 
werden. Das Thema rückt völlig in den Hintergrund. 

Was bleibt also von diesen Visionen? Die trügeri-
sche Hoffnung, es ließen sich über die Einnahmen 
aus diesem Massentourismus zukunftsfähige Pro-
jekte finanzieren. 

Der Bundesrechnungshof hat dazu aber festge-
stellt, daß diese Rechnungen nicht aufgehen werden. 
Die Fakten dazu hat der Kollege Lippelt bereits hier 
vorgetragen. 

Herr Ministerpräsident, auch Ihre Hoffnung, die 
Expo 2000 in Hannover würde anders, sie würde 
kein Konkurrenzkampf der Nationen wie frühere 
Weltausstellungen, ist auf Sand gebaut. Wenn Sie 
den Kollegen Repnik und Hirche zugehört hätten, 
dann hätten Sie nämlich genau das Gegenteil von 
dem gehört, was Sie sich erhoffen. Ausnahmsweise 
einmal nicht am deutschen Wesen, sondern an deut-
scher Technik soll die Welt genesen. Das ist doch 
das, was man hier auf den Punkt bringen kann. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Ach Gott, ach Gott!) 

Die Expo wird also weder inhaltlich dem gesteck-
ten Ziel gerecht, noch werden sich über sie Projekte 
finanzieren lassen. Es wird eine Pleite für die Allge-
meinheit. Profitieren werden letztendlich wieder nur 
Banken und Konzerne. Genau für diesen Zweck hat 
man auch die richtige Frau als Generalkommissarin 
eingesetzt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Damit Frau Breuel keine Gelegenheit erhält, Hanno

-

ver in eine „blühende" Landschaft zu verwandeln 

wie die neuen Länder, möchte ich mit der Forderung 
schließen: Expo absagen! 

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Gila 
Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] - Widerspruch bei der SPD - Zuruf 
von der CDU/CSU: So einen ausgeflippten 

Wessi hat selbst die PDS nicht verdient!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege 
Dr. Friedbert Pflüger, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Kollege Repnik hat den 
Herrn Ministerpräsidenten zu der Tagung der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion am 3. September eingela-
den, und Herr Schröder hat sich selbst sofort eine tra-
gende Rolle dabei zugeschrieben. 

Herr Schröder, die Einladung hat sich auf eine tra-
gende Rolle als Zuhörer erstreckt. Als solcher sind 
Sie uns herzlich willkommen. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich glaube, daß es Ihnen genauso wie uns allen sehr 
gut tun wird, auf dieser Tagung den Zuhörer zu spie-
len und den Experten aufmerksam zu folgen; denn 
den Rat der Experten können Sie genausogut ge-
brauchen wie wir alle in diesem Haus. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Peinlich! Pein

-

lich! - Weitere Zurufe von der SPD) 

Der Ministerpräsident Schröder hat eine sachliche 
Rede gehalten; darüber hat sich das ganze Haus ge-
freut. Er hat sich allerdings nicht verkneifen können, 
das Interesse seiner Landesregierung zu dokumen-
tieren, im Jahre 2000 noch im Amt zu sein. Offenbar 
hat Herr Schröder nicht mehr das Interesse, vor dem 
Jahr 2000 als Kanzlerkandidat oder gar als Bundes-
kanzler aufzutreten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.] 
- Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN: Oh!) 

Ich kann nur sagen: Auch das trägt auf allen Seiten 
des Hauses zur Beruhigung bei, Herr Ministerpräsi-
dent. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Und jetzt zur 

Expo!) 

Zur Expo: Die beiden vorgelegten Anträge, der 
von den Sozialdemokraten und der von der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, sind von der Sache her 
nicht weit voneinander entfernt. 

(Rolf Köhne [PDS]: Hört! Hört!) 

Insofern glaube ich, Frau Bulmahn, daß wir die Mög-
lichkeit haben - wir jedenfalls würden das Angebot 
unterbreiten -, in den Ausschüssen darüber zu re-
den, gemeinsam, als Koalition und Opposition, einen 
Antrag in dieses Parlament einzubringen. Das 
Thema Expo ist für unsere Region und unser Land so 
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I wichtig, daß das Zustandebringen eines solchen An-
trags eine sehr gute Idee wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist schade, daß sich die Grünen in der A rt  und 
Weise verweigern, wie es der Kollege Lippelt getan 
hat. Ich zweifle nach manchen Gesprächen, die ich 
mit Grünen-Abgeordneten geführt habe, daran, ob 
diese Position von allen geteilt wird; vielleicht ist sie 
eher aus einer hannoverschen Befindlichkeit grüner 
Abgeordneter geboren worden. Die Grünen sind lei-
der nicht in der Lage, die gerade für die Ökologie ge-
waltige Chance, die sich mit diesem Projekt verbin-
det, ernsthaft zu würdigen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist leider wahr!) 

Der Präsident des Club of Rome, Herr Díez-Hoch-
leitner, hat vor wenigen Tagen zur Weltausstellung 
im Jahr 2000 in Hannover ausgeführt: Wenn die 
Expo so stattfindet, wie sie jetzt geplant ist, dann 
werde ich als Spanier sehr stolz auf Deutschland 
sein. 

Herr Díez-Hochleitner, der Club of Rome, Umwelt-
institute, Umweltexperten aus aller Welt sehen in der 
Expo die Chance für eine weltweite Bewußtseinsbil-
dung, für eine Wende in unserem Bewußtsein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Und nun kommen Sie mit Argumenten grüner Kirch-
turmpolitik und wollen das verhindern, weil der 
Müllberg in Hannover um ein paar Zentimeter höher 
wird. Das ist ökologischer Provinzialismus und nicht 
verantwortliche ökologische Politik, Herr Kollege 
Lippelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Pflüger, 
der Kollege Lippelt würde Ihnen gern eine Frage 
stellen. Sind Sie bereit, diese zu beantworten? 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Gerne. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Pflüger, wie schätzen Sie die Berichte 
über die Sitzung des Expo-Aufsichtsrats Ende März 
und die Differenz, die es da zwischen den von Ihnen 
so hochgeschätzten Öko-Wissenschaftlern und der 
Industrie in der Frage der Systemführerschaft gege-
ben hat, ein? 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Ich glaube, daß 
das Wichtigste im Bereich der Systemführerschaft 
der Themenpark der Unabhängigkeit ist. Ich darf zur 
Erläuterung für die anderen Kollegen sagen: Es ist 
das erste Mal, daß sich auf einer Weltausstellung 
nicht mehr in erster Linie nur die Nationen präsentie-
ren, sondern tatsächlich die Themen der Agenda 21 
der Vereinten Nationen in einem Themenpark aus-

gestellt werden. Die Systemführer sind nicht Unter-
nehmer, sondern unabhängige Fachleute mit Erfah-
rung. 

Meine feste Überzeugung ist, daß das der richtige 
Weg ist. Soweit ich sehe - wir werden nachher noch 
Herrn Hedrich hören -, wird diese Auffassung vom 
Aufsichtsrat geteilt. 

Unabhängige Fachleute zum Beispiel aus den Mu-
seen und den Universitäten sollen für die einzelnen 
Bereiche die Systemführerschaft übernehmen, um zu 
gewährleisten, daß dies keine große Indust rie-Show 
alten Stils wird, sondern eine an einem inhaltlichen 
Thema - „Mensch - Natur - Technik" - aufgezogene 
Veranstaltung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Dr. Helmut Lippelt [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben meine 
Frage gar nicht verstanden!) 

Herr Kollege Lippelt, ich glaube, daß wir auf dem 
richtigen Weg sind. Daß wir uns auf dem Weg dort-
hin über verschiedene Konzepte unterhalten können 
und natürlich auch die Grünen eingeladen sind, do rt 

 ihre Stimme geltend zu machen, ist doch gar keine 
Frage. Es wird auch Konflikte und unterschiedliche 
Auffassungen geben. Sich aber zu verweigern und 
von vornherein zu sagen, dieses Projekt sei falsch, 
steht allem entgegen, was Experten auf ökologi-
schem Gebiet in aller Welt sagen. Sie nämlich sehen 
hier erstmals eine Chance, die Agenda 21 mit Leben 
zu erfüllen, sie konkret zu machen, sie an Hand ganz 
klarer Beispiele und Konzepte der Weltöffentlichkeit 
zu präsentieren. Sich dem zu verweigern ist eine fal-
sche Politik. Dafür werden Sie in Hannover noch ein-
mal bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich glaube, daß der Bundeskanzler, der in Rio ge-
wesen ist, mit seinem Beg riff der „einen Welt, in der 
wir leben" völlig recht hat. Diese eine Welt gilt es zu 
gestalten. Es gilt, die großen Gefahren, die Überle-
bensgefahren für die Menschheit, zum Beispiel die 
drohende Klimakatastrophe, den Raubbau an unse-
ren Ressourcen, all diese Dinge, von denen auch der 
Kollege Repnik gesprochen hat, in den Griff zu be-
kommen. Dabei haben wir in unserem Land, in 
Deutschland, die Möglichkeit, eine Führungsrolle 
einzunehmen. Und da verweigern sich ausgerechnet 
die Grünen? Ich glaube, daß das eine falsche Politik 
ist, die in die Irre geht. 

Wir haben die Chance, die Umrisse für einen 
neuen globalen Gesellschaftsvertrag in den Veran-
staltungen bis zur Expo in Hannover, von denen Sie, 
Herr Ministerpräsident, gesprochen haben, anzuden-
ken. Ich glaube, daß das eine zu ernste Sache ist, als 
daß sie kurzfristig parteitaktisch und populistisch in 
Hannover dadurch ausgenutzt werden sollte, daß 
man die Menschen, die zum Teil in der Tat über zu-
sätzliche Belastungen zu klagen haben werden, in 
dieser Weise gegen dieses Projekt aufhetzt. 

Ich verhehle nicht - und ich finde es richtig, daß 
das auch der Ministerpräsident angesprochen hat -, 
daß wir uns aus hannoverscher Sicht, aus niedersäch- 
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sischer Sicht für unsere Region, für den Standort Nie-
dersachsen und für den Standort Hannover, natürlich 
von der Expo auch etwas versprechen. Wir haben 
Steuermehreinnahmen zu erwarten. Wir bekommen 
durch das gewaltige Investitionsvolumen zusätzliche 
Arbeitsplätze. Das alles wird der Region gerade in ei-
ner Zeit mit viel Arbeitslosigkeit zugute kommen. Ich 
glaube, daß die Hannoveraner das inzwischen ver-
standen haben. 

Es wäre gut gewesen - ich möchte diese eine An-
merkung hier noch machen -, wenn wir das in Han-
nover ein bißchen früher über die Bühne gebracht 
hätten und nicht so viele Zweifel von seiten der SPD 
geäußert worden wären. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wer hat denn so 
lange gezögert? - Dr. Uwe Küster [SPD]: 
Trittbrettfahrer Pflüger! - Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Sie haben uns in eine Bürgerbefragung hineinge-
trieben und haben damit eine große Chance für Han-
nover in einer sehr gefährlichen Weise riskiert , in 
eine Bürgerbefragung übrigens, die in keiner Verf as

-

sung  vorgesehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Zeit, die wir verloren haben, haben wir in dieser 
überflüssigen Debatte in Hannover verloren. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wie lange hat 
der Kanzler gezögert!) 

Hier in Bonn haben in der Tat - ich will das ganz 
offen sagen - die Haushälter, die Politiker meiner 
Fraktion und auch anderer Fraktionen gezögert, ob 
sie ein solches großes Projekt durchführen könnten. 
Sie zögern vor allen Dingen dann, wenn in Hannover 
selbst die Signale nicht klar gestellt sind und Hanno-
ver selbst nicht weiß, was es eigentlich will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Diese Phase ist glücklicherweise vorbei. Ich will 
hier an die Gemeinsamkeit anknüpfen, von der hier 
mehrfach die Rede gewesen ist. Ich will diese Ge-
meinsamkeit auch pflegen. Ich will nur sagen: Ich 
glaube, daß die Dinge jetzt auf einem sehr guten 
Weg sind. 

Heute steht in der „Süddeutschen Zeitung" ein in-
teressanter Artikel über die Expo, in dem vor allem 
die Arbeit der Generalkommissarin Birgit Breuel ge-
würdigt und gesagt wird, es gehe zu einem großen 
Teil auf ihr Engagement zurück, daß die Expo heute 
durchgesetzt worden sei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit, Herr Kol

-

lege! 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Inzwischen sind 
es 64 Länder, die zugesagt haben, zur Expo zu kom-
men. Das ist unter anderem auf die erfolgreiche 
Überzeugungsarbeit des Generalkommissariats zu-
rückzuführen, das wir in seiner Arbeit unterstützen 
sollten. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Pflüger! 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Die Expo ist ein 
Aushängeschild für uns alle. Sie ist ein Aushänge-
schild für ein weltoffenes leistungsfähiges Deutsch-
land. Deshalb bitte ich Sie alle um Unterstützung für 
dieses großartige Projekt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer Kurzinterven-
tion erteile ich das Wort  der Kollegin Steffi Lemke. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Pflüger, Sie haben in Ihrer Rede eben dem Bündnis 90/ 
Die Grünen vorgeworfen, sich dem Projekt Weltaus-
stellung im Jahre 2000 aus ideologischen Gründen 
zu verweigern. Sie sind, wenn ich richtig informiert 
bin, Hannoveraner. Ich gehe davon aus, daß Sie die 
Diskussion um die Expo von Anfang an sehr auf-
merksam verfolgt haben. Dabei dürfte Ihnen nicht 
entgangen sein, daß sich die Grünen sehr wohl an 
der Diskussion beteiligt haben, daß es den Grünen 
aber nicht ausgereicht hat, eine Weltausstellung un-
ter dem Motto auszurufen „Wir machen eine ökologi-
sche Weltausstellung", sich dieses Label draufzupak-
ken, ohne es mit Inhalt zu erfüllen. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Es wird mit Inhalt 
erfüllt!) 

Wir haben sehr wohl inhaltlich diskutiert, Vorschläge 
in Hannover unterbreitet: Wie kann es aussehen? 
Wie könnte eine Expo funktionieren? Diese Vor-
schläge sind nicht angenommen worden. 

Die Expo wird, so wie es derzeit aussieht, auch 
nach Einschätzung von Fachexperten zu einem öko-
logischen Desaster werden. Wir haben mit Sachsen-
Anhalt, der Korrespondenzregion, versucht, von ei-
nem dezentralen Ausstellungskonzept ausgehend, 
auch dazu Vorschläge vorzulegen. Von einer plum-
pen Verweigerungshaltung zu sprechen finde ich in 
diesem Zusammenhang wirklich problematisch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Dann müssen Sie 
nach Hannover fahren und die Grünen do rt 

 erleben!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Pflüger, 
Sie haben das Wort  zur Replik. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Frau Kollegin, 
ich habe in der Tat die Debatten in Hannover von An-
fang an verfolgt. Das, was ich bedauerlich finde, ist, 
daß Sie von Anfang an gegen die Expo gewesen 
sind. Es ist keineswegs so gewesen, daß Sie erst ab-
gewartet oder versucht hätten, die Diskussion zu be-
einflussen. Vielmehr war das erste, was Sie gesagt 
haben: Bei der Expo gibt es Verkehrsstaus. Es müs-
sen neue Straßen gebaut werden. Es gibt Investiti-
ons- und Großprojekte. So etwas wollen wir nicht. In 
unserer Zeit ist eine solche Weltausstellung generell 
überflüssig. 
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Das ist doch Ihr Argument gewesen. Das und Ihre 
absolute Verweigerungshaltung mache ich Ihnen in 
der Tat zum Vorwurf. Ich lade Sie auch jetzt noch ein: 
Machen Sie doch mit! Überlegen Sie doch, ob Sie 
nicht in die Gremien zurückkommen und mitdisku-
tieren und die ganze Weltausstellung in Ihrem Sinne 
beeinflussen! Wenn es um Nachhaltigkeit und darum 
geht, diesen Planeten ökologisch zu retten, dann 
werden wir doch einer Meinung sein. 

(Zurufe von der SPD) 

Also kommen Sie aus Ihrer Ecke heraus, und arbei-
ten Sie mit uns zusammen daran, daß die Expo ver-
nünftig wird! Dann wird es gut werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Edelgard 
Bulmahn, Sie haben das Wo rt . 

Edelgard Bulmahn (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Expo 
2000 ist eine nationale Angelegenheit. Sie ist für un-
ser Land eine einmalige Chance und zugleich eine 
große Herausforderung. Das machen die Anträge 
deutlich. Herr Pflüger, ich wäre froh gewesen, wenn 
Sie etwas schneller gewesen wären und mein Ange-
bot zu einem interfraktionellen Antrag, das ich Ihnen 
vor fünf Monaten gemacht habe, angenommen hät-
ten. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Nichtsdestotrotz bin ich froh, daß Sie dazugelernt ha-
ben. Ich nehme das Angebot gerne an. 

Mit dem Leitthema „Mensch - Natur - Technik" 
thematisiert die Expo 2000 die zentrale Herausforde-
rung der Menschheit an der Schwelle zum 
21. Jahrhundert, nämlich die Versöhnung von 
Mensch, Natur und Technik, die Bewahrung der na-
türlichen Lebensgrundlagen. Die gegenwärtig domi-
nierende ressourcen- und energieverschwendende 
Wirtschaftsweise - das ist jedem klar - ist nicht zu-
kunftsfähig. Der Treibhauseffekt, das Ozonloch oder 
das Waldsterben sind Anzeichen dafür, daß die Be-
lastbarkeit ökologischer Systeme mißachtet wurde. 
Die  sozial-ökologische Umgestaltung von Wirtschaft 
und Gesellschaft auf ein an dauerhafter Entwicklung 
orientiertes Zukunftsmodell muß deshalb gelingen, 
wenn das Überleben der Menschheit gesichert wer-
den soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist keine einfache Aufgabe und keine einfa-
che Sache. Wir stehen nämlich neben den ökologi-
schen Problemen gleichzeitig vor gewaltigen ökono-
mischen und sozialen Herausforderungen. Die Wi rt

-schaft der Industrieländer eilt zwar von einem Pro-
duktivitätsrekord zum anderen. Gleichzeitig erreicht 
jedoch auch die Arbeitslosigkeit neue Rekordmar-
ken. 

In den Ländern der Dritten Welt breiten sich sozia-
les Elend und Hoffnungslosigkeit aus. Zugleich neh-
men die sozialen und ethnischen Konflikte an Heftig

-

keit zu. Vor kaum geringeren Problemen stehen die 
Reformstaaten des Ostblocks. Deshalb sind die Ver-
besserung der sozialen Lage der Menschen, die 
Überwindung von Arbeitslosigkeit, von Armut, von 
Hunger, die Sicherung der Menschenwürde, die 
Gleichstellung von Frauen sowie von ethnischen und 
sozialen Minderheiten die zentralen Herausforderun-
gen für die Menschheit. Hierfür brauchen wir Ant-
worten und Handlungskonzepte. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Herr Lippelt, ich muß Ihnen ganz offen sagen: Hier 
vermisse ich den Gestaltungswillen der Grünen. Es 
kann und darf nicht die Politik einer Partei sein, sich 
aus dieser Gestaltung zurückzuziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt Konflikte. Aber man muß sich an dem Austra-
gen der Zielkonflikte beteiligen. Die Grünen müssen 
sich einmischen. Sie sind gefordert, dabei mitzuma-
chen. Ich bitte Sie darum, dies zu tun. 

(Beifall bei der SPD - Wolf-Michael Caten

-

husen [SPD]: Das übersteigt das Fassungs

-

vermögen der Grünen!) 

Es kann nämlich bei der Expo nicht darum gehen, 
wer die besten Autos, die schnellsten Flugzeuge, die 
größten Kernkraftwerke baut oder wer als erster zu 
fernen Planeten vordringt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Bulmahn, 
es gibt zwei Kollegen, die Ihnen gerne eine Zwi-
schenfrage stellen würden: der Kollege Köhne und 
der Kollege Lippelt. 

Edelgard Bulmahn (SPD): Aber selbstverständlich. 

Vizepräsident Hans Klein: Wenn Sie bereit sind zu 
antworten, erteile ich dem Kollegen Köhne das Wo rt . 

Rolf Köhne (PDS): Frau Kollegin Bulmahn, wozu 
brauchen Sie für all die schönen Dinge, die ich ja 
richtig finde und die notwendig sind, eine Weitaus

-

stellung diesen Stils, ein Massentourismusprojekt mit 
40 Millionen Besuchern? Warum geht das Ganze 
nicht auch völlig anders? Die Frage müssen Sie be-
antworten. 

Edelgard Bulmahn (SPD): Weil ich Ihnen als regel-
mäßige Internet-Benutzerin sagen kann, daß das In-
ternet nicht den persönlichen Kontakt, nicht die per-
sönliche Kommunikation und nicht die persönliche 
Zusammenarbeit an der Bearbeitung dieser Pro-
bleme, an der Erarbeitung von Konzepten ersetzt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das persönliche Zusammentreffen und auch der 
Austausch von alternativen Vorstellungen, zum Bei-
spiel, wie wir unsere Energieprobleme und das Pro-
blem der großen Städte lösen, das Zusammentreffen 
sowie das Zusammenarbeiten von Personen ist not- 
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wendig, gerade in einer Welt. Wenn wir globalen 
Problemen gegenüberstehen, müssen wir zusam-
menarbeiten. Es tut mir leid, aber das Inte rnet kann 
dieses nicht ersetzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Lippelt. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Kollegin Bulmahn, können Sie nachvollziehen, 
daß es ein Empfinden geben kann, daß ökologische 
Politik bewußt konterkariert werden könnte durch 
die Art  und Weise, wie sie umgesetzt wird? 

Können Sie zweitens nachvollziehen, daß sich eine 
solche Einstellung offensichtlich immerhin fast der 
Hälfte der hannoverschen Bevölkerung mitteilt? Des-
halb sind die Grünen, die dieses Projekt seit acht 
Jahren kritisch begleiten, der Meinung, daß 
48,5 Prozent der Bevölkerung, Herr Ministerpräsi-
dent, natürlich demokratisch vertreten werden müs-
sen. 

Haben Sie außerdem mitbekommen, daß beispiels-
weise der Umweltdezernent, der ein Grüner ist, in 
vollem Einverständnis mit der grünen Partei in der 
Sache positiv mitarbeitet? Denn wir verstehen sehr 
wohl zu unterscheiden zwischen einer entsprechen-
den Mitarbeit und einer Parteimeinung, die in die-
sem Falle etwas anders sein kann, aber von 
48 Prozent der Bevölkerung geteilt wird? 

Edelgard Bulmahn (SPD): Herr Lippelt, das kann 
ich sehr gut nachvollziehen, weil diese Sorgen sehr 
viele Menschen in Hannover gehabt haben. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben!) 

Deshalb haben wir uns ganz massiv dafür eingesetzt, 
daß zum Beispiel der Nahverkehr in Hannover aus-
gebaut wird. Und wir haben einen immensen Aus-
bau des Nahverkehrs in Hannover erreicht. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vielleicht in einer anderen 

Region!)  

Deshalb haben wir uns dafür eingesetzt, daß die 
Schienenverbindungen ausgebaut werden, weil wir 
immer gesagt haben: Es darf nicht sein, daß wir eine 
Expo durchführen unter dem Motto „Mensch, Natur 
und Technik" , mit der wir beispielhaft Problemlösun-
gen für Verkehrs- und Siedlungsprobleme vorstel-
len wollen, aber genau dieses Problem dann selber 
wieder praktizieren, das heißt, daß die Menschen im 
Stau stehen und mit ihrem Auto nicht mehr weiter-
kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Gerade deshalb, weil wir dies durchaus sehen, ha-
ben wir alternative Vorschläge gemacht, zum Bei-
spiel den Vorschlag für ein anderes Verkehrssystem. 
Wir sind dabei, dieses zu bauen. Wir haben dabei 
eine Reihe von Fortschritten erreicht. Wir planen und 
führen gemeinsam mit dem Umweltdezernat den 

Bau einer beispielhaften Siedlung durch, mit der wir 
exemplarisch zeigen können, wie umweltfreundli-
ches und sozialverträgliches Bauen wirklich prakti-
ziert werden kann und welche Lösungsmöglichkei-
ten es gibt. 

Wir haben uns auch - das ist ein Punkt, wo meines 
Erachtens nach alle mitwirken müssen - in Diskus-
sionen und Gesprächen immer wieder überlegt, wie 
man die bisher erarbeiteten Konzepte noch weiter 
verbessern kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Lassen Sie mich zuletzt noch einen Punkt aufgrei-
fen. Ich halte die Themenparks - Herr Pflüger hat be-
reits darauf hingewiesen - wirk lich für ein zukunfts-
weisendes Modell. Dort  arbeiten wir an verschiede-
nen Konzepten. Beispiel: Leben und Wohnen. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das wird aber doch nur disku

-

tiert!) 

Hier können wir darstellen, wie diese Problemlö-
sungsmodelle für unterschiedliche Regionen und 
Kulturen aussehen können. Do rt  können wir abwä-
gen, welches die beste Lösung ist. Wir können ver-
gleichen, verbessern und überlegen, wie man in ei-
nen gemeinsamen Arbeitsprozeß eintreten kann. 

Ich hoffe - Herr Lippelt, ich kann das nur noch ein-
mal sagen -, daß dabei nicht nur der Umweltdezer-
nent, von dem ich dies sehr wohl weiß, mitwirkt, son-
dern die Grünen als Partei insgesamt. Denn gerade 
bei dieser Frage sind sie gefordert. Meiner Meinung 
nach dürfen sie sich dieser Herausforderung nicht 
verweigern. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Fragen, die wir uns stellen müssen, lauten 
nämlich: Wie bewahren wir unseren Planeten vor der 
Zerstörung? Wie lösen wir die vielschichtigen ökolo-
gischen, ökonomischen und sozialen Probleme, 
ohne zugleich noch neuere, größere zu erzeugen, 
wie wir das in der Vergangenheit häufig getan ha-
ben? 

Wie erreichen wir, daß aus technischem Fortschritt 
auch ökologischer und sozialer Fortschritt wird, und 
wie können wir dazu beitragen, daß aus der Verunsi-
cherung über die Zukunft, die viele Menschen spü-
ren und wahrnehmen, aktives und vorausschauen-
des gesellschaftliches Handeln wird? 

Patentrezepte zur Lösung dieser Fragen gibt es 
nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen. Aber was klar 
ist: Wir brauchen komplexe, ganzheitliche Lösungen. 
Wir müssen eindimensionales Denken ebenso über-
winden wie nationale Egoismen und engstirniges Be-
sitzstandsdenken. Es gibt auf dieser Welt nur die 
Chance des gemeinsamen Lebens und Überlebens. 
Diese Chance muß gestaltet werden. 

Die Expo 2000 stellt meines Erachtens eine hervor-
ragende Möglichkeit dar, den nötigen Bewußtseins-
wandel nicht nur in Deutschland, sondern überall auf 
dieser Welt ein Stück voranzubringen und symbo-
lisch wie praktisch die nötigen Signale zu setzen. Sie 
sollte ein Ort des Zusammentreffens, des Austauschs, 
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der Verständigung und des Nachdenkens über die 
Fehler der Vergangenheit, vor allem aber über die 
gemeinsamen Handlungsmöglichkeiten für die Zu-
kunft sein. Als internationale Zukunftswerkstatt er-
öffnet sie die Möglichkeit, Innovationen und Lösun-
gen für das Zusammenleben der Menschen in der ei-
nen Welt darzustellen und auf ihre Machbarkeit so-
wie ihre politische und gesellschaftliche Realisierbar-
keit zu testen. 

Die Expo 2000 darf deshalb nicht zu einem tech-
nikfixierten Science-fiction-Markt geraten. Sie muß 
vielmehr zu einem Laboratorium der Zukunft wer-
den, in dem technische und soziale Innovationen prä-
sentiert werden. Sie sollte beispielhaft zeigen, wie 
schrittweise ökologisch und sozial verträglich neue 
Möglichkeiten ausgelotet und Veränderungen in 
Gang gebracht werden können. 

Der für die Expo 2000 geplante Themenpark ist ein 
sehr anspruchsvolles Vorhaben, diesen Anforderun-
gen gerecht zu werden. Er soll den Kernbereich der 
Ausstellung bilden und in themenorientierten Häu-
sern die zentralen Zukunftsfragen in den Handlungs-
feldern Leben und Lernen, Umwelt und Entwick-
lung, Wohnen und Gesundheit, Mobilität und  Kom-
munikation, Zukunft von Arbeit, Produktion, Technik 
und Energieversorgung, Gleichberechtigung und 
Chancengleichheit aller Menschen aufgreifen. 

(Beifall bei der SPD) 

Konkrete, auf nachhaltige Entwicklung zielende 
Initiativen und Projekte gibt es überall auf der Welt. 
Die Expo 2000 bildet eine ideale Plattform, diese Bei-
spiele nicht nur weltweit bekannt zu machen, son-
dern auch miteinander zu vernetzen und die Kom-
munikation und die Zusammenarbeit voranzubrin-
gen. Die Ergänzung der künstlichen Welt auf dem 
Ausstellungsgelände durch reale, dezentrale Pro-
jekte kann und soll Mut machen, soll den Hand-
lungs- und Gestaltungswillen herausfordern; denn 
nichts ist ermutigender für Menschen, die handeln 
wollen, als das Beispiel realisierbarer und auch funk-
tionsfähiger Alternativen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Auf Landesebene sind in Niedersachsen bereits 45 
dezentrale Projekte im Rahmen eines Ideenwettbe-
werbs „Stadt und Region als Exponat" ausgewählt 
worden, die bis zur Expo 2000 realisie rt  werden sol-
len. Eine besondere Rolle spielt dabei auch die Korre-
spondenzregion Bitterfeld/Dessau/Wittenberg in 
Sachsen-Anhalt. Hier soll die ökologische und indu-
strielle Umgestaltung des Chemiedreiecks der frühe-
ren DDR beispielhaft vorangebracht und dokumen-
tiert und damit ein Beispiel für die Welt gegeben 
werden, wie man eine derartige Verwüstung rück-
gängig machen kann. Ich hoffe, daß uns dies wirk-
lich erfolgreich gelingt. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Walter 
Hirche [F.D.P.]) 

Ein weiterer wichtiger Eckpfeiler des Expo-Kon-
zepts ist die in unmittelbarer Nähe zum Expo-Ge-
lände entstehende Expo-Siedlung am Kronsberg. 

Herr Lippelt, ich habe bereits darauf verwiesen. Hier 
sollen 2 500 Wohnungen entstehen. Diese Siedlung 
und diese Wohnungen sollen dabei unter Beweis 
stellen, was umweltfreundliches und energiesparen-
des Bauen bereits heute möglich macht. Ich erwarte, 
daß dieser Anspruch ernst genommen und im Rah-
men der Siedlung auch wirklich technologisches 
Neuland betreten wird. Beispielhaft möchte ich in 
diesem Zusammenhang nur die Errichtung einer 
„Solar-City" nennen, deren Energiebedarf möglichst 
weitgehend durch Solarkraft gedeckt wird. 

Das Leitthema der Expo 2000 soll schließlich auch 
in den nationalen Pavillons thematisiert werden. Da-
bei freut mich ganz besonders, daß die Länder der 
Dritten Welt ein sehr großes Interesse an der Teil-
nahme an der Expo 2000 gezeigt haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ich sage allerdings auch ganz klar und deutlich, 
daß es unsere gemeinsame Verantwortung auch hier 
im Deutschen Bundestag ist, dafür Sorge zu tragen - 
auch durch finanzielle Unterstützung -, daß den Län-
dem der Dritten Welt tatsächlich die Teilnahme wirk-
lich möglich ist. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P.) 

Für die Bundesrepublik bietet die Ausrichtung der 
Expo 2000 insgesamt die Chance, ihre politische Ver-
antwortung, ihre wissenschaftliche und wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit unter Beweis zu stellen. Das 
setzt aber voraus, daß wir jetzt mit Entschlossenheit 
den ökologischen Umbau von Wirtschaft und Gesell-
schaft voranbringen. Ich wünsche mir, daß die Bun-
desregierung das mit vielen Einzelentscheidungen 
deutlich macht, Entscheidungen, die wir im Bundes-
tag Tag für Tag treffen müssen - nicht nur bezüglich 
der Expo 2000. 

(Beifall bei der SPD) 

Das bedeutet, daß wir jetzt für eine solidarische 
Partnerschaft zwischen Norden und Süden Sorge tra-
gen müssen. Das bedeutet, jetzt Sorge dafür zu tra-
gen, daß unsere internationalen Gäste Deutschland 
als demokratisches, weltoffenes und gastfreundliches 
Land erfahren. Auch dafür müssen wir noch ein gan-
zes Stück arbeiten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Durchfüh-
rung der Weltausstellung in Hannover kann, wenn 
sie entschlossen vorbereitet und in eine schlüssige 
Politik der zukunftsfähigen Erneuerung unserer In-
dustriegesellschaft eingebettet wird, dem ökologi-
schen Strukturwandel, der notwendig ist, - 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit, Frau Kol-
legin. 

Edelgard Bulmahn (SPD): - neue Impulse verlei-
hen. 

Sie eröffnet der deutschen Wi rtschaft aber auch eine 
Vielzahl von Experimentierfeldern, um mit eigenen 
Pilot- und Referenzprojekten die Problemlösungs-
kompetenz und den Problemlösungswillen - das 
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möchte ich doppelt unterstreichen: auch den Pro-
blemlösungswillen - im Bereich umweltverträglicher 
Produkte und Verfahren zu demonst rieren und zu-
sätzliche Marktpotentiale zu erschließen. 

Meine Herren und Damen, der mit der Durchfüh-
rung der Expo verbundene Anspruch ist sehr hoch. 
Wir werden dafür arbeiten, diesem Anspruch gerecht 
zu werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen, wir haben heute noch einen 
langen Abend vor uns, sind morgen das letzte Mal 
vor der Sommerpause zusammen und haben noch 
ein stattliches Programm abzuwickeln. Deshalb er-
kläre ich hiermit: Ich werde vor allem den Rednern, 
die schon gesprochen und Zwischenfragen gestellt 
haben, bei diesem Thema keine Kurzinterventionen 
mehr genehmigen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD) 

Ich erteile das Wort dem Parlamentarischen Staats-
sekretär beim Bundesminister für wi rtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung, Klaus-Jürgen He-
drich. 

Klaus-Jürgen Hedrich, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der niedersächsische Mi-
nisterpräsident hätte sich mit seiner Rede natürlich 
die gleiche Chance eröffnen können wie eben Frau 
Kollegin Bulmahn, so daß auch bei ihm zum Schluß 
die große Mehrheit des Hauses geklatscht hätte. 
Aber durch die Formulierung haben Sie sich das ein-
fach verdorben. 

Sie brauchen aber keine Sorgen zu haben. Wie 
auch immer Wahlen ausgehen: Im Zweifelsfalle wür-
den auch ehemalige Ministerpräsidenten eingela-
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr.  Uwe Küster [SPD]: Darüber werden Sie 

noch sehr alt werden!) 

- Ja, das macht nichts. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, es ist eindeutig festgehalten worden: Die 
Weltausstellung Expo 2000 ist keine Industriemesse. 
Aber sie ist natürlich eine großartige Chance für die 
deutsche Volkswirtschaft und damit auch für die 
deutsche Wirtschaft, sich mit ihren vielfältigen Ange-
boten im technischen und technologischen Bereich 
auf dieser Ausstellung zu präsentieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich habe durchaus Verständnis dafür, wenn Bürger 
uns in diesem Lande fragen: Sind in unserem Zeital-
ter Weltausstellungen eigentlich noch zeitgemäß? 

Auf diese Frage sollten wir durchaus eine Antwort 
geben. 

Man spricht von unserer modernen Welt oft als ei-
nem globalen Dorf, in dem jeder mit jedem kom-
munizieren kann, die Beschaffung von Informa-
tionen nur noch eine Frage des technischen Auf-
wandes zu sein scheint. Aber je technischer die 
Welt wird, desto mehr sehnen sich die Menschen 
nach Begegnungen und Gedankenaustausch. 
Zu menschlichen Kommunikationen gehören 
Staunen, Schweigen, Lachen ebenso wie Spre-
chen, Sehen, Hören, Lesen. Nur in persönlicher 
Begegnung werden all diese Kommunikations-
möglichkeiten vereint und bieten dem gegen-
überstehenden Menschen ein Gesamtbild. 

Mit diesen Worten hat die Generalkommissarin Birgit 
Breuel wie kaum jemand anderes den Charakter die-
ser Weltausstellung Expo 2000 beschrieben. Es ist in 
der Tat eine faszinierende Herausforderung, daß sich 
dort  die eine Welt präsentiert. 

Ich möchte Ihnen nicht verhehlen, daß wir diese 
Weltausstellung Expo 2000 in einer Kette sehen - 
Hans-Peter  Repnik hat darauf hingewiesen - mit den 
Weltkonferenzen der UNO, mit Rio, mit der Weltbe-
völkerungskonferenz in Kairo, mit dem Weltsozial-
gipfel in Kopenhagen und mit der Weltfrauenkonfe-
renz in Peking. All die Fragen, die do rt  erörtert wur-
den, die Schicksals- und Zukunftsfragen der 
Menschheit schlechthin, werden auf der Expo 2000 
zu präsentieren sein. 

Deshalb legen wir natürlich auch besonders viel 
Wert darauf, daß möglichst viele Staaten dieser Erde 
auf der Expo 2000 präsent sind. Im Einzelplan 23, 
also im Haushalt des Ministeriums für wi rtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, haben wir dafür 
100 Millionen DM vorgesehen. Das ist sehr viel Geld. 
Aber unter den 64 bisher eingegangenen Anmeldun-
gen sind bereits 28 Entwicklungsländer, Länder also, 
die zu den ärmeren Staaten dieser Erde gehören. Es 
gehört zum Reglement von Weltausstellungen, daß 
der Gastgeber auch denjenigen die Teilnahme an der 
Expo ermöglicht, die über begrenzte finanzielle Res-
sourcen verfügen. Nach unserer Einschätzung wer-
den es zwischen 50 und 60 Entwicklungsländer sein, 
denen wir über Beratung, über die Bezuschussung 
von Länder- oder Regionalpavillons die Teilnahme an 
der Expo 2000 ermöglichen werden. Ich halte das für 
einen guten Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich habe übrigens auch die Hoffnung noch nicht 
aufgegeben, daß mittelfristig auch die Grünen mit-
machen. Vielleicht ist Ihnen das, Herr Lippelt, ver-
borgen geblieben. Ich hatte zum Beispiel vorgestern 
mit allen Leitern der fünf politischen Stiftungen, der 
internationalen Institute, ein Gespräch. Es war inter-
essant: Besonders der grüne Vertreter - Sie kennen 
ihn auch - hat dafür plädiert, daß man sich an der 
Expo 2000 beteiligt. Unterhalten Sie sich einmal mit 
Vertretern der Regenbogen-Stiftung! Denn sie hat 
sich mit der Chance, die Probleme der Agenda 21 in 
Hannover zu präsentieren, vielleicht stärker ausein- 
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andergesetzt als kleinkarierte Egoisten oder auch 
kleinkarierte Lokalegoisten. 

Die Welt wird sich in Hannover treffen. Aber ich 
möchte uns alle noch einmal an folgendes erinnern - 
das geht in der Diskussion manchmal verloren -: Es 
ist keine hannoversche Ausstellung. Sie findet zwar 
in Hannover statt. Aber Gastgeber ist die Bundesre-
publik Deutschland. Das heißt, es ist eine nationale 
Veranstaltung. Die Besucher aus allen Teilen der 
Welt sollen wissen: Sie sind im Jahre 2000 in Hanno-
ver willkommen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Detlef 
Kleinert , Sie haben das Wo rt . 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Zu 
Recht ist eben betont worden, daß es sich - das ist 
übrigens, wenn ich das einmal einflechten darf, auch 
rechtlich so - um eine bundesdeutsche Veranstaltung 
handelt, die erfreulicherweise auch von allen getra-
gen wird. Für die Bundesregierung ist das eben noch 
einmal deutlich gemacht worden. Ich komme nach-
her noch einmal zu der interessanten Frage, ob die 
Hannoveraner so etwas alleine könnten. Ich bin ganz 
sicher, daß sie es nicht könnten. Die bisherigen Er-
fahrungen sprechen leider dagegen. 

Alles das, was hier in bezug auf Gefahren, insbe-
sondere aber auch in bezug auf die Möglichkeiten 
für die Gestaltung der Zukunft auf dieser Erde aus-
geführt worden ist, unter dem Motto „Mensch - Na-
tur - Technik" zu fokussieren, ist in der langen Ge-
schichte der Weltausstellungen ein großer Gedanke. 
Daß dieser Gedanke hier in Deutschland verwirklicht 
werden soll, ist sehr bedeutend. Das ist natürlich in 
erster Linie nicht Ehre und wirtschaftliche Chance, 
sondern das ist zunächst einmal ein Auftrag, eine 
Verpflichtung, eine Arbeit und eine große Anstren-
gung, damit daraus etwas wird, was sich sehen las-
sen kann. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Sache schon am Anfang niederzumachen, wie 
es den Grünen und auch anderen beliebt, kann der 
Sache beim besten Willen nicht dienlich sein. Die 
Kritiker sollen doch im Jahre 2000 einmal nach Han-
nover kommen. Sie werden sich dann, soweit sie ehr-
lich genug sind, bei all denen, die das heute anders 
sehen und sich noch viel Mühe geben, für alles das 
entschuldigen, was sie heute völlig unberechtigter

-

weise an Verdächtigungen ausgesprochen haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Thema soll sachlich behandelt werden. Diese 
Ausstellung muß auf Grund dessen interessant sein, 

was sachlich angesprochen und dargestellt wird. Es 
muß aber mit Sicherheit auch positiv und heiter sein, 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

wenn dabei etwas herauskommen soll, was die Men-
schen beeindruckt und was dem Ziel, etwas für die 
Zukunft zu bewirken, entspricht. Mit Nölerei und 
Miesmacherei kann man da beim besten Willen 
nichts bewegen und nichts erreichen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Niederländer haben einen wenig schmeichel-
haften Ausdruck für ihre deutschen Nachbarn. Aber 
wir wollen uns bei dieser Gelegenheit einmal mehr 
nicht „moffig" zeigen, sondern uns ganz im Gegen-
teil von unserer besten, positiven, angenehmen und 
heiteren Seite zeigen. Das ist wichtig. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

So eine Sache soll man in Niedersachsen minde-
stens Achte lang angehen. Herr Ministerpräsident 
Schröder wird mir da zustimmen. Das entspricht sei-
nem Naturell. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der SPD) 

Aber es müssen vorher die Leinen und die Zügel ge-
ordnet werden, 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

sonst geht es ganz wild durcheinander, wenn man es 
Achte lang mit so einem Todder versucht. Daran hat 
es längere Zeit gefehlt. 

Inzwischen ist das alles wunderbar geregelt. Der 
Bundeskanzler ermuntert den Ministerpräsidenten, - 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Kleine rt  - - 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): - der Minister-
präsident den Bundeskanzler und wir uns alle ge-
genseitig. 

(Heiterkeit bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Da kann man schon besser weiterkommen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Kleine rt , 
ich weiß: Es gehört zu den besonderen Herausforde-
rungen eines amtierenden Präsidenten, Sie im Rede-
fluß zu stoppen. Aber Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

(Heiterkeit) 

Detlef Kleinert (Hannover) (F.D.P.): Ich bitte viel-
mals um Vergebung, Herr Präsident; da muß ein Irr-
tum zugrunde liegen. 

(Heiterkeit) 

Ich habe hier noch etwas stehen. 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 
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Ich möchte wenigstens - ich habe insofern eine ge-
wisse Auflassung durch die Schlußbemerkung von 
Herrn Ministerpräsidenten Schröder bekommen - 
ein klein wenig hannoversche Politik einführen. 

Das Durcheinander, das do rt  zwischen der SPD 
und ihren grünen Haushaltshelfern, zwischen dem 
Oberbürgermeister und dem Oberstadtdirektor und 
innerhalb der ganzen Stadtverwaltung seit Jahrzehn-
ten eine ungute Tradition ist, 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Sie machen das 
Ganze wieder zu einer parteipolitischen 

Frage!) 

das unter anderem zu diesem i llegalen Unfug mit der 
Postkartenaktion geführt hat, die auch noch als 
Volksbefragung ausgegeben wird, ist so betrüblich, 
daß man nur denen gratulieren kann, die die Sache 
jetzt mit großem persönlichem Einsatz auch bei der 
SPD allmählich in Ordnung gebracht haben. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Führen Sie den 
Wahlkampf in Hannover und nicht hier!)  

Aber wenn es wirklich gut werden soll, dann sollten 
Hannovers Bürger am 15. September insoweit für 
eine grundlegende Verbesserung der Verhältnisse 
sorgen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Dr. Peter Glotz [SPD] - Bei

-

fall bei Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Parla-
mentarischen Staatssekretär Dr. Norbert Lammert 
das Wort . 

Dr. Norbert  Lammert, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Präsident wird mir 
nicht böse sein, wenn ich jetzt in einer Va riante des 
Beitrages des Kollegen Kleine rt  in der Redezeit, die 
ich noch habe, nicht das vortrage, was auch mir auf-
geschrieben worden ist, 

(Heiterkeit bei der F.D.P.) 

weil ich meine, daß weder das viele Richtige, das in 
der Diskussion bereits vorgetragen worden ist, noch 
das wenige Falsche, das auch in dieser Diskussion 
vorgetragen worden ist, wiederholt werden muß. 

(Jörg Tauss [SPD]: Vielen Dank für Ihren 
Beitrag!) 

Ich will  mich deswegen - mit Ihrer freundlichen Ge-
nehmigung - auf eine einzige Bemerkung beschrän-
ken. 

Ich halte es natürlich für völlig legitim - ich sage 
das insbesondere an die Adresse der Kritiker dieser 
Ausstellung -, daß man sich insbesondere im Vorfeld 
der Entscheidung, ob man sich überhaupt für eine 
solche Ausstellung an der Schwelle zu einem neuen 
Jahrtausend mit diesem oder jenem Konzept bewer-
ben sollte, all die Fragen stellt, die auch hier gerade 
wieder vorgetragen worden sind. Aber ich will ganz  

ruhig auf den schwerlich bestreitbaren Sachverhalt 
aufmerksam machen: Diese Entscheidung haben wir 
hinter uns. Wir richten nun diese Weltausstellung 
aus. An den Themen, an den Sachverhalten, die 
nicht nur, aber auch bei dieser Weltausstellung be-
handelt werden, die die erste Weltausstellung des 
dritten Jahrtausends sein wird, müssen wir ein ge-
meinsames Interesse haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Nachdem nun auf unseren Antrag hin entschieden 
worden ist, daß diese Weltausstellung, die erste Welt-
ausstellung des dritten Jahrtausends, in Deutschland 
stattfindet, sollten wir gemeinsam dafür sorgen, daß 
sie ein großer Erfolg wird und insbesondere die Ziele 
erreicht, die wir gemeinsam als politische Orientie-
rung für das nächste Jahrhundert für notwendig hal-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Auch wenn es nicht 
ganz üblich ist: Gestatten Sie mir, Ihnen, Frau Kolle-
gin Schoppe - Sie sitzen hier in der ersten Reihe -, 
zum Geburtstag zu gratulieren, auch wenn es kein 
runder ist. 

(Beifall) 

Ich schließe die Aussprache. Interfraktionell wird 
Überweisung der Vorlagen auf den Drucksachen 13/ 
4367, 13/4668, 13/4887 und 13/5058 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der Fall. 
Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8a bis 8c auf: 

Bildungsdebatte 

a) - Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines 

Achtzehnten Gesetzes zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(18. BAföGÄndG) 

- Drucksache 13/4246 - 

(Erste Beratung 98. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung (19. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5116 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Roland Richwien 
Dr. Christian Ruck 
Doris Odendahl 
Matthias Berninger 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Ludwig Elm 
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bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

- Drucksache 13/5117 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dieter Schanz 
Steffen Kampeter 
Antje Hermenau 
Jürgen Koppelin 

- Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung, Tech-
nologie und Technikfolgenabschätzung 
(19. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Mat-
thias Berninger, Marieluise Beck (Bre-
men), Andrea Fischer (Berlin), weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Einrichtung eines Bundesausbildungs-
förderungsfonds (BAFF) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Ma-
ritta Böttcher, Dr. Ludwig Elm und der 
Gruppe der PDS 

Zielgerichtete Ausbildungsförderung - 
Grundlegende Reform der Studienfi-
nanzierung 

- zu der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Elfter Bericht nach § 35 des Bundesaus-
bildungsförderungsgesetzes zur Über-
prüfung der Bedarfssätze, Freibeträge 
sowie Vomhundertsätze und Höchst-
beiträge nach § 21 Abs. 2 

- zu der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht der Bundesregierung zur Not-
wendigkeit der Studienabschlußförde-
rung vor dem Hintergrund derzeit ge-
planter Strukturreformen an Hoch-
schulen 

- Drucksachen 13/4361, 13/4553, 13/3413, 
13/3414, 13/5116 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Roland Richwien 
Dr. Christian Ruck 
Doris Odendahl 
Matthias Berninger 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Ludwig Elm 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Hoch-
schulbauförderungsgesetzes 

- Drucksachen 13/4335, 13/4720 -

(Erste Beratung 98. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Bildung, Wissenschaft, For-
schung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung (19. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5118 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Josef Holle rith 
Tilo Braune 
Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Ludwig Elm 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung (19. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Tilo 
Braune, Stephan Hilsberg, Reinhard Weis 
(Stendal), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Zusammenführung und bedarfsgerechte 
Fortsetzung der Hochschulsonderpro-
gramme I, II und des Hochschulerneue-
rungsprogramms 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Ludwig Elm, Wolfgang Bierstedt, Marit-
ta Böttcher, Dr. Gregor Gysi und der Grup-
pe der PDS 

Weiterführung von Maßnahmen zur Inte-
gration der bis 1996 im Wissenschaftler-In-
tegrations-Programm (WIP) geförderten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

- Drucksachen 13/2930, 13/3491, 13/4608 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr.-Ing. Rainer Jork 
Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) 
Tilo Braune 
Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Ludwig Elm 

Es liegt je ein Entschließungsantrag der Fraktionen 
der SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen vor. 
Zum Hochschulbauförderungsgesetz hat die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen einen Änderungsantrag 
eingebracht. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die gemeinsame Aussprache eineinhalb Stunden 
vorgesehen. - Damit ist das Haus offenkundig ein-
verstanden. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Dr. Rainer Jork das Wort . 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir 
heute im Zusammenhang mit der Zusammenführung 
von Hochschulprogrammen, über ein neues Hoch-
schulsonderprogramm diskutieren, dann müssen wir 
etwas über die Ausgangssituation und das Ziel des 
Programms sagen. 
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Zunächst können wir die Notwendigkeit eines sol-
chen Programms nicht losgelöst sehen von der Ar-
beitslosigkeit und dem Programm für mehr Wachs-
tum und Beschäftigung, von der Situation an den 
Hochschulen, von der Notwendigkeit einer gemein-
samen Finanzierung durch Bund und Länder und 
von dem Zwang, die neuen Bundesländer angemes-
sen zu berücksichtigen und deren Spezifik zu beach

-

ten.  Es ist deshalb nötig, gemeinsam mit den Län-
dern das Ende 1996 auslaufende Hochschulerneue-
rungsprogramm und ein modifiziertes Wissenschaft-
ler-Integrations-Programm in ein neues Hochschul-
sonderprogramm zu integrieren. 

Wir sind uns alle darüber einig - es wird in jeder 
Bildungsdebatte in diesem Haus wiederholt -, daß 
die hohe Qualifikation und Motivation unserer Ar-
beitskräfte in Deutschland den wesentlichen Stand-
ortvorteil ausmachen. Wenn wir unser Lebensniveau, 
wenn wir - dies sei besonders an die Adresse der 
Opposition gerichtet - unseren Sozialstaat erhalten 
wollen, langt es nicht, konkurrenzfähig zu sein. 

(Jörg Tauss [SPD]: Wer ist denn „wir"?) 

Wir müssen besser sein als andere, Herr Tauss. 

(Jörg Tauss [SPD]: Da haben Sie recht!) 

Für mich bedeutet das: Sowohl die berufliche Bil-
dung als auch die Hochschulbildung müssen eine im 
internationalen Vergleich besonders hohe Qualität 
besitzen. Dies ist natürlich nicht nur eine Frage von 
Innovationsfähigkeit, sondern auch von Geld. Mit 
dem Hochschulsonderprogramm III muß daher auch 
finanziell der Übergang der Hochschulpolitik in das 
nächste Jahrtausend gesichert werden. 

(Tilo Braune [SPD]: Dann wird es aber dürf

-

tig!) 

- Das werden wir sehen, lieber Kollege Braune. Wir 
sind alle gefordert, darüber nachzudenken. 

Damit verbinden sich für mich auch wichtige Er-
wartungen an die Hochschulen. Es liegen ausrei-
chende Analysen zur aktuellen Situation vor, zum 
Beispiel vom Wissenschaftsrat, von der Hochschul-
rektorenkonferenz, von Wi rtschaftsverbänden oder 
der Quandt-Stiftung. Auch in der Anhörung des 
Wirtschaftsausschusses am vergangenen Montag 
hier im Bundestag 

(Zuruf des Abg. Günter Rixe [SPD]) 

- Herr Rixe, Sie waren nicht dabei, Sie sollten in die-
sem Moment einmal die Luft anhalten! - Zur Situa-
tion in den neuen Bundesländern wurde über die 
Forschungsförderung gesprochen. Allesamt weisen 
sie auf den beträchtlichen Reformbedarf hin. 

Im Mai 1993 haben sich Bund und Länder auf ein 
„Eckwertepapier" geeinigt, das dem bestehenden 
Maßnahmebedarf Rechnung trägt. Seitdem sind 
mehr als drei Jahre vergangen, ohne daß es die nöti-
gen entscheidenden Reformschritte gegeben hat. 

Wir müssen uns doch fragen, warum es eigentlich 
nicht ausreichend vorangeht. Liegt es vielleicht an 
den Egoismen, die gemeinsame Lösungen fast un-
möglich machen? Wenn ich an unsere Diskussionen 

um die BAföG-Reform oder an die gestrige Aktuelle 
Stunde zur Lehrstellensituation denke, 

(Günter Rixe [SPD]: Die war doch gut!) 

- Herr Rixe, da waren wir beide da -, dann könnte es 
fast so scheinen. Egoismen sollte man in Frage stel-
len, Herr Rixe. 

Die Hochschulen müssen deshalb ihren Teil zum 
Gelingen des Programms beitragen. Nur wenn sie 
dies tun, werden die mit dem HSP III von Bund und 
Ländern verabredeten Rahmenbedingungen zu einer 
Verbesserung der Studienbedingungen beitragen. 

Das HSP III muß einen ausreichenden finanziellen 
Rahmen sichern. Bund und Länder sollen insgesamt 
3,6 Milliarden DM bis zum Jahr 2000 in die Hoch-
schulen investieren. Lehre und Studium müssen ver-
bessert, die Auslandsattraktivität der Hochschulen 
muß erhöht und der wissenschaftliche Nachwuchs - 
auch die Frauen - muß nachhaltig gefördert werden. 

(Günter Rixe [SPD]: Thema verfehlt, Fünf!) 

- Das steht im HSP III als besonderer Punkt, lieber 
Herr Kollege. 

Ich erwarte, daß damit auch die Studierbarkeit in 
den jeweiligen Regelstudienzeiten gesichert wird. 
Ich halte das für ganz besonders wichtig. 

Mir liegt bei der Umsetzung dieses Programms be-
sonders am Herzen, daß die Studenten möglichst 
frühzeitig auf die Bedingungen des Arbeitsmarktes 
und der Wirtschaft eingestellt werden. Praxisnähe 
des Studiums und die Einübung integrativer Denk-
weisen sind in meinen Augen Gradmesser für den 
Erfolg dieses Programms. 

(Josef Holle rith [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wer wünschte sich nicht, mehr Geld zur Verfü-
gung zu haben? Hochschulen haben sicher eine be-
sondere Berechtigung für diesen Wunsch, sind Auf-
wendungen für den Bildungsbereich doch Investitio-
nen in unsere eigene Zukunft und in die unserer Kin-
der. Wir tun ihnen aber keinen Gefallen damit, 
Schuldenberge aufzuhäufen, die sie morgen mitbe-
zahlen müssen. Wir müssen also hier, wie überall, 
sehr verantwortungsbewußt mit unserem Geld um-
gehen. 

In diesem Sinne erwarte ich auch, Herr Braune, 
daß die in der Vorlage des BMBF „Studienstandort 
Deutschland attraktiver machen" vom Mai 1996 auf-
gezeigten Felder mit vorrangigem Handlungsbedarf 
zu gemeinsamen Schlußfolgerungen führen, daß also 
unter anderem die Hochschulzugangsberechtigun-
gen überprüft und korrigiert, die Studienabläufe und 
-zeiten überschaubarer, Leistungskriterien stärker 
beachtet und ausländerrechtliche Hemmnisse für das 
Studium in Deutschland beseitigt werden. 

Wenn wir beispielsweise mit dem Angebot an Tu-
torien, für das im HSP III ebenfalls Mittel eingestellt 
sind, auf eine bessere Einhaltung der Regelstudien-
zeit hinarbeiten und die Abbrecherquote senken, 
wäre das ein großer Erfolg und eine Investition, die 
uns allen nützen würde. 
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Ich hoffe in diesem Sinne, daß die geplanten 
Effekte des Hochschulsonderprogramms auch erzielt 
werden. Der Bund wird mit der Bereitstellung eines 
Rahmenprogramms sowie der anteiligen finanziellen 
Mittel einen Teil der Aufgabe erledigen. Jetzt müs-
sen die Hochschulen ihrerseits Reformbereitschaft 
und -fähigkeit unter Beweis stellen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Professor 
Dr. Peter Glotz, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Peter Glotz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es gibt so Probleme 
mit Paketen. Der Vorschlag von Herrn Rüttgers hat 
unterschiedliche Themen umfaßt. Kollege Jork hat 
jetzt schätzenswerte Ausführungen zum Hochschul-
sonderprogramm gemacht, jemand anderes wird 
dann zum BAföG reden, wieder ein anderer wird 
zum Wissenschaftler-Integrations-Programm reden, 
und ob sich da ein richtiger Zusammenhang ergibt, 
wird sich zeigen. 

Ich will den wichtigsten Punkt dieses Programms 
aufgreifen und sagen: Die SPD-Bundestagsfraktion 
wird dem BAföG-Kompromiß, über den heute auch 
zu beschließen ist, zustimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

') Wir tun das aber nicht, weil es sich, wie man heute in 
manchen Zeitungen lesen konnte, um eine „Reform" 
handelt. Es ist eine Unsitte, alle möglichen, vielleicht 
nötigen, aber keineswegs reformerischen Gesetzent-
würfe mit dem Begriff „Reform" zu behängen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-
ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Wir stimmen diesem Gesetz zu, weil es der SPD-
Bundestagsfraktion in Verbindung mit der Mehrheit 
der Bundesländer - übrigens Ländern mit unter-
schiedlichen Regierungen - gelungen ist, die Verzin-
sung der Studienfinanzierung in der Regelstudien-
zeit zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD) 

Es macht in der Politik viel weniger Spaß, als Leute 
von außen meinen, recht zu behalten. Hier müssen 
wir sagen: Wir haben Ihnen, Herr Rüttgers, immer 
prophezeit, daß Sie die einzig tragende Idee Ihrer 
bisherigen Bildungspolitik nicht durchsetzen wer-
den. Jetzt ist es soweit: Sie sind mit dieser Idee ge-
scheitert, Herr Bundesminister. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Die. Verzinsungsidee ist vom Tisch. Machen Sie sich 
nichts vor: Sie ist auch für das Zukunftskonzept, das 
wir jetzt gemeinsam beraten wollen, mausetot, toter 
geht es überhaupt nicht. 

Der zweite Grund für unsere Zustimmung ist die 
Einigung von Bund und Ländern, jetzt ohne Vorbe-
dingungen über ein ganz neues Konzept der Stu-
dienfinanzierung zu verhandeln. Wir begrüßen, daß 
der Bund seine Strategie der Gesprächsverweige-
rung aufgibt. Wir müssen allerdings bitter hinzufü-
gen, daß Herr Bundesminister Rüttgers mit seiner 
bisherigen Strategie knapp zwei Jahre verspielt hat. 
Wir hätten uns schon vor zwei Jahren an einen Tisch 
setzen können, um gemeinsam, Bund und Länder, 
über dieses Thema zu reden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Das Gesetz entspricht in vielen Einzelheiten nicht 
unseren Vorstellungen. Dazu werden sich meine Kol-
leginnen und Kollegen, vor allem Frau Odendahl, 
noch äußern. Wir haben das auch in einem Entschlie-
ßungsantrag formuliert. Ich möchte nur zwei Punkte 
davon herausgreif en.  

Erstens. Wir konnten Sie mit Mühe und Not daran 
hindern, die Studierenden in den neuen Bundeslän-
dern durch eine überholte Regelung der Berech-
nungszeiträume massiv zu benachteiligen. Ich aner-
kenne, daß es auch Debatten in Ihrer Koalition gege-
ben hat. Herr Guttmacher, daß Sie die Kosten, die 
diese kleine Gerechtigkeit zwischen Ost und West 
verursachen würde, jetzt von den durch BAföG ge-
förderten Studenten durch eine Verzögerung der An-
passung der Freibeträge bezahlen lassen, lehnen wir 
als ungerecht ab. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Zweitens. Ich habe vor einer Woche in einer hin-
teren Reihe gesessen und mit Begeisterung dem 
Bundeskanzler und dem Bundesaußenminister in der 
Debatte um die Auswärtige Kulturpolitik zugehört, 
die sich nachdrücklich für eine Förderung der Inter-
nationalität unserer Universitäten ausgesprochen 
haben. Das darf doch nicht nur für Ausländer gelten, 
die bei uns studieren; die Internationalität muß doch 
auch für die Auslandsstudien deutscher Studierender 
gelten, und zwar genauso. 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Wohl wahr!) 

Daß die Bundesregierung eine Woche nach den Äu-
ßerungen des Bundeskanzlers und des Außenmini-
sters eine Regelung durchsetzt, die Auslandsstudien 
bei der Bemessung der Förderungshöchstdauer nicht 
berücksichtigt, ist ein ziemlich dreister Widerspruch 
von Reden und Handeln. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich schließe noch eine letzte, freundlich-polemi-
sche Bemerkung an die Grünen an. Ich entnehme al-
len Zeitungen und habe es auch gestern im Aus-
schuß gemerkt, Herr Berninger, daß Sie diesem Kom-
promiß nicht zustimmen wollen. Das Problem ist nur: 
Offensichtlich haben Ihre Parteifreunde in der nord-
rhein-westfälischen Landesregierung andere Er-
kenntnisse. Als wir gestern im Ausschuß beraten ha-
ben, haben sie dieser Regelung zugestimmt. Wir hal- 
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ten es nicht für sinnvoll, daß regierende Sozialdemo-
kraten in den Ländern etwas völlig anderes sagen als 
die Opposition im Bund. Wenn Sie den Grünen in 
den Landesregierungen widersprechen, machen 
auch Sie mir ein wenig den Eindruck, als ob Sie sich 
bei den Studierenden - einige sitzen oben auf der Be-
suchertribüne - einen weißen Fuß machen wollen. 
Besonders glaubwürdig, Herr Berninger, ist das auch 
nicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- „Vereinzelter Beifall im ganzen Haus." 

(Horst Kubatschka [SPD]: Was sind denn 
„weiße Füße"?) 

- Darüber, was immer weiße Füße sein mögen, Herr 
Kubatschka, können wir einmal ein Kolloquium ab-
halten, zum Beispiel eine Sommerschule „weiße 
Füße". 

(Heiterkeit) 

Da ich demnächst aus diesem Parlament aus-
scheide, ist das meine letzte Rede zur Bildungs- und 
Forschungspolitik. 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: Das 
bedauern wir!) 

- Danke schön, Herr Laermann. - Lassen Sie mich 
deshalb bitte mit einer kurzen grundsätzlichen Be-
merkung schließen. 

Bildung und Forschung sind in diesem Land, an-
ders als in den Jahren von 1965 bis zum Ende der 
70er Jahre, kein erstrangiges Thema mehr, sondern 
nur noch ein drittrangiges. Ich könnte jetzt die Etats 
bis 1982 mit denen nach 1982 vergleichen und aus 
dieser Bewertung parteipolitisches Kapital schlagen. 
Nicht ganz ohne Selbstkritik und Bitternis muß ich 
aber feststellen: Die Einsicht in einigen sozialdemo-
kratischen Landesregierungen ist auch nicht viel grö-
ßer als in der Bundesregierung. 

(Josef Hollerith [CDU/CSU]: Siehe Nieder

-

sachsen! 1 100 Planstellen!) 

Es ist Zeitgeist, die Subventionen für eine unsin-
nige Agrarpolitik oder die Regelung des Laden-
schlusses wichtiger zu nehmen als das Absinken des 
Niveaus unserer Universitäten. Ich sage Ihnen aus 
tiefer Überzeugung: Dieser Zeitgeist ist für ein Land 
wie die Bundesrepublik ruinös und falsch. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Daß die - wie wir das in unserer sprachschöpferi-
schen Genialität nennen - „öffentlichen Hände" an-
gesichts von Globalisierung der Wirtschaft und Zu-
sammenbruch des Kommunismus leer sind, grob ge-
sagt, daß viele Haushalte pleite sind, weiß ich auch. 
Ich weiß auch, daß sich das nicht ändern würde, 
wenn die heutige Opposition Regierung würde. 
Kürzlich hat es aber eine Äußerung der finnischen 
Regierung gegeben. Sie sagte, die Haushalte seien 
so eng, daß man leider nur noch bei Forschung und 

Bildung aufstocken könne. Das ist die richtige Poli-
tik, unsere ist die falsche. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS sowie des Abg. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]) 

Ich scheide also mit dem Wunsch aus der aktiven 
Politik, daß es Ihnen und uns allen - denn wir blei-
ben alle verantwortlich, ob im Parlament oder nicht - 
gelingen möge, diesen Zeitgeist wieder umzudrehen. 

Ein preußischer König - ich habe ihn kürzlich zi-
tiert - hat in der tiefsten Krise dieses inzwischen hi-
storisch gewordenen Staates gesagt: Der Staat muß 
durch geistige Kräfte ersetzen, was er an materiellen 
verloren hat. - Wir haben keinen Krieg verloren, wir 
haben die Wiedervereinigung gewonnen; daraus fol-
gen allerdings große Herausforderungen. Ich bin da-
von überzeugt, daß wir sie nur meistern werden, 
wenn wir begreifen: Deutschland kann nur dann ein 
erfolgreicher Staat sein, wenn unsere Einrichtungen 
für Forschung und Bildung exzellent sind. Ich hoffe, 
daß uns gemeinsam die dazu notwendige Trend-
wende gelingt. 

Bei Ihnen bedanke ich mich für eine lange Zusam-
menarbeit. Ich wünsche Ihnen allen Gutes. 

Danke schön. 

(Anhaltender Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Glotz, am 
Beifall mögen Sie bitte ablesen, daß das Haus Ihnen 
Ihre guten Wünsche herzlich zurückgibt. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich erteile dem Kollegen Matthias Berninger das 
Wort . 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Als wir 
die erste Lesung der 18. BAföG-Novelle in diesem 
Parlament behandelt haben, waren sich Teile der Re-
gierung, nämlich die F.D.P.-Fraktion, und die Opposi-
tion darin einig, daß das Rüttgersche Konzept zur Sa-
nierung der Hochschulen nicht funktionieren kann. 
Dieses Rezept zielte darauf ab, auf der einen Seite 
das BAföG im Vergleich zum heutigen Stand massiv 
zu beschneiden, die BAföG-Leistungen massiv ein-
zuschränken und auf der anderen Seite mit dem 
ersparten Geld in den Hochschulen in Form von Son-
derprogrammen zumindest zum Teil wieder Gutes zu 
tun. 

Ich halte diese Logik nach wie vor für grundfalsch. 
Der Fehler dieser Logik ist, daß man den Ärmsten 
der Studierenden, denjenigen, die auf BAföG-Lei-
stungen angewiesen sind, um überhaupt studieren 
zu können, diese Kosten zumutet, während alle an-
deren von diesem Vorschlag profitieren. Das halte ich 
für sozial ungerecht. Ich bedauere, daß der Kompro-
miß zwischen den Ministerpräsidenten auf der einen 
und dem Bundeskanzler auf der anderen Seite, den 
wir heute in Form der 18. Novelle vorliegen haben, 
an dieser Logik festhält. 
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Ich glaube, wenn wir dauerhaft auf diese Art und 
Weise Hochschulpolitik machen, ruinieren wir das 
Hochschulsystem. Da nützen schöne Worte nichts. 
Da nützt es auch nichts, wie Kollege Jork es versucht 
hat, an alle zu appellieren. Dann werden wir uns die-
sen Klotz ans Bein binden, und wir werden diesem 
Land eine Menge Probleme bereiten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist für mich der Grund, warum ich diesen Kom-
promiß in der vorliegenden Form ablehne. 

Ich glaube, ein zweiter Fehler wurde in diesem 
Kompromiß dadurch gemacht, daß wir unsere Mög-
lichkeiten, Normen zu setzen, mit den Realitäten an 
den Hochschulen verwechselt haben. Jeder, der sich 
an Hochschulen auskennt, weiß, daß die Studienzei-
ten mindestens aus zwei Gründen zur Zeit so lang 
sind: Ein Grund ist die ungenügende materielle Aus-
stattung von Studierenden; der andere Grund ist die 
ungenügende materielle, aber auch ideelle Ausstat-
tung von Hochschulen. Herr Kollege Glotz spricht 
immer wieder die Frage an, welchen Stellenwert 
Hochschulen noch in diesem Land haben. 

Im Bundestag hingegen behaupten wir, einfach 
mal eben per Gesetz eine Verkürzung der Studien-
zeiten beschließen zu können, und, indem wir es im 
vorhinein beim BAföG probieren, in irgendeiner 
Form positiv Einfluß auf die im Moment zu langen 
Studienzeiten zu nehmen. Abgesehen davon glaube 
ich, daß lange Studienzeiten oft gar nicht so ein gro-
ßes Problem darstellen. Daher behaupte ich, daß wir 
einen sehr großen Fehler machen und dabei sind, an 
der realen Situation der Hochschulen vorbei Politik 
zu betreiben. Das lehne ich ab. 

Daß der Vorschlag, verkürzte Regelstudienzeiten 
zur Grundlage der bestehenden Förderung durch 
das BAföG zu machen, einen anderen Grund hat, 
wissen Sie alle. Indem wir die Verkürzung in dieser 
18. Novelle vornehmen, kommen Studierende 
schneller in eine Phase, wo sie auf ein Volldarlehen 
zurückgreifen müssen, wodurch die Ersparnis für 
den Staat größer wird. Etwa 1 Milliarde DM will man 
durch weitere Einschnitte beim BAföG einsparen. 

Sie können von mir, meine Damen und Herren, 
nicht erwarten, daß ich diesem Vorschlag zustimme. 
Die meisten rot-grünen Landesregierungen werden 
auf Grund des Vetos der Grünen ebenso verfahren. 
Was in Nordrhein-Westfalen passiert ist, kann ich 
nicht beurteilen. Dafür müssen letzten Endes die 
Verantwortlichen vor Ort geradestehen. Ich will mir 
keinen weißen Fuß machen, Herr Kollege Glotz, son-
dern auch ich teile Ihre Sorge, daß die zur Zeit an 
den Hochschulen geplanten Einschnitte ein Riesen-
problem verursachen werden. 

Aus diesem Grund haben wir nur eine Chance, 
nämlich den positiven Teil des Kompromisses letzten 
Endes für uns zu nutzen. Der positive Teil ist: Nach 
25 Jahren BAföG scheint man sich in diesem Hause 
über eine grundsätzliche Reform einig zu sein. Ich 
habe die Weisheit nicht mit Löffeln gefressen; ich 
glaube auch nicht, daß der von Bündnis 90/Die Grü-
nen eingebrachte Vorschlag die Ultima ratio ist, aber 
wir haben zumindest den Mut aufgebracht, einen 

Vorschlag einzubringen, der neue Gedanken zur Sa-
che beiträgt. 

Lassen Sie uns die materielle Ausstattung von Stu-
dierenden an den Hochschulen massiv verbessern! 
Lassen Sie uns die materielle Ausstattung an die Rea-
litäten anpassen, das heißt eine Förderung über 
zwölf Semester! Lassen Sie uns eine Initialzündung 
an den Hochschulen vornehmen, damit sich die Stu-
dierenden wieder schwerpunktmäßig dem Studium 
widmen können und nicht etwa Geld durch Jobben 
erwerben müssen! Lassen Sie uns diesen Anfang wa-
gen! Wie er gelingt, weiß ich nicht. 

Wir müssen aber auf jeden Fall die bisher sehr un-
regelmäßig fließenden Transfers für den Lebensun-
terhalt der Studierenden in irgendeiner Form bün-
deln. Wir müssen, weil das nicht ausreichen wird, 
noch etwas drauflegen. Hierfür müssen wir uns über-
legen - alle hier im Haus behaupten ja, daß wir rela-
tiv wenig Geld haben -, wie man eine vernünftige 
Refinanzierung vornimmt. Mit dem Bundesausbil-
dungsförderungsfonds haben wir einen Vorschlag 
gemacht, über den man diskutieren kann. Dieser 
Vorschlag besagt, daß Studierende in Abhängigkeit 
von ihrer finanziellen Belastbarkeit Beiträge über ei-
nen sehr langen Zeitraum in einen Fonds zurückzah-
len müssen. Das ist das Prinzip eines Generationen-
vertrages, nur umgedreht. Dieses Prinzip halte ich 
für sehr vernünftig. Es ist zumindest eine Chance, 
die wir in der Debatte nutzen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lassen Sie mich noch einen Punkt ansprechen, der 
mich wahnsinnig ärgert, weil er wieder einmal deut-
lich macht, daß die Mehrheit in diesem Haus keinen 
Wert auf eine aktive Beteiligung der Studierenden an 
der Reform der Hochschulen legt. Auch die Sozialde-
mokraten kritisieren völlig zu recht, daß Studierende 
für Gremientätigkeiten in Zukunft insofern bestraft 
werden, als sie nach der Regelstudienzeit viel früher 
auf bankübliche Darlehen für ihren Lebensunterhalt 
angewiesen sind. Wenn Studierende an der Reform 
der Hochschulen mitarbeiten sollen - ich kann Ihnen 
versichern, daß Sie das ohne die Studierenden ver-
gessen können -, müssen wir in diesem Parlament 
den Versuch unternehmen, in diesem Punkt eine 
Verbesserung zu erzielen. Im Ausschuß haben wir 
das probiert. Wir wissen: Es ist nicht an den Ländern 
gescheitert. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Redezeit, Herr Kol-
lege. 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Es ist an der Bundesregierung gescheitert - wenn ich 
diesen letzten Satz noch sagen darf. Die Bundesre-
gierung hat nicht den Mut gehabt, wenigstens etwas 
Gutes von diesem Kompromiß zu übernehmen. Des-
wegen lehne ich diesen Kompromiß ab. Ich bedaure, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, daß Sie 
ihn nicht ablehnen, hoffe aber, daß wir gemeinsam 
an einer Reform arbeiten können. Dazu gehört, daß 
Herr Rüttgers - 
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Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege! 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
- seinen Vorschlag nun wirklich in die Mottenkiste 
packt. Mit einer Verzinsung des BAföG sollten wir in 
Zukunft keine Politik mehr machen und die Debat-
ten nicht unnötig belasten. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort  hat der Kol-
lege Dr. Karlheinz Guttmacher. 

Dr. Karlheinz Guttmacher (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Durch die 
Einbringung eines Regierungsentwurfs zum Acht-
zehnten Gesetz zur Änderung des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes durch den Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung wurde eine 
leidenschaftliche Diskussion eingeleitet. Über die 
Notwendigkeit einer Neustrukturierung des BAföG 
waren sich alle an der Diskussion beteiligten Ver-
bände, Länder und Fraktionen des Bundestages ei-
nig. Die als „Rüttgers-Modell" vorgesehene BAföG

-

Reform sah vor, den Studenten je zur Hälfte einen 
Zuschuß und ein verzinstes Darlehen zu geben. Ich 
erkläre für meine Fraktion: Die F.D.P.-Fraktion hat 
dieses Modell abgelehnt, weil nur die BAföG-Emp-
fänger - 25 Prozent der Studenten - für institutionelle 
Finanzierung allgemeiner Bildungsaufgaben heran-
gezogen werden sollten. 

In dem Beschluß der Regierungschefs von Bund 
und Ländern hat man sich darauf verständigt, eine 
notwendige tiefgreifende BAföG-Reform bis 1998 
durchzuführen, die das Recht der individuellen Aus-
bildungsförderung und andere Bestimmungen über 
die Gewährung öffentlicher Leistungen, die der Stu-
dienfinanzierung dienen, einbezieht. Die Neurege-
lung des Ausbildungsförderungsgesetzes soll im Zu-
sammenhang mit der Steuerreform gestaltet und 
noch in dieser Legislaturpe riode abgeschlossen wer-
den. 

In die Reformüberlegungen sollen die von Bund 
und Ländern vorgestellten Leistungs- und Finanzie-
rungsmodelle einbezogen werden. Die verfassungs-
rechtlich notwendige Änderung zum Beispiel des 
Unterhaltsrechts nach dem BGB muß bei der Prüfung 
berücksichtigt werden, wie auch andere finanzielle 
Auswirkungen auf die Familie und die öffentliche 
Hand geprüft werden müssen. Vorstellbar ist in die-
sem Zusammenhang, daß man die Kindergelder, die 
Freibeträge, Ortszuschläge und sonstige staatliche 
Leistungen zu einem Bildungsbürgergeld, das alle 
Studenten elternunabhängig erhalten, zusammen-
faßt. Dieser Sockelbetrag könnte dann durch ein an 
Leistungskriterien und soziale Verhältnisse gebunde-
nes elternabhängiges BAföG ergänzt werden. 

Als kurzfristige Lösung sieht der Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen zum Regierungsentwurf vor, 
daß in der Regelstudienzeit, die von nun an mit der 
Förderungshöchstdauer identisch sein wird, die 

Bundesausbildungsförderung wie bisher je zur 
Hälfte als Zuschuß und unverzinstes Darlehen ge-
zahlt wird. Die Studienabschlußförderung wird bis 
1999 beibehalten und soll von neun auf zwölf Mo-
nate verlängert werden. In dieser Zeit erfolgt die 
Ausbildungsförderung der Erstausbildung nur als 
vollverzinsliches Bankdarlehen. Für soziale Härte-
fälle wie bei Schwangerschaft, Betreuung eigener 
Kinder oder bei Behinderung wird eine Ausnahmere-
gelung vorgesehen. 

Die durch diese Änderungen verursachten gerin-
geren Einsparungen innerhalb des Haushalts erlau-
ben nicht mehr die ursprünglich vorgesehene Anhe-
bung der Freibeträge und der Bedarfssätze der Stu-
denten um jeweils 6 Prozent. Die Regierungschefs 
von Bund und Ländern haben sich auf eine Anhe-
bung der elterlichen Freibeträge um 3 Prozent ab 
1996 verständigt, wobei sie in Kauf genommen ha-
ben, daß gleichzeitig eine dauerhafte Ungleichbe-
handlung der neuen Bundesländer gegenüber den 
alten Bundesländern bei der Wahl der Bemessungs-
zeiträume des BAföG festgeschrieben wurde. 

Durch die F.D.P. konnte eine Korrektur herbeige-
führt werden, die im Sinne einer Angleichung für 
alle Bundesländer ab dem 1. Juli 1997 die Berech-
nung der BAföG-Sätze auf das elterliche Einkommen 
des vorletzten Jahres bezieht. Zur Deckung der fi-
nanziellen Mehraufwendungen ist vorgesehen, die 
elterlichen Freibeträge ab dem 1. August 1996 um 
2 Prozent und zum 1. Juli 1998 um ein weiteres Pro-
zent auf dann 3 Prozent zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren, die gerechte und glei-
che Behandlung aller Studenten unseres Landes war 
uns wichtiger als ein Prozentpunkt bei der Anhe-
bung der elterlichen Freibeträge. Die Vereinheitli-
chung der Berechnungsgrundlage für das BAföG 
wird den Verwaltungsaufwand der BAföG-Berech-
nungsstellen deutlich minimieren. 

Die durch die kurzfristige BAföG-Regelung frei-
werdenden Mittel in Höhe von 1 Milliarde DM im 
Zeitraum 1996 bis 1999 werden mit 600 Millionen 
DM für die Anhebung der Elternfreibeträge und mit 
400 Millionen DM für das neue Hochschulsonderpro-
gramm eingesetzt. Zusätzliche Mittel, wie im Regie-
rungsentwurf vorgesehen, stehen für den Hochschul-
bau nicht zur Verfügung. 

Um so wichtiger ist es, das Hochschulbauförderungs-
gesetz so zu verändern, daß sich die Gemeinschafts-
aufgabe Hochschulbau wieder auf ihre wesentlichen 
Aufgaben konzentrieren kann. Das 2. Hochschul-
bauförderungs-Änderungsgesetz sieht vor, die seit 
1970 unveränderten Bagatellgrenzen anzuheben. 
Die neue Schwelle beträgt für Bauvorhaben 3 Millio-
nen DM statt bisher 0,5 Millionen DM und für Groß-
geräte an Universitäten 250 000 DM statt bisher 
150 000 DM. Die Anhebung der Bagatellgrenzen er-
öffnet finanzielle Spielräume für die beschleunigte 
Realisierung besonders wichtiger Vorhaben und zur 
Setzung neuer Schwerpunkte. Dies bewirkt zugleich 
eine administrative Entlastung der Gemeinschafts-
aufgabe Hochschulbau. 
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Die F.D.P. hat mit Unterstützung des Landes Rhein-
land-Pfalz auch maßgeblich Anteil daran, daß bei 
Bauvorhaben zur Mitfinanzierung Leasing- oder Op-
tionsleasingmodelle eingeführt werden können. Vor-
aussetzung hierfür ist, daß diese Finanzierungsform 
im Vergleich zu allen anderen wi rtschaftlicher ist. 

Entfallen ist gegenüber dem Regierungsentwurf 
die Präzisierung der Verwendung der Mittel im Me-
dizinbereich hinsichtlich ihrer Zuordnung zu For-
schung oder Krankenversorgung. 

(Tilo Braune [SPD]: Gott sei Dank, Herr 
Guttmacher, sonst hätten Sie sich in Thürin

-

gen nicht mehr sehen lassen können!) 

- Lieber Herr Braune, als Vertreter der Universität 
Jena 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Ach, ich dachte, des 
gesamten deutschen Volkes!) 

weiß ich, daß auch das Klinikum dieser Universität 
daran denkt, daß es mit seinen Lehrkrankenhäusern 
und mit anderen Universitätskliniken kooperieren 
muß. Diesen Weg werden wir als ersten gehen, wenn 
wir hier zu einem Reformansatz kommen wollen. 

Im Hochschulbau können künftig in besonders be-
deutsamen Bereichen wie der Biotechnologie, den 
Materialwissenschaften und der Multimedia-Ausstat-
tung Vorhabenprogramme durch den Planungsaus-
schuß einstimmig beschlossen werden. Die Geräte-
beschaffung im Rahmen solcher Vorhabenpro-
gramme unterliegt dann nicht der Bagatellgrenze. 
Ferner soll zukünftig die Mitfinanzierung von Vorha-
ben mit einer verbindlichen Kostenobergrenze er-
möglicht werden. Bei ihnen entfällt eine aufwendige 
Baukostenprüfung. 

Nach dem Änderungsgesetz zum HBFG wird der 
Planungsausschuß für den Hochschulbau ermächtigt, 
eine Verwendung von gemeinschaftlich finanzierten 
Vorhaben auch für Zwecke der gemeinsamen For-
schungsförderung zu gestatten. Es entfällt damit die 
bislang bestehende Rückzahlungsverpflichtung der 
Länder, wenn ein mit HBFG-Mitteln gebautes Hoch-
schulinstitut in eine außeruniversitäre Forschungs-
einrichtung, zum Beispiel in eine Einrichtung der 
Blauen Liste, eingebracht werden soll. 

Im Bereich der Hochschulsonderprogramme soll, 
aufbauend auf dem HSP I und HSP II und dem Hoch-
schulerneuerungsprogramm, ein neues Hochschul-
sonderprogramm III mit einem Gesamtvolumen von 
3,6 Milliarden DM und einer Laufzeit bis zum Jahr 
2000 auf den Weg gebracht werden. Von Herrn Jork 
wurde hier darauf hingewiesen, daß in diesem Hoch-
schulsonderprogramm auch Finanzmittel für die wei-
tere Integration von Wissenschaftlern an den Hoch-
schulen der neuen Bundesländer vorgesehen sind. 

Eine der wichtigsten Aufgaben des veränderten 
Hochschulbauförderungsgesetzes und des Hoch-
schulsonderprogramms III ist, meine Damen und 
Herren, daß sie den begonnenen Strukturwandel an 
den Universitäten und Fachhochschulen beschleuni-
gen, so daß die Studienvoraussetzungen geschaffen 
werden, um Regelstudienzeiten einschließlich der 

Studienabschlußförderung von einem weiteren Jahr 
einhalten zu können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat die Kolle-
gin Maritta Böttcher. 

Maritta Böttcher (PDS): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Guttmacher, 
ich hoffe, es war nur ein Versprecher, als Sie bei 
Schwangerschaften von sozialen Härtefällen spra-
chen. 

Meine Damen und Herren, schade, daß zu so einer 
Debatte eine kleine Gruppe Betroffener, nämlich Stu-
dierende, nicht auf der Zuschauertribüne bis zum 
Schluß sitzen bleiben dürfen; aber das sagt ja wohl 
die Ordnung. 

Ich möchte zunächst einige Bemerkungen zum 
Hochschulsonderprogramm III, speziell zum Wissen-
schaftler-Integrations-Programm, machen. 

Das Wissenschaftler-Integrations-Programm hat 
sein Ziel, das ihm den Namen gab, nämlich grundla-
genforschende Wissenschaftler aus den Akademien 
der DDR in die Hochschulen zu integrieren, weit ver-
fehlt. Nur für ca. 5 Prozent der 1 500 WIPianer ist 
eine Integration gelungen. 

Gescheitert ist das WIP unabhängig davon, ob im 
Hochschulsonderprogramm III jetzt ein Sockelbetrag 
zur Förderung innovativer Forschergruppen in den 
neuen Ländern in Höhe von 100 Millionen DM vor-
gesehen ist oder nicht. Diese Maßnahme bedeutet 
keine Integration im gewollten Sinne. Sie rettet oder 
ersetzt auch nicht das WIP und schließt es auch nicht 
ab. 

Ein solcher Abschluß hätte erreicht werden kön-
nen, wenn dem Antrag unserer Gruppe zugestimmt 
worden wäre. Im Antrag unserer Gruppe ist der von 
vielen Sachverständigen als vernünftigste Lösung 
betrachtete Vorschlag enthalten, für die WIPianer 
von Bund und Ländern gemeinsam finanzierte perso-
nengebundene zusätzliche unbefristete Personalstel-
len zu schaffen. 

Die von Bund und Ländern vorgeschlagene Maß-
nahme einer sogenannten Sockelförderung ist zwar 
besser als nichts - und das sehen auch viele WIPia-
ner so, die unmittelbar vor dem vollständigen Aus 
standen -, aber doch sehr zu kritisieren. 

Zu den weitgehend offenen Fragen gehören: Was 
sollen innovative Forschergruppen in Abgrenzung zu 
welchen anderen sein? Wer soll als Drittmittelgeber 
auftreten? Soll das möglicherweise die DFG sein? 
Was machen Einzelforscher, da nur Gruppen geför-
dert werden sollen? 

Die WIPianer sind als Grundlagenforscher eva-
luiert und zur Integration vorgesehen worden. Jetzt 
werden sie in Richtung wirtschaftsnaher Forschung 
nach dem Fraunhofer-Modell gedrängt. Mit etwa 
400 Millionen DM wäre eine Weiterführung bzw. ein 
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Abschluß des WIP in Form steuerfinanzierter zusätz-
licher personengebundener Stellen möglich gewe-
sen. Wäre das nicht effektiver als die erneute ziem-
lich verworrene Flickschusterei? 

Ich möchte jetzt einige Bemerkungen zur BAföG

-

Novelle machen. In den letzten Tagen erreichte mich 
- wie sicherlich viele hier - unter anderem ein Brief 
eines besorgten Vaters aus Leipzig, aus dem ich hier 
kurz zitieren möchte. 

Es ist doch sehr beschämend, daß die reiche Bun-
desrepublik nur BAföG an Studenten zahlt und 
kein Stipendium wie in der DDR. Jetzt sollen das 
BAföG noch verzinst und Studiengebühren ge-
zahlt werden. Als Vorwand werden lange Stu-
dienzeiten und Studienmißbrauch angeführt. 
Dem könnte man auf andere Weise beikommen. 
So ist die Studienorganisation oft mangelhaft, so 
daß die Studenten beim besten Willen gehindert 
sind, Lehrveranstaltungen zu besuchen. Außer-
dem ist die Beantragung und Beibringung von 
Unterlagen dera rt  entwürdigend, daß ich mir als 
Vater vorkomme wie ein potentieller Wirtschafts-
verbrecher, der durch die komplizierte Prozedur 
abgehalten werden soll, BAföG zu beantragen. 
Das ganze Regierungsvorhaben läuft offensicht-
lich darauf hinaus, Studenten unter sozialem 
Aspekt zu diskriminieren und auszugrenzen. 

So weit das Zitat. 

Nun erlebe ich die Debatten um die BAföG-Novel-
lierung in diesem Hause erst zum zweitenmal, aber 
nicht zuletzt die Abstimmungsprozeduren im Aus

-

schuß über Änderungsanträge der Änderungsan-
träge zu den Änderungsanträgen bestätigen den Ein-
druck: Es wird allerhöchste Zeit, überschaubare 
Strukturen in diese gesamte Gesetzgebung zu brin-
gen. 

Insofern begrüßen auch wir, daß endlich der Ent-
schluß gefaßt wurde, eine Arbeitsgruppe mit der 
Vorbereitung grundlegender Neuregelungen des 
Ausbildungsförderungsrechts zu beauftragen. In 
diese Reformüberlegungen sollten unserer Ansicht 
nach aber nicht nur die von Bund und Ländern vor-
gestellten Leistungs- und Finanzierungsmodelle ein-
bezogen werden, sondern auch die Vorstellungen 
von Studierendenverbänden, Sachverständigen usw. 
Die BAföG-Anhörung zeigte eine Vielfalt von Überle-
gungen, an denen sich auch eine Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe orientieren muß. 

Der Preis für diese Arbeitsgruppe ist das heute hier 
zu diskutierende Bund-Länder-Kompromißpapier zur 
sogenannten kurzfristigen Lösung anstehender Pro-
bleme. Wenn ich an die dazu anberaumten Aus-
schußberatungen denke, so kann ich mich des Ein-
drucks nicht erwehren, daß mit den „anstehenden 
Problemen" weniger die Probleme der Studierenden 
als die finanztechnischen Probleme im Zukunfts-
ministerium gemeint sind. 

Für die Studentinnen und Studenten bedeutet der 
Bund-Länder-Deal eine eindeutige Verschlechterung 
gegenüber der bestehenden Förderpraxis. Die fällige 
Anhebung der Bedarfssätze entfällt genauso wie die 
Anhebung des Kranken- und Pflegeversicherungszu

-

schlags. Die Elternfreibeträge steigen lediglich um 
3 Prozent. 

Wenn man bedenkt, daß es seit 1992 nicht mehr 
gelungen ist, den steigenden Lebenshaltungskosten 
und veränderten Einkommensverhältnissen mit ent-
sprechender Angleichung der Leistungsparameter 
beim BAföG zu folgen, so ist klar, daß es sich hier um 
eine satte Minusrunde für die Geförderten handelt 
und die Gefördertenquote weiter zurückgehen wird. 

Damit aber nicht genug. In dem Kompromißpapier 
wird das Zinsmodell grundsätzlich eingeführt, wenn 
auch nicht ganz so radikal wie ursprünglich geplant. 
Zins-BAföG gibt es nun für alle, die zur Absolvie-
rung des Studiums länger brauchen, als es die ab-
strakt vorgegebenen Regelstudienzeiten vorsehen. 
Es wird also versucht, mit einem untauglichen Instru-
ment, nämlich einem Sozialleistungsgesetz, die Ver-
kürzung von Studienzeiten zu erzwingen. Dafür 
braucht es Strukturreformen ganz anderer A rt ; auch 
darüber waren sich die Sachverständigen einig. 

Das Gegenteil wird eintreten, wenn Studierende, 
die bereits jetzt zu 60 Prozent jobben, um sich den 
Lebensunterhalt zu verdienen, wegen mangelnder 
Absicherung weiter in die Erwerbstätigkeit neben 
dem Studium gedrängt werden. Die Diskrepanzen 
zwischen den administrativ vorgegebenen verkürz-
ten Regelstudienzeiten und der im Durchschnitt we-
sentlich längeren realen Studiendauer sind vor allem 
auf strukturelle und finanzielle Defizite an den Hoch-
schulen zurückzuführen. 

Das Problem ist also keinesfalls dadurch zu lösen, 
daß man Langzeitstudierende, die noch dazu auf 
BAföG angewiesen sind, bestraft. Ein solches Vorge-
hen bewirkt ausschließlich eine leistungsindifferente 
Aufteilung der Studierenden auf kurze und lange 
Studiengänge entsprechend der sozialen Herkunft. 

Wir werden der Ersetzung einer überfälligen Stu-
dienreform durch die finanzielle Gängelung von Stu-
dierenden aus einkommensschwächeren Schichten 
nicht zustimmen und halten an den in unserem An-
trag aufgestellten Forderungen fest. 

Dem Entschließungsantrag der SPD stimmen wir 
zu, weil er die wichtigsten Punkte für eine wirkliche 
BAföG-Reform für die Zukunft enthält. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie, Dr. Jürgen Rüttgers, das Wo rt . 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr Prä-
sident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege 
Peter Glotz hat heute zum letztenmal als Bildungspo-
litiker im Deutschen Bundestag gesprochen. 

Ich weiß noch nicht, lieber Herr Glotz, wie freund-
lich ich zu Ihnen sein darf, ohne Ihnen in der eigenen 
Fraktion zu schaden. 

(Zuruf von der SPD: Das hält er aus!) 
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- Daß er das aushält, weiß ich. Daß dies aber schon 
das eine oder andere Mal Thema war, weiß ich eben-
falls. 

Was ich sagen möchte, ist: Lieber Herr Glotz, bei 
allen Verschiedenheiten in den Positionen fand ich es 
immer ganz wichtig, daß ein gutes Gespräch stattfin-
den konnte und daß es in vielen Fällen auch möglich 
war, Übereinstimmung zu finden. Sie haben sich 
nicht gescheut, das als vernünftig zu bezeichnen, 
was vernünftig ist, auch wenn es aus anderen Schub-
laden kam. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Denkverbote haben Sie nie beeindruckt. 

Irgendwo ist es schade, daß Sie aus dem Deut-
schen Bundestag ausscheiden. Ganz sicher verliert 
der Deutsche Bundestag, sicherlich auch Ihre Frak-
tion, einen engagierten und profilierten Verfechter 
für mehr Bildung und Forschung in Deutschland. Für 
Ihren Einsatz möchte ich Ihnen herzlich danken. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vielleicht kann ich dies am besten dadurch tun, 
daß ich einem Satz aus Ihrer Rede, die mir natürlich 
nicht in allem gefallen hat, zustimme, nämlich daß 
unser Land mit den Problemen, die uns alle beschäf-
tigen - Arbeitslosigkeit, Zukunftschancen für junge 
Leute, das Problem der Globalisierung, der völlig 
neuen Rahmenbedingungen einer neuen Weltord-
nung -, nur dann fertig wird, wenn es konsequent 
auf Forschung und Bildung setzt. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Vor einigen Wochen habe ich den Vermerk eines 
meiner Mitarbeiter bekommen, der ein wenig dar-
über nachgedacht hat, wie man das machen sollte, 
speziell im Bereich der Bildungspolitik, und der das 
in die Formel gefaßt hat: Brauchen wir einen neuen 
Humboldt, oder brauchen wir einen gnädigen Wai-
gel? 

Lieber Herr Glotz, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich finde schon, wir sollten uns nicht nur 
auf den gnädigen Waigel verlassen, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern sollten gemeinsam darüber nachdenken, 
was wir verändern können. 

(Zuruf des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Dies heißt aber nicht, lieber Herr Schily, das eigene 
Denken einzustellen und nur finanzielle Forderun-
gen zu erheben. Herr Glotz hat es eben gesagt: Die 
Lage ist, wie sie ist, und die öffentlichen Hände - wie 
er es formuliert hat - sind nun einmal weitgehend 
leer. Gerade da, finde ich, liegt die Intelligenzlei-
stung, die wir hier zu erbringen haben, indem wir 
Wege öffnen müssen, Wege für mehr Bildung, Wege 
für mehr Forschung. Das heißt konkret Strukturre-
form, und es heißt auch zu versuchen, das eine oder 
andere zu überdenken. 

Lieber Herr Glotz, als Sie vor etwas mehr als einem 
Jahr hier gestanden und wir das erstemal über bil-

dungspolitische Themen diskutiert haben, haben Sie 
mir gesagt: Aus dem, was Sie hier vorschlagen, wird 
nie etwas! Wenn ich heute sage, es ist doch etwas 
daraus geworden, dann sage ich das, weil ich dank-
bar dafür bin, daß es in einem sehr schwierigen Dis-
kussionsprozeß - ich habe auch einige Kübel ab-
bekommen - gelungen ist, einige Ergebnisse zu er-
zielen, die ich für richtig halte. 

Ich will  jetzt in dieser Rede nicht gegeneinander 
abwägen und Thesen aufstellen nach dem Motto: 
Während der Regelstudienzeit gibt es keine Verzin-
sung, und nach der Regelstudienzeit gibt es Verzin-
sung; also ist der Einstieg in die Verzinsung gelun-
gen. Das ist zwar wahr, aber es ist nicht das Wesentli-
che. Das Wesentliche ist, daß es uns erstens gelun-
gen ist, für unsere Hochschulen bis zum Jahre 2000 
eine Finanzausstattung zu definieren, wenn auch 
nicht auf komfortablem Niveau, und auch in Zeiten 
knapper Kassen sicherzustellen. 

Zweitens ist es uns gelungen - das ist das, was 
über den Tag hinausreicht -, eine mehr als zehnjäh-
rige Blockade aufzuheben, die sich im Verhältnis von 
Bund und Ländern entwickelt hat, und miteinander 
zu vereinbaren, daß wir jetzt konsequent an eine 
Hochschulreform gehen, eine Hochschulreform, die 
- so ist es in der Ministerpräsidentenkonferenz mit 
dem Bundeskanzler von allen Ministerpräsidenten 
formuliert worden - auch auf Leistungskriterien 
setzt. 

Der dritte Punkt: In einem Jahr, in dem es sehr 
stark um Haushaltskonsolidierung und auch um 
Rückführung des Bundeshaushalts geht, in diesem 
Jahr nämlich, ist es uns gelungen, eine schwierige 
Vereinbarung zu treffen, die nicht nur im Bereich 
BAföG eine Lösung darstellt, sondern die darüber 
hinaus im Bereich Hochschulbau eine Perspektive 
aufzeichnet und die den Hochschulen mit einem gro-
ßen Hochschulsonderprogramm III mit 3,6 Milliarden 
DM bei der Lösung ihrer Probleme unmittelbar hilft. 

Ich habe zugegebenermaßen mehr für die Hoch-
schulen umschichten wollen; das ist wahr. Es ging 
um rund 2 Milliarden DM. Herausgekommen ist et-
was mehr als 1 Milliarde DM. Deshalb haben wir ver-
schiedene auch nach meiner Meinung notwendige 
Veränderungen und Leistungen nicht erzielen kön-
nen. Das ist nun einmal bei einem Kompromiß so. 
Wichtig ist mir, daß das, was an Grundsätzen, was  an 

 Überlegungen angedacht worden ist, jetzt unmittel-
bar umgesetzt wird. Es muß uns gelingen - und ich 
hoffe sehr, daß uns das gemeinsam gelingen kann -, 
eine Hochschulstrukturreform einzuleiten, die weit 
über das hinausgeht, was an gängigen kleinen Ver-
änderungen im Bereich des Hochschulrahmengeset-
zes bisher diskutiert worden ist. 

Ich finde, wir sollten gemeinsam diesen Anspruch 
erheben und darüber nachdenken. Denn die Defizite 
sind uns allen bekannt. Wir wissen, daß die Ab-
schlüsse an unseren Hochschulen zügiger vermittelt 
werden müssen, damit junge Leute bessere Berufs-
chancen haben. Wir wissen, daß unsere Universitä-
ten schlanker werden müssen auch im Hinblick auf 
ihre innere Organisationskraft. Wir geben in diesem 
Jahr in Deutschland 240 Milliarden DM für Bildung 
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aus. Das ist wahrlich viel Geld; so viel wie der Jahres-
umsatz von General Motors. Aber wir organisieren 
die Hochschulen wie einen Kulturverein in einer be-
liebigen Kleinstadt. 

Ich glaube, daß wir uns mit dem Thema zentrale 
Studienplatzverteilung auseinandersetzen müssen. 
Wir haben dazu beigetragen, daß aus unseren Hoch-
schulen vielfach Regionalhochschulen geworden 
sind und daß sie nicht die Chance bekommen haben, 
ein eigenständiges Leistungsprofil zu entwickeln. 

Ich bin der Meinung, daß die Hochschulen mehr 
Eigenverantwortung übernehmen sollten. Das heißt 
im Klartext: Sie sollen über ihre Finanzen frei verfü-
gen und auch die Professoren selbst berufen. Die 
Hochschulfinanzierung muß insgesamt leistungs-
orientiert erfolgen. Auch da muß gelten: gutes Geld 
für gute Leistung und nicht für Sitzen auf irgendwel-
chen Stühlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Forschungsergebnisse an unseren Hochschu-
len sind nach wie vor gut. Sie müssen konsequenter 
auch für Erfindungen und Patente genutzt werden; 
denn mit dem Geld, das in diesem Bereich investiert 
wird, müssen neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Die geplanten Änderungen sind nur eine Zwi-
schenetappe. Ich habe an anderer Stelle gesagt: Was 
wir hier jetzt machen, ist so etwas wie ein Notpro-
gramm; ein Notprogramm, das sicherstellen soll, daß 
Menschen nicht entlassen werden müssen, weil wir 
kein neues Hochschulsonderprogramm - etwa in den 
ostdeutschen Bundesländern - zustande bringen; ein 
Notprogramm, weil wir uns nicht darüber einigen 
können, wie der Hochschulbau effizienter durchge-
führt, entbürokratisiert, schlanker und p rivates Kapi-
tal einbezogen werden kann; ein Notprogramm, weil 
es uns nicht gelingt, unmittelbare Investitionen für 
Tutorien, für Graduiertenkollegs, für Begabtenförde-
rung, für Frauenförderung und für andere wichtige 
Dinge an den Hochschulen zu mobilisieren. 

Meine Damen und Herren, es ist uns gelungen, 
dieses Notprogramm aufzustellen. Angesichts der 
großen Aufgabe, die jetzt vor uns steht, weiß ich: Die-
ser Streit hat sich gelohnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Do ris Odendahl. 

Doris Odendahl (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kollegen! Liebe Kolleginnen! In der Debatte zur er-
sten Lesung der 18. BAföG-Novelle haben wir vor-
ausgesagt, daß Sie mit Ihren Plänen, die Ausbil-
dungsförderung auf ein verzinsliches Bankdarlehen 
abzuschieben, scheitern würden. Wir haben Sie drin-
gend ersucht, endlich Ihre Blockadehaltung gegen 
eine grundlegende Reform der Ausbildungsförde-
rung aufzugeben, um das mehr als brüchig gewor-

dene Flickwerk beim BAföG endlich zu beenden. 
Das war vor zwei Monaten. 

Ich freue mich darüber, daß der von Herrn Minister 
Rüttgers gemeinsam mit dem Finanzminister ausge-
handelte Coup zu Lasten der Studierenden und der 
Chancengleichheit in der Bildung gestoppt wurde. 
Die Verzinsungsdebatte, Herr Minister Rüttgers, ist 
beendet. In der Regelstudienzeit wird es keine ver-
zinslichen privaten Bankdarlehen geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Für die SPD-Fraktion ist es ein Anlaß zur Erleichte-
rung und auch zur Genugtuung, daß die Ministerprä-
sidenten der Länder und der Bundeskanzler am 
13. Juni den mühseligen Kompromiß zu dieser 
18. Novelle und zu einer zukunftsweisenden BAföG

-

Reform beschlossen haben. Noch bis zum 12. Juni 
hat sich Minister Rüttgers diesem sich abzeichnen-
den Kompromiß entgegengestellt und die von allen 
Beteiligten eingeforderte grundlegende Reform ver-
weigert. Noch einmal: Ich freue mich, daß dieses un-
sinnige Tauziehen beendet ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß Sie nun, Herr Minister Rüttgers, den Kompro-
miß als Ihren Erfolg verkaufen, soll Ihnen vergönnt 
sein; denn bekanntlich hat der Erfolg viele Väter. Als 
Mutter bin ich mehr daran gewöhnt, mich um die 
Umsetzung zu kümmern. Das wi ll  ich jetzt tun. 

(Beifall bei der SPD - Heiterkeit) 

Das starre Festhalten an dem einhellig abgelehn-
ten Zinsmodell hat leider dazu geführt, daß die not-
wendigen Änderungen zu dieser 18. Novelle unter 
größtem Zeitdruck entstanden sind und der Aus-
schuß für Bildung und Forschung weitgehend ausge-
schaltet war. Ich halte das unter parlamentarischen 
Gesichtspunkten für ein äußerst fragwürdiges Ver-
fahren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Was mit so heißer Nadel genäht ist, weist auch 
Schwachstellen auf. Die SPD-Fraktion hat während 
der Beratungen nachdrücklich darauf hingewiesen. 

In einem Punkt konnte glücklicherweise Einver-
nehmen erzielt werden. Sie haben Ihren ursprüngli-
chen Plan, die Studienabschlußförderung auf maxi-
mal neun Monate zu begrenzen, nun fallengelassen, 
so daß diese wieder auf maximal zwölf Monate fest-
gelegt ist. Angesichts der Verzinsung war die Logik 
dieser Begrenzung sowieso nicht vermittelbar. 

Die SPD stimmt dieser verzinslichen Bankdarle-
hensregelung in der Studienabschlußphase zu, aller-
dings verbunden mit dem dringenden Appell an 
Bund, Länder und an die Hochschulen, nun endlich 
dafür zu sorgen, daß das Studium tatsächlich in der 
Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

In allen anderen Punkten konnten wir uns nicht 
einigen. Deshalb stellt die SPD-Fraktion in zweiter 
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Lesung einen Entschließungsantrag zur Abstim-
mung, auf den ich kurz eingehe. 

Erstens. Es darf doch nicht wahr sein, daß nun-
mehr die für 1997 vorgesehene Angleichung der Ein-
kommensanrechnung in Ostdeutschland mit einer 
niedrigeren Anpassung der Elternfreibeträge kom-
pensiert werden soll. Die Regierungschefs hatten 
eine dreiprozentige Anhebung der Freibeträge be-
schlossen. 

Ihre Auslegung des Kompensationsbegriffs ist be-
zeichnend. Sie nehmen dazu der Gruppe der Betrof-
fenen durch niedrigere Anpassung der Elternfreibe-
träge das Geld ab, das Sie für die Angleichung der 
Einkommensanrechnung in Ostdeutschland benöti-
gen. Wir lehnen diese A rt  der Kompensation nach-
drücklich ab. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Dazu noch eine Anmerkung. Bekanntlich ist das 
Kindergeld ein anzurechnender Einkommensbe-
standteil beim BAföG. Das Jahressteuergesetz 1996 
mit der Anhebung des Kindergeldes auf 200 DM 
wird für BAföG-Empfänger bzw. für ihre Eltern ab 
1998 Folgen haben, wenn nämlich die Nettoeinkom-
men des Jahres 1996 der BAföG-Berechnung zu-
grunde gelegt werden. Der Staat kassiert dann bei 
Teilgeförderten die gesamten 130 DM der Kinder-
gelderhöhung wieder ein. Das ist auch eine Kompen-
sation, meine Damen und Herren, und noch ein 
Grund mehr für eine grundlegende BAföG-Reform in 
dieser Legislaturpe riode. 

Zweitens. Zu Auslandsstudien hat Peter Glotz das 
Notwendige gesagt und auch dazu, wie schnell Fest-
reden sich einholen lassen. Sehr schnell geht das. 
Selbstverständlich müssen Auslandsstudien bei der 
BAföG-Reform mit aufgenommen werden. Aber 
warum schränken Sie denn zuerst ein, was Sie an-
schließend ganz besonders fördern wollen? Ich habe 
das einfach nicht kapiert. 

Drittens. Wir halten die Ausnahmeregelung für so-
ziale Härtefälle für unzureichend, weil sie zum Bei-
spiel die Tätigkeit in Gremien ausschließt. Damit 
bleibt die Mitwirkung in demokratischen Gremien 
der Hochschulen und Studentenwerke künftig nur 
noch Studierenden aus bessergestellten Familien 
vorbehalten. Das ist kein Beitrag zur Demokratie an 
Hochschulen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie der 
Abgeordneten Elisabeth Altmann [Pom

-

melsbrunn] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Viertens. Wir wenden uns gegen die faktische 
Streichung der Förderung postgradualer Studien-
gänge, also von Zusatz-, Ergänzungs- und Aufbau-
studien, und gegen die erhebliche Einschränkung 
der Förderung bei Fachrichtungswechsel aus wichti-
gem Grund. 

Fünftens. Die jetzt festgelegte Karenzzeit bei der 
Rückzahlung der verzinslichen Bankdarlehen ist 
völlig unzureichend. Die von der Bundesregierung 
vorgesehene Regelung entspricht nicht berechtigten 
Perspektiven der Studierenden insbesondere bei Ar-
beitslosigkeit und Kindererziehung und auch nicht 

ihrer wirtschaftlichen Situation. Die Rückzahlung, 
meine Damen und Herren, fällt nämlich mit Sicher-
heit in die Existenz- und Familiengründungsphase. 
Betroffen sind nicht zuletzt auch Doktoranden, so-
weit sie Stipendien erhalten, die in der Größenord-
nung von rund 1 600 DM liegen. Sie rutschen bei In-
krafttreten der Rückzahlung unter Sozialhilfeniveau. 
Eine wesentliche Anhebung der Karenzzeit wäre 
schon deshalb erforderlich. 

Sechstens. Die Regierungschefs von Bund und 
Ländern hatten ausdrücklich beschlossen, daß die 
Freibeträge zum Herbst 1996 um 3 Prozent angeho-
ben werden sollen. Diesen Beschluß haben Sie mit 
der vorher erwähnten Kompensation unterlaufen. 
Wir wissen alle, daß eine deutlichere Anhebung so-
wohl der Bedarfssätze als auch der Elternfreibeträge 
notwendig wäre. 

Wenn wir uns dennoch darauf verständigt haben, 
daß der Anhebung der Elternfreibeträge Priorität ein-
zuräumen ist, dann deshalb, weil sie letztlich die Ge-
fördertenquote mit beeinflußt. Bei der jetzt vorgese-
henen Anhebung von 3 Prozent wird es einen weite-
ren Rückgang der Gefördertenquote in den nächsten 
drei Jahren geben. Deshalb halten wir es für drin-
gend erforderlich, Herr Minister Rüttgers, mit den 
Ländern über eine weitere Anhebung der Freibe-
träge um 3 Prozent im Herbst 1997 zu verhandeln 
und über das Ergebnis zusammen mit Vorschlägen 
zur Änderung des Gesetzes im Herbst 1996 zu be-
richten. 

Wenn wir heute trotz dieser Kritikpunkte dem ge-
fundenen Kompromiß - ich gebe für mich zu: schwe-
ren Herzens - zustimmen, dann vor allem deshalb, 
weil wir diese Bereitschaft zu einer grundlegenden 
BAföG-Reform als eine große Chance betrachten, um 
die von der SPD schon mit der 17. Novelle einge-
brachten Reformvorschläge zur Ausbildungsförde-
rung durch Einbeziehung des Kindergeldes, der Kin-
der- und Ausbildungsfreibeträge zu einem eltern-
unabhängigen Sockelbetrag zu verwirklichen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Bei einer BAföG-Reform kann es doch nicht darum 
gehen, zu einer fiskalischen Regelung zu kommen, 
wer in Zukunft wieviel für wen zu zahlen hat. Dies 
wäre in der Tat zu kurz gesprungen. Es geht um ei-
nen entscheidenden Teil des Generationenvertrages 
in unserer Gesellschaft. Dieser Generationenver trag 
hat schon heute eine dramatische Schlagseite durch 
einen Schuldenberg von derzeit 2,1 Billionen DM, 
durch eine nicht bezifferbare ökologische Hypothek, 
durch die steigende Zahl der älteren Menschen, für 
die die heutigen Auszubildenden einmal die Renten 
aufzubringen haben. 

Das vom Bündnis 90/Die Grünen jetzt vorgelegte 
BAFF-Modell ist für diesen Generationenve rtrag - 
gestatten Sie mir diese Bemerkung, Herr Kollege 
Berninger - eine Zumutung, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 
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weil es den jetzt Studierenden darüber hinaus auch 
noch die Finanzierung ihrer eigenen Ausbildung auf-
halsen will . Allen, die von der Bildungsexpansion der 
60er und 70er Jahre profitiert haben und nun von 
den heute Studierenden Akademikersteuern, Stu-
diengebühren oder Einzahlungen in den BAFF ver-
langen, kann auf eine andere A rt  Gelegenheit gege-
ben werden, ihre durch ihren Bildungsabschluß er-
reichten Einkommensvorteile an die jüngere Genera-
tion zurückzugeben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Ber-
ninger? 

Doris Odendahl (SPD): Nach dem folgenden Satz, 
Frau Präsidentin. 

Sie sollten sich also überlegen, welchen Beitrag sie 
an Stelle eines Bündnisses zur Sicherung ihres eige-
nen Lebenseinkommens - ich meine die bis jetzt Teil-
habenden - einer solidarischen Gesellschaft schuldig 
sind. Das kann man anders lösen. 

Nun gerne, Herr Kollege Berninger. 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Kollegin Odendahl, stimmen Sie mit mir über-
ein, daß man die Beitragsbelastungen bei BAFF nicht 
so einfach, wie Sie es jetzt dargestellt haben, darle

-

gen kann, sondern daß es so ist, daß Leute, die 
BAFF-Beiträge zahlen, letzten Endes natürlich nicht 
mehr für ihre Kinder, die studieren, in irgendeiner 
Form aufkommen müssen? Stimmen Sie mit mir des 
weiteren darin überein, daß die jetzige aktive Gesell-
schaft - das fordere ich ja auch - dadurch, daß sie die 
Anschubfinanzierung am Anfang unseres Vorschla-
ges tragen müßte, letzten Endes einen ganz massi-
ven Beitrag leisten müßte, um diesen Generationen-
vertrag überhaupt in Gang zu bringen, und insofern 
Ihr Vorwurf, der Vorschlag sei sozial ungerecht oder 
habe eine Generationenschieflage, zumindest relati-
viert werden müßte? 

Doris Odendahl (SPD): Ich sehe keine Notwendig-
keit dazu, Herr Kollege Berninger, weil Ihre An-
schubfinanzierung eine Größenordnung von rund 
10 Milliarden DM umfassen würde. Ich sehe derzeit 
nicht die Möglichkeit, daß die Generation, die jetzt in 
der entsprechenden Einkommenssituation ist, dazu 
bereit wäre oder es könnte, diese 10 Milliarden DM 
aufzufangen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Noch einmal: Ich freue mich, daß der Durchbruch 
für die Reform endlich gelungen ist, Herr Minister 
Rüttgers. Das ist in der Tat eine große Chance für un-
ser Bildungssystem. Gefährden Sie diese Reformbe-
reitschaft nicht dadurch, daß Sie Ihren alten Laden-
hüter der p rivaten Bankdarlehen wieder mit hinein-
mischen. Beim ersten Versuch sind Sie in den Seilen 

gelandet. So ist das beim Boxen. Ein K. o. wäre dann 
abzusehen. 

Bei der Verabschiedung des BAföG-Gesetzes am 
23. Juli 1971, also vor nunmehr 25 Jahren, lautete die 
gemeinsame Begründung im Deutschen Bundestag: 

Der soziale Rechtsstaat, der soziale Unterschiede 
durch eine differenzie rte Sozialordnung auszu-
gleichen hat, ist verpflichtet, durch Gewährung 
individueller Ausbildungsförderung auf eine be-
rufliche Chancengleichheit der jungen Men-
schen hinzuwirken. 

Die SPD ist in diesem Sinne zur Mitarbeit an der 
BAföG-Reform bereit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Dr. Christian Ruck. 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wie Herr Glotz schon an-
gekündigt hat, haben wir eine gewisse Arbeitstei-
lung, weil es auch heute nicht allen von uns vergönnt 
sein kann, zu allem zu sprechen. Ich darf in diesem 
Zusammenhang sagen, daß ich nicht nur alles, was 
Herr Rüttgers gesagt hat, teile, sondern auch sehr 
vieles, was Sie gesagt haben, Herr Glotz. 

Ich mache einige Bemerkungen zum BAföG. 

(Tilo Braune [SPD]: Gut, daß wir das wis

-

sen!) 

- Darum sage ich es ja. 

Wenn wir heute im Rahmen dieser Debatte die 
18. BAföG-Novelle in zweiter und dritter Lesung ver-
abschieden, ist das für uns und auch für die Studen-
ten ein gewisser Grund zur Erleichterung: Sie wissen 
vorerst einmal, woran sie sind. 

Es gibt gewisse Verbesserungen, die schon ge-
nannt wurden: die Freibeträge, die Angleichung der 
Berechnungszeiträume, neue Akzente und eine Neu-
strukturierung bei den Hochschulsonderprogram-
men. Aber auch für uns und für mich ist diese Freude 
natürlich nicht ganz ungetrübt. Verfahrenstechnisch 
waren wir betroffenen oder interessie rten Parlamen-
tarier in den letzten Monaten oft in einer sehr schwie-
rigen Lage, weil - verfassungsmäßig sicher einwand-
frei - sehr viele Köche am Werk waren, wodurch der 
BAföG-Brei zwar nicht verdorben, aber doch sehr 
zähflüssig geriet. 

Nur, Frau Odendahl, daß quasi fast jeden Tag oder 
jede Woche eine andere Sau durchs Dorf get rieben 
wurde, ist eigentlich nicht unsere Schuld. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das ist eine 
Redewendung!) 

Diese Kritik muß man natürlich auch an die Adresse 
der Länder richten, die erst vor einigen Tagen wieder 
einen sehr tränenreichen Auftritt bei uns im Aus-
schuß hatten. Immerhin gelang es dem Ausschuß 
noch, gestaltend auf den vorliegenden Entwurf ein- 
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zuwirken. Insgesamt kann es aber niemanden befrie-
digen, wenn er als Bildungspolitiker springt und als 
Teppichhändler landen muß. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Wer hat Ihnen 
das aufgeschrieben?) 

- Sie, Herr Kubatschka, nicht. Dazu sind Sie wahr-
scheinlich nicht in der Lage. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Wenn man 
solche Zwischenrufe macht, muß man sich 

das gefallen lassen! Das ist wahr!) 

Damit komme ich zu dem inhaltlichen Wermuts-
tropfen. Ich war und bin Anhänger des Rüttgers-Mo-
dells, weil es den Versuch unternimmt, vor dem Hin-
tergrund eines überaus reformbedürftigen Hoch-
schulsystems auch das BAföG-System zu reformie-
ren, ohne daß sein Kerngedanke verlorengeht. 

(Jörg Tauss [SPD]: Die CSU hat sich aber 
anders geäußert!) 

Dies geht nicht, Herr Kollege Tauss, mit dem Gieß-
kannenprinzip, sondern nur mit einer klaren Schwer-
punktsetzung, wenn man nicht mehr, sondern eher 
weniger Geld zur Verfügung hat. 

Daß Sie sich jetzt, meine Damen und Herren von 
der Opposition, insbesondere von der SPD, an die 
Brust schlagen, das Rüttgers-Modell via Bundesrat 
verwässert zu haben, ist Ihr gutes Recht. 

(Jörg Tauss [SPD]: Verbessert?) 

- Verwässert. - Aber dann müssen Sie, Frau Oden-
dahl, die Klage, die Sie für all das, was nicht mehr 
darin ist, geführt haben, fairerweise an die richtige 
Adresse, nämlich an die Länder, richten. 

(Doris Odendahl [SPD]: Sie wissen, daß das 
nicht stimmt! - Edelgard Bulmahn [SPD]: 
Das ist die falsche Adresse! Herr Minister 

Rüttgers ist die richtige Adresse!) 

Sie müssen dann ehrlicherweise auch auf Ihre Kappe 
nehmen, was Sie via Bundesrat alles verhindert ha-
ben, nämlich die sechsprozentige Anhebung der 
BAföG-Sätze und der Freibeträge sowie 1 Milliarde 
DM mehr an Investitionsmitteln zugunsten einer Ver-
besserung der Studien- und Forschungsbedingun-
gen der Studenten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Verwässerung eines Reformmodells ist noch 
lange kein eigener Reformvorschlag. Den hat die 
SPD bisher nicht vorgelegt - 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Ruck, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Odendahl? 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): - gleich - im Ge-
gensatz zu den Grünen, die allerdings weit über das 
Ziel hinausgeschossen sind. Meine Damen und Her-
ren von der SPD, Sie verschanzen sich hinter dem 
KMK-Modell, das erstens aus Sachsen stammt und 
zweitens in sich äußerst widersprüchlich ist. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
ich habe Sie nicht richtig verstanden: Haben Sie 
„nein" oder „gleich" gesagt? 

(Doris Odendahl [SPD]: Ich habe „gleich" 
verstanden!) 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Das ist nicht ein-
mal ein SPD-Modell. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Ruck, würden Sie mir bitte antworten. 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Haben Sie eben 
„gleich" gesagt, oder haben Sie „nein" gesagt? Ich 
habe es nicht verstanden. 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Ich habe „gleich" 
gesagt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gleich. Gut. 

(Günter Rixe [SPD]: Wann ist denn 
„gleich"? - Weiterer Zuruf von der SPD: Bei 
Ruck dauert das alles ein bißchen länger!) 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Ich habe vorhin 
„gleich" gesagt, und jetzt ist „gleich". 

(Heiterkeit) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das ist gut. 

Doris Odendahl (SPD): Danke, Herr Kollege Ruck. 
- Herr Kollege Ruck, sind Sie auch angesichts der et-
was späten Stunde 

(Dr. Christian Ruck [CDU/CSU]: Für Sie 
vielleicht spät! 

noch in der Lage, sich an die gestrige Ausschußsit-
zung zu erinnern, bei der ganz deutlich wurde, daß 
es in den Aussagen der Länder und denen des Bil-
dungsministers doch einige unterschiedliche Wer-
tungen gab? 

(Zuruf von der SPD: Er hat sich schon 
gestern nicht mehr daran erinnert!) 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Ihr Kollege hat 
nicht für mich gesprochen, sondern für sich. Ich per-
sönlich kann mich noch relativ gut an gestern erin-
nern. Ich möchte Ihnen auch nicht widersprechen. Es 
ist nicht einfach, die Gemengelage beim BAföG - das 
habe ich, glaube ich, in meinen Eingangsbemerkun-
gen gesagt - schwarz auf weiß festzuhalten. Viel-
mehr war es für uns Parlamentarier besonders 
schwierig, unsere Vorstellungen überhaupt entspre-
chend umzusetzen. Insofern möchte ich Ihnen nicht 
widersprechen. Nur, ich sage: Jeder nimmt auf seine 
Kappe, was er hat fallen lassen müssen und was er 
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durchgebracht hat, und den Rest sollen die anderen 
machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Mich freut auch, daß wir uns gestern auf diesen 
Entschließungsantrag einigen konnten, der die Re-
formbedürftigkeit sowohl des BAföG als auch des 
Hochschulsystems noch einmal bekräftigt. Ich kann 
aus Zeitgründen leider nicht 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das macht 
nichts!) 

- jetzt seien Sie doch nicht so unnett! - einen aus-
führlichen Neuanfang in der Diskussion um vorhan-
dene oder neue Reformmodelle machen. In einem 
möchte ich Herrn Glotz und den anderen Vorrednern 
zustimmen: Das, was jetzt auf dem Tisch liegt, ist 
keine Reform - sie kann es auch nicht sein -, sondern 
sie muß erst noch kommen. Ich möchte einige Punkte 
nennen, die bei einer grundsätzlichen Reform für 
mich wichtig sind: 

Erstens. Es muß sichergestellt sein, daß staatliche 
Unterstützung vor allem denen zugute kommt, die es 
nötig haben. Daß Eltern wenig Geld haben, darf 
auch in Zukunft kein Hindernis für das Studium der 
Kinder sein. Deswegen bin ich aber auch skeptisch 
gegenüber allen Modellen der familienunabhängi-
gen Förderung. 

Zweitens. Leistungsnachweise und Regelstudien-
zeiten müssen für alle gelten; sie dürfen nicht nur für 
BAföG-Empfänger gelten. Nur, die Studienbedin-
gungen müssen das Erreichen dieser Leistungen 
auch möglich machen. 

Drittens. Das gesamte System der Unterstützung 
für Studenten und deren Eltern, einschließlich Kin-
dergeld, muß vereinfacht, aufeinander abgestimmt 
und überschaubar gemacht werden. 

Viertens. Die Unterstützungsleistungen müssen 
angemessen sein und daher so bald wie möglich er-
höht werden. 

Fünftens. Im Zuge der Globalisierung von Wirt
-schaft und Gesellschaft sind Auslandsstudienaufent-

halte stärker als bisher zu unterstützen. 

Sechstens. Durch Straffung und Entrümpelung des 
Studiums eingesparte Geldmittel sind für Investitio-
nen im Hochschulbau zu verwenden. 

Nimmt man diese Prämissen zusammen, erkennt 
man zumindest auf den zweiten Blick, daß hier For-
derungen sowohl von Rüttgers als auch von den Län-
dern, insbesondere von Bayern, als auch vom Aus-
schuß eingeflossen sind. Trotz der vielen Köche ha-
ben wir bei einem gemeinsamen politischen Willen 
und einer sachlichen Diskussion also durchaus die 
Chance einer Verständigung auf eine tragfähige und 
vernünftige Reform. 

Wir alle wissen, daß das BAföG-System nur ein, 
wenn auch wichtiger Teil des gesamten Hochschul-
systems ist, dessen Erneuerung überfällig und eine 
Vorbedingung für eine Verbesserung des For-
schungs- und Wirtschaftsstandorts Deutschland ist. 

Achten wir alle darauf, daß trotz aller hitzigen Dis-
kussion um das BAföG - ähnlich wie im Wirtschafts-
bereich beim Ladenschlußgesetz - we rtvolle politi-
sche Energie nicht verschleudert wird und der Blick 
auf das Wesentliche nicht verlorengeht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat die 
Kollegin Elisabeth Altmann das Wo rt . 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Verehrte Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Ruck, was hat es mit Re-
form zu tun, wenn Studierende, die BAföG, zum Bei-
spiel elf Semester Vollförderung, bezogen haben und 
bis jetzt 34 000 DM zurückzahlen, nach der soge-
nannten Reform 45 000 DM zurückzahlen müssen, 
das heißt, sich in ihrem späteren Leben mit über 
11 000 DM mehr belasten? Wenn zwei zusammen-
kommen, die das zahlen müssen, dann sind es zwei-
mal 45 000 DM, also 90 000 DM. Das ist ein „guter" 
Start ins Berufsleben. 

(Dr. Peter Glotz [SPD]: Daß das keine 
Reform ist, hat er ja gesagt! Das hat er sel

-

ber zugestanden!) 

- Oh! 

(Dr. Christian Ruck [CDU/CSU]: Wenn, 
dann zitieren Sie mich bitte richtig, Frau 

Altmann!)  

Gut, dann will  ich ihn bestätigen. 

(Heidemarie Lüth [PDS]: Das ist wichtig für 
das Protokoll!) 

Herr Minister, Herr Glotz und auch die anderen, in 
der Analyse sind wir uns, was die Hochschulen in 
Deutschland angeht, ziemlich einig. Die „ Wi rt

-schaftswoche" beschrieb es in der vorletzten Woche 
drastisch: 

Willkürliche Anerkennung von Vorleistungen, .. . 
überlange Studienzeiten, dazu ein fehlendes An-
gebot weltweit üblicher Abschlüsse ... und die 
Anonymität der Massenuniversitäten - die Pro-
bleme des deutschen Hochschulbetriebs haben 
längst auch das Ausland erreicht. 

Diese Schilderung macht uns hellhörig. Wir bera-
ten, wie wir das ändern können. Aber die Forderun-
gen von Ihnen, Herr Minister Rüttgers, und von Ih-
rem Kollegen, Herrn Kinkel, nach mehr akademi-
scher Internationalität bleiben, so meine ich, Lippen-
bekenntnisse, wenn keine Taten folgen. Ich sehe in 
dieser sogenannten BAföG-Reform keine Taten. Die 
ungünstigen Regelungen für Auslandsstudien zei-
gen dies. Wie Sie, Herr Minister schon sagten, müs-
sen wir das eine oder andere neu überdenken. 

Der Anteil der Ausländerinnen und Ausländer an 
unseren Universitäten liegt bei geringen 4 Prozent. 
Dadurch verliert die Bundesrepublik mehr und mehr 
ihre Partnerinnen und Partner in der Welt. Wenn wir 
uns in aller Welt menschliche, wirtschaftliche und 
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wissenschaftliche Kontakte wünschen, wenn wir den 
Wirtschaftsstandort  Deutschland hochhalten wollen, 
dann können wir es uns einfach nicht leisten, in eine 
selbstverschuldete Isolation zu geraten. 

Das kam auch bei der Hochschulbauanhörung 
deutlich heraus. Horst Bachmann vom Deutschen 
Studentenwerk sagte, das sei „nicht zuletzt auch 
eine Frage der Unterbringung für Studierende". Nur 
10 Prozent der Studentinnen und Studenten im We-
sten finden zum Beispiel einen Platz in einem studen-
tischen Wohnheim. In den neuen Bundesländern gibt 
es immer noch viele Wohnheime mit Vier- oder 
Sechsbettzimmern, die sich meist in miserablem bau-
lichem Zustand befinden. Das ist für Studierende un-
zumutbar. 

Auch das wäre ein Punkt, den man anpacken 
könnte, um Deutschland als Studienland wieder at-
traktiver zu machen. Wir brauchen wohnlich gestal-
tete Gästehäuser. Gerade ausländische Studierende 
sind darauf angewiesen. Das wäre ein Beitrag zur ge-
wünschten Mobilität und Internationalisierung. Des-
halb sollte man den Bau von studentischen Wohnun-
gen mit in den Hochschulbau einbeziehen, wie wir 
es in unserem Änderungsantrag fordern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der Abstieg bundesdeutscher Hochschulen von ei-
nem Spitzenplatz in die Mittelmäßigkeit rührt auch 
daher, daß die Mitverursacher der Misere jetzt zum 
Teil als die Reformer auftreten. Die „Wirtschaftswo-
che" titelt: „Reaktionäre sind selbst Reformer" . Sich 
selbst rekrutierende Männerbünde beherrschen seit 
Jahrzehnten die Spitzenplätze in Bildung, Forschung 
und Hochschulpolitik. 

Generell gilt: Je höher Qualifikationen und berufli-
che Tätigkeiten angesiedelt sind, desto geringer ist 
der Frauenanteil an unseren Universitäten. Bei den 
Promotionen liegt er bei 30 Prozent, bei den Berufun-
gen bei 15 Prozent. Wir müssen dies durch eine ge-
zielte Frauenförderung ausgleichen - deshalb unser 
Entschließungsantrag zur Frauenförderung. Wir for-
dern, 50 Prozent der Qualifikationsstellen an Frauen 
zu vergeben. Das heißt, wir wollen für Frauen die 
Hälfte der Stellen des Hochschulsonderprogramms. 

Es gibt noch immer gravierende geschlechtsspezi-
fische Benachteiligungen, die wir aufheben könnten. 
So beträgt der Studentinnenanteil an den Fachhoch-
schulen 35 Prozent, was nachteilige Wirkungen für 
Frauen bei den technisch-wirtschaftlichen Berufen 
hat. „Der Spiegel" berichtet in dieser Woche, daß ein 
Viertel aller Akademikerinnen weit unter ihrer Quali-
fikation beschäftigt sind und daß sie durchschnittlich 
46 Prozent weniger verdienen als männliche Akade-
miker. 

Herr Rüttgers, ich finde es unverständlich, daß Sie 
die Zahlen aus einer Studie von der TU Berlin seit ei-
nem halben Jahr verheimlichen. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Wir wollen mit dem von uns vorgelegten Antrag 
diese ungerechte Situation zumindest verbessern. 
Mit den vom Bündnis 90/Die Grünen gemachten 

Vorschlägen werden die Kapazitäten für den Stu-
dienstandort Deutschland besser erschlossen. Des-
halb sollten Sie unseren Anträgen zustimmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Dr. Joachim Schmidt. 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wir haben vor einigen Monaten an 
dieser Stelle schon einmal über das Wissenschaftler-
Integrations-Programm diskutiert. Es ist richtig und 
notwendig, auch heute noch einmal über dieses Pro-
blem zu reden. 

Ich will zuerst feststellen, daß es dabei bleibt: Die 
im derzeitigen Wissenschaftler-Integrations-Pro-
gramm tätigen Forschergruppen und Einzelforscher 
müssen auch nach Auslaufen dieses Programms 
Ende 1996 eine faire Chance erhalten, weiterhin 
aktiv Forschung und Entwicklung zu betreiben. 

(Tilo Braune [SPD]: Wo sind denn die 
400 Millionen, die Sie uns versprochen 

haben, Herr Schmidt?) 

- Ich komme dazu gleich. 

Es geht im Osten Deutschlands darum, For-
schungskapazitäten zu erhalten und neue aufzu-
bauen, jedenfalls keine in Gefahr zu bringen und ab-
zubauen. Deshalb ist es konsequent, daß die Zukunft 
der sogenannten WIPianer einen Schwerpunkt in der 
Innovationsoffensive Ost der ostdeutschen CDU-Ab-
geordneten bildet, die im Mai in Strausberg be-
schlossen wurde. 

Es war von Anfang an unser Ziel, daß Bund und 
Länder gemeinsam in der Pflicht bleiben. Nicht zu-
letzt auf unser Drängen hin hat die Bundesregierung 
vorgeschlagen, im kommenden Hochschulsonder-
programm III eine Maßnahme mit dem Titel „För-
derung innovativer Forschergruppen und Einzelfor-
scher in den neuen Bundesländern" vorzusehen. 

(Tito Braune [SPD]: Die gibt es doch schon 
seit Dezember des vergangenen Jahres!) 

- Ich komme darauf gleich, Herr Braune. Sie können 
sich ganz ruhig zurücklehnen. 

Mit diesem Programm sollen erfolgreiche Forscher 
und Forschergruppen, denen es mit ihren Vorhaben 
gelingt, sich auf dem Drittmittelmarkt zu behaupten, 
eine Perspektive über das Jahr 1996 hinaus erhalten. 
Die Förderung durch eine Sockelfinanzierung soll 
ausschließlich nach Leistungsgesichtspunkten orga-
nisiert werden und damit geeignet sein, die Wettbe-
werbsfähigkeit dieser Wissenschaftler zu stärken. 

Diese Maßnahme ist ein Schritt, der unsere Zustim-
mung findet. Ich will allerdings zum Ausdruck brin-
gen, daß dieses Programm nicht in Einzelfällen auch 
für Mitarbeiter des bisherigen Wissenschaftlerpro-
gramms verfügbar sein darf, sondern bevorzugt den 
bisherigen „ WIPianern" zugängig sein muß. Diese 
Wissenschaftler wurden bisher mehrfach positiv 



10484 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) 

evaluiert . Sie haben in ihren Sondergruppen eine be-
achtliche und wertvolle wissenschaftliche Arbeit ge-
leistet. Ich bin sicher, daß sich die übergroße Mehr-
heit der im WIP tätigen Forscher im wissenschaftli-
chen Wettbewerb behaupten kann. 

Das BMBF hat für dieses Programm eine Finanz-
ausstattung in Höhe von 100 Millionen DM für vier 
Jahre vorgesehen. Ich halte diesen Betrag für zu 
niedrig. 

(Tilo Braune [SPD]: Richtig!) 

Das habe ich auch schon vor einem Vierteljahr ge-
sagt. 

(Tito Braune [SPD]: Sie hätten es durchset

-

zen können!) 

- Die Haushaltsdiskussion ist noch nicht abgeschlos-
sen. - Im Rahmen der Haushaltsdiskussion wird Ge-
legenheit sein, über einen notwendigen Zusatz zu 
verhandeln. Das werden wir auch tun. 

(Tito Braune [SPD]: Das sind doch Träume

-

reien! Die glauben Sie doch selber nicht!) 

Aber besonders wichtig erscheint - jetzt komme 
ich zu Ihnen -, daß jüngeren Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern, die jetzt im Rahmen des WIP 
gefördert wurden, verstärkt die Chance gegeben 
wird, Promotions- und Habilitationsstipendien in 
Anspruch zu nehmen, um die Voraussetzungen für 
eine wissenschaftliche Karriere zu erlangen. Nach 
meinen Informationen könnte dies auf zirka 200 ehe-
malige „WIPianer" zutreffen. 

Sowohl Hochschulen als auch außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen müssen in das Programm 
einbezogen werden. Wo dies wissenschaftlich sinn-
voll ist, muß auch die außeruniversitäre Forschung 
den bisherigen Angehörigen des WIP geöffnet wer-
den. Die entscheidende Voraussetzung für die Ver-
wirklichung dieses Programmes aber ist, daß sich die 
neuen Länder an ihm beteiligen; denn ihre Kofinan-
zierung ist selbstverständlich unbedingt erforderlich. 

(Tilo Braune [SPD]: Ist doch im HSP drin!) 

- Sie wissen nicht, wovon Sie reden. 

Die diesbezügliche Unentschlossenheit der Länder 
ist das eigentliche Hemmnis. 

(Tilo Braune [SPD]: Die Länder sind doch 
mit der Hälfte dabei!)  

Nur wenn sie sich bald und klar zu ihm bekennen, 
und zwar in bezug auf die Fach- und die Finanzseite, 
wird es zustande kommen. Wenn sie sich nicht betei-
ligen, werden sie das Problem allein lösen müssen. 

Deshalb meine Aufforderung an Sie, und zwar un-
abhängig davon, auf welcher Seite des Hauses man 
hier sitzt. Bemühen Sie sich in Ihren Ländern, daß 
sich die Länderregierungen eindeutig dazu beken-
nen! 

Ich will  Ihnen die Situation einmal schildern. Es 
geht nicht nur um finanzielle, sondern auch um ar-
beitsrechtliche Fragen. Die Situation sieht gegenwär-
tig so aus: Sachsen und Thüringen werden wahr

-

scheinlich das Programm mittragen. In Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt und auch Mecklenburg-Vorpom-
mern ist die Situation - vorsichtig ausgedrückt - un-
übersichtlich. Berlin ist ein echter Problemfall, nicht 
zuletzt deshalb, weil Berlin die größte Zahl an WIP-
ianern hat. 

Herr Braune, gehen Sie nach Berlin! 

(Tilo Braune [SPD]: Ich war in Berlin!) 

Die Finanzsenatorin ist von Ihrer Partei. Die blockiert 
die Sache im Moment. 

(Tilo Braune [SPD]: Der Radunski säbelt 
doch alles ab!) 

- Mit dem Radunski haben wir gesprochen. Der 
stimmt zu, wenn die Finanzsenatorin die Mittel be-
reitstellt. 

(Tilo Braune [SPD]: Das ist doch lachhaft!) 

Gehen Sie nach Sachsen-Anhalt und Branden-
burg, und überzeugen Sie die Finanzminister, daß sie 
mitspielen! Dann kann das was werden. Dann kön-
nen wir auch über Aufwuchs reden. 

(Tito Braune [SPD]: Das ist das Prinzip 
„Haltet den Dieb! ") 

So ist mit uns nicht zu verhandeln. 

In Sachsen hat sich die Bildung einer Arbeits-
gruppe bewährt, die alle relevanten Fragen, die mit 
der künftigen wissenschaftlichen Forschungstätig-
keit von derzeitigen WIPianern zusammenhängen, 
behandelt. Die Sächsische Staatsregierung, der säch-
sische WIP-Rat und die Gewerkschaften arbeiten 
konstruktiv zusammen. Ich kann nur empfehlen, daß 
derartige Gremien baldigst in anderen Bundeslän-
dern gebildet werden. Sorgen Sie dafür, daß in Ihren 
Ländern auch WIP-Räte gebildet werden! 

(Tilo Braune [SPD]: Sie wollen eine Räte

-

republik! - Heiterkeit bei der SPD) 

- Nein, aber wir wollen, daß die Leute verantwortlich 
mitspielen können. Herr Braune, Sie haben keine 
Ahnung! Sie wissen nicht, wovon Sie reden! 

Selbstverständlich bleiben die neuen Länder, die 
im übrigen auch Träger der von mir beschriebenen 
HSP-III-Maßnahme zur Sockelfinanzierung werden 
sollten, nachdem die DFG eine diesbezügliche koor-
dinierende Tätigkeit abgelehnt hat, aufgefordert, 
Überlegungen anzustellen und entsprechende Vor-
bereitungen zu treffen, um geeignete Gruppen des 
WIP in An-Institute zu überführen. 

Denn eines steht fest: Zeit tut not. Merken Sie sich 
das! Die Sorge der noch heute im WIP tätigen Mitar-
beiter und ihrer Familien im Hinblick auf die weitere 
berufliche Zukunft ist verständlich. In Freiberg funk-
tioniert das hervorragend. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
Sie müssen mit Ihrem Text zum Schluß kommen. 

Dr.-Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) (CDU/ 
CSU): - Ich habe noch einen Satz. - Bund und Län- 
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der stehen in der Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß 
uns dieses Forschungspotential erhalten bleibt. Ich 
glaube, dafür lohnt jede Anstrengung. Vor allen Din-
gen, spielen Sie mit! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der 
Abgeordnete Tilo Braune das Wo rt . 

Tilo Braune (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lieber Herr Schmidt! 
Martialisches Auftreten, das Sie hier zeigen, täuscht 
natürlich nicht darüber hinweg, daß Sie vor wenigen 
Monaten mit großen Worten Hunderte von Millionen 
für die WIPianer gefordert haben und damit kläglich 
gescheitert sind. Das wollen wir doch hier mal ganz 
deutlich machen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die Stunde, in der diese Debatte hier stattfindet, 
zeigt so ein wenig den Stellenwert der Bildung, den 
dieses Thema mittlerweile in dieser Republik bekom-
men hat. Am Ende der Fahnenstange reden wir über 
diese wichtigen Themen. Es ist betrüblich. 

In der zuvor abgelaufenen Debatte zur Expo 2000 
wurde Herr Dìez-Hochleitner, Präsident des Club of 
Rome, zitiert. Ich möchte diesem Zitat noch etwas 
hinzusetzen. Herr Dìez-Hochleitner hat, zu den drei 
größten Herausforderungen unserer Zeit befragt, ge

-

sagt: 

Erstens. Fundamental sind Antworten zu Erzie-
hung, Bildung, Ausbildung, Know-how und Wissen-
schaft. - Wir müssen zweitens die Umwelt ernst neh-
men wie einen Freund oder Verwandten und drittens 
das Problem der Arbeit in seiner weltweiten Dimen-
sion erkennen, auch in ihrer Wirkung auf Bildung 
und Wissenschaft. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich denke, das sind die Essentials, die uns in den 
nächsten Jahren und vielleicht Jahrzehnten politisch 
begleiten. 

(Otto Schily [SPD]: Sehr wahr!) 

Deshalb ist es so fatal, daß hier in Form eines Kuh-
handels über diese wichtigen Themen in den letzten 
Wochen und Monaten verhandelt wird, mit einem 
spärlichen Ergebnis. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Der wahrlich konservative französische Staatsprä-
sident Jacques Chirac machte Verbesserungen des 
Bildungssystems zu einem zentralen Wahlkampf-
thema. Was aber tut diese Bundesregierung seit ihrer 
Machtübernahme 1982? Sie senkt seitdem systema-
tisch die Ausgaben für Wissenschaft und Forschung. 
1970 brachte der Bund noch 14,3 Prozent der Hoch-
schulausgaben auf, 1994 waren es noch ganze 
7,2 Prozent. Dieses essentielle Thema für die Zukunft 

unseres Landes, für das Wohl seiner Bürgerinnen 
und Bürger wird ignorant und sträflich vernachläs-
sigt, rangiert unter „ferner liefen" in der Wahrneh-
mung der regierenden Koalition. 

(Beifall bei der SPD) 

Die dringende Reform unserer überlasteten und 
chronisch unterfinanzierten Hochschulen ist maximal 
Thema von Sonntagsreden. Kommt es jedoch zum 
Schwur der Finanzierung, wenden sich die Protago-
nisten der Regierung schulterzuckend ab. Die Ver-
zinsung des BAföG als sozial unerträgliche Verschie-
bung von Kosten aus öffentlichen Haushalten auf die 
Schultern wirtschaftlich schwacher Studierender war 
die vermeintliche Rettungsvariante liberal-konserva-
tiver selbsternannter Reformatoren. 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: So 
ein Quatsch!) 

Der sogenannte Zukunftsminister organisiert nicht 
die Zukunft von Wissenschaft und Forschung, er 
agiert nicht als Lobbyist der Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, er schafft nicht die Auf-
bruchstimmung, die unsere Hochschulen so drin-
gend benötigen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Der sogenannte Zukunftsminister rührt weiter in 
der trüben Brühe des „Weiter so". Statt in innovati-
ven Sprüngen bewegt er sich, als habe er Blei in den 
Schuhen. Die Lage an den Hochschulen ist weiter 
dramatisch. Diese Bundesregierung reitet das hohe 
Bildungsgut dieser Republik mehr und mehr zu-
schanden. 

War es vor 20 Jahren noch attraktiv, in Deutsch-
land zu studieren, so wenden sich immer mehr aus-
ländische Studienbewerber in die USA oder nach 
Australien. 

(Otto Schily [SPD]: So ist es leider!) 

Dieser Niedergang darf so nicht weitergehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ein Ausweg wäre die bessere bauliche Ausstat-
tung der Hochschulen und die gezielte Beseitigung 
bestehender, längst focussierter Mängel mit einem 
neuen Hochschulsonderprogramm III. Öffentlicher 
Druck der Hochschulen, aber auch der Opposition 
und der Länder, die Mitverantwortung tragen, führte 
zu Neuverhandlungen in diesem Bereich; man 
konnte wieder hoffen. 

Die Länder waren bereit, eine Gesamtsumme in 
Höhe von 4,1 Milliarden DM mitzufinanzieren - Herr 
Schmidt, hören Sie zu -, der Bund bot klägliche 
3,6 Milliarden DM mit einem Schlüssel von 50:50 an, 
und das zunächst nur unter dem Vorbehalt einer 
BAföG-Verzinsung. Dies war eine völlig unannehm-
bare Haltung. Besonders für die neuen Bundesländer 
ist die Unterfinanzierung auf Grund des massiven 
Nachholebedarfs am größten. 
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Ein besonderes Problem war das bereits mehr-
fach angesprochene Wissenschaftler-Integrations-
Programm. Zirka 2 000 mehrfach evaluie rte Wissen-
schaftler der ehemaligen Akadamie der Wissenschaf-
ten der DDR sollten weiter in die Lage versetzt wer-
den, ihre wissenschaftlichen Potenzen der Gesell-
schaft zur Verfügung zu stellen. Auf Grund realitäts-
ferner Entscheidungen seinerzeit am grünen Tisch 
im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
wurde das Programm so konzipiert, daß es nicht ge-
lingen konnte. 

Deshalb, liebe Frau Kollegin von der PDS, ist eine 
schiere Fortsetzung dieses als falsch erkannten Pro-
gramms nicht sinnvoll und möglich. Bisher sind le-
diglich 5 Prozent der WIPianer integ riert  bzw. kön-
nen integriert  werden. Weit über 1 000 Wissenschaft-
lern droht die Arbeitslosigkeit nach Auslaufen des 
HEP. 

Der nunmehr getroffene Kompromiß zwischen 
Bund und Ländern bleibt unbefriedigend. Herr Rütt-
gers vermochte es nicht, die notwendigen Mittel zu 
mobilisieren. Die Kollegen der Koalition räumten 
zwar in Pausengesprächen ein, daß das nicht ausrei-
che. Kollege Schmidt sprach - wir hörten es gerade - 
in  der Debatte am 18. Januar sogar von 400 Millionen 
DM, die er den WIPianern geben wollte. Herausge-
kommen ist jedoch ein kläglicher Rest von 
100 Millionen DM für sogenannte innovative For-
schergruppen und ein nichtssagender flauer Be-
schluß der Koalitionsmehrheit im Ausschuß mit der 
Formulierung „für geeignete Maßnahmen". Eine 
jämmerliche Leistung! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Lediglich die Mittel für die „Verbesserung der 
Qualität der Lehre" und zur „weiteren Entwicklung 
des Fachhochschulbereichs" könnten noch kompen-
sierend wirken. Der Bedeutung der über 1 000 Wis-
senschaftler wird das jedoch nicht gerecht. 

Zum Hochschulbau: Auch dieser Bereich ist chro-
nisch unterfinanziert. Der Wissenschaftsrat empfahl 
für 1996 ein Volumen von 2,45 Milliarden DM; im 
Bundeshaushalt stehen 1,88 Milliarden DM, davon 
sind 80 Millionen DM gesperrt. In nahezu allen Län-
dern existiert ein Investitions- und Werterhaltungs-
stau. 

Zu begrüßen ist das Scheitern der Verknüpfung 
des Handlungsbedarfes hier mit der unsäglichen 
BAföG-Verzinsung à la Rüttgers. Der Erpressungs-
versuch - das ist deutlich zu sagen - ist gescheitert. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Anhebung der Bagatellgrenzen auf 3 Millionen 
DM für Bauvorhaben ist vernünftig, schafft Bewe-
gungsfreiheit und mindert Bürokratie. Fragwürdig 
bleibt die Kompensation der Mehrausgaben der Län-
der durch diese Anhebung. 

So entsteht, um ein Beispiel zu nennen, für Sach-
sen-Anhalt zunächst eine Belastung von zirka 
24 Millionen DM, es gibt eine Kompensation von 
10 Millionen DM, verbleibt eine Mehrbelastung von 
etwa 14 Millionen DM. Dies ist angesichts der proble

-

matischen Finanzlage der neuen Bundesländer ein 
nicht zu unterschätzender Faktor. 

Mit der Möglichkeit der Mitfinanzierung von 
Optionsleasing ist meines Erachtens ein qualitativer 
Durchbruch gelungen. Die Praxis wird zeigen, ob die 
Hoffnungen gerechtfertigt sind oder ob deutsche Bü-
rokratie wieder einmal vernünftige Lösungen aus-
höhlt. Es sollten mit dieser Variante die dringlichsten 
zu realisierenden Bauvorhaben umgesetzt werden, 
was gerade für Ostdeutschland sehr wichtig ist. 

Als Erfolg muß der Fall der Rüttgerschen Absicht 
gefeiert werden, sich partiell aus der bisherigen För-
derung der Investitionen der Medizinischen Fakultä-
ten zurückzuziehen. Die künstliche und willkürliche 
Trennung von Betten für Forschung und Lehre und 
solchen für Krankenversorgung hätte die Länder in 
eine äußerst prekäre Situation gebracht. Ich kenne 
keinen Patienten - und ich weiß, wovon ich spreche -, 
der sich allein als Objekt für Lehre und Forschung in 
irgendein Krankenbett legt. 

Herr Rüttgers hat es nicht vermocht, von seinem 
Kollegen Seehofer einen Ausgleich für wegfallende 
HBFG-Mittel zu erhalten. Das Ergebnis wäre eine 
deutliche Entlastung des BMBF-Haushaltes zu-
ungunsten der Länder gewesen. Auch hier wären vor 
allem die neuen Bundesländer die Leidtragenden ge-
wesen. 

Fazit: Die Absicht von Herrn Rüttgers, die Länder 
mit seinem Paket aus BAföG-Verzinsung, HBFG-No-
velle und HSP zu erpressen, ist fehlgeschlagen. Das 
muß man feiern. Die mangelnde Prioritätensetzung 
dieser Bundesregierung in Wissenschaft und For-
schung mit dauerhaft unterfinanziertem BMBF

-

Haushalt hat nach viel zu langen Verhandlungen auf 
Druck der sozialdemokratischen Seite einen Kompro-
miß ergeben, der nicht ideal, aber tragfähig er-
scheint. Er rettet die Hochschulen über die nächste 
Klippe, löst das Problem jedoch nicht. 

Wir brauchen in Deutschland - das sollte man sehr 
ernst nehmen - eine neue, breite Debatte zum Stel-
lenwert der Bildung. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Nur so entsteht ein öffentlicher Druck auf die Politik, 
die chronische Unterfinanzierung zu durchbrechen, 
die Hochschulen angemessen auszustatten. 

Aber auch die Hochschulen müssen sich bewegen. 
Autonome Haushalte, engere Kontakte zur Wi rt

-schaft, stärkere Profilbildung, Flexibilität und besse-
res Management werden für die Zukunft unverzicht-
bar sein. Alle müssen sich bewegen, um die jahr-
zehntelangen Verkrustungen aufzubrechen. 

Wie titelte doch Peter Glotz in seinem jüngsten 
Aufsatz zur deutschen Bildungspolitik in der „Zeit" 
vom 21. Juni 1996? „Verjuxt nicht unser Kapital!" 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Wie spitzte Ricardo Dìez-Hochleitner, um ihn ab-
schließend noch einmal zu zitieren, zu: Wir dürfen 
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eine „Inkompetenz der Omnipotenz" nicht mehr 
tolerieren. 

Packen wir es an, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Als letzter hier sprechender Bildungspolitiker un-
serer Fraktion sei mir gestattet, noch einmal unser 
Bedauern über den Weggang von Peter Glotz auszu-
drücken. Ich glaube, wir in der Fraktion verlieren ei-
nen charismatischen Denker, der nicht immer be-
quem war, auch nicht immer main stream der politi-
schen Aussagen unserer Fraktion lag, einen glänzen-
den Rhetoriker mit einer mich beeindruckenden ein-
dringlichen Motorik. 

Die Fraktion wird vielleicht ein Stück ärmer mit 
dem Weggang von Peter Glotz, möglicherweise aber 
wird die Hochschullandschaft Deutschlands reicher. 
Die Buchläden, lieber Peter, werden vielleicht etwas 
mehr gefüllt. Die intellektuelle Debatte dieser Repu-
blik wird sicherlich davon profitieren, daß du jetzt 
mehr Zeit hast. Wir freuen uns auch zukünftig auf 
deine Beiträge. 

Ich, lieber Peter, habe gern mit dir zusammengear-
beitet, und ich glaube, wir werden auch in Zukunft 
weiter deinen Rat brauchen. Ich danke dir. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das war eine 
richtig große Abschiedsrede, der sich das Haus si-
cherlich gern anschließt. 

Als nächster hat der Kollege Josef Ho llerith das 
Wort . 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die No-
velle zum Hochschulbaufördergesetz ist ein Erfolg. 
Ich begrüße ganz ausdrücklich, daß es gelungen ist, 
mit dem Optionsleasing neue Finanzquellen zu er-
schließen, Möglichkeiten zu eröffnen, um kostenspa-
rendes Bauen zu gewährleisten. Erfahrungen aus der 
Privatwirtschaft zeigen uns, daß mit Generalüber-
nehmer-/Generalunternehmerverträgen Kostensen-
kungen durch mehr Wirtschaftlichkeit um bis zu 
30 Prozent möglich sind, und dies, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, in Zeiten knapper öffent-
licher Haushalte. 

Ausdrücklich bedaure ich, daß die Forderung, bei 
den Universitätskliniken die Finanzierung von For-
schung und Lehre von der Gesundheisvorsorge zu 
trennen, nicht durchgesetzt werden konnte. Ich be-
daure dies um so mehr, weil offensichtlich auch die 
Bundesländer hier Handlungsbedarf erkennen. Es 
gibt den Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 
29. September 1995. Ich zitiere aus dem Bericht 
„Überlegungen zur Neugestaltung von Struktur und 
Finanzierung der Hochschulmedizin": 

Unabhängig von diesen weiterzuverfolgenden 
Forderungen war das bereits den Vorschlägen 

vom 9. August 1993 zugrunde gelegte Ziel, die 
Wirtschaftlichkeit der Universitätsklinika in dem 
Maße zu verbessern, daß sie grundsätzlich in der 
Lage sind, die Erfüllung der ihnen obliegenden 
Krankenversorgungsaufgabe mit den Entgelten 
der Krankenkassen zu finanzieren, weiterhin die 
Grundlage der Überlegungen der Arbeitsgruppe. 
Maßgeblich war hierbei der Gedanke, daß nur 
auf diesem Wege verhindert werden kann, daß 
ein zunehmender Anteil der den Universitäten 
für die medizinische Forschung und Lehre zur 
Verfügung zu stellenden Mittel zur Subventionie-
rung der Krankenversorgung „zweckentfrem-
det" werden muß. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, daß es 
sich bei dieser Zweckentfremdung nicht um kleine 
Beträge, nicht um Peanuts handelt, sondern um Mil-
liardenbeträge, zeigt ein Blick auf die Gesamtfinan-
zierung der Universitätsklinika in Deutschland: Wir 
geben bei den 37 deutschen Universitätskliniken ins-
gesamt rund 21 Milliarden DM aus. In den For-
schungs-, Bildungs- und Wissenschaftsetats der Län-
der sind für Universitätskliniken 7 Milliarden DM an-
gesetzt. Wenn Sie nun den durch Forschung und 
Lehre induzierten Anteil herausrechnen, kommen 
Sie auf einen Anteil von etwa 15 Prozent. Tatsächlich 
beträgt der Anteil in der Finanzierung der Universi-
tätskliniken zwischen 20 und 40 Prozent. Das heißt, 
wir gewönnen bei Einführung von Kostenwahrheit 
und -klarheit einen Finanzspielraum von rund 
3,5 Milliarden DM für die Länder, um zusätzliches 
Personal in Forschung und Lehre zu finanzieren. 

Herr Kollege Braune, das, was Sie uns vorhin er-
zählt haben, zeugt natürlich von einem großen Maß 
an Scheinheiligkeit. 

(Tilo Braune [SPD]: Da sind die Baye rn 
 geübter! - Weiterer Zuruf von der SPD: Nun 

aber  hallo!)  

Wenn Sie die Forderung erheben, daß der Bund im 
Rahmen des Hochschulsonderprogramms sich stär-
ker finanziell beteiligen soll, dann verkennen Sie, 
daß nach unserer Verfassung für die Finanzierung 
des Personals an den Universitäten ausschließlich die 
Länder zuständig sind. Was der Bund hier zusätzlich 
leistet, tut er freiwillig, um die Situation in Forschung 
und Lehre zu verbessern. 

(Tilo Braune [SPD]: Welches Personal 
bezahlt der Bund denn?) 

Ein Zweites unterstreicht die Scheinheiligkeit Ihrer 
Argumentation in besonderer Weise: Wenn Sie in 
den von der SPD regierten Bundesländern die Etats 
für Forschung und Lehre prüfen, können Sie feststel-
len, daß nirgendwo mehr Planstellen als in den von 
der SPD regierten Bundesländern eingezogen wer-
den. Gehen Sie in das vom Musterministerpräsiden-
ten Schröder regierte Niedersachsen; do rt  werden 
1 100 Planstellen an den Hochschulen eingezogen, 
weil das Land faktisch pleite ist. 

(Dr. Christian Ruck [CDU/CSU]: So ist es!) 
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Ich bedaure diese Scheinheiligkeit, Herr Braune, 
weil ich Sie immer als Kollegen geschätzt habe, der 
auch zu sachlicher Argumentation fähig ist. 

Herr Kollege Glotz, ich stimme Ihnen zu. Wenn Sie 
bereit sind, die Realität wahrzunehmen und die ent-
sprechenden Schlüsse aus der Situation der knappen 
öffentlichen Haushalte zu ziehen - wir brauchen die 
von der SPD regierten Länder für die notwendigen 
Weichenstellungen -, dann müßten Sie meiner Mei-
nung nach aus der Verantwortung für das Ganze in 
der Lage sein, mit uns zusammen die Weichenstel-
lungen im Hochschulbau vorzunehmen und die 
Trennung der Finanzierung von Forschung und 
Lehre bis hin zur Gesundheitsvorsorge an den Uni-
versitätskliniken mit zu tragen und mit uns zu be-
schließen. 

Ein letztes, Herr Braune. Sie haben die Frage der 
Finanzierung des Hochschulbaus angesprochen. Ich 
behaupte: Würde der Bund die 2,45 Milliarden DM 
bereitstellen, wären nur zwei oder drei Bundesländer 
überhaupt in der Lage, ihren 50prozentigen Co-Fi-
nanzierungsanteil aufzubringen. Die übrigen Länder 
- siehe das Beispiel Niedersachsen - wären wegen 
ihrer prekären Finanzsituation zu dieser Leistung 
nicht fähig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Insoweit bitte ich, daß Sie, Herr Glotz, im Sinne des 
Ganzen, der Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
des Standortes Deutschland, zur Sachlichkeit zurück-
kehren und mit uns die notwendigen Gesetze be-
schließen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zur Kurzinter-
vention erhält der Abgeordnete Otto Schily das Wo rt . 

Otto Schily (SPD): Der Beitrag des Kollegen Ho lle-
rith gibt mir Veranlassung zu folgenden Bemerkun-
gen. Wenn eine außergewöhnliche, eigenwillige, 
brillante und zugleich unbequeme Persönlichkeit 
wie Peter Glotz das Parlament verläßt, ist das, denke 
ich, für uns alle ein herber Verlust. Menschen seines 
Formats sind rar. Es spricht für Peter Glotz, daß er sei-
nen Geist nicht kaskoversichert hat, daß er das expe-
rimentelle Denken liebt und praktiziert, daß er sich 
nicht scheut, auch einmal einen Irrtum zu riskieren, 
daß er seine politische Leidenschaft auch in Zeiten 
des grauen politischen Alltags in Bonn nicht verloren 
hat und daß er sich auch bei seinen politischen Geg-
nern Respekt zu verschaffen wußte. 

Der Herdentrieb ist bei Peter Glotz, das gebe ich 
zu, schwach ausgebildet; das mag manchem nicht 
geheuer sein. Eigenständiges, souveränes Denken 
nach dem Vorbild von Peter Glotz macht aber unsere 
Debatten erst spannend und interessant. Für seine 
neuen Aufgaben wünsche ich Peter Glotz viel Glück 
und Erfolg. Ich bin sicher, daß uns auf diese Weise 
viele anregende und manchmal vielleicht auch aufre-
gende Ideen erreichen werden. 

Auguri Peter Glotz! 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Danke schön. 
Ich schließe damit die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Änderung des Bundesausbildungförderungsgeset-
zes, Drucksachen 13/4246 und 13/5116 Nr. I a. Ich 
bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Aus-
schußfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der SPD ge-
gen die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
PDS angenommen worden. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Gesetzentwurf ist in dritter Beratung mit demselben 
Stimmenverhältnis angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/5126. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ent-
schließungsantrag ist mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen und Bündnis 90/Die Grünen gegen die 
Stimmen von SPD und PDS abgelehnt worden. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung zu dem Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zur Einrichtung eines Bun-
desausbildungsförderungsfonds, Drucksache 13/ 
5116 Nr. Ib. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/4361 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? 
- Die Beschlußempfehlung ist gegen die Stimmen 
von Bündnis 90/Die Grünen bei einer Enthaltung von 
Bündnis 90/Die Grünen mit den übrigen Stimmen 
des Hauses angenommen worden. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung zu dem 
Antrag der Gruppe der PDS zu einer zielgerichteten 
Ausbildungsförderung. Das ist die Drucksache 13/ 
5116, Nr. I c. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/4553 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist gegen die 
Gruppe der PDS bei einer Enthaltung von Bündnis 90/ 
Die Grünen mit den übrigen Stimmen des Hauses 
angenommen worden. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung zum Elf-
ten Bericht nach § 35 des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksa-
che 13/5116 unter Nr. I d, die Unterrichtung auf 
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Drucksache 13/3413 zur Kenntnis zu nehmen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist, soweit ich sehe, mit den Stimmen des ganzen 
Hauses angenommen worden. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung zu dem 
Bericht der Bundesregierung zur Notwendigkeit der 
Studienabschlußförderung. Der Ausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 13/5116 unter Nr. I e, die Unterrich-
tung auf Drucksache 13/3414 zur Kenntnis zu neh-
men. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Auch diese Be-
schlußempfehlung ist mit den Stimmen des ganzen 
Hauses angenommen worden. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, For-
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
empfiehlt unter Nr. II seiner Beschlußempfehlung die 
Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist gegen die Stim-
men von Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der 
Gruppe der PDS mit den übrigen Stimmen des Hau-
ses angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord-
nungspunkt 8 b, den von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände-
rung des Hochschulbauförderungsgesetzes, Druck-
sachen 13/4335, 13/4720 und 13/5118. 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/5133 vor, 
über den wir zuerst abstimmen. Wer stimmt für den 
Änderungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Der  Änderungsantrag ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und der Gruppe der PDS bei Enthaltung 
der SPD abgelehnt worden. 

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der SPD gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die 
Grünen und der Gruppe der PDS angenommen wor-
den. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Gesetz-
entwurf ist mit demselben Stimmverhältnis ange-
nommen worden. 

Wir kommen zur Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung zu dem 
Antrag der Fraktion der SPD zur Zusammenführung 
und bedarfsgerechten Fortsetzung der Hochschul-
sonderprogramme I, II und des Hochschulerneue-
rungsprogramms sowie zum Antrag der Gruppe der 
PDS zur Weiterführung von Maßnahmen im Wissen-

schaftler-Integrations-Programm. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 13/4608, die Anträge auf 
Drucksachen 13/2930 und 13/3491 zusammengefaßt 
in der Ausschußfassung anzunehmen. Wer stimmt 
für diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/5125. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Der  Entschließungsantrag ist abgelehnt worden mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und der 
Gruppe der PDS bei Enthaltung der SPD. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9a und 9 b auf: 

a) - Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Erbla-
stentilgungsfonds-Gesetzes 

- Drucksache 13/4175 - 
(Erste Beratung 104. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Dr. Ch ristine Lucyga, Rolf 
Schwanitz, Klaus Ba rthel, weiteren Abge-
ordneten und der Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Erblastentilgungsfonds-Ge-
setzes 

- Drucksache 13/3895 - 
(Erste Beratung 95. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) 

- Drucksache 13/5022 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Arnulf Kriedner 
Dr. Wolfgang Weng (Gerungen) 
Karl Diller 
Oswald Metzger 

- Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. 
Regelung der kommunalen Altschul-
den auf gesellschaftliche Einrichtun-
gen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Wer-
ner Schulz (Berlin), Franziska Eich-
städt-Bohlig, Antje Hermenau, Steffi 
Lemke und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Streichung der Altschulden auf gesell

-

schaftliche Einrichtungen 
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- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Barbara 
Höll, Roll  Kutzmutz, weiterer Abge-
ordneter und der Gruppe der PDS 
Vollständige Übernahme der soge-
nannten Altschulden auf gesell-
schaftlichen Einrichtungen ostdeut-
scher Kommunen durch den Bund 

- Drucksachen 13/4098, 13/4115, 13/ 
2434, 13/5022 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Arnulf Kriedner 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Karl Diller 
Oswald Metzger 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Rolf Schwanitz, Dr. Christine Lucyga, E rnst 
Bahr, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 
Altschulden ostdeutscher Gemeinden auf 
gesellschaftliche Einrichtungen 

- Drucksachen 13/2587, 13/5028 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Joseph-Theodor Blank 
Gisela Schröter 
Rezzo Schlauch 
Dr. Max Stadler 
Maritta Böttcher 

Ich weise darauf hin, daß wir im Anschluß an die 
Aussprache über den Gesetzentwurf des Bundesra-
tes zur Änderung des Erblastentilgungsfonds-Geset-
zes namentlich abstimmen werden. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen. 
Nach dieser einen Stunde wird dann die namentliche 
Abstimmung folgen. - Ich sehe keinen Widerspruch; 
dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne hiermit die Aussprache und rufe als er-
sten auf den Ministerpräsidenten des Landes Bran-
denburg, Manfred Stolpe. 

Ministerpräsident Dr. Manfred Stolpe (Branden-
burg): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Das Thema der sogenannten kommunalen Altschul-
den hat mit Vergangenheit und Zukunft zu tun; denn 
genaugenommen beantwortet die Frage nach den 
Altschulden die der künftigen Investitionsfähigkeit 
von 1 400 betroffenen ostdeutschen Kommunen. 

Eigentlich gibt es an dem Phänomen kommunale 
Altschulden nichts Neues mehr. Die Zahl von 
8,7 Milliarden DM liegt drohend auf dem Tisch. Alle 
östlichen Bundesländer bitten darum, diese Schulden 
in den Erblastentilgungsfonds einzustellen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Quer durch die Bundesländer und Parteien gehen 
inzwischen auch die Zweifel an der Berechtigung 

der Altschuldenforderung. Es kann nicht oft genug 
daran erinnert werden, wie die DDR-Gemeinden zu 
diesen Belastungen kamen: Die Filialen der Staats-
bank schlossen mit den jewei ligen Kommunen Ver-
träge nach Plan ab, Verträge, die zentral gesteuert 
und per diktatorischer Staatsmacht durchgesetzt 
wurden. 

Wer heute behauptet, die sogenannten örtlichen 
Volksvertretungen der DDR-Städte und -Gemeinden 
hätten dem in freier Entscheidung zugestimmt, möge 
doch bitte Entscheidungen benennen, in denen sich 
Kommunen erfolgreich gegen den Plan, das heißt, 
gegen die Auferlegung von Schulden durchgesetzt 
haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Es gab keine Alternative zur Zwangsentscheidung 
des Zentralstaates. Nicht die Städte und Gemeinden 
konnten entscheiden, was sie für nötig hielten, son-
dern die DDR verfügte über sie. Sie bekamen Bau-
ten, die nicht auf ihren Bedarf, sondern auf Staats-
politik zugeschnitten waren; ihnen wurden Lasten 
auferlegt, die sie freiwillig nie übernommen hätten. 

Meine Damen und Herren, man kann doch nicht 
einerseits feststellen, daß in der DDR die Kommunen 
zu Organen des Zentralstaates degene riert  worden 
sind, und andererseits behaupten, daß sich diese 
Städte und Gemeinden in freier Entscheidung ver-
schuldet hätten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Altschulden waren Zwangskredite der DDR. Den-
noch wurden sie im Einigungsvertrag so behandelt, 
als wären sie echte, in einem marktwirtschaftlichen 
Sinne übliche Kredite. Das ist wirklich Unrecht! 

(Beifall bei der SPD) 

Um es einmal plastisch zu machen: Die branden-
burgische 350-Einwohner-Gemeinde Milow bekam 
von Frau Honecker eine Zentralschule verordnet, die 
sie für sich nie gebraucht hätte, und ist allein deswe-
gen heute mit über 3 Millionen DM verschuldet. Wel-
cher Kommunalpolitiker würde hier behaupten, daß 
dies dem Willen der Bevölkerung entsprach? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Stadt Schwedt hat 49 000 Einwohner und eine 
Verschuldung allein wegen der gesellschaftlichen 
Bauten von 102 Millionen DM, Bauten, die errichtet 
wurden, damit ausländischen und auch westdeut-
schen Gästen der „Sieg des Sozialismus" demon-
striert werden konnte. Kein Mensch in Schwedt hätte 
damals einer Pro-Kopf-Verschuldung von 2 100 Mark 
für diesen Zweck zugestimmt, zumal bei dieser Gele-
genheit auch noch das schöne Markgrafenschloß 
weggeräumt wurde. 

Nun wird argumentiert: Aber dafür haben die 
Kommunen doch jetzt das Eigentum an Schulen, Kul- 
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turhäusern etc. Wer so redet, den lade ich herzlich zu 
einer Besichtigungsreise ein. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

In der Regel sind nämlich selbst die gefürchteten 
Plattenbauten noch Prachtstücke im Vergleich zu 
den Sanierungslasten der Gebäude, die jetzt von den 
Kommunen zu tragen sind. 

Besonders bedrückend ist es, daß der Bund den be-
troffenen ostdeutschen Kommunen oder den Län-
dern nicht einmal vollständige Akteneinsicht ge-
währt. Wer, meine Damen und Herren, würde eine 
Forderung akzeptieren, von der er nicht einmal weiß, 
wie sie im einzelnen zustande kam und wie hoch sie 
berechtigterweise ist? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wissen heute, wie die DDR sich und ihre Kom-
munen finanziert hat und daß dies mit den Finanzbe-
ziehungen zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
nicht vergleichbar ist. Die bittere Konsequenz aus 
diesem Verfahren: Den betroffenen Kommunen ist 
auf Jahre jede Investitionsmöglichkeit verwehrt. In-
vestitionen sind aber genau das, was wir dringend 
brauchen. Unsere Kernprobleme sind nach wie vor 
die hohe Arbeitslosigkeit und die damit einherge-
henden steigenden Ausgaben für Sozialhilfe. 

Meine Damen und Herren, wenn es bei der Linie 
der Bundesregierung bleibt, wird auf Dauer für die 

I ostdeutschen Kommunen ein Minderstatus festge-
legt. Das kann doch im Ernst wirk lich niemand wol-
len. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Der Erblastentilgungsfonds wurde geschaffen, um 
Benachteiligungen, die ihren Grund in der Vergan-
genheit haben, solidarisch auszugleichen. In diesen 
Fonds gehören sachgerecht auch diese sogenannten 
Schulden. Viele Kollegen aus den hier vertretenen 
Parteien und Fraktionen haben sich in diesem Sinne 
geäußert. Vergessen Sie doch bitte einmal die Partei-
taktik! Stimmen Sie diesem Gesetzesvorschlag zu! 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Der Erblastentilgungsfonds weist noch genügend 
Spielraum auf. Es entstehen keine unzumutbaren Be-
lastungen. Ich bitte Sie im Namen a ller ostdeutschen 
Länder und der betroffenen Kommunen: Stimmen 
Sie dem Gesetz zu! Es geht um eine praktische Auf-
bauhilfe für 1 400 ostdeutsche Kommunen. Es geht 
um eine klare Absage an das DDR-Unrecht an ost-
deutschen Städten und Gemeinden. Es geht auch um 
ein Zeichen gesamtdeutscher Solidarität aus diesem 
Hause, ein Zeichen, das Deutschland braucht. 

Helfen Sie bitte mit! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS und der Abg. Vera Lengsfeld 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
der Abgeordnete Paul Krüger. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Ein 
schwerer Gang!) 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Erblasten aus 
der DDR-Zeit lassen uns auch im sechsten Jahr der 
Einheit nicht los. Wir befassen uns nun schon zum 
wiederholten Mal mit den kommunalen Altschulden, 
obwohl wir dieses Thema schon längst hätten ab-
schließend klären können. Daß wir statt dessen wei-
terhin Unruhe und Unsicherheit in die Kommunen 
tragen, verdanken wir der SPD. 

(Lachen bei der SPD - Wolfgang Ilte [SPD]: 
Lassen Sie die doch gleich zahlen!) 

Wo ist das Problem? Als die Kommunen nach der 
Wiedervereinigung freiwillig - freiwillig, Herr Stolpe - 
Anträge auf Vermögensübertragung von Grundstük-
ken und Immobilien stellten, wußten sie, daß auf die-
sen Objekten Schulden lasten. Dabei waren diese 
Objekte sowohl bezüglich ihres Wertes als auch be-
züglich ihrer Belastung durch Altschulden völlig un-
terschiedlich. 

Von nicht nutzungsfähigen Objekten ohne Ertrags-
wert mit hohen Schuldenbelastungen, gegebenen-
falls sogar mit erheblichen Nachsorgeaufwendungen 
- das muß man anerkennen -, über Objekte, bei de-
nen das Verhältnis zwischen Ertragswert und Bela-
stungen ausgewogen ist, bis hin zu hochwertigen 
Objekten mit sehr marginalen oder ohne Belastun-
gen reicht hier die Spanne. 

Einige Kommunen ziehen bereits erhebliche Ge-
winne aus ihren Objekten. Andere warten darauf, 
daß die Objekte entschuldet werden, damit sie meist-
bietend verkauft werden können. 

(Wolfgang Ilte [SPD]: Haben Sie alles schon 
vergessen? - Weitere Zurufe von der SPD) 

Daneben gibt es eine große Anzahl von Kommunen, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Ge-
bäude erst finanzieren müssen und dabei erhebliche 
Schuldenbelastungen in Zukunft auf sich zu nehmen 
haben. 

Bezüglich dieser ungerechten und ungeklärten Si-
tuation der kommunalen Altschulden wird nunmehr 
seit mehreren Jahren nach einer einvernehmlichen 
Lösung gesucht. Dabei war von Anfang an klar: Wir 
brauchen keine juristische, sondern eine politische 
Lösung, wie das auch in allen anderen Schuldenfäl-
len der Fall gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Klar war auch, daß Willkür dabei nicht festgeschrie-
ben werden darf. Wir waren uns einig, daß wir eine 
möglichst gerechte Lösung suchen müssen. 

(Wolfgang Ilte [SPD]: Wir werden Ihre Rede 
im Osten veröffentlichen!) 

Es gab die Notwendigkeit, auszugleichen zwi-
schen unterschiedlich belasteten Kommunen und der 
Werthaltigkeit der Objekte, auszugleichen auch bei 
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I der Belastung durch Schulden zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen. 

Nachdem man im Dezember 1995 einer Lösung na-
hegekommen war, hat der Ministerpräsident von 
Sachsen-Anhalt, Herr Höppner, mit seinem Vor-
schlag den erreichten Kompromiß wieder in weite 
Ferne rücken lassen. Herr Stolpe, Sie wissen ganz 
genau, daß eine Einigung unmittelbar bevorstand. 
Höppners Vorschlag, auf den sich die Oppositionsan-
träge, über die wir heute abstimmen, stützen, ist je-
doch eine Scheinlösung, man könnte auch sagen: 
eine Mogelpackung. Sie sieht vor, daß die gesamten 
Schulden in den Erblastentilgungsfonds übernom-
men werden. Damit wird vorgegaukelt, daß damit 
alle Probleme gelöst seien und daß eine Lösung zum 
Nulltarif möglich sei. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Eine 
harte Kritik an Herrn Biedenkopf!) 

Dabei wird verschwiegen, daß diese vermeintliche 
Lösung alle Lasten einseitig auf den Bund verschiebt, 
und es wird bewußt offengelassen, meine Damen 
und Herren von der SPD, woher das Geld kommen 
soll. 

Höppners Vorschlag wird verbunden mit der Aus-
sage, man würde etwas für den Osten tun. Das funk-
tioniert jedoch nur, wenn man zusätzliche Gelder für 
die neuen Länder bereitstellt. Liebe Kollegen von 
der SPD, sagen Sie uns bitte: Woher wollen Sie das 
Geld nehmen? Auf diese Antwort bin ich gespannt, 
Herr Thierse. Vielleicht machen Sie Herrn Lafontaine 
den Vorschlag, Gelder von der Steinkohleförderung 
zu verwenden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Zuruf von der CDU/CSU: Ja, das geht! - 

Wolfgang  Ilte [SPD]: Pfui!) 

Oder sind die Westländer vielleicht ausnahmsweise 
bereit, ihren Beitrag zur Förderung des Aufbaus im 
Osten zu leisten? 

(Wolfgang Ilte [SPD]: Unverschämtheit!) 

Ich würde mich freuen, wenn uns Ihr Parteivorsitzen-
der, Herr Lafontaine, eine Antwort darauf nicht 
schuldig bliebe. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Ihr Vor-
schlag ist nicht nur nicht finanzierbar, er ist auch in-
haltlich ungerecht, insbesondere gegenüber den 
Kommunen, die zu DDR-Zeiten willkürlich benach-
teiligt wurden. 

(Wolfgang Ilte [SPD]: Wollen Sie sich jetzt 
bei Kohl einkratzen?) 

Ihr Vorschlag schreibt gewissermaßen diese Willkür 
fort . 

Notwendig, meine Damen und Herren, bleibt ein 
für alle Zeiten verträgliche politischer Kompromiß. 
Eine gerichtliche Klärung würde nur weiteren ideel-
len und finanziellen Schaden anrichten. 

Seit Ende letzten Jahres liegt ein politisch ver-
nünftiger und zwischen Bund und Ländern weitge-
hend abgestimmter Kompromißvorschlag vor. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie reden doch 
wider besseres Wissen!) 

- Ich werde Ihnen heute noch besseres Wissen bei-
bringen! 

(Lachen bei der SPD) 

Der Vorschlag der hälftigen Teilung, den die ostdeut-
schen Unionsabgeordneten in unserem Antrag ver-
treten, bietet einen fairen Interessenausgleich zwi-
schen allen Beteiligten. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Fuchs? 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Ja bitte, gern. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Herr Kollege, können 
Sie mir einmal erklären, wie Ihre Landesregierung zu 
diesem Thema steht? 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Es ist nicht ver-
wunderlich, daß sowohl viele Kommunen als auch 
Landesregierungen um ihres eigenen Vorteils willen 
natürlich zunächst eine völlige Entschuldung und  da-
mit  eine einseitige Belastung des Bundes anstreben. 
Das kann man nicht parteipolitisch interpretieren, 
sondern das muß man regionalpolitisch interpretie-
ren und kann es sogar verstehen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Gestatten Sie 
auch eine Zwischenfrage der Kollegin Gleicke? 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Ja bitte, gern. 

Iris Gleicke (SPD): Herr Kollege Krüger, Sie spre-
chen hier von Belastungen. Würden Sie diesem 
Hause und der Öffentlichkeit einmal erklären, wie 
Sie dazu stehen, daß sich die Altschulden im Zeit-
raum von sechs Jahren fast verdoppelt haben durch 
die Zinsen, die aufgelaufen sind, und wie Sie das 
vertreten können, was nämlich durch Untätigkeit 
von Ihrer Seite, von der Seite der Bundesregierung, 
entstanden ist? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Insbesondere 
werden sich die Altschulden weiter aufsummieren, 
wenn wir nicht bald zu einer einvernehmlichen Lö-
sung kommen. 

(Zurufe von der SPD) 

Deshalb wäre es gut, wenn Sie den Lösungsvor

-

schlag, den wir nun seit einem halben Jahr vorliegen 
haben und dem Sie ursprünglich zustimmen wollten, 
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endlich zur Entscheidung brächten. Dazu wünschte 
ich gerne, daß Sie Ihre Zustimmung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
SPD: Die Frage!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Krüger, es möchte noch jemand eine Zwischenfrage 
stellen, nämlich der Kollege Küster. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Ja bitte, Herr Kü-
ster. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Kollege Krüger, Sie re-
den immer von der SPD. Können Sie bestätigen, daß 
der Ministerpräsident des Landes Sachsen nach wie 
vor der CDU angehört? 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Ja, ich glaube, 
das ist so. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr.  Uwe Küster [SPD]: Sie sollen nicht glau

-

ben, sondern wissen!) 

- Darf ich weitermachen, Frau Präsidentin? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bitte. 

(Zuruf von der SPD: Ausnahmsweise!) 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Unser Vorschlag 
fordert  Bund, Länder und Kommunen auf, eine aus-
gewogene Regelung mit folgenden Kernpunkten 
auszuhandeln: Die Altschulden sind auf konkret zu-
geordnete Grundstücke einzugrenzen. Der Bund 
übernimmt die Hälfte der Altschulden. Dabei ist es 
buchungstechnisch völlig zweitrangig, ob dieses im 
Erblastentilgungsfonds eingestellt wird oder nicht. 
Die Länder übernehmen gleichrangig neben ihren 
jeweiligen Kommunen die Haftung für die andere 
Hälfte der Schulden. Eine Überforderung einzelner 
Kommunen ist über den kommunalen Finanzaus-
gleich auszuschließen. Die Refinanzierung erfolgt 
nicht zu Lasten der neuen Länder, sondern gesamt-
deutsch. Die verbleibende wirkliche Belastung pro 
Jahr und einzelne Kommune wird dann nicht unver-
hältnismäßig hoch sein. 

Unser Vorschlag schafft rasch Klarheit für alle, ver-
meidet einseitige Lastenverteilungen und sorgt für 
einen fairen Finanzausgleich. Deshalb appelliere ich 
an Sie alle: Lassen Sie uns schnell weiterverhandeln, 
und stimmen Sie dem Kompromißvorschlag der ost-
deutschen Unionsabgeordneten zu. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

Dies ist nicht nur meine Meinung. Noch vor weni-
gen Monaten hat diese Auffassung ausdrücklich 
auch die SPD vertreten. 

(Wolfgang Ilte [SPD]: Ach nee!) 

Warum nur, meine Damen und Herren von der SPD, 
haben Sie diese klare, vernünftige Linie verlassen? 
Warum verzögern Sie die nötige Einigung? Lassen 

Sie uns dort  weitermachen, wo bereits vor einem hal-
ben Jahr die Verhandlungen geendet haben. 

Ich zitiere, weil Sie mir offensichtlich nicht glauben 
wollen, aus einer SPD-Pressemitteilung vom 6. De-
zember 1995. Ich bitte Sie, mir aufmerksam zuzuhö-
ren. Ich beginne: 

Eine Lösung ist jetzt in greifbare Nähe gerückt, 
mit der alle Seiten leben können: Der Bund auf 
der einen Seite und die ostdeutschen Länder und 
Kommunen auf der anderen Seite teilen sich je-
weils zur Hälfte die Altschulden. Länder und 
Kommunen müssen sich in den neuen Ländern 
rasch auf eine Formel verständigen, mit der die 
verbleibenden Altlasten gerecht untereinander 
aufgeteilt werden können. 

Ich zitiere weiter: 

Nachdem eine solidarische Lösung des Altschul-
den-Problems auf vertikaler Ebene zu gelingen 
scheint, sind nun die Länder und Gemeinden in 
den neuen Ländern aufgefordert, eine gemein-
same und solidarische Lastenteilung zu entwik-
keln. Denn die von Altschulden betroffenen Ge-
meinden dürfen jetzt nicht im Regen stehen ge-
lassen werden. 

Ich darf Sie beim Wo rt  nehmen und Sie auffordern, 
weiter zu verhandeln. Nehmen Sie das, was Sie vor 
einem halben Jahr gesagt haben, ernst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Wolfgang Thierse. 

(Wolfgang Ilte [SPD]: Wolfgang, sage ihm 
mal, wie es richtig ist!) 

Wolfgang Thierse (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Verdacht schwelt weiter 
und wurde nie ernsthaft entkräftet: Für manche Bank 
muß die Übertragung der D-Mark auf die DDR ein 
sehr zufriedenstellendes Geschäft gewesen sein und 
ist es wohl immer noch. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die „Südthüringische Zeitung" will  aus dem Bundes-
rechnungshof erfahren haben, daß Altschulden aus 
der DDR Anlaß gewesen sind, doppelt oder sogar 
dreifach marktübliche Zinsen für Beträge zu kassie-
ren, die diese Geschäftsbanken selbst nie zur Verfü-
gung gestellt hatten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Selbst wenn dies ein Irrtum sein sollte, wird man 
den Eindruck, daß hier vielleicht etwas viel öffentli-
ches Geld privatisiert worden ist, nicht los. Wir reden 
aber heute nicht über die Gesamtsumme der DDR

-

Altschulden. Am 1. Juli 1990 waren das im Inland 
375 Milliarden DM. Wir reden von vergleichsweise 
wenigen 4 Milliarden DM Altschulden, die einen Teil 
der ostdeutschen Kommunen belasten. Durch die 
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wirklich dynamischen Zinsen hat sich dieser Betrag 
längst mehr als verdoppelt. 

Die belasteten Kommunen haben über die staatli-
chen Kredite in keinem Fall selbst entscheiden kön-
nen. Das war im System der DDR gar nicht möglich. 
Manfred Stolpe hat das ausführlich erklärt. Sie ha-
ben allerdings zu DDR-Zeiten weder Zins noch Til-
gung zahlen müssen, was immer in Gesetzen und 
Verordnungen gestanden haben mag. Das alles war 
Sache des Staatshaushaltes, den ja der Bund geerbt 
hat. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Wolf

-

gang Ilte [SPD]: Lassen wir es doch so!) 

Erst mit der deutschen Einheit entstand das Pro-
blem, aus leeren Kassen Banken bedienen zu müs-
sen, statt mit neuen Krediten Investitionen tätigen zu 
können. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die Höhe der Belastungen ist extrem unterschied-
lich. Die Pro-Kopf-Verschuldung reicht von 512 DM 
in Crivitz bis zu 3 509 DM in Kogel. Das ist mehr, als 
westdeutsche Städte nach 40 Jahren Aufbauleistung 
tragen müssen. 

Es sind in vielen Fällen Schulden für nichts. Die 
belasteten Gebäude existieren nicht mehr, sind un-
brauchbar oder unverkäuflich, haben einen extrem 
hohen Sanierungsbedarf usw. Die immerhin etwa 
1 600 Gemeinden, ca. 16 Prozent von allen, sind we-
gen dieser Lasten fast handlungsunfähig. Ihr hände-
reibender Gläubiger ist die „Gesellschaft für Altkre

-

dite und Sonderaufgaben der Währungsumstellung", 
ein anderes Wort  für „der Bund" . 

Meine Damen und Herren, so das Problem. Wir 
müssen nun miteinander pragmatisch klären, wie wir 
mit Gemeinden umgehen wollen, die ohne eigenes 
Zutun in eine finanzielle Schieflage geraten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube nicht, daß dies ein parteipolitisches Pro-
blem ist. Kurt Biedenkopf glaubt das auch nicht, son-
dem hat - ich zitiere ihn - „von Anfang an die Auf-
fassung vertreten, daß die Altschulden der Gemein-
den ... in den Erblastenfonds aufgenommen werden 
sollten" . 

(Otto Schily [SPD]: Vielleicht muß Herr 
Biedenkopf ein ernstes Wort mit Herrn Krü

-

ger sprechen!)  

Kluge Leute gelten aber oft nicht viel in den eige-
nen Reihen, deshalb könnte ich wahlweise den 
Ministerpräsidenten von Thüringen, den Minister-
präsidenten von Mecklenburg-Vorpommern, Frau 
Landesministerin Lieberknecht oder auch den Kolle-
gen Manfred Kolbe zitieren mit der einfachen und 
einleuchtenden Feststellung: „Die kommunalen Alt-
lasten aus der DDR-Zeit gehören systemgerecht in 
den Erblastentilgungsfonds." 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Dem, Herr Kollege, wäre nichts hinzuzufügen, 
gäbe es nicht einen anderen Kollegen - wir haben 

ihn eben gehört -, der geradezu eifrig die Auffassung 
des Bundesfinanzministers propagiert. Zitat Paul 
Krüger: 

Die ostdeutschen CDU-Abgeordneten erwarten 
vom Bund, daß die Bundeshälfte in den Erb-
lastentilgungsfonds eingestellt wird und nicht 
über die Kürzung von Osttiteln im Bundeshaus-
halt refinanziert wird. 

Es ist hier also nur von der Hälfte der Altschulden 
die Rede. Dem „Deutschlandfunk" und seinen Hö-
rern vermittelte Herr Kollege Krüger trotzdem voll-
mundig, daß - Zitat - „wir als CDU ... auch am mei-
sten für den Osten  tun".  

(Lachen bei der SPD und der PDS - Dr.-Ing. 
Paul Krüger [CDU/CSU]: Das ist richtig, 

Herr Thierse!) 

Das Zitat belegt, daß er vor allem um Herrn Waigel 
bemüht ist. Aber seine Meinung wird nicht überall 
geteilt, auch nicht in seiner eigenen Partei: 

Mit Bestürzung und Verärgerung mußten wir 
Pressemeldungen entnehmen, daß die kommu-
nalen Altschulden laut Ihren Vorstellungen zur 
Hälfte nun doch Land und Kommunen überlas-
sen werden sollen. Wir haben dafür kein Ver-
ständnis und können ... in diesem Fall auch kein 
Einsetzen für die Interessen der Ostländer erken-
nen. 

Dieser Brief des CDU-Fraktionsvorsitzenden im 
Rat der Stadt Rostock - die übrigens sehr von dem 
Problem betroffen ist - an den mecklenburgischen 
Abgeordneten Paul Krüger enthält im übrigen noch 
eine weitere interessante Aussage. In verschiedenen 
Interviews haben Sie, Herr Kollege, ein abweichen-
des Stimmverhalten Ihrer Gruppe ostdeutscher Ab-
geordneter kategorisch ausgeschlossen. Den Gefal-
len würden Sie der Opposition nicht tun, haben Sie 
gesagt. 

Aber, lieber Kollege Krüger, liebe Kollegen, es 
geht doch nicht damm, uns einen Gefallen zu tun, 
sondern den ostdeutschen Gemeinden zu helfen, 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

ihnen zu helfen, eine schwere, unverschuldete Last 
aus der Vergangenheit abzubauen: im Interesse der 
ostdeutschen Bürger, im Interesse der ostdeutschen 
Kommunen, ganz gleich, von welcher Partei sie re-
giert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dieser Verantwortung müssen Sie zurechtkom-
men. 

Ich zitiere noch einmal den Rostocker CDU-Frakti-
onsvorsitzenden wörtlich - das ist an Sie gerichtet -: 

Wir möchten Sie deshalb auffordern, sich im tat-
sächlichen Interesse der ostdeutschen Kommu-
nen zu entscheiden und dem SPD-Antrag, der, 
wie Sie wissen, auch die Unterstützung von 
CDU-geführten Ländern findet, zuzustimmen. 
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Meine Damen und Herren ostdeutsche Abgeordnete 
in den Regierungsfraktionen: Die hier zu entschei-
dende Initiative des Bundesrates gibt Ihnen dazu 
Gelegenheit, sich im Interesse der ostdeutschen 
Kommunen zu entscheiden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Thierse, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Krüger? 

Wolfgang Thierse (SPD): Ja. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Herr Thierse, wir 
bemühen uns ja immer um ausgewogene Lösungen. 
Ich hatte Ihnen in meiner Rede eine Frage gestellt. 
Ich glaube, ich habe sogar Ihren Namen genannt 
und Sie angesprochen. Ich möchte diese Frage wie-
derholen. Sie wollen ja eine einseitige Zuordnung 
der Schulden auf den Bund. Das heißt, der Bund soll 
auf der einen Seite alle Lasten tragen, obwohl auf der 
anderen Seite erhebliche Werte - nicht nur Immobi-
lienwerte, vor allen Dingen auch Grundstückswerte - 
den  Kommunen kostenlos auf ihren Antrag hin über-
tragen wurden. Daß diese Schuldenverteilung und 
auch die Werthaltigkeit der Objekte völlig unter-
schiedlich sind, haben Sie eingangs Ihrer Rede aner-
kannt. 

Meine Frage ist nun: Wenn Sie schon diese Ge-
schenke an die Kommunen mit werthaltigen Objek-
ten machen wollen, aus welchen Titeln des Bundes-
haushalts - denn der Bundeshaushalt muß ja den 
Erblastentilgungsfonds refinanzieren - wollen Sie 
dann die Mittel zur Refinanzierung des Erblastentil-
gungsfonds aufbringen? 

Wolfgang Thierse (SPD): Lieber Herr Kollege Krü-
ger, das ist eine eigentümliche Vorstellung vom 
Schenken. Wer hat hier eigentlich wem etwas ge-
schenkt? 

(Beifall bei der SPD - Norbe rt  Otto [Erfurt ] 
[CDU/CSU]: Weichen Sie doch nicht aus! 

Antworten Sie doch!) 

Können Sie als Ostdeutscher ernsthaft sagen, der 
Bund habe den ostdeutschen Gemeinden ihre eige-
nen Grundstücke oder Gebäude geschenkt? Das 
kann doch wohl nicht wahr sein, daß Sie das ernst-
haft meinen! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS - Norbert Otto [Erfu rt ] [CDU/CSU]: 

Weichen Sie doch nicht aus!) 

Im übrigen ist unser Vorschlag doch wohl sehr ein-
deutig - mit den ostdeutschen Ministerpräsidenten, 
und zwar allen, egal, welcher Partei sie angehören -, 
das in den Erblastentilgungsfonds zu übernehmen, 
der seinerzeit genau für diese gemeinschaftliche Auf-
gabe eingerichtet worden ist. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das stimmt doch 
überhaupt nicht!) 

Deswegen bleiben wir bei diesem Vorschlag. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Thierse, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kolle-
gin Lucyga? 

Wolfgang Thierse (SPD): Ja. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Kollege, würden 
Sie mir zustimmen - da wir gerade von Geschenken 
sprechen -, daß es im Zusammenhang mit den kom-
munalen Altschulden eben doch Geschenke gege-
ben hat, und zwar in Form erhöhter Zinsleistungen 
für die Banken? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wolfgang Thierse (SPD): Ich stimme dem zu. Das 
war ja meine Einleitungsbemerkung, wer hier woran 
wirklich viel verdient hat. Da kann man schon von 
einem Geschenk sprechen. 

Unser Vorschlag - dies ist eine pragmatische Lö-
sung, keine parteipolitische - ist zugleich - ich zitiere 
den thüringischen Ministerpräsidenten Vogel - „die 
eleganteste Lösung" . 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Beant

-

worten Sie doch meine Frage, Herr Thierse! 
- Norbe rt  Otto [Erfurt] [CDU/CSU]: Die 

kann er nicht beantworten!) 

- Herr Krüger, warten Sie doch einen Moment dar-
auf. 

Herr Krüger, Sie haben in diesem Jahr mit einer 
Kampagne den Eindruck zu erwecken versucht, daß 
die ostdeutschen CDU-MdB für unseren Teil des 
Landes wirklich etwas bewegen. Ich wäre dankbar 
und würde mithelfen, wenn der Eindruck zuträfe. Er 
ist aber so falsch wie das Versprechen von den blü-
henden Landschaften. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Meine Damen und Herren, es ist überzeugend und 
wirklich ausreichend dargelegt worden, daß der Erb-
lastentilgungsfonds nicht - wie beispielsweise der 
Bundeshaushalt - in einer dramatischen Lage ist. 
Deswegen ist genau dies unser Finanzierungsvor-
schlag. Die ursprünglich angegebenen Summen wer-
den gar nicht genutzt. Deswegen ist da eine Finan-
zierungsmöglichkeit. Deswegen ist Ihre Frage, wie er 
refinanziert werden kann, durchaus eine überflüs-
sige Frage. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Das ist 
doch eine neue Verschuldung!) 

Es gibt eine Möglichkeit, dies über den Erblasten-
tilgungsfonds zu refinanzieren. Es ist genügend Luft 
darin, um die ostdeutschen Gemeinden entlasten zu 
können. 

(Norbe rt  Otto [Erfurt] [CDU/CSU]: Das sind 
doch neue Verschuldungen!) 
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Ihr Vorschlag, einen Teil der ungerechtfertigten La-
sten über die Länder auf alle ostdeutschen Kommu-
nen zu verteilen, ist nicht plausibel. Das wäre allen-
falls Linderung, aber nicht Heilung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Auch dann noch blieben die alten Schulden unge-
rechtfertigte Schulden und die neuen Zinsen un-
rechte Belastungen. Darum geht es im Kern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es handelt sich in der Sache und in der Systematik 
der Einheit um eine Angelegenheit des Bundes. Man 
kann Ihnen, Herr Kollege Kolbe, da nur zustimmen. 

Deswegen bitte ich Sie: Entscheiden Sie nicht nach 
parteipolitischen Gesichtspunkten, sondern der Sa-
che nach und im ostdeutschen Interesse! Stimmen 
Sie dem Gesetzentwurf des Bundesrates zu, der von 
allen ostdeutschen Landesregierungen mitgetragen 
wird! 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurzin-
tervention erhält das Wort der Kollege Manfred 
Kolbe. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Lieber Kollege 
Thierse, wenn Sie mich schon zitieren, dann auch 
richtig. Ich habe in der Tat gesagt: Der Bundesanteil 
gehört in den Erblastentilgungsfonds. Das ist auch 
heute noch meine Position sowie die der ostdeut-
schen Kollegen. Das können Sie auch dem Interview 
mit Herrn Wonka in der „Leipziger Volkszeitung" 
entnehmen. Er wird Ihnen erklären, daß er mich im 
Januar unvollständig zitiert hat. Da oben sitzt er; Sie 
können nachher mit ihm sprechen. 

Wenn Sie fünf Minuten lang die angeblichen Miß-
erfolge der ostdeutschen Kollegen darstellen, dann 
sollten Sie auch mal unsere Erfolge darstellen. 

(Zuruf von der SPD: Da bin ich mal 
gespannt!) 

Wie war der Stand im Herbst? Das Bundesfinanz-
ministerium wollte überhaupt keine Altschulden 
übernehmen. Dann kam auf unser Drängen unser 
Fraktionsvorsitzender Schäuble und regte die Drittel-
lösung an. Danach übernahm, ebenfalls auf unser 
Drängen, Kanzleramtsminister Bohl anstelle des Bun-
desfinanzministeriums die Verhandlungsführung: Es 
kam zum Halbe -halbe -Vorschlag. Am 4. Dezember 
waren sich Bund, Länder und Kommunen fast einig. 
Eine Einigung scheiterte lediglich noch daran, daß 
das Zuordnungsrisiko und die Refinanzierung nicht 
geklärt waren, Herr Stolpe. Nur diese beiden Punkte 
waren am 4. Dezember noch offen. Diese beiden 
Punkte haben wir ostdeutschen CDU-Bundestagsab-
geordneten im Sinne der Länder geklärt. 

(Beifall des Abg. Dr.-Ing. Paul Krüger 
[CDU/CSU]) 

Laut unseres Entschließungsantrags behält der Bund 
das Zuordnungsrisiko, und die Refinanzierung ist ge-
klärt. Sie erfolgt nicht über ostdeutsche Titel im Bun-
deshaushalt. 

Wenn ich alles in allem betrachte - Zuordnungs-
risiko und mittlerweile verjährte Zinsen -, stelle ich 
fest, daß der Bund nach unserem Vorschlag rund 
60 Prozent der kommunalen Altschulden der DDR 
trägt. Das ist wahrlich ein respektables Ergebnis! Das 
ist, Herr Stolpe, eine gute Verhandlungsgrundlage 
für die nächsten Wochen. Sie werden sich in den 
nächsten Wochen auf dieser Basis einigen. Wenn 
man mit Ihren Landesvertretern unter vier Augen 
vernünftig redet, dann sagen die das auch. Ich wette, 
in den nächsten Wochen gibt es auf dieser Basis eine 
vernünftige Einigung. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zur Antwort der 
Kollege Thierse. 

Wolfgang Thierse (SPD): Erste Bemerkung: Herr 
Kollege Kolbe, ich kann mich natürlich nur auf Zitate 
beziehen, die lesbar waren. Ich beziehe mich auf ei-
nes in der „Leipziger Volkszeitung" , in der wörtlich 
der Satz steht: „Mir muß entgangen sein, daß Sie die-
ses Zitat dementiert haben." Es muß mir entgangen 
sein. Sie haben es soeben gemacht; aber das ist ein 
bißchen spät. 

Zweite Bemerkung: Sie sagen, Sie hätten das nun 
im Sinne der ostdeutschen Länder geregelt. Ich finde 
es verwunderlich, daß die Regierungen aller dieser 
Länder genau dies nicht so finden, sondern den An-
trag des Bundesrates vertreten. Das müßte Ihnen 
doch zu denken geben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne
-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Vera Lengsfeld. 

Vera Lengsfeld (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Sehr geehrter Herr Kollege Krüger, für mich 
zeigt die Altschuldendebatte das Versagen der ost-
deutschen Abgeordneten. Darüber wird auch keine 
noch so vehemente Schuldzuweisung Ihrerseits an 
die SPD hinwegtäuschen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie müssen bloß mal einen Blick in den Saal wer-
fen; dann sehen Sie, wie viele bzw. wie wenige Ost

-

Abgeordnete hier versammelt sind. Ich wage gar 
nicht, mir auszudenken, wie wenige da wären, wenn 
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wir anschließend nicht namentliche Abstimmung 
hätten. Ich finde, das ist eine Schande. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN sowie bei der SPD 
und der PDS - Zurufe von der CDU/CSU: 
Das stimmt nicht! Zählen Sie mal durch! - 
Sollen wir mal einen Zählappell machen?) 

Ich kann direkt dankbar für die Kurzintervention 
des Kollegen Kolbe sein, der auf die Rede von Herrn 
Thierse einging und die vermeintlichen Erfolge der 
Ost-Abgeordneten herausstreichen wollte. Aber wen 
nannte er dann? Den Fraktionsvorsitzenden Schäu-
ble und Kanzleramtsminister Bohl. Ich frage mich: 
Wo ist denn der Beitrag der Ostabgeordneten? Sie 
hätten hier einmal beweisen können, daß Sie zu et-
was anderem in der Lage sind, als Papiere über Ost-
befindlichkeiten und über den angeblich mangeln-
den Einfluß der Ostabgeordneten in Bonn zu schrei-
ben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Man hat genau so viel Einfluß, wie man ihn ausübt. 
Ich sehe in diesem Fall nicht, wo Sie Ihren Einfluß 
ausüben. Wer anderes als Sie hätte Ihren westdeut-
schen Kollegen erklären sollen, daß die sogenannten 
Altschulden schon aus Rechtsgründen nicht von den 
heutigen politischen Gemeinden eingefordert wer-
den können? Es handelt sich nicht um Kredite im 
Sinne der Rechtsordnung der BRD; denn Grundvor-
aussetzung - das wissen wir alle - für diese Kredite 
ist nach dem BGB, daß zwei Vertragsparteien da 
sind, daß einer das Geld gibt und der andere das 
Geld nimmt. 

Ich muß jetzt nicht das wiederholen, was der Herr 
Ministerpräsident Stolpe hier schon richtigerweise 
ausgeführt hat. Es hat solche Art von Kreditparteien 
in der DDR nicht gegeben, sondern da hat eine staat-
liche Stelle oder das staatliche Zentralorgan anderen 
staatlichen Stellen Geld „geliehen" und auch gleich-
zeitig die Rückzahlung übernommen. 

Sie wissen ganz genau - das hätten Sie Ihren west-
deutschen Kollegen erklären können und müssen -, 
daß es keine Eigenverantwortung oder keine Selbst-
bestimmung der ostdeutschen Kommunen gegeben 
hat. Sie hätten Ihren westdeutschen Kollegen auch 
erklären können und müssen, daß die heutigen Ge-
meinden, Städte und Landkreise eben keine Rechts-
nachfolger der ehemaligen Räte der Kreise und der 
Städte sind. Das ist inzwischen übrigens durch 
höchstrichterliche Entscheidung festgestellt worden. 
Im Gegensatz dazu gibt es keine einzige Rechtspre-
chung, durch die die Auffassung gestützt wird, daß 
der Bund Ansprüche gegenüber den Gemeinden hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Es gibt auch - darauf möchte ich hier noch einmal 
hinweisen - keinerlei gesetzliche Regelung, die eine 
Übernahme der sogenannten Altschulden auf gesell-
schaftliche Einrichtungen vorsieht. Zwar ist uns allen 
bekannt, daß durch Gesetze und Staatsverträge der 

Fortbestand der Altkreditverpflichtungen bei schritt-
weiser Anpassung an marktwirtschaftliche Verhält-
nisse beabsichtigt war. Das mußte jedoch in den ent-
sprechenden Fällen ausdrücklich in die Gesetze und 
Staatsverträge aufgenommen werden. Genau das ist 
bei den sogenannten Altschulden auf gesellschaftli-
che Einrichtungen nicht passiert. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, was wird 
denn passieren, wenn der Antrag der Koalition heute 
angenommen wird? Herr Krüger, durch den von 
Ihnen ausgearbeiteten Antrag wird das Problem 
überhaupt nicht gelöst, sondern es wird dadurch ver-
schoben und vertagt. Da die Kommunen in den 
neuen Bundesländern nicht in der Lage und auch 
nicht willens sind, die sogenannten Altschulden an-
zuerkennen und zu tilgen, wird die Folge davon sein, 
daß die GAW gezwungen sein wird, gegen 1 400 
Kommunen in den neuen Bundesländern zu klagen. 
Was ist denn das für eine politische Situation? Das ist 
in der Geschichte der Bundesrepublik einmalig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Zu solchen Folgen der Politik kann ich Ihnen nur 
gratulieren. Jede Opposition wird sich das wün-
schen. Auf den nächsten Wahlkampf freue ich mich 
schon. 

Ich möchte Sie auch daran erinnern, daß Sie hier 
sind, um die Interessen Ihrer Wahlkreise zu vertre-
ten, die Interessen der Städte, der Gemeinden und 
der Länder, aus denen Sie kommen. Ich vermisse das 
hier bei Ihnen. Ich habe die Kollegen immer sagen 
hören: Wir sind doch vor allen Dingen dazu da, die 
Bundespolitik durchzusetzen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Die Kollegen sind in einer Gesamtverant

-

wortung ! ) 

Ich weiß nicht, ob Sie den Menschen vor Ort wirklich 
klarmachen können, daß Sie hier in Bonn dafür 
kämpfen müssen, daß unsere Städte und Gemeinden 
mit Schulden belastet werden, die sie nicht tragen 
können und die sie daran hindern, wichtige Aufga-
ben zu erfüllen, die Arbeitslosigkeit einzudämmen 
usw. usf. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Sie kennen ja vielleicht unseren Antrag. Wir sind 
der Meinung, daß fiktive Schulden, die man rechtlich 
nicht anerkennen kann, einfach gestrichen werden 
müssen. 

Ich möchte noch ein Wort  zu Ihrer Argumentation 
sagen, der Erblastentilgungsfonds sei nicht in der 
Lage, diese Schulden aufzunehmen. Der Fonds wird 
voraussichtlich statt mit 400 Milliarden DM nur mit 
360 Milliarden DM belastet werden. Die Zinsbela-
stungen werden niedrig ausfallen. In den nächsten 
Jahren ergibt sich eine weitere Senkung der Bela-
stung, die sich im Bereich von 10 bis 15 Prozent be-
wegen wird. 
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dem Bericht des Bundesrechnungshofes vom Sep-
tember 1995 geht hervor, daß der Bund in bezug auf 
alle Schulden jährlich zusätzlich einige Milliarden 
DM hätte einsparen können, wenn die Refinanzie-
rung durch öffentlich-rechtliche Banken, die günsti-
gere Zinsbedingungen bieten, und nicht durch Ge-
schäftsbanken erfolgt wäre. Wir haben heute abend 
schon über die Geschenke an die Banken gespro-
chen. Ich meine, wenn es die Geschenke an die Ban-
ken nicht gegeben hätte, dann wäre jetzt das Geld 
da, um diese sogenannten Altschulden auszuglei-
chen. 

Herr Kollege Krüger, Sie haben gesagt: Es muß 
noch verhandelt werden. - Jetzt hört er mir gar nicht 
zu. - 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Entschul

-

digung!) 

Ich hätte mir gewünscht, daß die Verhandlungen 
nach der Anhörung eingesetzt hätten und daß Sie 
nach der Anhörung nachdenklicher geworden wä-
ren. Es hätte danach wahrscheinlich nur noch einer 
kurzen Zeit bedurft, bis eine Vereinbarung zustande 
gekommen wäre, die alle hätten tragen können, 
wenn man den Experten wirklich gefolgt wäre. 

Aber was haben Sie statt dessen gemacht? Sie ha-
ben in der Anhörung einen Professor Stoll als Exper-
ten präsentiert, der uns erklären sollte, daß es sich 
um wirkliche Kredite handele. Ebendieser Professor 
Stoll hat noch vor vier Jahren in einer Fachzeitschrift 
genau das Gegenteil behauptet. Diese Peinlichkeit 
hätten Sie sich ersparen können und müssen. 

Vor allen Dingen finde ich es sehr erstaunlich, daß 
die Ergebnisse der Anhörung gar nicht richtig ausge-
wertet wurden. Statt dessen sind Sie heute mit die-
sem Antrag gekommen, ohne die wirkliche Diskus-
sion abzuwarten. Ich hoffe, daß Sie sich in den von 
Ihnen angemahnten Verhandlungen noch besinnen 
und sich zu einer Streichung der Schulden durchrin-
gen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
der Abgeordnete Wolfgang Weng. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Der Kollege 
Thierse konnte mit seinen nebulösen Sätzen über 
den Erblastentilgungsfonds eines nicht vernebeln, 
nämlich die Tatsache, daß die SPD-Bundestagsfrak-
tion hier fordert , daß aufgelaufene Schulden von 
8 Milliarden DM voll vom Bund übernommen wer-
den. Darum geht es im Kern. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Das wollen wir aus naheliegenden Gründen, die ich 
Ihnen erläutern werde, nicht. 

Meine Damen und Herren, in der vergangenen 
Woche haben in einer ganz anderen Sache alle Frak

-

tionsvertreter im Haushaltsausschuß einen Beschluß 
gefaßt, der mit Blick auf die Europäische Währungs-
union die gesamtstaatliche Verschuldung in der Ver-
antwortung zuteilte. Auch die SPD hat do rt  zuge-
stimmt, daß eine Gesamtansicht der öffentlichen Fi-
nanzen erforderlich ist. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Aber Sie 
bringen doch die Schulden nicht zum Ver

-

schwinden!) 

Auch die SPD hat zugestimmt, daß die Länder hier-
bei die Verantwortung für die kommunalen Finanzen 
tragen. 

Dieses neue Denken in der großen Oppositions-
fraktion hat hoffen lassen. Wir brauchen ja eine gute 
Opposition. Bei dem Problem, über das wir heute 
debattieren, zeigt sich aber, daß man noch in einem 
sehr alten Denken verhaftet ist, - 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Weng, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Catenhusen? 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): - daß sich 
die SPD bei ihrem eigenen Gesetzentwurf und 
ebenso beim Bundesratsentwurf von diesem alten 
Denken hat lenken lassen. - Frau Präsidentin, nach 
Ende des Satzes gerne. Herr Kollege Catenhusen, 
bitte. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Herr Weng, ver-
stehe ich Sie richtig, daß eine Demonstration des 
neuen Denkens der F.D.P., wenn man die Probleme 
der Schulden von Bund, Ländern und Gemeinden 
insgesamt sehen sollte, auch im Hinblick auf die 
Maastricht-Kriterien, Ihr neuer Weg darin besteht, 
daß für Sie entscheidend ist, daß die Schulden bei 
den Kommunen und Ländern bleiben und nicht vom 
Bund getragen werden? 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Nein, Herr 
Kollege Catenhusen. Aber die Darstellung, daß auch 
Ihre Fraktion der Auffassung ist, daß die Länder in 
diesem Zusammenhang Verantwortung für die 
Kommunen haben, läßt natürlich den logischen 
Schluß zu, daß das auch in anderem Zusammenhang 
geschieht. Das will ich daraus ableiten. 

Es ist meines Erachtens unverständlich, wenn eine 
Fraktion des Deutschen Bundestages bei einer 
Finanzfrage einseitig die Position des Bundesrates 
übernimmt. Natürlich, beim Geld hört die Freund-
schaft üblicherweise auf; jeder handelt bestmöglich 
im eigenen Interesse. So ist es überhaupt nicht 
unverständlich, daß der Bundesrat die Haltung eines 
Teiles seiner Mitglieder, der östlichen Bundesländer, 
übernimmt, nämlich in einer Finanzfrage bestmög-
lich dem Bund in die Tasche zu greifen. Aber daß 
eine wichtige Fraktion im Bundestag blindlings den 
gleichen Gesetzentwurf - sogar Wo rt  für Wort  gleich-
lautend - vorlegt, zeigt meines Erachtens fehlendes 
Verantwortungsbewußtsein. Die SPD-Bundestags- 
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fraktion muß in ihrer Verantwortung für den Bund 
meines Erachtens konsequenterweise umdenken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir müssen in diesem Zu-
sammenhang, so glaube ich, doch etwas zur Gesamt-
situation der öffentlichen Finanzen sagen, auch mit 
Blick auf die Zeit nach der Wiedervereinigung. Der 
haushaltspolitische Sprecher der Bündnisgrünen 
zum Beispiel wird nicht müde, den Umfang des Spar-
pakets der Koalition als zu gering zu bezeichnen, 
weil er den Ernst der Finanzsituation des Bundes 
sieht. 

(Dr.-Ing. Paul Krüger [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Er hat mehrfach erklärt, daß der Bundesfinanzmini-
ster beim Solidarpakt zwischen Bund und Ländern 
damals hinsichtlich der Finanzverteilung über den 
Tisch gezogen worden sei. Die Logik dieser Äuße-
rung kann ja nur sein, daß der Bund bei dieser 
Finanzverteilung schlecht weggekommen ist. Dies 
wird ja auch von uns nicht bestritten. Um so mehr 
muß aber bei neuen Fragen von finanziellem Belang 
diese Gesamtsicht Berücksichtigung finden. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das ist 
wohl wahr!) 

Der Bund darf nicht ausbluten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Der Sachverhalt ist bekannt: Durch Kredite der da-
maligen DDR an Gemeinden zum Aufbau gesell-
schaftlicher Einrichtungen sind infolge der Wi rt

-schafts- und Währungsunion und dann der Wieder-
vereinigung echte Schulden entstanden, die nach 
Auffassung der Koalition formal Schulden dieser 
Kommunen sind. 

Die Aufteilung dieser Schulden unter den Ge-
meinden ist ungerecht. Natürlich werden die Ex-
tremfälle - dies hat auch der Ministerpräsident des 
Landes Brandenburg hier getan - besonders in den 
Vordergrund gestellt. Auch wir wissen, daß einzelne 
Gemeinden so hoch belastet sind, daß sie diese 
Schuldenlast niemals selbst tragen könnten. Aber - 
auch das muß hierbei betont werden - das sind ein-
zelne Extremfälle. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Überhaupt sind nur 16 Prozent der Gemeinden mit 
solchen Schulden belastet - wenn sie sie denn ha-
ben; darauf werden wir noch zu sprechen kommen. 

Es müssen Wege zu einer Lösung gefunden wer-
den. In der vorhin angesprochenen Logik, daß die 
Länder für die Finanzen der Gemeinden verantwort-
lich zeichnen, muß dies eine Regelung unter den 
Ländern sein, die für Gerechtigkeit sorgt. 

Meine Damen und Herren, wir haben im Haus-
haltsausschuß - darauf hat die Kollegin der Grünen 
Bezug genommen - eine sehr ausführliche Anhörung 
in dieser Sache veranstaltet. Diese Anhörung hat 
zwei Dinge ganz sicher ergeben: Erstens. Begnadete 
Kronjuristen waren, wie das häufig so ist, zu 

100 Prozent unterschiedlicher Meinung. Das heißt, 
die Jurisprudenz führt uns ganz sicher zu keiner Lö-
sung. Zeitverzug und Kosten des Klageweges wür-
den zusätzlichen Schaden anrichten. 

Zweitens. Ich bitte die Kollegen der SPD, zu be-
denken, daß es tatsächlich kein einziges theoretisch 
vorstellbares Gerichtsurteil gibt, das eine vernünftige 
Lösung bringen könnte. Also ist ganz zwangsläufig 
die Politik gefordert. Diese Politik kann - ich habe es 
gesagt - die Gesamtlastenverteilung nicht außen vor 
lassen. 

Wenn die Koalition mit ihrem Beschlußantrag deut-
lich macht, daß der Bund ohne Anerkennung rechtli-
cher Verpflichtungen die Hälfte der Last zu überneh-
men bereit ist, dann sollte auf dieser Basis eine Eini-
gung mit den betroffenen Ländern gefunden werden 
können. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Gerhardt 
[F.D.P.] sowie bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU) 

Die F.D.P.-Fraktion jedenfalls ist, wie ja auch die 
Union, zu diesem Entgegenkommen bereit. 

Zusätzlich haben die Kollegen der Koalition aus 
dem Osten dafür Sorge getragen - das ist hier vorge-
tragen worden, aber findet bei Ihnen offensichtlich 
überhaupt keine Anerkennung, weil Sie sich doch 
relativ blind verrannt haben -, daß diese Last nicht 
einseitig den neuen Bundesländern auferlegt würde, 
wenn der Bund zur Zahlung verpflichtet wird, ob 
freiwillig oder unfreiwi llig. Wir hätten doch - ich 
sage das jetzt mal theoretisch und etwas böse - auch 
sagen können: Gut, wir übernehmen diese Lasten 
und bringen dann einfach durch Kürzungen von 
Transferleistungen in die neuen Bundesländer bei 
uns die Kasse wieder in Ordnung. Wenn die Kolle-
gen der F.D.P. und der Union aus den neuen Bundes-
ländern - der Union, glaube ich, hier sogar etwas 
stärker - treiben, dann muß man auch lobend sagen, 
daß dies hier erreicht wurde. Der Bund wird sich das 
nicht durch Kürzung anderer Transferleistungen 
wieder holen. Ich danke ausdrücklich den Kollegen 
meiner Fraktion und den Kollegen der Union aus 
Ostdeutschland, daß sie ihrer gesamtstaatlichen Ver-
antwortung gerecht werden und in ihren Ländern 
- wie hier auch von der Kollegin gefordert - nicht 
billigem Populismus nachgeben, wie das Opposi-
tionsabgeordnete machen. 

Meine Damen und Herren, hier sind keine Abge-
ordneten gewählt, um möglichst viel in ihre Wahl-
kreise oder in ihre Länder zu holen, sondern die Ab-
geordneten, die hier gewählt sind, sind in der ge-
samtstaatlichen Verantwortung, auch auf der Seite 
der Opposition. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wenn Sie zu Hause den Eindruck erwecken, daß es 
Ihre Aufgabe sei, in Bonn möglichst viel Geld locker 
zu machen, dann haben Sie Ihren Verfassungsauf-
trag wirklich total falsch verstanden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Meine Damen und Herren, die F.D.P.-Fraktion folgt 
der Beschlußempfehlung des Haushaltsausschusses. 
Sie lehnt die Anträge von Bündnisgrünen und der 
PDS ab und fordert die Regierung auf, schnellstens - 
weil  Zeitverzug ja weiteren Schaden bedeutet - mit 
den östlichen Bundesländern zur gewünschten politi-
schen Regelung zu kommen. Diese war schon ange-
boten, der finanzielle Umfang war schon akzeptiert. 
Dies sollte jetzt erreicht werden. 

Die vom Bundesrat und der SPD-Fraktion gleich-
lautend eingebrachten Gesetzentwürfe, die einseitig 
und alleine den Bund belasten, lehnen wir auch in 
der abschließenden Beratung heute abend ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
der Kollege Uwe-Jens Rössel. 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es geht eine 
Stunde vor Mitternacht wieder einmal darum, fatale 
Versäumnisse der Bundesregierung bei den Ver-
handlungen zum Einigungsvertrag zu reparieren. 

(Beifall bei der PDS) 

Im Einigungsvertrag war bekanntlich eine eindeu-
tige Regelung zu den sogenannten kommunalen Alt-
schulden entweder vergessen oder von der Bundes-
regierung nicht gewollt worden. Seither wird von der 
Bundesregierung, teils mit Drohgebärden, teils mit 
Kanzleramtsdiplomatie, versucht, dieses Manko aus-
zugleichen, aber alles auf dem Rücken ostdeutscher 
Länder, ostdeutscher Städte, Gemeinden und Land-
kreise, ihrer Einwohnerinnen und Einwohner. Das 
lehnen wir ganz entschieden ab. 

(Beifall bei der PDS) 

Denn was sind das für Schulden? Die Gemeinden 
in Ostdeutschland, für die kommunale Selbstverwal-
tung nur in den Sternen stand, waren niemals Ver-
tragspartner. Auch Zins- und Tilgungsleistungen, 
Kollege Weng, waren nie durch die Kommunen zu 
erbringen. Vielmehr sind es Schulden des Staates 
DDR, die nunmehr in den Erblastentilgungsfonds ge-
hören. 

(Große Unruhe - Lebhafte Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Einen Moment 
bitte, Herr Kollege, ich muß hier mal um etwas Ruhe 
bitten. - Liebe Kolleginnen und Kollegen, man muß 
den Redner verstehen können! - Danke. Sie haben 
das Wort . 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Der Erblastentilgungs-
fonds ist nicht annähernd ausgeschöpft. Für die Ein-
beziehung der Altschulden in den Erblastentil-
gungsfonds bedarf es einer politischen Lösung, eines 
politischen Willens. Genau auf diesen Willen bezie-
hen sich die vorliegenden Anträge der Opposition, 

meiner Gruppe, die als erste eine entsprechende In-
itiative im Bundestag ergriffen hat. 

(Beifall bei der PDS - Norbert Otto [Erfu rt ] 
[CDU/CSU]: Und die Wiedervereinigung, 

wolltet ihr die auch als erste?) 

Absonderlich dagegen, meine Damen und Herren, 
der Antrag der Regierungskoalition. In einer Zeit, da 
die Pro-Kopf-Verschuldung der ostdeutschen Kom-
munen bereits nach sechs Jahren altbundesdeut-
sches Niveau nach 47 Jahren erreicht hat, sollen die 
ostdeutschen Kommunen über die Länder nunmehr 
auch noch fragwürdige Altschulden draufgesattelt 
bekommen. In einer Zeit chronischer Finanznot und 
existenzbedrohlicher Finanzknappheit würden die 
ostdeutschen Kommmunen damit erneut zur Ader 
gelassen. Mehrere von ihnen sind schon jetzt pleite. 
Es ist absehbar, daß die Kommunen als wichtige Auf-
traggeber für öffentliche Investitionen damit keinen 
finanziellen Spielraum mehr besitzen. Die kommu-
nale Investitionstätigkeit bewegt sich vielerorts ge-
gen null: ein wahrlich heroischer Beitrag der Bundes-
regierung zum Aufschwung Ost. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Ganz offensichtlich soll Ostdeutschland von der 
Koalition bis zu den nächsten Wahlen in die Ecke ge-
stellt werden. Ich prophezeie Ihnen aber: Jede Mark, 
die der Bundesfinanzminister für Altschulden heute 
nicht den Erblastentilgungsfonds übernimmt, wird er 
morgen doppelt und dreifach zur Finanzierung der 
anhaltend hohen Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland 
ausgeben müssen. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Bundesregierung meint, mit der Teilung der 
Altschulden zwischen Bund und Ländern sei der 
Stein der Weisen gefunden. Welche vernünftigen 
Gründe sollten jedoch die Länder veranlassen, ihrer-
seits für diese Altschulden aufzukommen? Keine. 

Die Landesregierung von Thüringen hat bereits 
jetzt die Katze aus dem Sack gelassen. Wenn Erfurt 
an Bonn wegen der Altschulden zahlen soll, würde 
bei den Landeszuweisungen an die thüringischen 
Kommunen entsprechend abgeknapst werden. Da-
mit wird den ohnehin finanziell angeschlagenen 
Kommunen der Schwarze Peter zugeschoben. 

Ein fieser Trick noch nebenbei: Da den Kommunen 
formal keine Altschulden zugeordnet wurden, son-
dern nur den Ländern, könnten die Kommunen da-
gegen nicht einmal klagen. 

Zum Abschluß noch ein persönliches Wort an die 
ostdeutschen Kolleginnen und Kollegen der Koali-
tion: Bitte bedenken Sie, daß gerade auf Sie eine 
Reihe von ostdeutschen Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern Ihrer eigenen Partei hoffen, um von 
den rechtswidrigen Altschulden vollständig befreit 
zu werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Ähnliches erwarten auch fast alle Landtagsabge-
ordneten der CDU in Ostdeutschland. Sie würden 
Sie bei Ihrer Zustimmung zum vorliegenden Ent- 
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schließungsantrag ganz gewiß freundlich in Ihren 
Wahlkreisen begrüßen. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Ich appelliere deshalb an Sie: Entscheiden Sie sich in 
der heutigen namentlichen Abstimmung im Interesse 
Ihrer Einwohnerinnen und Einwohner in Ostdeutsch-
land für die Annahme der Anträge der Opposition 
und des Bundesrates. 1 400 betroffene ostdeutsche 
Kommunen müssen noch vor Sonnenaufgang voll-
ständig von unsäglichen Altschuldenforderungen be-
freit werden. Nutzen wir jetzt diese Chance! 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt Herr Staatssekretär Hansgeorg Hauser. 

Hansgeorg Hauser, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Frau Präsidentin! Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Bundesre-
gierung hat ihre Haltung in der Altschuldenfrage 
schon wiederholt vorgetragen, und sie bleibt dabei: 
Die vorliegenden Gesetzentwürfe sind für den Bund 
völlig unakzeptabel. Der Versuch, die Lasten aus 
dem Bau kommunaler Einrichtungen in der DDR ein-
seitig dem Bund aufzubürden, kann nicht hingenom-
men werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Verehrter Herr Ministerpräsident, wenn Sie davon 
reden, daß es hier um die künftige Investitionsfähig-
keit der Kommunen geht, dann machen Sie sich die 
Sache sehr einfach. Sie wollen vom Thema ablenken. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Expertenanhörung des Haushaltsausschusses 
hat die unterschiedlichen Auffassungen zu den Alt-
schulden für gesellschaftliche Einrichtungen noch-
mals deutlich gemacht. Es bestand jedoch weitge-
hendes Einvernehmen unter den Sachverständigen, 
daß für die Altschuldenfrage eine gerichtliche Klä-
rung nicht der geeignete Ansatz ist. Wir brauchen 
eine politische Lösung. 

(Vorsitz : Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 

Eine politische Lösung muß aber auf der Grund-
lage der bestehenden rechtlichen und finanziellen 
Voraussetzungen erfolgen, wie sie auch in der Anhö-
rung vor zwei Wochen bestätigt wurden. Die gesell-
schaftlichen Einrichtungen einschließlich der Kredit-
verbindlichkeiten, mit denen der Bau dieser Einrich-
tungen finanziert wurde, sind durch den Einigungs-
vertrag auf die Kommunen übertragen worden. 

Die Gemeinden nutzen diese Liegenschaften in 
der Regel zur Erfüllung ihrer kommunalen Aufga-
ben. Im Einigungsvertrag wurde damit als Anknüp-
fungspunkt das Vermögen und nicht, wie häufig an-
genommen, die Frage der Rechtsnachfolge gewählt. 
Vor diesem Hintergrund ist es deshalb auch ohne Be-
deutung, ob die Kommunen in der DDR eigenständig 
über den Bau gesellschaftlicher Einrichtungen und 

den Abschluß der Kreditverträge entscheiden konn-
ten. 

Maßgeblich ist allein der Übergang des Aktivver-
mögens und damit untrennbar verbunden des Pas-
sivvermögens. Auf diese Weise wurden die Gemein-
den Schuldner der Altverbindlichkeiten für kommu-
nale Einrichtungen. 

Am Kreditcharakter der Altverbindlichkeiten 
kann ebenfalls kein Zweifel bestehen. Auch die Op-
position und der Bundesrat gehen im übrigen davon 
aus, daß diese Kredite real existieren und nicht fiktiv 
sind. Sonst wäre die Forderung nach Übertragung in 
den Erblastentilgungsfonds unsinnig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Anhörung hat keinen Beleg für die oft wieder-
holte Behauptung erbracht, daß die Kredite in der 
DDR den Kommunen angeblich willkürlich zugeord-
net worden wären. Als Beleg wird dafür regelmäßig 
der kleine Ort Grabow in Mecklenburg-Vorpom-
mern angeführt, der laut Presseveröffentlichungen 
mit mehreren tausend D-Mark je Einwohner belastet 
sei, obwohl er keine einzige kommunale Einrichtung 
habe. Man muß jedoch wissen, daß es in Mecklen-
burg-Vorpommern mehrere Orte mit dem Namen 
Grabow gibt und daß die Veröffentlichung auf einer 
Verwechslung basierte. Eine Nachfrage bei der GAW 
hätte diesen Irrtum leicht richtigstellen können; denn 
in den Kreditunterlagen der GAW sind alle Kredite 
den Objekten zugeordnet und dokumentiert. 

Die objektkonkrete Vergabe von Krediten für ge-
sellschaftliche Einrichtungen der DDR wurde auch 
durch den Sachverständigen Dr. Richter in der Anhö-
rung bestätigt. 

Die Forderung nach Übernahme der Altschulden 
in den Erblastentilgungsfonds wird häufig damit be-
gründet, daß einzelne Bezirke in der DDR in der 
Mitte der 80er Jahre aus Mitteln des Republikhaus-
halts entschuldet wurden. Auch dieses Argument ist 
jedoch nicht stichhaltig. Entlastungen in Ostberlin, 
Dresden und Chemnitz können kein Anlaß sein, ge-
nerell eine Finanzierung des Baus kommunaler Ein-
richtungen in den neuen Ländern aus Mitteln des 
Bundeshaushalts zu fordern. Der Sachverständige 
Professor Hommelhoff nahm hierzu eindeutig Stel-
lung. Ich zitiere aus seinen Ausführungen: 

So hat beispielsweise Leipzig zwar wie jede ost-
deutsche Gemeinde einen Anspruch auf Hilfe bei 
der Bewältigung der Altschuldenproblematik, 
aber eben keinen Anspruch auf eine altkredit-
freie Übergabe des Gewandhauses, nur weil 
Dresden die Semperoper „geschenkt" erhielt. 
Eine solche Forderung läßt sich auch nicht auf 
den Grundsatz der Gleichbehandlung stützen, 
ansonsten hätte der Bund wohl für die Ausstat-
tung aller Gemeinden einer bestimmten Größen-
ordnung mit Opernhäusern und anderem zu sor-
gen. 

Eine Übernahme der gesamten Altschulden durch 
den Erblastentilgungsfonds wäre auch deshalb unge-
rechtfertigt, weil den Kommunen mit den gesell-
schaftlichen Einrichtungen erhebliche Vermögens- 
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werte übertragen wurden. Dazu hat Kollege Krüger 
entsprechende Ausführungen gemacht. 

Meine Damen und Herren, es wäre nicht sachge-
recht, die Altschulden in den Erblastentilgungsfonds 
zu übertragen. Um einen langwierigen und kostspie-
ligen Rechtsstreit zu vermeiden, hat sich der Bund 
gleichwohl in Verhandlungen mit Ländern und Ge-
meinden um einen Kompromiß bemüht. 

Der Bund hat in den Gesprächen erhebliche Zuge-
ständnisse gemacht. Er hat angeboten, die Hälfte der 
Altschulden zu übernehmen, wenn Länder und Ge-
meinden die andere Hälfte tragen. Darüber hinaus 
hat sich der Bund bereit erklärt, eine Refinanzierung 
seiner Belastungen durch die hälftige Übernahme 
der Altschulden nicht überproportional bei Leistun-
gen an die neuen Länder vorzunehmen. Dieses An-
gebot bildet auch die Basis für den Entschließungs-
antrag der Koalitionsfraktionen, der heute ebenfa lls 
beraten wird. Meine Damen und Herren, der Bund 
hat damit seine Solidarität gezeigt, und für ihn ist da-
mit die Grenze des Vertretbaren erreicht. 

Die hälftige Teilung der Altschulden stellt eine 
faire und ausgewogene Lösung dar. Die Finanzkraft 
der Länder und Gemeinden wird durch die jährlich 
für ihren Teil aufzubringenden Zinsen keinesfalls 
überfordert. Soweit einzelne, insbesondere kleinere 
Gemeinden von den Altschulden in besonderem 
Maße betroffen sind, können nur die Länder im Rah-
men des kommunalen Finanzausgleichs durch eine 
breitere Lastenverteilung zwischen den Gemeinden 
eine Lösung herbeiführen. 

Aus Sicht der Bundesregierung kann es keine Lö-
sung der Altschuldenfrage ausschließlich zu Lasten 
des Bundes geben. Die Finanzierung kommunaler 
Einrichtungen ist keine Bundesaufgabe. Nach Ab-
schluß dieser Beratungen wird der Bund die Ver-
handlungen mit den Ländern wieder aufnehmen. 

Die Länder dürfen sich nicht länger aus ihrer Auf-
gabe der Sicherung der Gemeindefinanzen, die ih-
nen nach der Finanzverfassung eindeutig obliegt, da-
vonstehlen. Äußerungen des Ministerpräsidenten 
von Sachsen-Anhalt in der vergangenen Woche, in 
denen er auf die Gerichte verweist, erwecken nicht 
den Eindruck, daß die Länder dieser Verantwortung 
gerecht werden. Ich appelliere an die Länder, im In-
teresse ihrer Gemeinden konstruktiv an einer ra-
schen Lösung des Altschuldenproblems mitzuarbei-
ten. Sechs Jahre nach der Wiedervereinigung muß 
das Thema Altschulden endlich abgeschlossen wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat der Kollege Rolf Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
hätte in Ihrer Rede zumindest erwartet, daß Sie uns 
vor der Abstimmung einmal erklären, wie denn Ihre 
Vorstellungen der tatsächlichen Belastungsplanung 
für die ostdeutschen Länder und Kommunen ausse-
hen. Damit meine ich nicht nur den durch Ihren Vor-
schlag, eine hälftige Teilung zwischen Bund und 

Ländern zu organisieren, entstehenden politischen 
Streit, der vollständig vor der Tür der Länder ausge-
tragen wird. Der Bund nimmt sich damit vollständig 
aus dem Obligo. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Ich hätte auch gerne einmal gewußt, was Sie sich 
unter dem Satz vorstellen, den Sie im Gegensatz zu 
Herrn Krüger - was ich ausdrücklich begrüße - hier 
ja wenigstens zitiert haben. In dem Antrag der Koali-
tion steht- das möchte ich noch einmalwiederholen-: 

Der Bund stellt sicher, daß die Refinanzierung des 
von ihm zu übernehmenden Schuldendienstes 
nicht überproportional bei den Transfers an die 
neuen Länder erfolgt. 

Das heißt also: Proportional erfolgt die Refinanzie-
rung bei den Transfers für die neuen Länder nach 
Planung des Bundes sehr wohl. Das gehört auch in 
die Belastungsplanung hinein. Wer sich hier hinstellt 
und sagt, es gebe keine zusätzliche Refinanzierung 
für die Hälfte der Altschulden, die der Bund zu über-
nehmen vorgibt, der ist bis zur letzten Minute vor der 
Abstimmung unredlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Antwort wird nicht 
gewünscht. Als letzter Redner folgt dann der Kollege 
Arnulf Kriedner. 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kriedner, 
wenn Sie bitte einen Augenblick warten würden. 

Es ist der letzte Redner, und ich freue mich, daß Sie 
alle da sind. Aber wenn der Redner auch noch zu Ge-
hör kommt, kommen wir schneller an die Urne. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: In die Urne!) 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin, aber ich bin relativ nervenstark. 

Herr Ministerpräsident Stolpe, ich habe Ihre Aus-
führungen, auch wenn ich inhaltlich nicht damit 
übereinstimme, als wohltuend sachlich empfunden, 
ganz im Gegensatz zu den Ausführungen, die Herr 
Thierse hier vorgetragen hat. Herr Thierse, es tut mir 
leid, aber ich muß das so sagen: Sie sind unter Ihr Ni-
veau gegangen. Teile Ihrer Ausführungen waren de-
magogisch. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Wolfgang Thierse [SPD]: 

Das waren alles CDU-Zitate!) 

Das bedaure ich wirklich, weil ich sonst eine ganze 
Menge von dem, was Sie sagen, schätze, auch wenn 
wir nicht einer Meinung sind. 

Herr Thierse, Sie werfen uns erstens eine parteipo-
litisch-taktische Abstimmung vor. Ich weise dies aus 
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drücklich zurück. Wir haben - eben hat das der Kol-
lege Weng noch einmal ausgeführt - als Abgeord-
nete des Bundestages eine Verantwortung. Ich sitze 
zum Beispiel auch im Haushaltsausschuß und nehme 
die Verantwortung wahr. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Nehmen Sie die 
wahr?) 

Sie sind der Beantwortung der Frage, die Ihnen der 
Kollege Krüger mehrfach gestellt hat, ausgewichen. 
Sie haben nicht gesagt, daß die Übernahme von 
Schulden in den Erblastentilgungsfonds selbstver-
ständlich auch Verschuldung des Bundes ist. 

Es überrascht hier schon, meine Damen und Her-
ren, daß dieselben Abgeordneten, dieselben Mitglie-
der dieses Hauses, die ständig die steigende Ver-
schuldung des Bundes beklagen, ironisch applaudie-
ren, wenn zum Beispiel der Kollege Weng von einem 
Anstieg der Schulden des Bundes spricht. Offensicht-
lich sind doch Ihre Klagen, die Sie ständig in bezug 
auf die Verschuldung des Bundes anbringen, unbe-
gründet. Ich finde Ihre hier vorgetragene Haltung 
schwach. Ich habe doch selbstverständlich das 
größte Verständnis, wenn Bundesländer beim Bund 
das herausholen, was herauszuholen ist. Wir haben 
bereits vor einem Dreivierteljahr das erste Mal eine 
Debatte gehabt. Damals wurde die hälftige Lösung 
nur angedacht. Ich habe in diesem Haus von Ihrer 
Seite Beifall erhalten, als ich diese hälftige Lösung 
vorgetragen habe. Der Kollege Schwanitz, der eben 
gefragt hat, hat die Pressemeldung, die der Kollege 
Krüger zitiert hat, unterschrieben. Er hat noch im De-
zember des vorigen Jahres die hälftige Lösung für ei-
nen Durchbruch gehalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Ich finde es bemerkenswe rt , wenn auch nicht 
überraschend, daß sich die Opposition bereits ein 
halbes Jahr danach schon wieder einmal von einer 
innegehabten vernünftigen Position verabschiedet. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Detlev von Larcher 
[SPD]: Was macht denn die Regierung?) 

Wir halten an der Position fest, daß der Bund zu spät 
- das räume ich ein - ein vernünftiges Angebot ge-
macht hat. Daß die Einigung, Herr Kollege Stolpe, 
ohne Herrn Höppner zustande gekommen wäre, wis-
sen wir doch alle. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn Höppner nicht in letzter Minute die Reißleine 
gezogen hätte, wäre diese Einigung längst zustande 
gekommen. Das wäre zum Segen der Gemeinden 
ausgegangen, nicht zu deren Nachteil. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb appelliere ich zu dieser späten Stunde 
noch einmal an Sie: Gehen Sie in sich und geben Sie 
der Vernunft eine Chance. Die Vernunft heißt hälf-
tige Teilung, fifty-fifty. Wenn Sie das mitmachen, 
dann werden Sie Ihrer Verantwortung gegenüber  

dem Bund, gegenüber den neuen Ländern und den 
Kommunen gerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf des Bundesrates zur Änderung des Erblastentil-
gungsfonds-Gesetzes auf Drucksache 13/4175. Der 
Haushaltsausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
5022 unter Nr. 1, den Gesetzentwurf abzulehnen. Ich 
lasse über den Gesetzentwurf des Bundesrates auf 
Drucksache 13/4175 abstimmen. Die Fraktion der 
SPD verlangt namentliche Abstimmung. Ich bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer die vorgesehe-
nen Plätze einzunehmen. Ich weise darauf hin: Nach 
der namentlichen Abstimmung folgen weitere Ab-
stimmungen. 

Ich eröffne die Abstimmung. - 

Haben alle Kolleginnen und Kollegen ihre Stimme 
abgegeben? - Dann schließe ich die Abstimmung. 
Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit 
der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der Ab-
stimmung wird später bekanntgegeben. ) 

Wir setzen die Beratungen fo rt . Wir kommen zur 
Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD zur Änderung des Erblastentilgungsfonds

-

Gesetzes auf Drucksache 13/3895. Der Haushaltsaus-
schuß empfiehlt auf Drucksache 13/5022, unter Nr. 2, 
den Gesetzentwurf abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 13/3895 abstimmen. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer stimmt 
dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist in 
zweiter Beratung mit den Stimmen der CDU/CSU 
und der F.D.P. gegen die Stimmen der SPD, vom 
Bündnis 90/Die Grünen und der PDS abgelehnt. Da-
mit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die wei-
tere Beratung. 

Abstimmung über die Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses zu dem Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. zur Regelung der kommu-
nalen Altschulden auf gesellschaftliche Einrichtun-
gen, Drucksache 13/5022 Nr. 3. Der Ausschuß emp-
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/4098 anzuneh-
men. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist die Be-
schlußempfehlung mit den Stimmen der CDU/CSU 
und der F.D.P. gegen die Stimmen der SPD, vom 
Bündnis 90/Die Grünen und der PDS angenommen. 

Beschlußempfehlung des Haushaltsausschusses zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur 
Streichung der Altschulden auf gesellschaftliche Ein-
richtungen. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/4115 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der CDU/CSU und der F.D.P. gegen die 

*) Seite 10506D) 
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Stimmen vom Bündnis 90/Die Grünen und der PDS 
bei Enthaltungen aus der SPD angenommen. 

Beschlußempfehlung des Haushaltsausschusses zu 
dem Antrag der Gruppe der PDS zur vollständigen 
Übernahme der sogenannten Altschulden auf gesell-
schaftlichen Einrichtungen ostdeutscher Kommunen 
durch den Bund. Der Ausschuß empfiehlt, den An-
trag auf Drucksache 13/2434 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist 
mit den Stimmen der CDU/CSU und der F.D.P. gegen 
die Stimmen vom Bündnis 90/Die Grünen und der 
PDS bei Enthaltung der SPD angenommen. 

Beschlußempfehlung des Innenausschusses zu 
dem Antrag der Fraktion der SPD zu den Altschul-
den ostdeutscher Gemeinden auf gesellschaftliche 
Einrichtungen. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 13/2587 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den 
Stimmen der CDU/CSU und der F.D.P. bei Gegen-
stimmen der SPD, vom Bündnis 90/Die Grünen und 
der PDS angenommen. 

Ich teile mit, daß ich das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung, das von den Schriftführerinnen 
und Schriftführern ermittelt wird, später bekannt-
gebe, und rufe den Zusatzpunkt 5 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur Re-
form des Sozialhilferechts. 

- Drucksachen 13/2440, 13/2764, 13/3904, 
13/4211, 13/4239, 13/4687, 13/4758, 13/4865, 
13/5067 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Heribert Blens 

Hier sind ebenfalls alle Beiträge zu Protokoll gege-
ben worden. Die zu Protokoll gegebenen Reden wer-
den als Anlage 5 im Nachtrag zu diesem Stenogra-
phischen Bericht abgedruckt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Vermittlungs-
ausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Ge-
schäftsordnung beschlossen, daß im Deutschen Bun-
destag gemeinsam abzustimmen ist über die in der 
Anlage zu Ziffer 1 enthaltenen Änderungen zum Ge-
setz zur Reform des Sozialhilferechts und die Ziffer 2, 
Erledigterklärung des Gesetzentwurfs zur Änderung 
von § 22 des Bundessozialhilfegesetzes. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses auf Drucksache 13/5067? - Ge-
genstimmen? - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der CDU/CSU, der 
F.D.P. und der SPD bei Gegenstimmen vom Bündnis 90/ 
Die Grünen und der PDS angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Telekommu-
nikationsgesetz (TKG). 

- Drucksachen 13/3609, 13/4438, 13/4864, 
13/4938, 13/5066 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Anke Fuchs (Köln) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Vermittlungs-
ausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Ge-
schäftsordnung beschlossen, daß im Deutschen Bun-
destag über die Änderungen gemeinsam abzustim-
men ist. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses auf Drucksache 13/5066? - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist die Beschluß-
empfehlung mit den Stimmen der CDU/CSU, der 
SPD und der F.D.P. bei Gegenstimmen vom Bündnis 90/ 
Die Grünen und Enthaltung der PDS angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19a auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. einge-
brachten Entwurfs eines Dienstrechtlichen Be-
gleitgesetzes im Zusammenhang mit dem Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom 
20. Juni 1991 zur Vollendung der Einheit 
Deutschlands 

(Dienstrechtliches Begleitgesetz - DBeglG) 

- Drucksache 13/2377 - 

(Erste Beratung 55. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Älte-
stenrates 

- Drucksache 13/5130 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Ina Albowitz 
Brigitte Baumeister 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Werner Schulz (Berlin) 

Auch zu diesem Punkt sind alle Beiträge zu Proto-
koll gegeben worden.' 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. einge-
brachten Entwurf eines Dienstrechtlichen Begleitge-
setzes. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
in der Fassung des Ältestenrates zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung mit den Stimmen der CDU/CSU, F.D.P. und SPD 
bei einer Gegenstimme aus der PDS und Enthaltung 
von Bündnis 90/Die Grünen und den übrigen Stim-
men  der PDS angenommen. 

*) Die zu Protokoll gegebenen Reden werden als Anlage 6 im 
Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht abgedruckt. 
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Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzent-
wurf ist mit dem gleichen Stimmenverhältnis ange-
nommen. 

Der Ältestenrat empfiehlt unter Nr. 2 seiner 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 13/5130 die 
Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist bei Enthal-
tung von Bündnis 90/Die Grünen und Abgeordneten 
der PDS angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung des Antrages der Abgeordneten 
Albert  Schmidt (Hitzhofen), Angelika Graf 
(Rosenheim), Halo Saibold sowie weiterer 
Abgeordneter 

Information der Bundesregierung für Urlau-
berinnen und Urlauber - Überarbeitung der 
„Ferienfahrt"-Broschüre 

- Drucksache 13/4728 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

Alle Redebeiträge sind zu Protokoll gegeben wor-
den.*) 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Vor-
lage auf Drucksache 13/4728 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vor. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Die Überweisung 
ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/ 
CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
F.D.P. 

Weltkongreß gegen kommerzielle sexuelle 
Ausbeutung von Kindern 

- Drucksache 13/5063 - 

Auch hier sind alle Beiträge zu Protokoll gegeben 
worden.**) 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, der SPD, des Bündnisses 90/ 
Die Grünen und der F.D.P. zum Weltkongreß gegen 
die kommerzielle sexuelle Ausbeutung von Kindern 
auf Drucksache 13/5063. Wer stimmt für diesen An-
trag? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der An-
trag ist einstimmig angenommen. 

*) Die zu Protokoll gegebenen Reden werden als Anlage 7 im 
Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht abgedruckt. 

**) Die zu Protokoll gegebenen Reden werden als Anlage 8 im 
Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht abgedruckt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Uwe-Jens Heuer, Dr. Gregor Gysi und der 
Gruppe der PDS eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Behebung und Wiedergut-
machung von politischen Ungerechtigkeiten 
in der Bundesrepublik Deutschland 

- Drucksache 13/1797 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wobei 
die Gruppe der PDS fünf Minuten erhält. 

Die meisten Beiträge hierzu sind zu Protokoll gege-
ben worden.*) 

Es haben sich nur noch zwei Redner zu Wort ge-
meldet: Herr Heuer beginnt; anschließend Herr 
Mahlo. - Aber Herr Mahlo gibt soeben seine Rede 
ebenfalls zu Protokoll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Heuer, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wer nicht reden will, muß 
hören! Ich kann nichts dafür, daß der Gesetzentwurf 
erst jetzt, um 23.35 Uhr, beraten wird. Die PDS erhält 
gewöhnlich am Donnerstagabend das Recht, zu ih-
ren Anträgen zu sprechen. Das ist nicht meine 
Schuld. 

Meine Damen und Herren, am 19. März 1992 
führte der Rechtsausschuß des Deutschen Bundesta-
ges eine Anhörung zum Entwurf des ersten SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetzes durch. Im Mittelpunkt 
stand die Kritik von Opfervereinigungen, darunter 
auch an der Entschädigungshöhe. Ich sprach mich 
damals für das Grundanliegen dieses Entwurfs aus. 

Ein knappes Jahr später, am 20. Januar 1993, ver-
anstaltete die Gruppe der PDS eine Anhörung zu ih-
rem Gesetzentwurf zur Behebung und Wiedergutma-
chung von politischen Ungerechtigkeiten in der Bun-
desrepublik Deutschland. Auch dabei waren vor al-
lem Opfer, diesmal der bundesdeutschen Justiz der 
50er Jahre, anwesend. 

Ich verschließe mich keineswegs den Unterschie-
den, die es zwischen der politischen Strafjustiz in 
beiden deutschen Staaten gab. Die Strafurteile wa-
ren vor allem in den 50er Jahren ungleich härter als 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Aber mein Haupteindruck aus beiden Veranstal-
tungen war: Hier waren Menschen, die meist vor län-
gerer Zeit in dem einen deutschen Staat gelebt und 
mit dem anderen sympathisiert, ihn unterstützt hat-
ten oder denen dies jedenfalls vorgeworfen wurde, 
Menschen, die Leiden ausgesetzt waren, die zum 
Teil längere Zeit in Haft gewesen waren und die zu-
letzt in hohem Alter Gerechtigkeit forde rten. Sie 

*) Die zu Protokoll gegebenen Reden werden als Anlage 9 im 
Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht abgedruckt. 
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Dr. Uwe-Jens Heuer 
waren, gewollt oder ungewollt, Opfer eines kalten 
deutschen Bürgerkrieges, der jetzt abgeschlossen ist 
oder jedenfalls abgeschlossen sein sollte. Daß das 
noch nicht der Fall ist, zeigt beispielsweise das Urteil 
gegen Karl Wienand, „ein Urteil wie aus der heißen 
Zeit des kalten Krieges", so die „Süddeutsche Zei-
tung" vom 27. Juni 1996. 

(Beifall bei der PDS) 

Daß die Opfer im Osten rehabi litiert  und entschä-
digt werden müssen, war die Entscheidung dieses 
Hauses. Was aber ist mit den Opfern im Westen? 
Oder hat der kalte Krieg do rt  gar nicht zu Verzerrun-
gen oder auch zu Unrecht geführt? Über die Frage, 
wer im Konflikt beider deutscher Staaten in welchem 
Umfang eine gerechtere Sache verfochten hat, wer-
den wir uns hier kaum einigen. 

Jedenfalls hat es global über mehrere Jahrzehnte 
hinweg eine Situation hart  am Rande des Krieges 
zwischen den beiden großen Staatenblöcken in Ost 
und West, eben den kalten Krieg, gegeben. Aus die-
sem kalten Krieg resultierte die Spaltung Deutsch-
lands. An der Trennlinie der Staatenblöcke gelegen, 
meinten beide deutschen Staaten ein Strafrecht 
schaffen zu müssen, um „im kalten Krieg bestehen 
zu können" , wie es der CDU-Abgeordnete Horst 
Haasler am 8. Februar 1957 im Bundestag meines Er-
achtens sehr treffend formulierte. 

Es gab nach vorsichtigen Schätzungen etwa 
250 000 Ermittlungsverfahren. Das waren weitaus 
mehr Verfahren, als die KPD in Westdeutschland je-
mals Mitglieder hatte. Inhaftiert bzw. verurteilt wur-
den ungefähr 10 000 Bürgerinnen und Bürger. Das 
sind Zahlen - so sah es Werner Maihofer schon 1965 -, 
„die einem ausgewachsenen Polizeistaat alle Ehre 
machen". 

Dann hat sich im August 1988 eine Initiativgruppe 
zur Rehabilitierung der Opfer des kalten Krieges in 
Westdeutschland konstituiert, deren Erwartungen 
wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf weitge-
hend Rechnung tragen. In einem Antwortschreiben 
des damaligen Bundesjustizministers Dr. Klaus Kin-
kel vom 1. Juli 1991 an diese Initiativgruppe räumte 
dieser immerhin ein, daß es „Ungerechtigkeiten im 
Bereich des Staatsschutzstrafrechts" gegeben habe. 
Allerdings meinte er, diese Ungerechtigkeiten seien 
1968 „soweit möglich" geheilt worden. Genau das ist 
nicht richtig. Es gibt keine Rehabilitierung und Ent-
schädigung für diese „Ungerechtigkeiten" . Die Haft-
zeiten werden nicht als Rentenausfallzeiten aner-
kannt. Widerstandskämpfern aus der Nazizeit wer-
den nach wie vor Entschädigungszahlungen vorent-
halten. 

Viele Beispiele zeigen, daß damals nicht rechts-
staatlich gehandelt wurde. Thomas Dehler formu-
lierte damals den Grundsatz, man solle an den Ernst 
der Zeit denken und sich dessen bewußt sein, daß 
man „kein übertriebenes Maß an Ängstlichkeit bei 
der Fixierung strafbarer Tatbestände" anlegen dürfe. 

Eine Vielzahl von Bürgerinnen und Bürgern mußte 
ins Gefängnis, weil sie als Kommunisten entweder 
als unabhängige Kandidaten oder im Rahmen einer 
Wählergemeinschaft kandidiert hatten. 

In der rechtswissenschaftlichen Literatur wie auch 
in den Medien wird längst anerkannt, daß die politi-
sche Strafverfolgung der 50er und 60er Jahre ein 
dunkles Kapitel in der Geschichte der alten Bundes-
republik war. Darum ist es nicht gut bestellt. Ich bin 
mir durchaus bewußt, daß für einen Sieger das Ein-
gestehen von Unrecht ebenso schwierig ist, wie ihn 
zur Versöhnung zu bringen. Aber im Interesse einer 
wirklichen Vereinigung muß dieser Weg gegangen 
werden. Alle Opfer des kalten Krieges müssen reha-
bilitiert und entschädigt werden. 

Die Geschichte der politischen Strafjustiz in beiden 
deutschen Staaten macht deutlich, daß das eine und 
das andere Deutschland im guten wie im schlechten 
miteinander verbunden waren. Wer die Wiederver-
einigung will, wird um die Aufarbeitung beider Ge-
schichten schwerlich herumkommen, so der Süd-
deutsche Rundfunk vom 9. Oktober 1993. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Redezeit ist zu 
Ende. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Noch einen Satz, Frau 
Präsidentin. 

Meine Damen und Herren, Sie haben hier mit gro-
ßem Nachdruck beim Besuch Mandelas den Versöh-
nungswillen der Schwarzen in Südafrika gelobt. Sie 
haben es sehr positiv bewertet, daß die Schwarzen in 
Südafrika nicht von der These ausgehen: Unsere Sa-
che war gerecht, deshalb gab es kein Unrecht. Viel-
leicht sollten auch die Schwarzen in Deutschland zu 
einer solchen Einsicht fähig sein. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich gebe zunächst 
das von den Schriftführern und Schriftführerinnen 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
bekannt. Abgegebene Stimmen: 623. Mit Ja haben 
gestimmt:. 299. Mit Nein haben gestimmt: 324. Ent-
haltungen: keine. Der Gesetzentwurf ist in zweiter 
Beratung abgelehnt. Damit entfällt nach unserer Ge-
schäftsordnung die weitere Beratung.*) 

Ich komme jetzt zu der Schlußfolgerung des letzten 
Tagesordnungspunktes. Der Ältestenrat schlägt 
Überweisung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 
13/1797 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vor. Gibt es dazu anderweitige Vor-
schläge? - Das ist nicht der Fa ll. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ma ri
-na Steindor, Rita Grießhaber, Kristin Heyne, 

weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

*) Das endgültige Ergebnis mit der Namensliste wird im Nach-
trag zu diesem Stenographischen Bericht als Anlage 4 abge-
druckt. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 	10507 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 
Rechtliche Regelung gentechnischer Lebens-
mittel 

- Drucksache 13/2181
—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Es ist vereinbart, alle Redebeiträge zu Protokoll zu 
geben*). Der Ältestenrat schlägt die Überweisung 
der Vorlage auf Drucksache 13/2181 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. Sind Sie 
damit einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist es so 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Uta Zapf, Gernot Erler, Volker Kröning, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Umfassendes Atomteststoppabkommen 

- Drucksachen 13/4567, 13/4999 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Friedbert Pflüger 
Gert Weisskirchen (Wiesloch) 
Ludger Volmer 
Dr. Olaf Feldmann 

*) Die zu Protokoll gegebenen Reden wurden als Anlage 10 im 
Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht abgedruckt. 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. Es wurde vereinbart, 
alle Redebeiträge zu Protokoll zu geben *). 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Fraktion der SPD zu einem umfassen-
den Atomteststoppabkommen, Drucksache 13/4999. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 
13/4567 in der Ausschußfassung anzunehmen. 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/5068 vor, 
über den wir zuerst abstimmen. Wer stimmt für den 
Änderungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Der  Änderungsantrag ist mit den Stimmen der CDU/ 
CSU, F.D.P. und SPD abgelehnt. 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Aus-
wärtigen Ausschusses? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stimmen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Gegenstimmen 
von Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Freitag, den 28. Juni 1996, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche eine 
kurze gute Nacht. 

(Schluß der Sitzung: 23.44 Uhr) 

*) Die zu Protokoll gegebenen Reden werden als Anlage 11 im 
Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht abgedruckt. 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r)  
entschuldigt bis 
einschließlich 

Antretter, Robert SPD 27. 6. 96 * 
Behrendt, Wolfgang SPD 27. 6. 96 * 
Bindig, Rudolf SPD 27. 6. 96 * 
Blunck, Lilo SPD 27. 6. 96 
Dr. Bötsch, Wolfgang CDU/CSU 27. 6. 96 
Bühler (Bruchsal), Klaus CDU/CSU 27. 6. 96 * 
Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 27. 6. 96 * 
Gysi, Andrea PDS 27. 6. 96 
Horn, Erwin SPD 27. 6. 96 * 
Junghanns, Ulrich CDU/CSU 27. 6. 96 * 
Kriedner, Arnulf CDU/CSU 27. 6. 96 * 
Maaß (Wilhelmshaven), CDU/CSU 27. 6. 96 * 

Erich 
Dr. Maleuda, Günther PDS 27. 6. 96 
Möllemann, Jürgen W. F.D.P. 27. 6. 96 
Dr. Rexrodt, Günter F.D.P. 27. 6. 96 

Scharping, Rudolf SPD 27. 6. 96 
Dr. Scheer, Hermann SPD 27. 6. 96 * 
Dr. Schockenhoff, CDU/CSU 27. 6. 96 

Andreas 
Siebert, Bernd CDU/CSU 27. 6. 96 * 
Terborg, Margitta SPD 27. 6. 96 * 
Vosen, Josef SPD 27. 6. 96 
Zierer, Benno CDU/CSU 27. 6. 96 * 

* für die Teilnahme an Sitzungen der parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Erklärung des Abgeordneten Bernd Reuter (SPD) 
zur namentlichen Abstimmung 

über den Antrag der Fraktionen 
der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Unzulässige Verschärfung 
des Schwangeren- und Familienhilfegesetzes 

des Bundes vom 21. August 1995 durch das 
Bayerische Schwangerenberatungsgesetz und das 
Bayerische Schwangerenhilfeergänzungsgesetz 

- Drucksache 13/4858 - am 13. Juni 1996 
(110. Sitzung, Seite 9765): 

Mein Votum ist in der Abstimmungsliste nicht ver-
merkt. Die Gründe dafür lassen sich nicht mehr fest-
stellen. 

Ich erkläre, daß mein Votum Ja ist. 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann (PDS) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 

des Petitionsausschusses in der Sammelübersicht 116 
(Ausbau von Elbe, Saale und Havel) 

- Tagesordnungspunkt 6 f - 
Ich stimme gegen die Beschlußempfehlung des 

Petitionsausschusses zu den geplanten Ausbaumaß-
nahmen von Elbe, Saale und Havel. Der Petitionsaus-
schuß setzt sich mit seiner Empfehlung, das Petitions-
verfahren abzuschließen, über die berechtigten Be-
denken und Befürchtungen einer großen Anzahl von 
Bürgerinnen und Bürgern und auch von Expertinnen 
und Experten hinweg. 

Ich stimme gegen die Beschlußempfehlung, weil 
die Mahnung des Umweltbundesamtes in der Anhö-
rung mißachtet wurde, ein besonderes Augenmerk 
auf die geplanten Flußbaumaßnahmen in den neuen 
Bundesländern zu richten, damit dort Fehler nicht 
wiederholt werden. Die vorhandenen Transport-
kapazitäten sollten ausgeschöpft, und Schiffsgrößen 
sollten natürlichen Gegebenheiten angepaßt werden. 

Ich stimme dagegen, weil die Mehrheit im Peti-
tionsausschuß mit großer Ignoranz auf die Furcht der 
Bürgerinnen und Bürger vor Hochwasserkatastrophen 
auch an Saale, Elbe und Havel reagiert mit der Fest-
stellung, auf die vorgesehenen Ausbaumaßnahmen an 
Elbe, Saale und Havel könne „im Interesse des wirt-
schaftlichen Wachstums in diesen Regionen nicht 
verzichtet werden". Auf wessen Kosten Eingriffe ge-
hen, das können Sie zur Zeit besonders gut an den 
von Überschwemmungen betroffenen Gebieten Nord-
italiens erkennen. Wie viele solcher - immer heftiger 
werdenden - Katastrophen müssen noch passieren, 
bis die Wachstumsfetischisten begreifen, daß die Na-
tur keine beliebig verfügbare Ressource darstellt? 

Ich stimme gegen die Beschlußempfehlung, weil 
die Menschen in Brandenburg, Sachsen-Anhalt oder 
Berlin vom geplanten Ausbau der Wasserstraßen 
nicht profitieren werden. Den satten Gewinn wird 
die Bauwirtschaft - nur die Großen - einfahren, 
die großen europäischen Binnenreedereien werden 
durch den Einsatz größerer Schiffe Personal sparen 
und weiter Arbeitsplätze abbauen. 

Ich stimme noch aus einem weiteren Grund gegen 
die vorliegende Beschlußempfehlung: Der Petitions-
ausschuß ignoriert sämtliche Zweifel an den Progno-
sen des BMV für das zukünftige Güterverkehrs-
aufkommen. Auch hier hat das Umweltbundesamt 
schon vor über einem Jahr empfohlen: „Die im Bun-
desverkehrswegeplan 1992 geplanten Ausbaumaß-
nahmen sollten zurückgestellt und hinsichtlich ihrer 
verkehrswissenschaftlichen Notwendigkeit auf der 
Grundlage einer aktualisierten Güterverkehrspro-
gnose für das Jahr 2010 überprüft werden. Zu emp-
fehlen ist die Güterverkehrsprognose des DIW aus 
dem Jahre 1994." 

Und nicht zuletzt: Das Petitionsverfahren sollte so 
lange nicht abgeschlossen werden, wie in Branden-
burg die Volksinitiative gegen Havelausbau läuft. 
Das Volk ist der Souverän - es sollte das letzte Wo rt 

 haben. 
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Anlage 4 

Endgültiges Ergebnis 
der namentlichen Abstimmung 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Erblastentilgungsfonds-Gesetzes 

(Drucksachen 13/4175, 13/5022) 

Abgegebene Stimmen: 623 
davon: 

ja: 	299 

nein: 	324 

Ja 

SPD 

Brigitte Adler 
Hermann Bachmaier 
Ernst Bahr 
Doris Barnett 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-Inglau 
Wolfgang Behrendt 
Hans Berger 
Hans-Werner Bertl 
Friedhelm Julius Beucher 
Arne Börnsen (Ritterhude) 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 
Dr. Eberhard Brecht 
Edelgard Bulmahn 
Ursula Burchardt 
Hans Martin Bury 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Peter Conradi 
Christel Deichmann 
Karl Diller 
Dr. Marliese Dobberthien 
Peter Dreßen 
Rudolf Dreßler 
Freimut Duve 
Ludwig Eich 
Peter Enders 
Gernot Erler 
Petra Ernstberger 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
Iris Follak 
Dagmar Freitag 
Anke Fuchs (Köln) 
Katrin Fuchs (Verl) 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Norbert Gansel 
Konrad Gilges 
Iris Gleicke 
Günter Gloser 
Dr. Peter Glotz 
Uwe Göllner 
Günter Graf (Friesoythe) 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Achim Großmann 
Karl Hermann Haack 

(Extertal) 

Hans-Joachim Hacker 
Klaus Hagemann 
Manfred Hampel 
Christel Hanewinckel 
Alfred Hartenbach 
Dr. Liesel Hartenstein 
Klaus Hasenfratz 
Dr. Ingomar Hauchler 
Dieter Heistermann 
Reinhold Hemker 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Uwe Hiksch 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Stephan Hilsberg 
Gerd Höfer 
Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Frank Hofmann (Volkach) 
Ingrid Holzhüter 
Lothar Ibrügger 
Wolfgang Ilte 
Barbara Imhof 
Gabriele Iwersen 
Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 
Ilse Janz 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kastner 
Ernst Kastning 
Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Siegrun Klemmer 
Hans-Ulrich Klose 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Fritz Rudolf Körper 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Thomas Krüger 
Horst Kubatschka 
Eckart  Kuhlwein 
Konrad Kunick 
Christine Kurzhals 
Dr. Uwe Küster 
Werner Labsch 
Brigitte Lange 
Detlev von Larcher 
Waltraud Lehn 
Robert  Leidinger 
Klaus Lennartz 
Dr. Elke Leonhard 
Klaus Lohmann (Witten) 
Christa Lörcher 
Erika Lotz 
Dr. Christine Lucyga 
Dieter Maaß (Herne) 
Winfried Mante 
Dorle Marx 
Ulrike Mascher 
Christoph Matschie 
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Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Erklärung zur 
Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses 

zu dem Gesetz zur Reform des Sozialhilferechts 
(Zusatztagesordnungspunkt 5) 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Die Sozialhilfereform kommt, und sie kommt weitest-
gehend so, wie Bundesminister Horst Seehofer sie im 
Sommer letzten Jahres angekündigt hat. 

In dem Spannungsverhältnis zwischen Sozialhilfe 
und Arbeitsmarkt wird durch die Reform eine we-
sentliche strukturelle Veränderung erfolgen. Ich 
halte es für uneingeschränkt positiv und gerecht, 
wenn wir denjenigen Sozialhilfeempfängern, die ar-

beiten wollen, mehr Hilfe anbieten und so ihre Re-
integration in den Arbeitsmarkt fördern und anderer-
seits denjenigen, die arbeitsfähig sind und zumut-
bare Arbeit verweigern, die Sozialhilfe mindestens 
um 25 Prozent kürzen. 

Genauso egal wie es heute der deutschen Fußball-
nationalmannschaft sein dürfte, ob der Siegtreffer im 
Spiel gegen England in der Verlängerung fiel oder 
erst im Elfmeter-Schießen, genauso egal ist es der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, ob wir die Hilfen zur 
Arbeit in umfangreichen neuen Paragraphen detail-
liert beschreiben oder sie im bereits bestehenden § 18 
BSHG verankern. Was einzig und allein stimmen 
muß, ist das Ergebnis. Und das heißt: Hilfen zur Ar-
beit sind zukünftig in vielfältigster Form möglich und 
ich füge ausdrücklich hinzu, auch erwünscht. 

Es ist zutreffend, daß die Null-Runde für die Sozial-
hilfe im Jahr 1997 nicht kommen wird. Doch diese 
Null-Runde war ja kein Selbstzweck, sondern in er-
ster Linie aus Spargründen vorgesehen. Die BSHG-
Reform wird die nicht mehr hinnehmbaren jährlichen 
Kostensteigerungen für die Sozialhilfeträger stark 
begrenzen. Die Mindereinsparungen im Bereich der 
Regelsätze sind aber nur akzeptabel, weil sie durch 
die von den Sozialdemokraten eingebrachte stärkere 
Deckelung bei den Einrichtungen kompensiert wer-
den. Ich möchte hier ausdrücklich festhalten, daß der 
Bund durch die Reform des Bundessozialhilfegeset-
zes keinerlei finanzielle Vorteile erzielt. Die Gewin-
ner sind in finanzieller Hinsicht die Kommunen in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Festzuhalten ist, daß die Reform die Rechte der Be-
hinderten erheblich verbessert. Ich meine hier nicht 
die Neufassung des viel diskutierten § 3 a, der den 
Vorrang ambulant vor stationär entsprechend dem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 6. August 
1992 unter gleichzeitigem Bestandsschutz für alle Be-
hinderten sichert, sondern vielmehr die arbeitneh-
merähnliche Rechtstellung der Behinderten, die Ver-
stärkung ihrer Mitbestimmungsrechte und ihre ver-
besserte Entlohnung in den Werkstätten. 

Mein ausdrücklicher Dank gilt den sozialdemokra-
tisch regierten Bundesländern, die offensichtlich die 
Blockadehaltung der SPD-Bundestagsfraktion been-
det haben. Tun Sie nicht so, Herr Dreßler, als wenn 
Sie die Reform der Sozialhilfe schon immer gewollt 
hätten. Sie und auch Ihr Fraktionsvorsitzender, Herr 
Scharping, haben in einer Pressemitteilung zur Re-
form - vom 4. Juni 1995 - erklärt: „Für die SPD sind 
die Reformpläne nicht verhandelbar, sie verdienen 
vielmehr entschiedene Ablehnung. " Zu Ihrem 
Glück, Herr Dreßler, ist in der hektischen Medien-
gesellschaft unserer Tage nichts so alt wie die Presse-
mitteilung von gestern. 

Rudolf Dreßler (SPD): Wir verabschieden heute ein 
Gesetz, das uns fast ein Jahr gesetzgeberisch be-
schäftigt hat und von Anfang an sehr kritisch bis ab-
lehnend von der Öffentlichkeit begleitet wurde. 
Auch wir haben den Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung hier in zweiter und dritter Lesung am 29. Fe-
bruar dieses Jahres ablehnt - ebenso der Bundes-
rat -, weil wir der Auffassung waren, daß der Gesetz- 
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entwurf zur Reform des Sozialhilferechts dem An-
spruch und den Erfordernissen einer zeitgemäßen 
Fortentwicklung des Bundessozialhilfegesetzes nicht 
gerecht würde. 

Er vernachlässige die Erkenntnis, daß der starke 
Anstieg der Ausgaben hauptsächlich dadurch verur-
sacht wird, daß die Sozialhilfe den Lebensunterhalt 
von immer mehr Arbeitslosen und Alleinerziehenden 
mit Kindern finanzieren, die Eingliederungshilfe für 
Behinderte tragen und die Kosten für den Lebensun-
terhalt von Asylbewerbern und Bürgerkriegsflücht-
lingen übernehmen muß. 

Vor diesem Hintergrund mußten wir handeln, um 
Schlimmers abzuwehren. Im zweiten Vermittlungs-
verfahren ist es uns gemeinsam gelungen, Lösungen 
zu finden, die den Kostenanstieg für Länder und 
Kommunen begrenzen und die Sozialhilfeempfänger 
an der zukünftigen Einkommensentwicklung ange-
messen beteiligen. 

Diese Regelungen sehen im einzelnen vor: 

1. In 1997 wird es keine Nullrunde für Sozialhilfe-
empfänger geben. Der entsprechende Gesetzentwurf 
der Bundesregierung ist vom Tisch. Damit ist es uns 
gelungen, einen weiteren Stein aus dem unsozialen 
Kürzungsmosaik herauszubrechen. 

2. Am 1. Juli 1996 steigt der Eckregelsatz der Sozial-
hilfe um 1 Prozent auf 531 DM im Monat. Dies ent-
spricht der Fortschreibung des Preisindexes ohne 
Wohnungsmieten. Am 1. Juli 1997 und am 1. Juli 
1998 erhöhen sich die Regelsätze jeweils um den 
Vomhundertsatz, um den sich die Renten in den al-
ten Bundesländern verändern. Diese Veränderung 
dürfte in etwa der Preissteigerung ohne Wohnungs-
mieten entsprechen. 

3. Das geforderte 15prozentige Abstandsgebot für 
Sozialhilfeempfänger wurde von Ihnen ebenfalls zu-
rückgenommen. Damit konnten wir erreichen, daß 
sich der notwendige Lebensunterhalt von Sozialhilfe-
empfängern auch weiterhin am tatsächlichen Bedarf 
orientiert. 

4. Der Vorrang der ambulanten vor der stationären 
Hilfe bleibt grundsätzlich erhalten, soweit er nicht 
mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden ist. 
Die Zumutbarkeit für Hilfen in Einrichtungen wurde 
präzisiert. Bei der Prüfung der Zumutbarkeit müssen 
jetzt zwingend die persönlichen, familiären und örtli-
chen Umstände angemessen berücksichtigt werden. 
Für Empfänger von Eingliederungshilfe für Behin-
derte oder Hilfe zur Pflege, deren Betreuung am 
Stichtag 26. Juni 1996 durch von ihnen beschäftigte 
Personen oder ambulante Dienste sichergestellt wird, 
bleibt es wegen des Vertrauensschutzes bei der alten 
Regelung. Niemand muß deshalb fürchten, aus Ko-
stengründen in ein Heim eingewiesen zu werden. 

5. Künftig können bei Aufnahme einer Tätigkeit auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt dem Hilfeempfänger 
degressiv ausgestaltete Zuschüsse gewährt werden. 
Soweit es im Einzelfall geboten erscheint, sind auch 
Zuschüsse für Arbeitgeber bei Einstellung eines Hil-
feempfängers vorgesehen. 

Mit dieser Vereinbarung kann die Neuordnung 
des Bundessozialhilfegesetzes in Kraft treten. 

Diese Punkte, die ich aufgezählt habe, waren bis 
zuletzt strittig. Die zwischen uns unstrittigen Punkte, 
wie beispielsweise die Begrenzung des Ausgabenzu-
wachses in Einrichtungen, werden die angespannten 
Haushalte der Sozialhilfeträger entlasten. 

Für uns ist das Gesamtergebnis akzeptabel, weil es 
gelungen ist, die notwendigen Haushaltskonsolidie-
rungen bei Ländern und Gemeinden voranzubrin-
gen, ohne die Hilfeempfänger von der Einkommens-
entwicklung der übrigen Bevölkerung abzuschnei-
den. 

Anders als Sie werden wir aber auch in Zukunft 
bei der Sozialhilfe nicht von einer „Übernutzung" ei-
nes zu stark liberalisie rten Zuwendungssystems 
sprechen, sondern in den Mittelpunkt unserer politi-
schen Bemühungen die Beseitigung arbeitslosig-
keitsbedingter Sozialhilfebedürftigkeit stellen. 

Ich rufe Sie auf, mit uns gemeinsam die Entste-
hung von Sozialhilfebedürftigkeit wirksam zu be-
kämpfen, anstatt Ihren Reformeifer gegen die Be-
dürftigen selbst zu richten. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Die vom Vermittlungsausschuß nun vorliegen-
den Kompromißformulierungen zur Reform des So-
zialhilferechts lehnen wir ab. 

Sicherlich, die von Bundesminister Horst Seehofer 
geforderte Nullrunde bezüglich der Regelsätze der 
Sozialhilfe konnte verhindert werden. In diesem Jahr 
werden die Regelsätze um ein Prozent steigen und in 
den Jahren 1997 und 1998 der jeweiligen Rentenent-
wicklung angepaßt. Damit bleibt die Regelsatzerhö-
hung aber immer noch unterhalb der Inflationsrate 
von ca. 1,4 Prozent. 

Schon hier wird deutlich, daß auch der Kompromiß 
des Vermittlungsausschusses zum BSHG nichts an 
dem grundsätzlichen Problem ändert, das wir immer 
wieder kritisiert haben. Es geht um die Aushöhlung 
des Bedarfsdeckungsprinzips. Das Gesetz verstößt 
auch jetzt gegen den Grundsatz, daß jedem Hilfebe-
dürftigen eine seinem Bedarf entsprechende Hilfe 
zusteht. Das zeigt sich an der Beibehaltung des 
Lohnabstandsgebots und an der Deckelung von Lei-
stungen für Behinderte in Einrichtungen. 

Der schon von der Koalition in § 3 a formulierte 
Kostenvorbehalt in dem Grundsatz „ambulant vor 
stationär" konnte auch durch den Vermittlungs-
ausschuß nicht abgewendet werden. Damit wird das 
Recht auf ein selbstbestimmtes Leben in der eigenen 
Wohnung dem Kosten-Nutzen-Denken geopfe rt . 
Zwangseinweisungen werden die Folgen sein. Wir 
unterstützen nachdrücklich die Behindertenver-
bände: Die Wahlfreiheit ist Voraussetzung für ein 
selbstbestimmtes Leben. 

Die nun vorgesehene „Übergangsregelung für am-
bulante Betreute" in § 143, nach der für diejenigen, 
die bereits Eingliederungshilfe oder Hilfe zur Pflege 
erhalten, auch künftig der § 3 a in der alten Fassung 
gelten soll, ist der Versuch, die Solidarität zwischen 
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den Behinderten in Frage zu stellen. Wenn Sie, wie 
ich, vor der Ausschußsitzung mit Vertretern der Be-
hindertenverbände gesprochen hätten, wüßten Sie, 
daß dieses Kalkül nicht aufgehen wird. Sie werden 
weiter kämpfen. 

Den Behauptungen, daß sich durch die Neurege-
lung für die Neu-Antragsteller überhaupt nichts än-
dern soll, wird damit der Boden entzogen. Im Gegen-
teil, der Gesetzgeber gibt den Gerichten zu verste-
hen, daß der Kostenvorbehalt in § 3 a eher rigide aus-
zulegen ist. 

Die Ausweitung des Maßnahmekatalogs der Hilfe 
zur Arbeit in den §§ 18 und 20 ist teilweise zurückge-
nommen worden. 

Die Lohn- und Lohnkostenzuschüsse sollen nur 
noch „im Einzelfall" angeboten werden; die Zu-
schüsse für Saisonarbeiten sind völlig aus dem ur-
sprünglichen Entwurf herausgefallen. Wenn man be-
denkt, daß Herr Seehofer gerade die Maßnahmen 
zur Wiedereingliederung erwerbsloser Sozialhilfebe-
zieher als das Kernstück seiner Reform angepriesen 
hatte, muß man feststellen: In ihrer jetzt zurechtge-
stutzten Form dienen sie allein seiner Gesichtswah-
rung. 

Von einer wirklichen Reform in der Sozialhilfe 
kann also nicht die Rede sein. Deshalb haben wir 
dem Kompromißvorschlag unsere Zustimmung schon 
im Vermittlungsausschuß nicht gegeben und werden 
ihn jetzt ablehnen. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Mit großer Erleichterung 
stelle ich fest, daß bei der SPD Vernunft eingekehrt 
ist und sie eingesehen hat, daß ihre Blockadehaltung 
zu nichts führt. Es ist ein Sieg der Vernunft, daß die 
BSHG-Reform im zweiten Anlauf im Vermittlungs-
verfahren erfolgreich abgeschlossen werden konnte. 
Es ist ein Sieg der Vernunft, weil Instrumente ge-
schaffen wurden, die die Wiedereingliederung ar-
beitsloser Szialhilfeempfänger in den Arbeitsmarkt 
erleichtern und Anreize geben, sich um Arbeit zu be-
mühen. Ich hätte es allerdings begrüßt, wenn wir 
auch das Lohnabstandsgebot mit 15 Prozent im Ge-
setz hätten festschreiben können. Denn derjenige, 
der arbeitet, soll mehr im Portemonnaie haben, als 
derjenige, der nicht arbeitet. 

Es ist ein Sieg der Vernunft, daß mit der BSHG-Re-
form Verbesserungen für die Beschäftigten in Werk-
stätten für Behinderte Wirklichkeit werden. Richtig 
finde ich auch, daß wir der Verwaltung handhabbare 
Kriterien für die Entscheidung an die Hand geben, 
wann im Einzelfall dem Wunsch eines Behinderten, 
der selbstbestimmt leben und Betreuer selbst be-
schäftigen will, nicht entsprochen werden kann. Die 
Regelung betrifft nur Neufälle. Wer bisher schon so 
lebt, hat Vertrauensschutz. 

Die BSHG-Reform ist auch ein Sieg der Vernunft 
für die kommunalen Finanzen. Der Anstieg der Re-
gelsätze und Pflegesätze wird begrenzt. Dies entla-
stet die Sozialhilfeetats um Milliarden. Die einpro-
zentige Regelsatzerhöhung für 1996 und die An-
kopplung der Regelsätze an die Nettorentenentwick-
lung in den Jahren 1997 und 1998 ist gerechtfertigt, 

weil wir Preissteigerungsraten von teilweise unter 
1 Prozent haben. 

Trotz sich abzeichnender Vernunft bleiben Wider-
sprüchlichkeiten: SPD und Bundesratsmehrheit be-
kämpfen die Einspar- und Konsolidierungsbemühun-
gen der Koalition bis aufs Messer. In der BSHG-Re-
form haben sie dagegen Vorschläge eingebracht, die 
über den Gesetzesbeschluß deutlich hinausgehen. 
So werden auf Vorschlag der Länder die Einrichtun-
gen in der Jugendhilfe in die Deckelung der Pflege-
sätze mit einbezogen - immerhin Einsparungen in 
Höhe von rund 350 Millionen DM jährlich. Auch läßt 
ihr Vorschlag zur Begrenzung des Anstiegs der Pfle-
gesätze mit 1 Prozent in den alten und 2 Prozent in 
den neuen Ländern geringere Steigerungen zu, als 
die im Gesetzesbeschluß vorgesehene Ankoppelung 
an die Bruttolohnentwicklung. 

Nicht vorhalten will ich den Kollegen von der Op-
position dagegen, daß sie gegen die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses gestimmt haben. Unter 
dem Eindruck zwischenzeitlich eingekehrter Ver-
nunft dürften sie dem Vermittlungsverfahrensergeb-
nis nunmehr heute zustimmen. 

Die eingekehrte Vernunft stimmt mich zuversicht-
lich, daß wir bei den Gesetzen, die den Bund entla-
sten sollen - Wegfall der originären Arbeitslosen-
hilfe, Kosten für die unentgeltliche Beförderung 
Schwerbehinderter -, im Herbst die „Gegenleistung" 
bekommen. Es kann doch nicht angehen, daß wir die 
Länder und Kommunen um Milliardenbeträge entla-
sten und den Bund nicht um wenige hundert Millio-
nen DM entlasten können. 

Für die F.D.P. ist die Verabschiedung der Sozialhil-
fereform durch die beiden Häuser Bundestag und 
Bundesrat wegen eines weiteren Gesichtspunktes 
wichtig: Erstmals gibt das Gesetz den Sozialhilfeträ-
gern auf, bei Einrichtungen, die soziale Leistungen 
anbieten, nicht automatisch die Wohlfahrtsverbände 
zu bevorzugen, sondern auch p rivate Anbieter mit zu 
berücksichtigen. Damit entsteht ein fairer Wettbe-
werb zwischen den Einrichtungen, der Qualitätsstan-
dards erhöht, aber Kosten sparen hilft. Insofern ist 
dem Vermittlungsausschuß dieses Mal Anerkennung 
auszusprechen. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Die PDS wird der 
Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses 
nicht zustimmen. Wir haben den ersten sogenannten 
Kompromißvorschlag abgelehnt, und wir lehnen aus 
den gleichen Gründen diesen zweiten ab. Die Ver-
besserungen sind mehr als dürftig, dafür sind drasti-
sche Verschlechtungen für die Betroffenen festge-
schrieben. 

Die Erhöhung der Sozialhilfe um ein Prozent ist ein 
Schlag ins Gesicht. Ein Prozent - das sind im Höchst-
fall 5 Mark und 20 Pfennig pro Monat. 5 DM - nach-
geltendem Recht stünde eine Erhöhung von knapp 
45 DM an. Haben Sie denn jedes Gefühl dafür verlo-
ren, was 40 DM mehr oder weniger im Monat für 
Menschen bedeuten, die mit sehr, sehr wenig Geld 
zurechtkommen müssen? 
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Sie alle wissen, wie sehr die Ernährung und die 
seelische und körperliche Gesundheit vor allem von 
Kindern aus sozialhilfeabhängigen Familien leiden. 
Sie alle kennen doch die Untersuchungen, die zei-
gen, daß die Sozialhilfe meist nur bis zum 20. des 
Monats reicht. Danach gibt es Brot mit Marga rine - 
und auch das nur auf Pump. 

Wir hätten hier zu reden über die Existenzbedin-
gungen von mehreren Millionen Menschen. Und Sie 
lassen die Grundbedürfnisse dieser Menschen zu ei-
ner Manövriermasse im Finanzgerangel zwischen 
Bund und Ländern verkommen. 

Kollege Dreßler, mir ist unbegreif lich, wie Sie das 
Ergebnis positiv nennen können, weil nun eine Null-
runde vom Tisch sei. Fünf Mark - das ist doch nicht 
mehr als die vornehme Umschreibung einer „Null-
runde" ! 

Es hilft Ihnen, Ihr Gesicht nicht ganz zu verlieren. 
Der faule Kompromiß bedeutet, daß das Bedarfsdek-
kungsprinzip in der Sozialhilfe preisgegeben wird, 
also die Orientierung an dem, was die Menschen 
zum Leben dringend benötigen. 

Aber nicht genug damit: Eine große Mehrheit die-
ses Parlamentes ist sich offenbar darüber einig, daß 
Menschen mit Behinderungen zukünftig nicht mehr 
entscheiden können sollen, in ihrer eigenen Woh-
nung zu leben. Das ist ein unglaublicher Angriff auf 
die Selbstbestimmung. Sozialpolitik verkommt zur 
Kosten-Nutzen-Analyse. 

Sie haben sich darüber hinaus darauf geeinigt, mit 
diesem Gesetz Menschen für etwas verantwortlich zu 
machen, für das sie nichts können, nämlich für die 
wachsende Langzeitarbeitslosigkeit. Und Sie bestra-
fen sie, indem Sie erstmals einen Zwang zur Arbeit in 
einem Gesetz etablieren und Leistungskürzungen 
von 25 Prozent festschreiben - einen Zwang zur Ar-
beit, obwohl jeder weiß, daß es an Arbeitsplätzen 
mangelt. Wozu dient das, wenn nicht der Stigmatisie-
rung Betroffener, wenn nicht der Preisgabe sozialer 
Grundversorgung für schlechtbezahlte Jobs unter 
unwürdigen und ungesunden Arbeitsbedingungen? 

Und Sie haben ein Abstandsgebot zwischen 
Sozialhilfe und unteren Löhnen festgeschrieben - 
weniger als die Regierung wollte, aber immer noch 
falsch, weil wirklichkeitsfremd. Auch hier wird die 
Absicht mehr als deutlich: Der Druck auf das Tarif-
niveau soll erhöht werden, und es soll Raum für 
Lohnsenkungen geschaffen werden. Denn in der Tat: 
Niedrigere Löhne werden nur durchsetzbar sein, 
wenn die Sozialhilfe, die Arbeitslosenhilfe und das 
Arbeitslosengeld weiter sinken. 

Was wir hier erleben, ist Klientelpolitik im schlech-
testen Sinne. 

Bislang waren die Oppositionsparteien darin einig, 
den Sparplänen der Bundesregierung eine klare und 
unmißverständliche Absage zu erteilen. Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD, mit der Zustimmung zu 
dem faulen Kompromiß bei der Sozialhilfe sitzen Sie 
schon mit im Regierungsboot. Das war es der Regie-
rung offenbar wert, an einigen Stellen klein beizuge-
ben. 

Was werden wir im Herbst erleben, wenn die Län-
der ihre Streichlisten vorlegen und erneut über die 
Streichung der originären Arbeitslosenhilfe und die 
Verschlechterung beim Asylbewerberleistungsgesetz 
verhandelt werden muß? 

Ich fürchte, daß mit diesem Kompromiß der ge-
meinsame Widerstand der Opposition und vieler 
Menschen außerhalb dieses Parlaments gegen die 
jetzigen und die kommenden Sozialraubgesetze der 
Regierung beschädigt wird. 

Wir bleiben dabei, daß das Recht auf eine gesi-
cherte Existenz unteilbar ist. Der Kampf gegen so-
ziale Ausgrenzung muß gerade die Menschen ein-
schließen, die heute bereits am Rand der Gesell-
schaft stehen. 

Alles andere ist unglaubwürdig. Wer von Sozial-
hilfe abhängig ist, hat wenig Chancen, für die eige-
nen Interessen einzustehen. Hier ist die Solidarität 
von Opposition und Gewerkschaften, von Initiativen 
und Studierendenvertretungen mit den Betroffenen 
gefordert. 

Die PDS trägt den faulen Kompromiß, der hier 
heute mit großer Mehrheit des Parlamentes abgeseg-
net werden soll, jedenfalls nicht mit. Und ich fordere 
Sie dazu auf, Solidarität zu beweisen und die Be-
schlußempfehlung ebenfalls zurückzuweisen. 

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 19 

(Entwurf eines Dienstrechtlichen Begleitgesetzes) 

Brigitte Baumeister (CDU/CSU): Wir beraten 
heute abschließend über das Dienstrechtliche Be-
gleitgesetz. Die entsprechenden Tarifverhandlungen 
sind abgeschlossen. Die personalwirtschaftliche Ge-
samtkonzeption liegt ebenso vor wie die Grundsätze 
der Wohnraumversorgung. Damit sind die wesentli-
chen Bausteine für eine sozial verträgliche Umset-
zung des Berlin-Umzugs beisammen. Mit dem 
Dienstrechtlichen Begleitgesetz kommen wir einem 
Auftrag des Berlin/Bonn-Gesetzes nach. Danach sind 
für die vom Umzug betroffenen Mitarbeiter Regelun-
gen zu treffen, „die sowohl der Funktionsfähigkeit 
der Verfassungsorgane und der sonstigen betroffe-
nen Bundeseinrichtungen Rechnung tragen als auch 
einen Ausgleich von verlagerungsbedingten Bela-
stungen, soweit dies erforderlich und angemessen 
ist, schaffen sollen" . 

Es geht um einen fairen Nachteilsausgleich - nicht 
mehr und nicht weniger. Von einem „goldenen 
Handschlag" oder einem „Luxusumzug" kann keine 
Rede sein. Die Regelungen des Gesetzes orientieren 
sich vielmehr am geltenden Recht und bewegen sich 
im Rahmen der 950-Millionen DM, die im 20 Mil-
liarden-Umzugspaket für dienstrechtliche Maßnah-
men vorgesehen sind. 
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Zwei Regelungen scheinen mir in diesem Zusam-
menhang besonders wichtig: die auf zwei Jahre be-
grenzte Möglichkeit wöchentlicher Familienheim-
fahrten und die flexible Sonderurlaubsregelung. 

Wir gehen nach aller Erfahrung davon aus, daß be-
reits die Möglichkeit, zwei Jahre zu pendeln, nur von 
wenigen Mitarbeitern, die in Berlin Dienst tun wer-
den, in Anspruch genommen werden wird. Vielmehr 
wird es im Normalfall so sein, daß die Familie nach 
einer kurzen Zeit des „Schnupperns" in ihrer Ge-
samtheit nach Berlin - oder nach Bonn - umziehen 
wird. Allerdings bedeutet es für die personalführen-
den Stellen eine erhebliche psychologische Erleich-
terung, den betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern diese Möglichkeit des Pendelns im vorhinein 
anbieten zu können. 

Bei der Sonderurlaubsmöglichkeit geht es vor al-
lem um den Erhalt der bis zum Zeitpunkt der Beur-
laubung erdienten Versorgungsansprüche. Da eine 
Nachversicherung bei der Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte, die bei einer Entlassung aus 
dem Beamtenverhältnis erfolgt, für den Beamten er-
hebliche finanzielle Einbußen bei der Versorgung 
bedeutet, haben wir ein solches „Einfrieren" der Ver-
sorgungsansprüche über die Möglichkeit einer Beur-
laubung vorgesehen. Dies kann selbstverständlich 
nicht mit einer ständigen Rückfahrkarte geschehen. 
Deshalb enthält das Gesetz folgende Regelung: Der 
Antrag ist spätestens zwei Jahre nach der Anord-
nung der Dienstaufnahme am neuen Dienstort zu 
stellen. Die Beurlaubung ist dann zunächst auf fünf 
Jahre begrenzt. Anschließend muß sich der Betrof-
fene entscheiden, ob er in den Dienst zurückkehren 
will oder ob die Beurlaubung auf die Zeit bis zum Be-
ginn des Ruhestandes verlängert wird. Eine solche 
Regelung kann nicht nur zum „schlanken Staat" bei-
tragen. Denn ein Nachdenken darüber, die Stelle 
nicht wieder zu besetzen, ist durchaus möglich. Der 
Staat muß auch - im Gegensatz zu einem gänzlichen 
Ausscheiden des Beamten aus dem öffentlichen 
Dienst - keine Nachversicherungsbeiträge zahlen; er 
spart das Gehalt, und die Versorgungsleistungen 
sind erst ab dem Erreichen der gesetzlichen Alters-
grenze, d. h. ab dem 65. Lebensjahr, zu entrichten. 
Ein Musterbeispiel also für eine flexible, „undogma-
tische" Lösung. 

Wir glauben, daß die vorgeschlagenen Regelungen 
vor allem dazu beitragen, psychologische Barrieren 
abzubauen und Hemmnisse zu überwinden. Denn es 
gibt eine Vielzahl von individuellen Lebensumstän-
den, auf die der einzelne seine jeweils eigene Ant-
wort  suchen wird und unseres Erachtens auch finden 
soll. Das Maß der Freiwilligkeit beim einzelnen und 
damit auch insgesamt wird erhöht werden, die im Er-
gebnis wenig hilfreiche zwangsweise Versetzung 
wird weniger in Anspruch genommen werden müs-
sen. 

Und noch ein Punkt ist wichtig: Bei der Entschei-
dung am 20. Juni 1991 in Berlin ging es dem Deut-
schen Bundestag um die Glaubwürdigkeit der Poli-
tik. Diese Glaubwürdigkeit ist heute wieder gefragt. 
Denn das Wo rt  vom „Ausgleich entstehender Nach-
teile", das man den vom Umzug betroffenen Mitar-
beitern gegeben hat, muß auch unter geänderten fi

-

nanzpolitischen Vorzeichen Bestand haben. Tausen-
de von Menschen werden umziehen müssen - nicht, 
weil sie es so wollten, sondern weil der Deutsche 
Bundestag es am 20. Juni 1991- mit meiner Stimme - 
aus grundsätzlichen Überlegungen so beschlossen 
hat. Damals hat man Hilfe versprochen. Das Parla-
ment war sich seiner Verantwortung bewußt. Dabei 
muß es bleiben, auch wenn Appelle an den Neid im-
mer öffentliches Gehör finden. Aber wieso Neid, wo 
es nur um die Milderung von Nachteilen geht? Nach-
teile entstehen, wenn man seinen Lebensmittelpunkt 
verlagern muß, obwohl beispielsweise der Ehepart-
ner in der Region beruflich verankert ist oder die Kin-
der dort  in der Ausbildung stehen. Ein „goldener 
Handschlag" jedenfalls ist nicht in Sicht. Niemand 
hat finanzielle Vorteile. Und es ist unseriös, sämtliche 
mit dem Umzug in Zusammenhang stehende Rege-
lungen, deren Inhalt sich zum Teil über Jahre streckt, 
zusammenzumixen und so zu tun, als könnten sie 
alle nebeneinander in Anspruch genommen werden. 
Im übrigen gelten die im Dienstrechtlichen Begleit-
gesetz vorgesehenen Sonderregelungen nicht nur für 
die, die von Bonn nach Berlin umziehen, sondern 
auch für die von Berlin nach Bonn, von Frankfu rt 

 nach Bonn oder von Berlin in die neuen Länder Um-
ziehenden. Dieser Hinweis erscheint mir gerade mit 
Blick auf die Berliner Zeitungen wichtig. Von „Bon-
ner Privilegien" kann keine Rede sein. 

Das Parlament bemüht sich also um sozial verträg-
liche und unterschiedlichen Lebenssituationen ge-
recht werdende Lösungen - wohl wissend, daß es die 
Folgepflicht für Beamte gibt und auch Bundeswehr-
soldaten und Zollbeamte in ihrem Berufsleben Um-
züge in Kauf nehmen müssen. Aber hier geht es um 
ein einmaliges „Großprojekt", das nicht mit den 
Maßstäben normaler dienstlich veranlaßter Umzüge 
zu messen ist. 12 000 Arbeitsplätze werden allein im 
Bereich des Bundestages und der Bundesregierung 
von Bonn nach Berlin verlagert, 5 000 von Berlin 
nach Bonn, 2 300 von Frankfu rt  nach Bonn. Hinzu 
kommen die Verlagerungen im Rahmen der Be-
schlüsse der Föderalismus-Kommission Auch wenn 
die Zahl der tatsächlichen Umzüge erheblich gerin-
ger ausfallen wird, so wird an diesen Zahlen doch die 
Dimension des Unternehmens deutlich. 

Eine moderne, effektive, leistungsorientierte Ver-
waltung lebt von der Motivation der Beschäftigten. 
Deshalb ist es besser, auf Freiwilligkeit beim Umzug 
zu setzen als auf die Folgepflicht und mit denjenigen 
in Berlin zu planen, die umziehen wollen. Das sind 
nicht wenige - und es werden mehr. Aber es gibt die 
unterschiedlichsten Gründe, die für den einzelnen 
gegen einen Umzug sprechen können - und nicht 
alle lassen sich nach objektiven Maßstäben bewer-
ten. Deshalb wollten wir möglichst viel Flexibilität. 
Das Ergebnis, für das ich allen Beteiligten herzlich 
danke, liegt hier in Form des Dienstrechtlichen Be-
gleitgesetzes zur Abstimmung vor. Die Unterstüt-
zung auch der Personalvertretungen zeigt, daß wir 
einen weiteren wesentlichen Baustein für den Um-
zug gelegt haben, der allen Beteiligten Planungssi-
cherheit gibt. Es wäre nach all den langwierigen, mit-
unter quälenden Umzugsdiskussionen ein großer 
Fortschritt, wenn dies gerade in Berlin anerkannt 
würde. 
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Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Das Gesetz ist 
ein weiterer wichtiger Baustein zur Verwirklichung 
des Umzugsbeschlusses. Wenn neben den getroffe-
nen und anstehenden Grundsatz-Entscheidungen 
noch eine Vielzahl von Einzelentscheidungen getrof-
fen werden, dann läßt das den Umfang und die Viel-
falt der mit der Umsetzung des Umzugsbeschlusses 
verbundenen Aufgaben erkennen. Im Vordergrund 
steht dabei die Funktionsfähigkeit der Verfassungs-
organe. Berlin ist Hauptstadt, und von do rt  aus wer-
den künftig die politischen Fäden dieses Landes ge-
zogen. Bonn hat als Bundesstadt eine gute Chance, 
wichtigster Partnerstandort für die Bundespolitik zu 
sein. Das wird auch dadurch unterstrichen, daß in ei-
nem Kompensationsprogramm vieles zur Absiche-
rung der Region an Rhein und Sieg getan wird. 

Mit aller Konsequenz muß - fünf Jahre nach dem 
Umzugsbeschluß - die Umsetzung weiter bet rieben 
werden. Ich füge bewußt hinzu: Davon können die 
große Mehrheit dieses Hauses auch nicht die oft un-
qualifizierten Attacken in den Medien, in der Bevöl-
kerung und zum Teil auch aus dem Parlament heraus 
abhalten, die nicht selten ihr vordergründiges Spiel 
auf dem Rücken der berechtigten sozialen Interessen 
von vielen tausend Menschen ausgetragen haben. 

Neben der Festlegung der Baumaßnahmen - die 
übrigens immer noch bedauerlicherweise in vielen 
Bereichen zu unklar ist - ist die Arbeitsfähigkeit der 
Verfassungsorgane Regierung und Parlament ganz 
besonders davon abhängig, daß das notwendige 
qualifizierte Personal zur Verfügung steht. Eine wich-
tige Grundlage ist hierfür, die an ihren bisherigen 
Standorten - das sind neben Bonn noch viele weitere 
deutsche Städte - eingesetzten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auch für die Arbeit an anderen Stand-
orten einzuplanen. Es geht dabei nicht nur abstrakt 
um Planstellen, sondern um Menschen, denen wir 
mit ihren Familienangehörigen einen tiefen Ein-
schnitt in ihre Lebensplanung zumuten, von der sie 
vor 1989/1990 nichts haben wissen können. 

Für die SPD ist es besonders wichtig, die Zahl der 
zum Umzug gezwungenen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter möglichst gering zu halten, denn das 
spart  Belastungen ebenso wie Kosten. Wir werden 
daher - auch unter Beachtung der Standortinteres-
sen - weiter an unseren Vorstellungen von Verwal-
tungsreform im Zuge des Umzugs nach Berlin fest-
halten. Wir wollten aber auch von Anfang an Begleit-
maßnahmen wie Tausch- und Personalbörsen, durch 
die der Wechsel von Arbeitsplätzen in verschiedenen 
Behörden ermögicht und zugleich der aufwendige 
Umzug vermieden werden kann. Auch hier gilt die 
Aufforderung an den Umzugsbeauftragten der Bun-
desregierung: Intensivieren Sie jetzt die Bemühun-
gen um vernünftige Inst rumente, um dieses Ziel 
noch besser umsetzen zu können! Es gibt genügend 
fähige Partner (z. B. die Bundesanstalt für Arbeit), die 
das hervorragend organisieren und unterstützen 
könnten. 

Die wichtigen Inhalte von Gesetz und Tarifvertrag 
untermauern das Bemühen des Gesetzgebers, durch 
Pendlerregelung, durch Beurlaubung, durch Teilzeit-
beschäftigung und durch anderweitige Verwen-

dungsmöglichkeit das erforderliche und nicht über-
triebene Maß an Flexibilität herzustellen, mit dem 
ein kostengünstiger und Belastungen reduzierender 
Umzug gestaltet und die Funktonsfähigigkeit der 
Verfassungsorgane erhalten werden kann. Daß es 
nicht mehr zu einer A rt  Vorruhestandsregelung ge-
kommen ist, will ich mit einigem Bedauern an dieser 
Stelle kurz angemerkt haben. 

Das vorliegende Dienstrechtliche Begleitgesetz, 
das interfraktionell eingebracht worden ist, kenn-
zeichnet nach monatelanger intensiver Arbeit in der 
Personal- und Sozialkommission, in den beteiligten 
Ministerien, in der Bundestagsverwaltung und in 
den Fraktionen das Bemühen, in angemessener Form 
die sozialen Belastungen für die Verlagerung von Be-
hörden und Einrichtungen des Bundes betroffenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu mildern. Die 
SPD ist vor allem auch den Gewerkschaften ÖTV 
und DAG und den Personalräten dankbar, daß sie 
sich so nachhaltig und qualifiziert für die Belange der 
Belegschaften eingesetzt haben. Das gilt schließlich 
auch für den Kommissionsvorsitzenden, Vizepräsi-
dent Klose, und die Präsidentin, die sich in Wahrneh-
mung ihrer Fürsorgepflicht oft ganz persönlich in die 
Diskussionen eingeschaltet hat. 

Es war harte Arbeit und ein Balanceakt zugleich. 
Die Abstimmungsprozesse und die Tatsache, daß wir 
in Wahrung der Tarifautonomie nach dem mit der 
Gesetzeseinbringung verbundenen Zeichen zu-
nächst die parallel laufenden und abgeschlossenen 
Tarifvertragsverhandlungen abwarten wollten, die 
immer wieder aufflackernde „Goldener Hand-
schlag" -Diskussion sowie manche formalistische und 
auch politisch-inhaltich-restriktive Reaktion aus den 
Ministeriumsstuben - alles hat viel Aufwand verur-
sacht. 

Aber es hat sich gelohnt. Denn nun können die 
mehr als 20 000 vom Umzug - jedenfalls theoretisch - 
betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre ei-
genen Entscheidungen besser treffen. Sie können 
aktiv werden, um ihre persönlichen Dinge zu klären. 
Ob das der künftige Arbeitsplatz bei der bisherigen 
Dienststelle am anderen O rt , bei einem anderen 
Dienstherrn des Bundes oder vielleicht sogar bei ei-
nem anderen, p rivaten Arbeitgeber ist oder ob es die 
Wohnbedingungen am bisherigen und am künftigen 
Dienstort sind, - alles liegt jetzt viel klarer und bietet 
nunmehr die Möglichkeit zur Vorbereitung der nöti-
gen Entscheidungen. 

Alle Bundesdienststellen müssen sich nun im en-
gen Einvernehmen mit ihren jeweiligen Personalrä-
ten an die weitere Arbeit der Umsetzung machen. Es 
wird eine sorgfältige Beratung der Beschäftigten ge-
ben müssen, um dann zügig zu mehr Klarheit zu 
kommen - insgesamt und für jeden einzelnen. 

Ich bekräftige entsprechend der dem Gesetzent-
wurf beigefügten Entschließung, daß sowohl das 
Dienstrechtliche Begleitgesetz als auch der entspre-
chende Tarifvertrag auch für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Bundestagsfraktionen sowie für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundes-
tagsabgeordneten Gültigkeit erlangen müssen, auch 
wenn deren Rechtsstatus dies sehr schwierig macht. 
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In diesem Sinne sage ich noch einmal Dank an alle 
Beteiligten und hoffe, daß die Planung und Realisie-
rung des Umzugs von Parlament und Regierung 
nach Berlin und alle damit verbundenen weiteren 
Maßnahmen nunmehr noch zügiger und hemmungs-
freier vorangehen. 

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Der Bundestag hat in seinem Beschluß 
zum Hauptstadtumzug am 10. März 1994 erklärt, 
„daß die vom Umzugsbeschluß betroffenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter nicht schlechter als bisher 
gestellt werden sollen". 

Wir sind der Ansicht, daß die Verantwortung von 
Bundstag und Bundesregierung gerade in diesem 
Bereich nicht nur in eine, sondern in zwei Richtun-
gen gehen muß: Auf der einen Seite steht die Verant-
wortung für die Beschäftigten und für eine Sozialver-
trägliche Abfederung des Hauptstadtumzuges. Auf 
der anderen Seite steht aber auch die Verantwortung 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern im Land, 
die die Steuern zahlen, aus denen der Umzug finan-
ziert wird, und die den Umzug zu Recht an den vie-
len Entscheidungen zum Sozialabbau messen, die 
von der Mehrheit dieses Hauses derzeit durchgesetzt 
werden. 

Unsere Fraktion hat sich mehrheitlich - nicht ein-
stimmig, das muß ich hier unumwunden zugeben - 
dafür ausgesprochen, daß der Hauptstadtumzug zü-
gig, sparsam, transparent und effizient durchgeführt 
wird und daß er mit entschiedenen Maßnahmen zur 
Verwaltungsreform verbunden wird. Mit dieser Ziel-
richtung wirken wir auf die Organisation des Um-
zugs ein. 

In einem eigenen Antrag zum Dienstrechtlichen 
Begleitgesetz haben wir uns für die Beibehaltung der 
allgemein geltenden Trennungsgeldregelungen aus-
gesprochen. Das heißt 14tägige Reisebeihilfe be-
grenzt auf ein Jahr. Wir haben gleichzeitig für eine 
Härtefallregelung plädiert, insbesondere für ältere 
Beschäftigte. Die generelle Finanzierung von wö-
chentlichen Heimfahrten ist uns zu großzügig. Wir 
begrüßen aber, daß sie nunmehr auf zwei Jahre be-
grenzt wurde. Gleichzeitig haben wir Initiativen ge-
fordert zur gezielten Unterstützung der betroffenen 
Frauen, insbesondere der alleinerziehenden, bei der 
Suche von bezahlbaren Wohnungen und einer ange-
messenen Kinderbetreuung. 

Und wir fordern immer wieder die schnellstmögli-
che Einrichtung einer zentralen Tauschbörse, um 
möglichst vielen Beschäftigten den Wohnortwechsel 
zu ersparen. 

Der Zusammenhang mit dem Konzept zur Wohn-
raumversorgung muß deutlich gesehen werden. Hier 
fürchten wir vor allem, daß clevere Bedienstete die 
Konstellation ausnutzen, um zunächst für zwei Jahre 
die Segnungen des Dienstrechtlichen Begleitgeset-
zes zu nutzen, um dann Umzugsbeihilfe und die Vor-
teile der Wohnungsfürsorge in Anspruch zu nehmen. 

Bei der Wohnungsfürsorge muß auch immer wie-
der auf die soziale Schieflage hingewiesen werden: 
Sowohl bei der Eigentumsbildung als auch bei Miet

-

wohnungen werden die gut und sehr gut verdienen-
den Gruppen stark begünstigt, während für den ein-
fachen und mittleren Dienst die Subventionen nicht 
ausreichen, um den Familienumzug organisieren 
und finanzieren zu können. 

Wir fordern, daß die Bundesregierung endlich eine 
aktualisierte Aufschlüsselung der 1,9 Milliarden DM 
für die Wohnungsfürsorge und der 950 Millionen DM 
für dienstrechtliche Maßnahmen vorlegt. Wir wissen, 
daß die Kosten nicht exakt voraussehbar sind, aber 
die Vorkalkulation von plausiblen Modellannahmen 
zur möglichen Entwicklung ist durchaus machbar 
und gehört zu einem soliden Wirtschaftsplan dazu. 

Unabhängig aber von den Differenzen in den ein-
zelnen Maßnahmen begrüßen wir, 

- daß die Tarifverhandlungen zwischen Bundesre-
gierung und Personalvertretungen endlich zu ei-
nem konstruktiven Abschluß gebracht wurden, 

- daß die Maßnahmen alle Umzugsbetroffenen in 
Bonn, in Berlin und an den Föderalismusstandor-
ten mit einbeziehen und 

- daß die Beschäftigten der Fraktionen und  der Ab-
geordneten, soweit es rechtlich überhaupt geht, in 
die Verfahren einbezogen werden bzw. über ana-
loge Verfahren weitgehend abgesichert werden 
sollen. 

Aus diesen Gründen wollen wir unsere Kritik im 
Zaum halten und votieren beim Dienstrechtlichen 
Begleitgesetz mit Enthaltung. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Mit der Verabschiedung 
des Dienstrechtlichen Begleitgesetzes und dem par-
allel dazu beratenen und verabschiedeten Tarifver-
trag haben wir ein gutes Stück auf dem Weg der Um-
setzung des Bundestagsbeschlusses vom 20. Juni 
1991 zurückgelegt. Den Rahmen für dieses Gesetz 
und den Tarifabschluß hat das Kabinett durch einen 
Beschluß vom 23. Juni 1995 vorgegeben. Ein Jahr da-
nach haben wir die Eckpunkte des Kabinetts in Ge-
setzesform gegossen und wollen sie heute beschlie-
ßen. 

Beamte, Angestellte und Arbeiter können mit den 
in dieser Woche erzielten Ergebnissen zufrieden sein. 
Sowohl der am Montag dieser Woche zwischen dem 
Bundesinnenministerium und der DAG sowie der 
ÖTV vereinbarte Tarifvertrag, der für die vom Umzug 
betroffenen Arbeiter und Angestellten gilt, als auch 
das heute von uns zu verabschiedende Dienstrecht-
liche Begleitgesetz, . das ausschließlich für die be-
troffenen Beamten Geltung hat, sind zu begrüßen. 
Außerdem beauftragen wir mit diesem Gesetz den 
Ältestenrat, auch für die Mitarbeiter und Mitarbeiter-
innen der Abgeordneten gleichwe rtige soziale und 
sonstige Unterstützungsmaßnahmen vorzulegen. 

Der Geltungsbereich des Gesetzes ist umfassend 
und betrifft nicht nur sämtliche Personalmaßnahmen, 
die im Zusammenhang mit der Verlegung des Parla-
ments- und Regierungssitzes von Bonn nach Berlin 
stehen, sondern auch alle Maßnahmen zum Aus-
gleich für die Region Bonn und die, die auf Vorschlä-
gen der Föderalismuskommission beruhen. Der 
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weite Anwendungsbereich gewährleistet Gleichbe-
handlung und grenzt niemanden aus. Letztlich ha-
ben alle diese Personalmaßnahmen ein und densel-
ben politischen Grund, nämlich die glückliche Wie-
derherstellung der Einheit Deutschlands. 

Die mit einer Verlegung der dienstlichen Tätigkeit 
an einen anderen Ort verbundenen Besonderheiten 
werden bereits vom geltenden Dienstrecht geregelt. 
Angesichts der Größenordnung der Behördenverle-
gungen im Vollzug des Beschlusses vom 20. Juni 
1991 und der dringenden Notwendigkeit, die volle 
Funktionsfähigkeit durchgehend zu erhalten, sind je-
doch zusätzliche dienstrechtliche Maßnahmen gebo-
ten. 

Vorwürfe in der Öffentlichkeit, es handele sich um 
ein Gesetz mit einem goldenden Handschlag für die 
Betroffenen, entbehren jeder Grundlage. Für den 
Gesamtumzug ist ein Finanzrahmen von 20 Mil-
liarden Mark in Aussicht genommen, verteilt auf 
mehrere Jahre in mindestens drei Legislaturperi-
oden. Für Personalmaßnahmen liegt die Obergrenze 
bei 950 Millionen DM, ebenfalls verteilt auf mehrere 
Jahre. 

Für die Personalmaßnahmen findet ganz normales 
Bundesreisekostenrecht und Bundesumzugskosten-
recht Anwendung. Wegen der großen Zahl der be-
troffenen Personen bei der Verlagerung des Parla-
ments- und des Regierungssitzes von Bonn nach Ber-
lin sind die Instrumente des normalen Reise- und 
Umzugskostenrechts hinsichtlich der Anwendungs-
dauer erweitert worden. Hintergrund ist, daß sowohl 
die Umzüge von Bonn nach Berlin und in Gegenrich-
tung als auch alle anderen in diesem Zusammen-
hang zeitlich entzerrt werden sollen. Deswegen sind 
Vorwegumzüge für längere Zeit möglich als norma-
lerweise, deswegen ist das Pendeln zwischen dem 
bisherigen und dem zukünftigen Dienstort verlän-
gert worden, deswegen sind die Regelungen über ei-
nen finanziellen Ausgleich für notwendiges Halten 
von zwei Wohnungen vorsichtig ausgeweitet wor-
den. Verbesserungen gibt es bei der Häufigkeit von 
Familienheimfahrten und der Benutzung von Flug-
zeugen; dies entspricht aber gewandelten Auffassun-
gen über den notwendigen Schutz von Ehe und Fa-
milie und mag insofern Vorbild auch für andere Be-
reiche sein. 

Die notwendige Sparsamkeit ist auf zweierlei 
Weise gewährleistet. Einmal lag der ursprüngliche 
Fraktionsentwurf ohnehin am Rande dessen, was aus 
Sicht der Gewerkschaften und Verbände des öffentli-
chen Dienstes noch hinnehmbar war. Ungeachtet 
dessen haben sich die Koalitionsfraktionen zusam-
men mit der SPD auf weitere Beschränkungen der 
Ausgleichsleistungen verständigt. Weitere Eingren-
zungen wären jedoch nicht hinzunehmen gewesen, 
sollte nicht die Arbeitsfähigkeit der umziehenden Be-
hörden und Dienststellen gefährdet werden. Im übri-
gen bemüht sich der Bund, durch geeignete Perso-
nalmaßnahmen Umzüge von Menschen nach Mög-
lichkeit zu verhindern; Behörden sollen umziehen, 
nicht unbedingt die Bediensteten, Personaltausch 
wird soweit wie möglich gefördert. Sondermaßnah-
men wie z. B. besondere Formen der Teilzeitbeschäf

-

tigung und der Beurlaubung sollen ein zusätzliches 
Instrument zur Flexibilisierung und Anpassung an 
die neuen Verhältnisse ermöglichen. Das Ganze ist 
im Konsens erreicht worden, dem bis auf die Grünen 
alle Fraktionen zugestimmt haben. Aber die Grünen 
reden ja auch davon, den Umzug zu verschieben; de-
mokratisch gefaßte Beschlüsse zu akzeptieren muß 
halt auch erst gelernt sein. 

Hanns-Peter Hartmann (PDS): Die Bundestags-
gruppe der PDS wird sich jetzt und auch in Zukunft 
für einen sozial verträglichen Ablauf des Personal-
umzuges einsetzen. In diesem Sinne begrüßen wir es 
zunächst, daß der vorliegende Entwurf des Dienst-
rechtlichen Begleitgesetzes und der Tarifvertrag zwi-
schen der ÖTV und dem Bundestag folgende Ergeb-
nisse brachte: erstens die Gleichstellung der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter von Bundestagsabge-
ordneten und Beschäftigten der Fraktionen mit den 
Angestellten, Beamtinnen und Beamten der Bundes-
verwaltung; zweitens die Respektierung des Prinzips 
der Freiwilligkeit beim Umzug; drittens die großzügi-
gen finanziellen Unterstützungen und sonstigen zeit-
lichen Regelungen für die Umziehenden. 

Dabei ist uns durchaus bewußt, daß im Unter-
schied zu den unteren Beamten die höheren Staats-
diener eine solche Unterstützung, vor allem finan-
zieller Art , nicht in dem Maße benötigen. 

Als aktiver Gewerkschaftler und ehemaliger Be-
triebsratsvorsitzender befürworte ich natürlich einen 
Tarifabschluß mit diesem Ausmaß an Großmut. Als 
Abgeordneter der PDS setzte ich mich aber anderer-
seits für soziale Gerechtigkeit auf bundesweit hohem 
Niveau ein. 

Aus diesem Grund kann sich die Bundestags-
gruppe der Kritik nicht ganz enthalten. Wenn es um 
die hohen Staatsdiener, genauer gesagt, um die zu-
meist Weststaatsdiener dieses Landes geht, ist der 
Regierungskoalition kein Geld der Welt zu schade, 
um es unterstützend auszugeben. Wenn es dagegen 
um andere soziale Schichten, vor allem aus dem 
Osten unseres Landes, geht, dann stehen Mittel an-
geblich nicht zur Verfügung. Das Wegbrechen der al-
ten industriellen Kerne in Ostdeutschland, nicht zu-
letzt durch den Vernichtungsfeldzug der vom Bund 
eingesetzten Treuhandanstalt, verursachte eine re-
gelrechte Völkerwanderung vom Osten in den West-
teil der Republik. Wer hat diesen Leuten helfend un-
ter die Arme gegriffen, als sie von Dresden nach 
Dortmund oder von Stralsund nach Mannheim mit 
ihren Familien umgezogen sind, in der Hoffnung, 
dort  Arbeit zu finden? Wer hat diesen Menschen 
hohe Abfindungen gezahlt und Umzugsbeihilfen ge-
währt? Die Treuhandanstalt war nur schwer zur Zah-
lung von lächerlichen Brosamen zu bewegen. 

Wir fordern  deshalb die Bundesregierung auf, sich 
in Zukunft der generellen Verantwortung für ihre Be-
diensteten in Ost und West hinsichtlich der Gleichbe-
handlung zu stellen. Sie sollte sich in ihrer gesamten 
Politik an den Maßstäben dieses Gesetzes orientie-
ren. 
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Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 10 

(Antrag: Information der Bundesregierung 
für Urlauberinnen und Urlauber 

- Überarbeitung der „Ferienfahrt"-Broschüre) 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Matthias Wissmann als gelber Engel der 
Republik, der gratis Autoatlanten und Straßenkarten 
an die Autofahrerinnen und Autofahrer verteilt, ge-
tarnt als „Ferienfahrt-Broschüre" der Bundesregie-
rung - das wäre ja noch nicht weiter skandalös, son-
dern allenfalls peinlich und lächerlich, weil sich hier 
ein leibhaftiger Bundesminister einbildet, etwas tun 
zu müssen, was der ADAC ohnehin und viel besser 
macht. Aber daß Sie, Herr Minister Wissmann, dieses 
lächerliche Geschäft auf Kosten der Steuerzahlerin-
nen und Steuerzahler betreiben, das ist der Skandal. 
Und deshalb müssen wir hier im Bundestag darüber 
reden. 

750 000 DM hat allein die „Ferienfahrt-Broschüre 
'95" gekostet, Auflage 5 Millionen, die auf 18 von 
32 Seiten nichts als Straßenkarten enthält, womit 
deutlich wird, wie sich diese Bundesregierung deut-
schen Urlaub vorstellt: Als massenhafte Autorallye 
quer durch die Republik, und der Minister leistet da-
bei Orientierungshilfe. Öffentliche Verkehrsmittel 
scheint es in seinem Urlaubsverständnis nicht zu ge-
ben, denn von Dingen wie Bahncard, Zugfahrplänen, 
Bahnauskunft, ÖPNV-Informationen und derglei-
chen ist in seinem Schundheftchen so gut wie nichts 
zu finden. Mit diesem Verständnis erzeugt man na-
türlich letztendlich den flächendeckenden Stau als 
Auftakt- und Abschlußveranstaltung für die jewei-
lige Urlaubssaison. 

Folgerichtig hat der Verkehrsminister zu Pfingsten 
dieses Jahres noch einen draufgesattelt: Mit der Bro-
schüre „Reisezeit '96" profiliert er sich als oberster 
Stauberater der Nation, und auch dies gratis, aber 
nicht kostenlos: Bezahlt wird auch dieses Machwerk 
von allen Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern, auch 
von jenen 40 Prozent, die überhaupt kein Auto besit-
zen. 

Mit unserem gemeinsamen Antrag fordern Büdnis-
grüne und SPD Sie auf: Stellen Sie diesen Unfug so-
fort  ab, machen Sie statt dessen eine Informations-
politik, die den Urlauberinnen und Urlaubern zeigt, 
wo und wie sie am günstigsten auf öffentliche Ver-
kehrsmittel umsteigen können, wie sie günstig Reise-
ziele auch per Bus und Bahn erreichen können und 
welche Vorteile es bietet, wenn Erholung bereits mit 
dem Antritt der Urlaubsreise, nämlich im Zugabteil, 
beginnt und wenn Entspannung statt Staustreß am 
Anfang und Ende des Urlaubs steht. Die Deutsche 
Bahn AG, PRO BAHN, der VCD und andere Fach-
verbände werden Ihnen dabei sicherlich gerne be-
hilflich sein. 

Es geht nicht darum, Staus und Autobahnbaustel-
len zu umfahren, sondern das Entstehen von Staus 
zu vermeiden, aber eben dies scheinen Sie sich 
selbst gar nicht mehr zuzutrauen. Deshalb sind Ihre 
unsäglichen Broschüren auch ein Eingeständnis, nur  

noch auf den Autostau reagieren zu können, anstatt 
ihn zu verhindern. Stellen Sie den autofreien Urlaub 
per Bahn und Umweltverbund in den Mittelpunkt Ih-
rer Urlaubsinformation, und betreiben Sie umwelt-
verträgliche Mobilitätsberatung statt automobilisier-
tes Staumanagement - und Sie werden dafür unsere 
Unterstützung haben. 

Angelika Graf (Rosenheim) (SPD): Der Bundesver-
kehrsminister läßt normalerweise keine Gelegenheit 
aus, zu beteuern, daß er alles für die Verlagerung des 
Verkehrs auf die Schiene, auf umweltverträglichere 
Verkehrsträger überhaupt, tun werde bzw. tue. Je-
der, der die Broschüre „Ferienfahrt 95" - 32 Seiten 
stark, verteilt in einer Auflage von 5 Millionen Stück, 
Kostenpunkt 750 000 DM - im letzten Jahr genauer 
durchsah, hat erkennen können, daß der Herr 
Minister - wie so oft - in den Sprechblasen hängen-
blieb. Im Vorwort des Ministers bereits hieß es: 
„Deutschland besitzt heute ein hervorragend ausge-
bautes Straßen- und Autobahnnetz. Auch in Zukunft 
wird die Bundesregierung den umweltfreundlichen 
Aus- und Neubau von Straßen voranbringen, ohne 
die übrigen Verkehrsträger zu vernachlässigen." 
Und genau so, wie der Halbsatz zu anderen Ver-
kehrsträgern, war der Gesamttenor der Broschüre: 
90 % richtete sich an die Autofahrer. Der Rest war für 
die anderen Interessenten da. 

10 % der Borschüre also, die dem Bahnreisenden 
oder dem Fahrradtouristen gewidmet waren, wo al-
ternative Informationen angeboten wurden: Die An-
schriften der Fremdenverkehrsverbände in den ein-
zelnen Bundesländern, z. B. oder unter der Über-
schrift „Extratour" Informationen über Radfahren, 
die sich allerdings darauf beschränkten, daß man als 
Radfahrer/in helle, kontrastreiche und farbenfrohe 
Kleidung tragen solle - und daß, man höre und 
staune, die Grundanforderungen an die Sicherheit 
eines Fahrrades in der DIN 79 100 niedergelegt sind. 
Da steigt doch jeder gerne aufs Fahrrad um! 

Eine 2/3-Seite widmete die Broschüre gar dem Rei-
sen mit der Bahn, beileibe keine ganze, denn unter 
der Überschrift: „Bahnreise" findet der aufmerksame 
Leser, daß man sich in allen Ländern angurten 
müsse, weil sonst die Haftpflichtversicherung nicht 
zahle, daß Alkohol am Steuer z. T. mit drakonischen 
Strafen belegt sei, daß es überall in Europa außer in 
Deutschland ein Tempolimit auf Autobahnen gebe, 
daß man am Auto ein D-Schild haben müsse, daß 
man in manchen Ländern auch am Tage mit Licht 
fahren müsse und - als Gipfel der Erkenntnis - daß 
es geraten sei, an Grenzübergängen oder bei Polizei-
kontrollen im Ausland freundlich zu sein. „Aggres-
sionen" - so heißt es hier - „können schnell zu unnö-
tigen Mißverständnissen führen." Welches Bild hat 
der Minister bzw. der Verfasser dieses epochalen 
Werkes von den Deutschen? Man könnte darüber ins 
Grübeln kommen! Oder möchte er uns gar auf dem 
Wege über die restriktive Behandlung der Autofah-
rer in anderen Ländern sagen: „Es wäre gut, mit der 
Bahn zu fahren? Oder irgendwohin, wo's auch schön 
ist und nicht so überlaufen, nicht so weit - z. B. in 
den Bayerischen Wald oder nach Mecklenburg, an 
die Seenplatte?" 
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Aber auch Auslandsreisen finden in der Ferien-
fahrt-Borschüre 95 nicht mit der Bahn, sondern mit 
dem Auto - „Wie hoch ist die Promille-Grenze?", 
„Werden Autobahngebühren erhoben?" - statt. Und: 
die Straßenzufahrten zu allen deutschen Flughäfen 
sind durch Karten deutlich beschrieben. Man solle 
sich allerdings - schlägt die Broschüre vor, und auch 
diese Erkenntnis war neu - vorher informieren, wie 
hoch die Parkgebühren sind! Ich will jedoch nicht 
ungerecht sein: Ein Halbsatz schlägt hier vor, sich 
über die Anbindung der Flughäfen an den ÖPNV zu 
informieren. Aber eben nur ein Halbsatz. Sonst gab 
es da für die Autofahrer Tips „Umfahren sie den Fe-
rienstau", eine Check-Liste fürs Urlaubsauto, viele 
Artikelchen z. B. „Mit dem Auto in den Urlaub", 
„Verkehrsfunk überall", „Symbole auf der Auto-
bahn", „Autobahnwegweiser" und Fahrtips nach 
dem Motto „Nur Autobahnkenner sind Autobahn-
Könner" . 

Ergänzt wurde das Ganze durch ein umfangrei-
ches Kartenwerk: „Ausweichstrecken" zur Umfah-
rung von staugefährdeten Gebieten z. B. wurden 
dem Autofahrer für Süddeutschland und die Ober-
gänge nach Österreich, Italien und in die Schweiz 
angeboten. Wie „sinnvoll" diese ausgewählt waren, 
zeigte - um nur ein Beispiel zu nennen - ganz deut-
lich der Vorschlag, man möge doch, wenn die Auto-
bahnen um München „dicht" sind, auf dem Weg von 
Nürnberg nach Salzburg über die B20 von Straubing 
nach Freilassing fahren. Jeder halbwegs Ortskun-
dige weiß, daß sich gerade diese Bundesstraße durch 
die engen Ortsdurchfahrten von Burghausen, Tittmo-
ning und vor allem Laufen quält, deren Bewohner 
dank dieser Empfehlung in Lärm und Abgasen na-
hezu ersticken. Umgehungsstraßen sind hier übri-
gens nicht in Sicht. Und wie mögen sich die Anwoh-
ner in den österreichischen Tälern gefreut haben 
über die vorgeschlagenen Entlastungsstrecken zur 
Tauernautobahn! Die Murenabgänge des vergange-
nen Wochenendes haben deutlich gezeugt, daß die 
Alpen nicht alles mit sich machen lassen. Siedlungs-
druck und immer mehr Verkehr rächen sich dort bit-
ter. - 16 der 31 Seiten bestanden übrigens aus Stra-
ßenkarten, die man unschwer überall kaufen kann. 

Sie werden mich fragen, warum ich bisher nur auf 
die Ferienfahrt-Broschüre des letzten Jahres einge-
gangen bin. Schließlich habe das Bundesverkehrsmi-
nisterium heuer unter dem Titel „Reisezeit" ein 
neues, auf Umweltpapier gedrucktes Werk herausge-
geben. Auflage 3 Millionen, diesmal „nur" 15 Seiten 
stark, Kosten - nach Auskunft des Ministeriums noch 
nicht bekannt. Schon die Titelseite ist vielverspre-
chend: Man sieht eine Autobahnbaustelle. Aus dem 
Grußwort des Mieters ist die Bahn endgültig ver-
schwunden. Auch sonst kommt sie nicht mehr vor. 

Dafür werden die Autofahrer über alle Baustellen 
auf bundesdeutschen Autobahnen aufgeklärt. Und - 
wie könnte es anders sein: Es gibt auch diesmal Fahr-
tips unter dem Motto „Nur Autobahnkenner sind Au-
tobahnkönner" : Ich zitiere: „Richtig fahren. Nur an 
den gekennzeichneten Anschlußstellen einfahren. 
Auf der Beschleunigungsspur das Tempo des fließen-
den Verkehrs aufnehmen und dabei die passende 
Lücke zum Einfändeln suchen ..." oder „Verfahren? 

Geradeaus weiter. Wenden, Rückwärtsfahren oder 
entgegen der Fahrtrichtung fahren sind auf der Auto-
bahn strengstens verboten. Bis zur nächsten Auto-
bahn weiterfahren, die Autobahn do rt  verlassen und 
zurückfahren." 

Papier ist geduldig. Aber: Jeder Autofahrer, der 
das nicht weiß, sollte seinen Führerschein schleu-
nigst wieder abgegeben. 

Ich meine: Der deutsche Reisende ist nicht so 
dumm, daß er diese Form der Unterweisung braucht. 
Unsere übervollen Straßen, die Staus von 100 km 
Länge zu Beginn der Ferienzeit brauchen eine an-
dere Antwort als die Auflistung der Baustellen, die 
der interessie rte Bürger noch dazu unschwer dem 
täglichen Frühstücksfernsehen, den Broschüren des 
ADAC oder diversen Illustrierten entnehmen kann. 
Wer mit dem Auto in Urlaub fahren kann, sollte nor-
malerweise auf ein Werbegeschenk der Bundesregie-
rung in Form einer Staukarte nicht angewiesen sein. 

Die Ferienreise-Broschüre wäre ein guter Anfang 
im Kleinen, den schönen Worten von der Verlage-
rung des Verkehrs auf die Schiene ganz konkrete Ta-
ten folgen zu lassen, den Sprechblasen sozusagen 
Substanz. Warum darin nicht werben für autofreie 
Ferienorte, für Radwandernetze, für sanfte Formen 
des Tourismus, für das Umsteigen vom Auto auf das 
Fahrrad, für das Wasserwandern? Warum nicht infor-
mieren über die Möglichkeiten, Räder und Gepäck 
auf der Bahn zu transportieren? Informationen ver-
mitteln, die nicht jeder hat, wie z. B. über den weiter-
führenden Busverkehr in die Urlaubsregion, die 
Möglichkeiten, ohne eigenes Auto am Urlaubsort 
mobil zu sein, bereits entspannt und ungestreßt im Ur-
laub anzukommen? Umweltschutzverbände, Frem-
denverkehrsvereine und - nicht zu vergessen - un-
sere Umwelt warten auf eine solche Initiative! 

Das Geld des Steuerzahlers jedenfalls ist zu schade 
für ein Heft nach dem Muster von 1995 und erst recht 
1996. Ich hoffe, Sie werden uns eine solche Peinlich-
keit 1997 ersparen! 

Georg Brunnhuber (CDU/CSU): Jedes Jahr ist es 
leider das gleiche Problem: Die höchste Nachfrage 
nach der Verkehrsleistung Autobahnfahrten führt zu 
sehr langen Staus auf den Straßen. Hinzu kommt die 
Tatsache, daß man als verantwortungsvoller Staat 
seine Verkehrsinfrastruktur instand halten sollte. 
Dies führt wiederum leider zu Baustellen, die gerade 
in der Hauptreisezeit oft als großes Ärgernis von den 
Bürgern zur Kenntnis genommen werden müssen. 

Das, was für den einzelnen ein Ärgernis ist, wird 
für die gesamte Volkswirtschaft aber zu einem sehr 
großen Problem: Bewe rtet man die Zeitverluste mo-
netär und addiert den Kraftstoffmehrverbrauch 
hinzu, dann entsteht allein in der Bundesrepublik ein 
Schaden in Höhe von über 200 Milliarden DM pro 
Jahr. In diesem Betrag sind noch nicht die zusätzli-
chen Umweltschäden eingerechnet. 

Ist es da nicht normal, daß sich das Verkehrsmini-
sterium gerade diesem Problem sehr intensiv in Form 
einer Broschüre annimmt? 
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Ich weiß, daß es die Strategie von Bündnis 90/die 
Grünen und leider jetzt wohl auch der SPD ist, be-
stimmte Verkehrsträger dadurch unattraktiv zu ma-
chen, daß man deren Kapazität extrem einschränkt 
oder Einschränkungen nicht beseitigt. 

Hierdurch soll dann kurzfristig ein Modalsplit ent-
stehen, der mit dem sogenannten Umweltverbund 
von Bahn, Bus, Fahrrad und Fußgänger deckungs-
gleich sein soll. Wir wollen dagegen, daß diese Kapa-
zitätenengpässe, die nun einmal durch die Baustel-
len entstehen, allgemein bekannt werden. Daß hier-
für eine solche Broschüre für die Allgemeinheit not-
wendig ist, steht für mich außer Frage. Es ist nämlich 
nicht jeder Autobesitzer in einem Verkehrsclub, der 
ausführliche Informationen bereithält, wie es viel-
leicht manche meinen. 

Mit dieser Broschüre wird die Allgemeinheit objek-
tiv über die Staugefahren und über sonstige Rege-
lungen des Straßenverkehrs informiert. 

Der volkswirtschaftliche Nutzen, den diese Bro-
schüre durch die Absenkung der Stauspitzen er-
bringt, ist zwar noch nicht berechnet worden, aber er 
liegt sicherich über den von Ihnen bemängelten Ko-
sten für die Herstellung. 

Um dieses, jetzt schon äußerst positive Nutzen-Ko-
sten-Verhältnis noch zu verbessern, wurden die Ko-
sten für die Folgebroschüre „Reisezeit '96" nochmals 
erheblich reduziert. Dies konnte durch die genauere 
Eingrenzung der Ansprechgruppe erreicht werden. 
Sie soll ein Ratgeber für die Gruppe der Urlaubsrei-
senden, die mit dem eigenen Wagen in den Urlaub 
fahren, sein; nicht mehr und nicht weniger. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der SPD 
und vom Bündnis 90/Die Grünen, Sie fordern in Ih-
rem Antrag, daß der eben beschriebene Umweltver-
bund in den Vordergrund gestellt werden soll. Hier-
für fordern Sie, daß unter anderem leicht verständli-
che Tarifinformationen vermittelt werden. Über diese 
Forderung bin ich wirklich enttäuscht. Ausgerechnet 
von ÖPNV-Experten kommt ein solcher Vorschlag, 
der meilenweit an den herrschen Tatsachen vorbei-
geht. Gerade Sie müßten doch wissen, daß späte-
stens seit der Regionalisierung des Schienenperso-
nennahverkehrs ein richtiger Tarifdschungel in der 
Bundesrepublik Deutschland herrscht. Jeder Ver-
kehrsverbund und jede Verkehrsgemeinschaft hat 
verschiedene Tarifstrukturen und Preise, ganz zu 
schweigen von den Liniendaten und Fahrtzeiten. 

Verlangen Sie allen Ernstes, daß das Bundesver-
kehrsministerium eine „Broschüre" erstellt, die alle 
diese Daten zusammenfaßt? Ein solches Werk wäre 
umfangreicher als jede Ausgabe des Brockhaus-Lexi-
kons. Es hätte mehr Seiten als die Drucksachen, die 
durch überflüssige und unnötige Anträge und Anfra-
gen entstehen; und das sind einige. 

Um das Ziel der Vermeidung von zeit- und kosten-
aufwendigen Recherchen über Urlaubsregionen 
langfristig zu erreichen, müssen intensiv die Telema-
tikanwendungen in diesem Bereich der Informations-
beschaffung eingesetzt werden. Nur so kann man 
diese unglaubliche Datenmenge sammeln und nach 

Bedarf abfragen. Dies sei aber nur am Rande er-
wähnt. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen 
der Opposition, des weiteren bemängeln Sie den 
Umstand, daß die Deutsche Bahn AG ihre Werbebro-
schüren und Informationssysteme selbst finanzieren 
muß. Vielleicht hat es sich auch hier bei Ihnen noch 
nicht herumgesprochen, daß die Deutsche Bahn AG 
das Ergebnis der Bahnstrukturreform bzw. der Priva-
tisierung der Deutschen Bahn und der Deutschen 
Reichsbahn ist. 

Hierdurch wurde die neu gegründete Deutsche 
Bahn AG, die vorher von allen Altschulden befreit 
worden ist, zu einem selbständig handelnden Unter-
nehmen. Daß ein solches Unternehmen eine eigene 
Marketingstrategie verfolgt, ist eine der unternehme-
rischen Notwendigkeiten. 

Daß die Deutsche Bahn AG besonders im Bereich 
des Freizeitverkehrs aktiv und erfolgreich ist, scheint 
Ihnen aber nicht bekannt zu sein. Vielen ist sicher-
lich noch das „Schöne-Wochenende-Ticket" be-
kannt. Aber speziell für den Ferienverkehr hat sich 
die Deutsche Bahn AG für dieses Jahr und die näch-
sten Jahre ein neues Ticket einfallen lassen. Dieses 
Ticket nennt sich FerienTicket. Bahn-Nutzer, die mit 
Fernzügen anreisen, können so innerhalb definierter 
Ferienregionen preisgünstig ein FerienTicket für die 
entsprechende Region erwerben; hierdurch wird der 
Umweltverbund tatsächlich realisie rt . 

Dies zeigt übrigens, daß es richtig war, die Deut-
sche Bahn AG zu einem eigenständigen Unterneh-
men zu machen, das um seine Kunden werben und 
die potentiellen Neukunden durch neue Produkte 
zum Benutzen der Bahn motivieren muß. 

Aber auch auf Landes- und kommunaler Ebene 
wird sehr viel getan. Durch die in sehr vielen Län-
dern und Verkehrsverbünden gestarteten SchülerFe-
rienTicket-Aktionen wird vor allem die kommende 
Generation dazu animiert, ihre Schwellenängste vor 
dem Umweltverband abzubauen. 

Erstaunt hat mich auch die Auflistung der Ver-
bände, die an der Umsetzung des Umweltverbundes 
beteiligt und befragt werden sollen. Wo ist do rt  der 
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV)? 
Dieser Verband überzeugt nicht nur durch seine an-
erkannte Kompetenz, sondern er wirbt auch überall 
mit ganzseitigen Anzeigen für den Umweltverbund. 
Ausgerechnet dieser Verband wird nicht erwähnt. 

Die eben genannten Maßnahmen wie FerienTik-
kets sind und können nur Maßnahmen sein, die erst 
langfristig Auswirkungen auf den Modalsplit haben 
werden. Kurzfristig wird das Auto immer noch das 
hauptsächliche Verkehrsmittel sein, mit dem die 
„Ferienfahrt" erledigt wird. An dieser Tatsache darf 
man einfach nicht vorbeisehen, so daß eine Bro-
schüre mit dem Schwerpunkt Straßenverkehr not-
wendig ist. 

Der wünschenswerte Zustand, der vielleicht ir-
gendwann in ferner Zukunft erreicht wird, ist, daß 
die Kapazitäten der vorhandenen Verkehrsinfra-
struktur ausreichen, die gesamte Verkehrsnachfrage 
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ohne solche negativen Auswirkungen wie Staus effi-
zient zu bef riedigen. 

Jedem von uns muß jedoch bewußt sein, daß die-
ser Zustand noch nicht erreicht ist, so daß solche Bro-
schüren notwendig sind, um diese negativen Effekte 
zu minimieren. 

Lisa Peters (F.D.P.): Dieser Tagesordnungspunkt 
steht heute zur Diskussion, nach der jetzigen Tages-
ordnung und dem Zeitplan ist die Aussprache für 
22 Uhr vorgesehen. 

Da bei einer langen Tagesdebatte abends eine Ver-
zögerung von bis zu zwei Stunden eintreten kann, 
wird es voraussichtlich eine „Mitternachtsdebatte" 
werden. Das heißt, es wird nicht debattiert, es wird 
zu Protokoll gegeben. 

So mache ich mir Gedanken zu einem Thema, das 
eigentlich schon abgeschlossen ist und nicht mehr 
debattiert werden müßte. 

Die Broschüre „Ferienfahrt" alter Fassung ist im-
merhin fast 25 Jahre alt geworden. Jetzt hat sie ihr 
Leben ausgehaucht, der Verkehrsminister hat sie 
nicht mehr herstellen lassen. Sicher ist diese Ent-
scheidung auf die Diskussion des letzten Jahres zu-
rückzuführen. 

Immerhin hat der SPD-Verkehrsminister Georg Le-
ber diese Broschüre eingeführt, sie wurde laufend 
verbessert und, wie man feststellen kann, auch nach-
gefragt. Allerdings, die Auflage wurde laufend redu-
ziert, sicher auch eine Kostenfrage. 

Man kann aber feststellen, daß sie zu fast 50 % von 
Werkszeitungen angefordert wurde. Daraus kann 
man herleiten, daß sie vom Autofahrer genutzt 
wurde und ihm sicher gute Dienste geleistet hat. 

Ob die vielen Karten nützlich waren, wage ich zu 
bezweifeln. Wer sich heute während der Hauptreise-
zeit auf die Straße wagt, kommt ohne gutes Karten-
material nicht aus. Man denke da nur an die vielen 
Umleitungen, die man fahren muß, wenn man einem 
Stau ausweichen will . 

Diese Broschüre hat sich mit ihren, ich denke, gu-
ten Tips vorrangig an den Autofahrer gewandt. Aber 
auch die Radfahrer, die Tramper, die Bahnreisenden 
und die Behinderten werden angesprochen. 

Man kann sich auch schwerlich darüber streiten, 
ob das Verkehrsministerium informieren soll, Öffent-
lichkeitsarbeit betreiben soll. 

Die Abgeordneten haben diesen Haushaltsposten 
positiv bewertet, der Haushaltsausschuß hat nicht wi-
dersprochen. Nachdem viel über diese „Ferienfahrt" 
des Verkehrsministeriums geredet und geschrieben 
worden ist, wurde für 1996 eine andere Form ge-
wählt. 

„Reisezeit" 1996 heißt der Titel, komm gut hin, 
komm gut heim! steht auf der Titelseite. Ich denke, 
dieser Wunsch enthält das, was wir uns alle wün-
schen: eine gute Reise, erholsame Ferien und ein ge-
sundes Heimkommen. 

Wir müssen im Urlaub für die Arbeitswochen die 
nötige Kraft schöpfen! 

Ich meine, die neue Broschüre kann mithelfen, be-
schwerliche Straßen zu meiden, Baustellen zu um-
fahren. Sie enthält viele nützliche Hinweise, ist auf 
mattem Papier in blaugelb gehalten. Mir ist sie sehr 
sympathisch. 

Und der Deutschen Bahn AG muß man sagen, sie 
kann ebenfalls aktiv und direkt werben! 

Hat sie doch die Fahrgäste täglich in ihren Zügen. 
Da dürfte es ein leichtes sein, gute Informationen an 
den Mann und an die Frau zu bringen. 

Und warum kann man nicht auch gemeinsam et-
was tun? 

Verkehrsministerium und Omnibusunternehmer, 
Fahrradclubs und Ruderbootgemeinschaften, Bun-
desbahn und aktive Urlaubsorte, die Spo rt  und Kul-
tur nicht zu kurz kommen lassen! 

Dem Denken sind in unserer Republik keine Gren-
zen gesetzt! Und miteinander reden schadet auch 
nicht. Es darf nur alles nicht zu zeitumständlich und 
unverständlich sein. Per Gesetz und Verordnung soll-
ten wir hier nichts regeln. 

Der Verkehrsminister, das kann man feststellen, 
hat sofort reagiert. Ich werde dann, wenn ich Auto 
fahren muß und aus vielen Gründen die Bahn nicht 
benutzen kann, vor Reiseantritt diese Broschüre zur 
Hand nehmen und die positiven Hinweise nutzen. 

Wie gesagt, alles muß weiterentwickelt werden, 
ohne Nachdenken und Spaß an der Sache geht es 
nicht. Ich wünsche allen Urlaubsreisenden zu Fuß, 
mit dem Rad, auf dem Wasser, in der Luft, mit dem 
Auto oder der Bahn und allen noch denkbaren Beför-
derungsmitteln erholsame Ferien 1996! 

Dr. Winfried Wolf (PDS): Man muß sich das wirklich 
hineinziehen, z. B. die folgende Passage: „Stellen Sie 
die Beine leicht auseinander und versuchen Sie, ab-
wechselnd mit der rechten Hand den linken Fuß - 
und umgekehrt - zu erreichen. Laufen Sie langsam 
auf der Stelle. Dadurch steigern Sie die Sauerstoff-
aufnahme des Körpers. Vor und während der Fahrt in 
den Urlaub ist stets darauf zu achten, nur kleine fett-
arme Speisen in kurzen Intervallen zu sich zu neh-
men. Nehmen Sie Obst und Milchprodukte zu sich ... " 

Solche detaillie rten Tips finden sich in der mit die-
sem Tagesordnungspunkt angesprochenen „Ferien-
fahrt" -Broschüre des Bundesverkehrsministeriums. 
Und immer geht es um die Autofahrt in den Urlaub. 
750 000 Mark Steuergelder für eine gratis in Auflage 
von 5 Millionen Exemplaren verteilte Broschüre zur 
Urlaubsreise und davon gut 90 Prozent Werbung für 
den Urlaub mit dem Auto. 

Natürlich gibt es weit größere Verschwendungen 
von Steuergeldern als die hier angesprochene. Und 
es gibt Wichtigeres, was der Bundestag diskutieren 
muß - weswegen die Reden schließlich ja auch zu 
Protokoll gegeben werden. Andererseits macht 
Kleinvieh auch Mist, und es ist Bockmist, was Herr 
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Wissmann hier zu verantworten hat. Und er steht 
dazu. 

In diesem Jahr 1996 hat er gewissermaßen nachge-
kartet. In diesem Jahr gab sein Ministerium die Bro-
schüre „Reisezeit '96" heraus. In dieser findet sich 
nur noch der Autoverkehr wieder. Obgleich sich Mi-
nister Wissmann in persönlicher Anrede und schein-
bar neutral an die „Liebe(n) Urlaubsreisende(n)" 
wendet, meint er ausschließlich solche, die mit dem 
Pkw in den Urlaub reisen. 

Vor allem aber wird in der neuen Broschüre seiten-
lang über Autobahnbaustellen und Staugefahren 
„unterrichtet" . Ja, Herr Wissmann droht uns „einen 
neuen Service an: Die Baustellenkarte, die erstmals 
auch im Internet (http://.www.bmv.de) verfügbar 
ist." Dabei gibt es zum sommerlichen Stau ganz an-
dere Erkenntnisse, u. a. vermittelt von einem der we-
nigen Berufe mit Zukunft, von den „Stauberatern" 
(ich glaube, die Quotierung in diesem Job wurde 
noch nicht durchgesetzt; es sind so gut wie immer 
Männer). Ich zitiere aus dem „Stern" (25/1993): 
„Dabei empfinden die meisten in der Schlange das 
Warten als gar nicht so schlimm. Im Gegenteil. End-
lich hat die Raserei ein Ende, die Fahrer können aus-
steigen, sich recken ... Die Mutter kann den Wagen 
saubermachen. Nirgendwo geht es demokratischer 
zu als in der Schlange auf der Autobahn. Standesun-
terschiede verschwinden während der oft stunden-
langen Warterei. Entenfahrer und Mercedes-Besitzer 
kommen sich einmal ohne Lichthupe näher ... ,Viele 
lassen sich zwar Umleitungen auf Karten einzeich-
nen, aber die meisten halten dann doch auf der 
Autobahn aus', berichtet Stauberater Gottfried Witt-
mann ... ,Die meisten Autofahrer haben einfach 
Angst, sich zu verfahren', meint der Stauberater. Au-
ßerdem müßte sich der Familienvater auf der unbe-
kannten neuen Route auf die Kartenlesekünste sei-
ner Frau verlassen und etwas von seiner Autorität ab-
geben. Die Wahl der Strecke ist nämlich noch immer 
eine Hoheitsaufgabe des Mannes." 

Nun will also der Verkehrsminister in diesen 
männlichen Souveränitätsbereich eingreifen. Vorher-
sagbar ist: Das muß schief gehen. Das ist dann dop-
pelt verschwendetes Steuergeld: für die falsche - 
weil zusammen mit dem Flugverkehr am meisten die 
Umwelt schädigende - Verkehrsart und für eine hoff-
nungslose erzieherische Mission. Herr Wissmann 
sollte sich hier die wissenschaftlichen Erkenntnisse 
der Rockband „Norbert und die Feiglinge" aneig-
nen, dann käme er gar nicht auf die Idee von der 
„Baustellenkarte". In deren Song heißt es: „Ich fahr 
ja den Manta / Das is'n starker Bock. Da drin werd' 
ich zum Panther / und fahr' andauernd um'n Block." 

Wir stimmen natürlich dem Antrag der Grünen zu. 
Im Grunde wäre er zu ergänzen mit Vorschlägen, wie 
die Urlaubsfahrtmöglichkeiten im Umweltverbund, 
die Inhalt der geforderten alternativen Ferienfahrt

-

Broschüre sein sollten, auch preislich so dargeboten 
und begünstigt werden können, daß vor allem für Fa-
milien Anreize bestehen. Denn natürlich rechnen die 
Millionen Menschen, die mit dem Pkw in den Urlaub 
fahren, sich aus, daß ein voll besetzter Pkw deutlich 
günstiger kommt als eine Bahnfahrt. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Veröffentlichung der 
„Ferienfahrt" wurde auf Entscheidung des Bundes-
ministers für Verkehr, Matthias Wissmann, vom 
17. April 1996 eingestellt. Insofern geht der Antrag, 
über den wir hier diskutieren, ins Leere. 

Hintergrund ist eine von uns in Auftrag gegebene 
Bezieherbefragung zur Broschüre „Ferienfahrt" vom 
November 1995, die unter anderem ergeben hat, daß 
die Straßenkarten einen zentralen Punkt der Gestal-
tung dargestellt haben. Ein solchermaßen kostenlo-
ses Angebot von handelsüblichem Kartenmaterial, 
das ungefähr die Hälfte der „Ferienfahrt" aus-
machte, ist aber aus unserer Sicht nicht weiter be-
gründbar. 

Dabei ist auch in Zukunft sichergestellt, daß wich-
tige Informationen zur Urlaubsvorbereitung zur Ver-
fügung stehen werden. Ich verweise auf die Bro-
schüre „Urlaub" des Bundespresseamtes und das ak-
tuelle Kartenmaterial zum Bundesautobahnnetz, das 
den Autofahrern von der „Tank und Rast AG" ko-
stenlos zur Verfügung gestellt wird. 

Tatsache ist, daß auch in diesem Sommer an die 
65 Prozent der Urlaubsreisen mit dem eigenen Pkw 
unternommen werden und auch nicht jeder - wie die 
Antragsteller mutmaßen - Mitglieder in einem Auto-
mobilclub ist. Deshalb werden wir auch weiterhin ei-
nen aktuellen Beitrag zur Urlaubsvorbereitung lei-
sten. 

Dabei haben wir uns von Erkenntnissen aus der 
Benutzerbefragung leiten lassen, wonach Maßnah-
men zur Staureduktion sowie Stauhinweise als Infor-
mationen zur Reisevorbereitung eine große Bedeu-
tung für die Verkehrsteilnehmer haben, und wir ha-
ben sie uns zu eigen gemacht. Hinzu kommt, daß wir 
so einen Beitrag zur umweltgerechten Gestaltung 
des Verkehrs auf unseren Straßen leisten können. 

Wir wissen, daß auf Grund des erhöhten Verkehrs-
aufkommens in der Hauptreisezeit Baustellen auf 
Autobahnen Verkehrsbeeinträchtigungen' und Staus 
zur Folge haben können. Daher hat der Bundesver-
kehrsminister ein Konzept zum Baustellenmanage-
ment erarbeiten lassen, dessen erste Aspekte bereits 
umgesetzt sind. 

Vor allem geht es um mehr Informationen, die auch 
das Verständnis der Bürgerinnen und Bürger für 
diese Maßnahmen erhöhen sollen. Denn Baumaß-
nahmen auf Autobahnen sind notwendig, um unser 
stark beanspruchtes Fernstraßennetz auf Dauer „fit" 
zu halten. Bei den Ausbaustrecken Deutsche Einheit 
(A 2, A 4 und A 9) geht es darüber hinaus um eine 
möglichst zügige Fertigstellung, um den wirtschaftli-
chen Aufbau in den neuen Bundesländern, der in er-
heblichem Maße auch von einem funktionsfähigen 
Verkehrsnetz abhängt, voranzutreiben. 

Informationen zum Baustellenmanagement liefern 
jetzt das neue Internet-Angebot des Bundesver-
kehrsministeriums und die neue Informationsbro-
schüre „Reisezeit '96": In der 16seitigen Broschüre 
„Reisezeit '96" stehen die Informationen zu längerfri-
stigen Baustellen, also von mehr als 14 Tagen Dauer, 
an Autobahnen während der Hauptreisezeit (27. Juni 
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bis 1. September) zur Verfügung. Neben einer Über-
sicht, der sogenannten Baustellenkarte, geben Listen 
Auskunft über die geplante Länge und Dauer der je-
weiligen Baumaßnahme. Diese Übersicht soll einer 
besseren Reise- und Routenplanung dienen. 

Diese Informationen basieren auf den Angaben 
der Straßenbauverwaltungen der Bundesländer und 
liegen in dieser Form zunächst einzig dem Bundes-
verkehrsministerium vor. Insofern geht dies über das 
Angebot der Automobilclubs hinaus. 

Neben der Übersicht über die längerfristigen Bau-
stellen enthält die „Reisezeit" außerdem nützliche In-
formationen über staugefährdete Streckenführungen 
und Reisetage. Hinweise zur Sicherung von Kindern 
im Auto, Tips zum richtigen Verhalten auf der Auto-
bahn sowie eine Übersicht über das Lkw-Fahrverbot 
während der Hauptreisezeit. 

Die Broschüre „Reisezeit '96" hat eine Auflage von 
3 Millionen Stück, wird unter anderem von Verkehrs-
wachten, den Polizeien, Verbänden, Straßenverwal-
tungen der Länder sowie auf Einzelanfrage von Bür-
gern verteilt. 

Die Kosten für Agenturarbeiten und Druck sind ge-
genüber der früheren „Ferienfahrt" um gut die 
Hälfte reduziert. 

Die „Baustellenkarte" und die jeweiligen Baustel-
lenlisten können außerdem über das neue Internet-
Angebot des Bundesverkehrsministeriums abgerufen 
werden. 

Wir wollen mit dem neuen Konzept, das ich Ihnen 
zuvor vorgestellt habe, zielgerichtete Informationen 
für Autofahrerinnen und Autofahrer anbieten. Natür-
lich appellieren wir vor Beginn der Ferienzeit an je-
den, soweit möglich auf eine Urlaubsreise mit dem 
eigenen Wagen zugunsten umweltfreundlicher Ver-
kehrsmittel zu verzichten. Auch dafür kann die von 
uns neu aufgelegte Bröschüre eine wichtige Ent-
scheidungshilfe sein. 

Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 11 

(Antrag: Weltkongreß gegen kommerzielle sexuelle 
Ausbeutung von Kindern) 

Marlies Pretzlaff (CDU/CSU): Gewerbsmäßige 
Ausbeutung von Kindern existiert in Deutschland, in 
Europa, in Industrieländern, in Entwicklungsländern, 
kurz: weltweit. Es ist eines der beschämendsten Ka-
pitel der Menschheitsgeschichte, eine Ausnutzung 
hilfsbedürftiger Menschen, die in der Vergangenheit 
viel zu lange tabuisiert wurde. 

Der kommerzielle, sexuelle Mißbrauch umschreibt 
Kinderhandel, Kinderprostitution und Kinderporno-
graphie. Er ist die Ausbeutung abhängiger 6- bis 
14jähriger minderjähriger Kinder und ist eine Men-
schenrechtsverletzung übelster Art. Die Opfer wer

-

den nicht nur als Objekte, sondern als Handelsware 
ausgenutzt. Sie nehmen tiefgreifenden Schaden an 
ihrer seelischen und körperlichen Entwicklung sowie 
ihrer Persönlichkeitsausbildung. Die Täter (Freier) 
sind meines Erachtens kranke oder verantwortungs-
lose Menschen ohne Unrechtsbewußtsein. Die Ver-
mittler (Händler/Profiteure) sind für mich schlicht 
Kriminelle. 

Dankenswerterweise haben sich in der letzten Le-
gislaturperiode Kolleginnen und Kollegen, unter an-
derem Frau Professor Männle, dieses Themas ange-
nommen und gemeinsam mit internationalen Organi-
sationen (terre des hommes) und Nichtregierungsor-
ganisationen eine Kampagne gestartet, um das Pro-
blembewußtsein zu schärfen. 

Bei der Bekämpfung von Kinderhandel, Kinderpro-
stitution und Kinderpornographie ist die Bundesre-
gierung auf Grund der Initiative bereits 1993 tätig 
geworden: 

Am 1. September 1993 trat das 27. Strafrechts-
änderungsgesetz zur Kinderpornographie § 176 
StGB in Kraft. Ziel des Gesetzes ist die Bekämpfung 
einer neuen Form sexuellen Mißbrauchs von  Kin

-dern, die sich im Videobereich und neuerdings im In-
ternet bei der Vermarktung von Kinderpornographie 
in den letzten Jahren entwickelt hat. Mit aller Kraft 
setzen wir uns dafür ein, daß dieses perverse, lukra-
tive Geschäft mit den uns anvertrauten Geschöpfen 
nachdrücklich verfolgt und geahndet wird - bisher 
jedoch leider ohne großen Erfolg. Die Kontrolle und 
Aufsicht fällt zum Teil in die Zuständigkeit der Län-
der bzw. von Privatunternehmen (Telekom). 

Das Gesetz greift außerdem das Problem des soge-
nannten „Kindersex-Tourismus" auf. Das „Tatort-
prinzip" bei Mißbrauch von Kindern im Ausland 
wurde aufgehoben. Die im Ausland begangenen 
Straftaten können nach deutscher Rechtsprechung 
nunmehr auch in der Bundesrepublik geahndet wer-
den. 

Die Kinderkommission des Deutschen Bundesta-
ges, am 21. April 1988 durch den Ältestenrat einge-
setzt, hat sich in Anhörungen, Initiativen und Anträ-
gen intensiv mit den Auswüchsen beschäftigt. 

Das Justizministerium veranstaltete im November 
1995 ein Symposium mit Experten aus betroffenen 
Ländern, um die internationale Zusammenarbeit bei 
Prävention und Strafverfolgung zu verbessern. Die 
Vertreter der Staatsanwaltschaften appellierten an 
die Vertreter der Reiseländer, der nichtstaatlichen 
Organisationen und auch der Reiseveranstalter, vor-
handenes Wissen über einschlägige Straftaten an die 
deutschen Staatsanwaltschaften weiterzuleiten. 
Deutsche Reiseveranstalter verpflichteten sich, ihre 
Verträge mit Hotels zu kündigen, wenn diese Kinder-
prostitution zuließen. 

Das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung startete Ende 1995 ein Pilot-
projekt in Kenia zur Betreuung und Hilfe für die Op-
fer. 

An der internationalen Konferenz gegen kommer-
zielle, sexuelle Kinderprostitution Ende August in 
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Stockholm - mit Teilnehmern aus 110 Staaten - betei-
ligt sich die Bundesregierung mit einer hochrangigen 
Delegation (unter anderem Ministerin Nolte/Minister 
Kinkel) aus verschiedenen Fachbereichen. 

Dennoch darf die internationale mehrjährige Kam-
pagne gegen Kinderprostitution, die mit der ange-
sprochenen Weltkonferenz abgeschlossen wird, nicht 
der Schlußpunkt sein. Wir haben keinen Grund, uns 
zufrieden zurückzulehnen. 

Mit unserem interfraktionellen Antrag fordern wir 
die Bundesregierung auf, sich weiterhin und ver-
stärkt für die Bekämpfung der kommerziellen, sexu-
ellen Ausbeutung von Kindern einzusetzen - natio-
nal und international. 

Mit zunehmendem Massentourismus breitet sich 
das Problem der Kinderprostitution auf immer neue 
Zielländer aus. Sogenannte „Sexparadiese" wie 
Thailand, Sri Lanka, Philippinen, Kenia und Brasilien 
sind noch immer beliebte Reiseziele, in denen Kin-
derprostitution an der Tagesordnung ist. In den letz-
ten Jahren zählen aber auch zum Beispiel die Kari-
bik, Kolumbien, Vietnam, Kambodscha und neuer-
dings Südafrika dazu. Zu erwähnen sind auch die 
Staaten Osteuropas. 

Man schätzt, daß die Zahl der unter 14jährigen, die 
zur Prostitution gezwungen werden, inzwischen die 
Millionengrenze überschreitet. Ursache für die Zu-
nahme kommerzieller Ausbeutung von Kindern ist in 
der Mehrheit der Fälle die permanente Armut der be-
troffenen Familien in vielen Entwicklungs-, Schwel-
len- und Transformationsländern. 

Straßenkinder in den urbanen Zentren verkaufen 
sich für ein paar Mark, werden gekidnappt, in Bor-
delle verschleppt und - wie uns eine brasilianische 
Sozialarbeiterin erzählte - gezielt zu den Arbeits-
camps der Bergarbeiter ins Landesinnere transpor-
tiert. 

Taxifahrer, Polizisten, Verwaltungsbeamte arbeiten 
oftmals mit den Zuhältern zusammen. Die Täter-Ver-
mittler-Vernetzung samt grassierender Korruption ist 
kaum zu durchdringen. 

Nichtregierungsorganisationen und Kirchen enga-
gieren sich sehr, aber solange Ordnungskräfte und 
Behörden gemeinsame Sache mit den Vermittlern 
machen, bleiben ihre Bemühungen ein Tropfen auf 
den heißen Stein. Eine nationale Aufgabe der jeweili-
gen Länder ist die Bewußtseinsschärfung der Bevöl-
kerung. Der brasilianische Regierungspräsident Car-
doso setzte 1995 zum Tag des Kindes erste Ansätze 
zur Bekämpfung der Kinderausbeutung. Doch die 
traurige Praxis lautet noch immer: Wer anklagt und 
Hinweise gibt, läuft Gefahr, ermordet zu werden. 

Ein anderes Beispiel: Im ländlichen Raum, zum 
Beispiel auf den Philippinen, reisen skrupellose Men-
schenhändler in die Dörfer, versprechen den Eltern, 
daß sie ihren Kindern eine Ausbildung und ein regel-
mäßiges Einkommen verschaffen, und verkaufen 
diese bedauernswerten Opfer an einschlägige Hotel-
besitzer in den Vergnügungszentren. 

Eltern verkaufen ihre Kinder für umgerechnet 
210 Mark, da sie sie nicht mehr ernähren können. 

Junge Mädchen gehen bewußt in die Städte, um sich 
zu prostituieren. Der „Lohn" ist oft der einzige Ver-
dienst der Familie und sichert deren Existenz. So gibt 
es in Thailand bereits ganze Dörfer ohne Mädchen. 
Das Unrechtsbewußtsein ist abhanden gekommen, 
Prostitution ist kein Makel mehr, wird zum normalen 
Arbeitsverhältnis. 

Die Freier - keineswegs nur Touristen aus den In-
dustrieländern - sind oft der irrigen Meinung, daß, je 
jünger die Objekte ihrer Lust sind, je geringer dem-
zufolge die Gefahr einer Ansteckung mit AIDS oder 
anderen Krankheiten wäre. Die HIV-Infizierung Min-
derjähriger steigt jedoch sprunghaft an und breitet 
sich nach Rückkehr der „zu alt gewordenen" Prosti-
tuierten zu ihren Familien oft flächendeckend aus. 

Die Frage, die sich uns stellt, ist, ob und wie die 
kommerzielle sexuelle Ausbeutung von Kindern ver-
hindert und der Sextourismus unterbunden werden 
können. Ich befürchte, nur marginal und nur langfri-
stig werden wir Verhaltensänderungen erwarten 
können. 

Aber so, wie in der Folge unserer bisherigen inten-
siven Bemühungen zum Beispiel die Regierungen 
von Thailand und den Philippinen ihre Haltung än-
derten und die Gesetze zum Schutz der Kinder ver-
schärften, sollten wir auf die Einsicht weiterer Länder 
hoffen. Die große Anzahl der interessierten Länder 
an der Stockholmer Konferenz ermutigt uns nicht 
nachzulassen in unseren Bemühungen, die Ausbeu-
tung und Vermarktung von Kindern anzuprangern 
und zu ächten. 

Wir appellieren nochmals an die Tourismusbran-
che und bitten, ihre freiwillige Verpflichtung gezielt 
zu überprüfen und einzuhalten. 

Unsere besondere Bitte gilt den Medien, die ich 
von dieser Stelle auffordern möchte, uns bei der Öf-
fentlichkeitsarbeit gegen die kommerzielle Ausbeu-
tung von Kindern zu unterstützen. 

Wir Abgeordneten werden weiter sorgfältig die 
Entwicklung beobachten. Das Thema muß bei allen 
anderen wichtigen Aufgaben des Bundestages auf 
der Tagesordnung bleiben. 

Don e Marx (SPD): Es liegt in einer guten Tradition 
des Hauses, daß wir uns über Fraktionsgrenzen hin-
weg gemeinsam für die Bekämpfung der sexuellen 
Ausbeutung von Kindern einsetzen. Mit unserem ge-
meinsamen Einsatz können wir weiter dazu beitra-
gen, daß die sexuelle Ausbeutung von Kindern als 
besonders krasse Mißachtung der Würde des Men-
schen noch breiter als bisher geächtet wird. 

Breite Zustimmung gab es im Parlament bei der 
Ausweitung der Strafbarkeit sexuellen Mißbrauchs 
von Kindern auf die im Ausland begangene Tat. An-
nähernd drei Jahre nach Inkrafttreten der Änderung 
müssen wir aber auch fragen, ob dieses neue Recht 
praktisch greift. Zu einer Verurteilung nach dem 
neuen Straftatbestand ist es meines Wissens bis 
heute nur einmal gekommen. Die verhängte Strafe 
belief sich auf acht Monate, ausgesetzt zur Bewäh-
rung. Bis November letzten Jahres gab es gerade ein- 
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mal 15 Verfahren. Demgegenüber steht eine ver-
mutete Anzahl von jährlich rund 10 000 deutschen 
Tätern. 

Es bestehen - auch darüber besteht in diesem 
Haus Einigkeit - Probleme bei der Ermittlung und 
der Beweissicherung für ein späteres Strafverfahren. 
Die Kinderkommission hat jüngst den Innenminister 
gebeten, nach dem Vorbild der ins Ausland zur Er-
mittlung im Bereich der organisierten Kriminalität, 
des Drogenhandels und des Terrorismus abgeordne-
ten Beamten des BKA auch speziell geschulte Be-
amte zur Ermittlung im Bereich der Kinderprostitu-
tion einzusetzen. Zu meinem großen Bedauern hält 
der Minister dies nicht für nötig. Es hatte sich aber 
jüngst in Thailand gezeigt, daß die Zielgenauigkeit 
und Effektivität bei der polizeilichen Ermittlung der 
Verbesserung bedarf. Der Einsatz eigener Beamter 
vor Ort wäre um so nötiger und wünschenswerter 
dort, wo regional noch halbherzig oder gar nicht ge-
gen das Angebot von Kindern vorgegangen wird. 

Noch immer wird auch von Deutschland aus das 
Geschäft mit dem Sextourismus betrieben. Noch im-
mer findet sich in Katalogen von Reiseveranstaltern 
der phantasievolle Hinweis „für Familien nicht ge-
eignet" bei der Vermarktung von Prostitutionsstand-
orten. Die Berufung darauf, von Kindersex sei den 
Veranstaltern an diesem Ort nichts bekannt, taugt 
nicht als Ausrede. Weltweit steigt die Anzahl minder-
jähriger Prostituierter. Hintergrund ist nicht nur die 
Angst vor einer HIV-Infektion, die bei Kindern als 
weniger wahrscheinlich betrachtet wird. 

In der Warenwelt des kommerzialisierten Sex wer-
den auf der Suche nach dem neuen „Kick" Kinder 
deshalb immer begehrter, weil sie leichter auszu-
beuten sind und sich gegenüber irgendwelchen be-
sonderen Wünschen leichter unterordnen lassen. 

Die erste Weltkonferenz gegen die kommerzielle 
sexuelle Ausbeutung hat folgerichtig ein weitaus 
breiteres Themenspektrum als den Sextourismus. 
Die Mißachtung der Würde und Rechtsstellung der 
eigenständigen kindlichen Persönlichkeit ist der 
Nährboden, auf dem Kinder zu Objekten degradiert 
werden. In der kommerziellen sexuellen Ausbeutung 
werden Kinder zur Handelsware gemacht, also nicht 
mehr als Menschen angesehen. 

Es sind nicht Kinder schuld oder nur unverantwort-
liche Erwachsene, die sie anbieten. Es gibt eine er-
höhte Nachfrage nach kindlichen Opfern - auch 
ohne Auslandsreise. 

Der Anteil pornographischer Angebote im Internet, 
darunter auch Kinderpornographie, liegt bei 3 %. 
Aber 80 % der Nutzer surfen schnurstracks in diesen 
Bereich. Auch hier werden Kinder kommerziell ver-
marktet. Im Online-Dialog werden nicht etwa nur 
Bilder verbreitet, sondern auch Verabredungen und 
Preise ausgehandelt. Sicher haben nicht 80 % der 
User den Mißbrauch von Kindern im Sinn, wenn sie 
pornographische Angebote anklicken. Aber sie sto-
ßen dort irgendwann eben auch auf die besonders 
perverse Vermarktung von Kindern, so daß es be-
stimmt nicht vermessen ist, zu behaupten, daß die 
internationale Kommunikation in Datennetzen als 

Werbeträger für neue Kunden des Mißbrauchs von 
Kindern bestens geeignet ist. Anbieter können bei 
der Anbahnung anonym auftreten, der potentielle 
Kunde kann sich ebenfalls anonym und in Ruhe vom 
heimischen PC aus ohne Angst vor der Identifizie-
rung durch Dritte umschauen. 

Ich freue mich darüber, daß das Bundesministe-
rium der Justiz ein Rechtsgutachten darüber in Auf-
trag geben will, wie hier der Schutz von Kindern und 
die Ermittlung von Tätern verbessert werden kann. 

Der sexuelle Mißbrauch von Kindern kommt aber 
nicht nur virtuell immer näher. Die Kinderkommis-
sion ist jüngst auf das Phänomen der Zunahme von 
Kindersexangeboten an den Ostgrenzen Deutsch-
lands hingewiesen worden. Wir werden dem nachge-
hen müssen, daß nun auch direkt an unserer Haustür 
das bestehende wirtschaftliche Gefälle skrupellos für 
dieses dreckige Geschäft genutzt wird. 

Spätestens hier sind wir bei der nationalen Auf-
gabe der Bekämpfung der Nachfrage nach Kinder-
sex angelangt. Unrechtsbewußtsein setzt Rechtsbe-
wußtsein voraus. Die Kenntnis von der eigenen 
Rechtspersönlichkeit des Kindes ist auch in unserem 
europäisch zivilisierten Land unterentwickelt. Auch 
und gerade die Würde von Kindern ist unantastbar. 
Die in Deutschland leider immer noch weithin unbe-
kannte Kinderrechtskonvention der Vereinten Natio-
nen verlangt nicht nur die Berücksichtigung des 
Wohles von Kindern. Die Rechte von Kindern haben 
Vorrang. Die Kinderrechtskonvention ist das mit gro-
ßem Abstand meistratifizierte internationale Abkom-
men auf unserem Erdball. 178 Staaten haben sich mit 
der Bundesrepublik dem Grundsatz angeschlossen, 
daß Kinder keine Objekte und damit erst recht keine 
Waren im Geschäft mit dem Sex sein dürfen. 

Prävention hier bei uns bedeutet, die Mißachtung 
der Grundrechtsstellung von Kindern stärker zu äch-
ten, als dies bisher gesellschaftlicher Standard ist. Ich 
sagte bereits, daß Unrechtsbewußtsein Rechtsbe-
wußtsein voraussetzt. In vielen Bereichen müssen 
auch wir genauer hinsehen und prüfen, ob Kinder 
nicht nur als Objekte genutzt werden. Bitte denken 
Sie doch einmal darüber nach, was bei den Mini-
Miß-Wahlen nach amerikanischem Vorbild oder 
Mini-Playback-Shows im Vordergrund steht, die Ver-
marktung oder der Spaß der kleinen Teilnehmerin-
nen? Können kleine Mädchen, deren Schönheit und 
Showbegabung vor einem Massenpublikum bewer-
tet wird, wirklich ihre eigene kindliche Identität wah-
ren? Wir werden die Verliererinnen damit fertigt, die 
Erwartungen ihrer Sponsoren nicht erfüllt zu haben? 
Wer wird hier unterhalten? Aufmachung und Ziel-
gruppen solcher Shows unterscheiden sich ganz fun-
damental - und, wie ich meine, negativ - vom Ver-
kleidungswettbewerb auf einem Kinderfest. 

Sie fragen nun sicher nach dem Zusammenhang 
mit dem Thema der Stockholmer Weltkonferenz. 
Veranstalter von Mini-Playback-Shows oder Mini-
Miß-Wahlen haben sicher nicht die Absicht, die kom-
merzielle sexuelle Ausbeutung von Kindern zu för-
dern. Aber sie nutzen Kinder, meist Mädchen, im 
klassischen Rollenbild als Unterhaltungsobjekt für 
ein ganz überwiegend erwachsenes Publikum. Und 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 	10529* 

damit gerät - der Überzeugung bin ich - die Würde 
des Kindes ins Hintertreffen. Seine ganz persönliche 
Individualität wird Kriterien untergeordnet, die alles 
andere als kindgerecht sind. Die Entwicklung des 
Selbstwerts des Kindes ist gefährdet, seine kritiklose 
Unterordnung unter Anforderungen Dritter wird ge-
fördert. 

Kinder selbst geraten selten aus eigener materiel-
ler Bereicherungsabsicht in die Fänge sexueller Ver-
marktung. Ihre Unterordnung wird häufig unter Aus-
nutzung emotionaler Bindungen erpreßt. Nein sagen 
dürfen, ohne sich schämen zu müssen, wissen, daß es 
Hilfe gibt, hierüber können und müssen Kinder auf-
geklärt werden. Ein österreichischer Kinderbeauf-
tragter hat dazu zwei Faltblätter formuliert, das eine 
richtet sich an Jungen, das andere an Mädchen. 
Praktische Schritte beginnen oft ganz einfach. 

Die Hilfe für Opfer ist ein weiteres wichtiges 
Thema der Stockholmer Konferenz. Hier sollten wir 
unsere internationale Verantwortung gerne tragen. 

In allen genannten Bereichen können wir nicht nur 
international, sondern auch national noch viel Un-
recht beseitigen. 

Respekt und Achtung vor Kindern sollte ein unver-
zichtbarer Teil unserer Menschenrechtspolitik wer-
den. Ich wünsche mir, daß die Konferenz dazu bei-
trägt, das Bewußtsein dafür weltweit zu schärfen. 

Ich bin überzeugt, daß wir hier im Deutschen Bun-
destag noch viele Felder finden werden, bei denen 
wir gemeinsam handeln können. 

Halo Saibold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie-
der einmal ist durch die Aktivitäten von NGOs der 
Bundstag tätig geworden. ECPAT und terre des ho

m-

mes informierten mich im August letzten Jahres über 
den 1. Weltkongreß gegen Kinderprostitution in 
Stockholm, der Ende August 1996 stattfindet. Ein 
ganzer Ordner an Korrespondenz ist mittlerweile an-
gewachsen, bis - insbesondere durch die interfraktio-
nelle Frauengruppe - die Beteiligung der Bundesre-
gierung sichergestellt und der vorliegende Antrag er-
arbeitet war. 

Bündnis 90/Die Grünen bedauern sehr, daß keine 
finanzielle Unterstützung des Kongresses durch die 
Bundesregierung zu erreichen war. Die mitveranstal-
tenden NGOs hatten um einen Reisekostenzuschuß 
für Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus den süd-
lichen Ländern gebeten, jedoch bei allen angefrag-
ten Ministerien erhielten wir eine Absage. 

Der Weltkongreß will dazu beitragen, daß die se-
xuelle Ausbeutung von Kindern überall auf der Welt 
als verabscheuungswürdige und fundamentale Ver-
letzung von Kinderrechten erkannt wird. 

Es muß Schluß sein damit, daß Kinder, insbeson-
dere Mädchen, weiterhin nicht nur als Sexobjekte, 
sondern als Handelsobjekte und Wirtschaftsgüter be-
trachtet werden! 

Wir unterstützen und begrüßen das Ziel dieses 
Kongresses, die Ursachen für Kinderprostitution auf-
zuzeigen und zu bekämpfen. Ursache sind die unver

-

antwortlichen Lebensumstände vieler Kinder in die-
ser Welt, insbesondere Armut und fehlende Zu-
kunftsperspektiven. Solange zum Beispiel in Indien 
eine ganze Familie von den Einnahmen eines Kindes 
durch Prostitution leben kann bzw. leben muß, be-
steht wenig Aussicht auf Veränderung. Hier ist die 
Entwicklungspolitik gefragt, doch das BMZ sieht 
nicht einmal die Notwendigkeit, am Kongreß teilzu-
nehmen. 

Eine Ursache ist aber auch die Nachfrage. Und 
hier sind gerade auch wir in der Bundesrepublik ge-
fordert. Es ist unerträglich, daß Deutsche in die Kari-
bik, nach Indien oder Afrika fliegen, um sich dort mit 
ihrem Geld den sexuellen Kick zu holen, den sie bei 
uns in dieser Form nicht haben können. Wir brau-
chen eine Ächtung der sexuellen Ausbeutung und 
eine konsequente Verfolgung in unserem Land und 
überall auf der Welt. 

Dies ist eine Aufgabe für Staat und Gesellschaft, 
für Wirtschaft und Politik. Wir begrüßen die Anfänge 
in der deutschen Gesetzgebung und bei einigen Rei-
severanstaltern. Wir begrüßen Aktionen wie die of-
fensive Informationskampagne der hessischen Krimi-
nalpolizei oder eines Frankfurter Reisebüros, das 
keine Indienreisen mehr an alleinreisende unbe-
kannte Männer verkauft, und vor allem die unerläß-
lich notwendige Aufklärungsarbeit der Kinderrechts-
und Dritte-Welt-Gruppen. Gerade letztere bedürfen 
für ihre ehrenamtliche Arbeit der Unterstützung 
durch die Bundesregierung, denn ohne sie ist die ge-
sellschaftliche Diskussion nicht voranzubringen. 

Es gibt bereits seit mehreren Jahren mindestens 
zwölf internationale Abkommen, Konventionen und 
Aktionspläne zum Schutz der Kinder und ihrer 
Rechte. Diese auch im eigenen Land umzusetzen 
bzw. auf deren internationale Einhaltung zu pochen 
ist Aufgabe der Bundesregierung. 

Der ganze Bundestag fordert sie dazu auf und wird 
sie hierin nach Kräften unterstützen. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 
Kommerzielle und sexuelle Ausbeutung gehört zu 
den besonders verabscheuungswürdigen und ver-
werflichen Menschenrechtsverletzungen. Viele völ-
kerrechtliche Übereinkünfte, Empfehlungen und 
Zielvorgaben befassen sich mit den Belangen von 
Kindern und Familien, beginnend mit der allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte von 1948, über 
das Übereinkommen über die Bekämpfung des Men-
schenhandels und der Ausbeutung der Prostitution, 
das Kinderschutzübereinkommen von 1989 und die 
Empfehlungen des Komitees für die Rechte des Kin-
des und des Sonderberichterstatters der Vereinten 
Nationen über den Verkauf von Kindern - sie alle ha-
ben nicht vermocht, schwere seelische und körper-
liche Verletzungen von Kindern durch ihre Ausbeu-
tung zu verhindern oder erfolgreich zu bekämpfen. 

Ich begrüße es sehr, daß die Bundesregierung mit 
einer hochrangig besetzten Regierungsdelegation 
am Weltkongreß in Stockholm im August dieses Jah-
res teilnimmt. Dieser Weltkongreß kann dazu beitra-
gen, auf diese Entwicklung in vielen Ländern dieser 
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Welt, auch in Deutschland, aufmerksam zu machen 
und ein stärkeres gemeinsames Vorgehen internatio-
nal und im europäischen Kontext vorzuschlagen und 
zu betreiben. Wir brauchen nicht neue internationale 
Übereinkommen, sondern die dort verankerten Ziele 
und Vorstellungen zum Schutz von Kindern müssen 
wirksamer als bisher durchgesetzt werden. 

Kinder sind Opfer von Prostitution, in die sie ge-
zwungen werden. Kinder leisten Erwachsenenarbeit 
und werden so ihrer Kindheit und Jugend beraubt. 
Viele Mädchen sind HIV-positiv infiziert, wenn sie in 
ihre Heimatorte zurückkehren. Kinder in bestimmten 
Zielländern werden Opfer von Sextouristen, von de-
nen nach wie vor ein nicht unerheblicher Anteil auch 
aus Deutschland kommt. Kinder sind Opfer des kom-
merziellen Handels - eine perfide Form moderner 
Sklaverei. Kinder sind auch in unserer Gesellschaft 
immer noch Objekt egoistischer Wünsche einzelner, 
die rücksichtslos gegen die Interessen des Kindes 
durchgesetzt werden. 

Auch in Deutschland besteht Handlungsbedarf: Im 
Strafrecht muß die Lücke geschlossen werden, die im 
Bereich der Kindesentziehung besteht. Auch der 
heimliche Kinderdiebstahl und das Verbringen von 
Kindern von nicht personenberechtigten Elternteilen 
ins Ausland muß in unserem Strafgesetzbuch veran-
kert werden. Weiter ist ein Tatbestand zur Bekämp-
fung des kommerziellen und organisierten Kinder-
handels einzuführen. Organisierter Kinder- und 
Menschenhandel gehört mit zu den verabscheuungs-
würdigsten Formen organisiert begangener Krimina-
lität. Ich vermisse, daß im Zusammenhang mit orga-
nisierter Kriminalität diese verabscheuungswürdige 
Form, wenn überhaupt, dann nur „unter ferner lie-
fen" genannt wird und nicht mit an erster Stelle 
steht. 

In dieser Legislaturperiode muß Bilanz gezogen 
werden über die in der letzten Legislaturperiode in 
Kraft getretenen Änderungen zur Bekämpfung des 
Mißbrauchs von Kindern im Ausland durch deutsche 
Reisende. Die Zusammenarbeit der Polizei und der 
Justiz und die Sensibilisierung der in den Botschaf-
ten in den Zielländern arbeitenden Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern spielt dabei eine wichtige Rolle. 
Hier muß es weitere Verbesserungen geben. 

Die Stellung von Kindern, insbesondere auch von 
nichtehelichen Kindern in Deutschland ist zu verbes-
sern. Benachteiligungen sind durch die Kindschafts-
reform und das Erbrechtsgleichstellungsgesetz noch 
in dieser Legislaturperiode zu beseitigen. 

Neben notwendiger Maßnahmen der nationalen 
Gesetzgebung bedarf es einer Stärkung der Projekte 
in den Zielländern, in denen besonders Kinder unter 
der Armut und dem starken sozialen Gefälle leiden. 
Diese Projekte sind notwendig, um die Ursachen für 
Ausbeutung von Kindern, für den Mißbrauch von 
Kindern und den Kinderhandel beseitigen zu helfen. 
Es ist gut, daß zum ersten Mal ein Weltkongreß sich 
ausschließlich mit diesen Fragen beschäftigt und Im-
pulse geben wird. 

Rosel Neuhäuser (PDS): Das Problem der sexuel-
len Ausbeutung von Kindern lebt auch von der Tat-
sache, daß es in der Öffentlichkeit weitgehend tabui-
siert und verdrängt wird. Eine breite Sensibilisierung 
der Gesellschaft gegenüber diesem Thema ist unbe-
dingt notwendig, damit vor allem die Täter nicht 
durch das Schweigen einer Mehrheit gedeckt wer-
den. Vereinzelte schockierende Reportagen oder 
sensationslüsterne Meldungen allerdings ersetzen 
die Auseinandersetzung mit dem Thema nicht, son-
dern befriedigen eher noch ein perverses Unterhal-
tungsbedürfnis. 

Daher begrüßen wir Veranstaltungen und Aktivitä-
ten, die sich mit dem Thema der kommerziellen sexu-
ellen Ausbeutung von Kindern ernsthaft beschäfti-
gen. Ursachen analysieren und Lösungen suchen - 
das ist unsere Erwartung an den Weltkongreß. Aber 
erfahrungsgemäß stößt jede internationale Veranstal-
tung spätestens dann an ihre Grenzen, wenn es um 
verbindliche Verpflichtungen geht. Die Umsetzung 
der Ergebnisse der Konferenz ist eine Aufgabe der 
jeweiligen nationalen Parlamente und Regierungen. 

Der vorliegende Antrag geht von richtigen Inten-
tionen aus. Wir werden ihm deshalb zustimmen, 
auch wenn weitergehende Forderungen denkbar 
sind. Fakt ist, daß gegen die kommerzielle sexuelle 
Ausbeutung von Kindern weltweit und auch in 
Deutschland konsequent vorgegangen werden muß. 
Eine Strafrechtsverschärfung allein ist keine Lösung. 
Es bedarf eines ganzen Komplexes von Maßnahmen, 
die der Antrag auch benennt. 

Sicher muß die kommerzielle sexuelle Ausbeutung 
sowohl auf der Nachfrage- als auch auf der Ange-
botsseite bekämpft werden. Nur ist es unabdingbar, 
bei der Angebotsseite zu differenzieren: Nicht die 
Kinder dürfen kriminalisiert werden - sie sind die 
Opfer. Ich bin sehr dafür, jene kriminellen Strukturen 
zu bekämpfen, die an der existentiellen materiellen 
Not der Kinder und ihrer Familien verdienen oder die 
Abhängigkeit von Kindern zu demselben Zweck aus-
nutzen, ohne Skrupel über das, was zurückbleibt an 
körperlichen und psychischen Schäden. 

Und wenn etwas auf der Angebotsseite bekämpft 
werden muß - um bei diesem militanten Ausdruck zu 
bleiben -, so ist es die Armut, sind es die Hoffnungs-
losigkeit und Perspektivlosigkeit, die in den Ziellän-
dern des sogenannten Sextourismus gewachsene ge-
sellschaftliche und familiäre Strukturen zerstören, 
Wertvorstellungen ruinieren und dem Mißbrauch der 
Kinder Vorschub leisten. Die Entwicklungshilfe al-
lein ist mit dieser Aufgabe überfordert. Projekte im 
Rahmen der Entwicklungshilfe, Programme privater 
und staatlicher Träger, Initiativen und Selbsthilfe-
gruppen sind unbedingt notwendig und verdienen 
jede nur mögliche Unterstützung, weil sie das Elend 
der Kinder lindern helfen. Die Ursachen der Armut in 
den Ländern der Zwei-Drittel-Welt jedoch bekämpft 
Entwicklungshilfe nachweislich nicht. Und solange 
auch in Deutschland wirtschaftliche und außenpoliti-
sche Überlegungen das Tagesgeschäft dominieren, 
bleiben die auch im Antrag eingeforderten Men-
schenrechte hier wie dort Illusion. 
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Ein prägnantes Beispiel hierfür ist auch der Um-
gang mit Kinderpornographie in Datennetzen. Bei al-
len rechtlichen Schwierigkeiten und technischen Un-
wägbarkeiten bleibt festzustellen, daß der bundes-
deutsche Gesetzgeber seine Möglichkeiten zur Be-
kämpfung dieser relativ neuen Abart des Kindermiß-
brauchs nicht ausgeschöpft hat, woran vorrangig 
wirtschaftliche Erwägungen schuld sein dürften. 

Wie sind Kinder vor kommerziellem sexuellen Miß-
brauch zu schützen? Die Täter mißbrauchen ihre Op-
fer als Lustobjekte, deren Persönlichkeitswert ver-
nachlässigbar ist und deren Körper für einen oftmals 
lächerlichen Preis zur Verfügung steht - in jeder 
Form und mit allen Konsequenzen. Es nimmt nicht 
Wunder, daß diese Kinder auch in ihrem Selbstver-
ständnis ihre Rolle als Objekt reflektieren. 

Es bleibt mir nicht genug Zeit zu hinterfragen, auf 
welche Weise derart verabscheuenswerte Bedürf-
nisse bei den Tätern entstehen. 

Aber ich denke, daß es nicht nur einer Verbesse-
rung materiellen und prozessualen Rechtes bedarf, 
um die Täter zu bestrafen, sondern auch einer verän-
derten Rechtsstellung der Kinder. Kinder auch vor 
dem Gesetz als Rechtssubjekte zu behandeln ist 
keine neue Forderung. Aber nur wenn in der Gesell-
schaft über die verschiedenen Instanzen das Ver-
ständnis geprägt wird, daß Kinder eigene Rechte ha-
ben, die sie unabhängig von anderen Personen wahr-
nehmen und einklagen können, wird das Bild vom 
hilflosen, abhängigen Kind, das quasi noch nicht al-
lein handlungsfähig ist und nicht ernst genommen zu 
werden braucht, zu überwinden sein. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Der weltweit boomende Tourismus 
in ferne Länder der Dritten Welt hat leider auch zu 
einem erheblichen Anstieg des Sextourismus und der 
Kinderprostitution geführt. Die Bundesregierung 
sieht im Kindersextourismus eine der schlimmsten 
Formen der Ausbeutung sozialer Not zu Lasten der 
Schwächsten einer Gesellschaft. 

Zur Bekämpfung dieses Übels sind vielfältige na-
tionale und internationale Maßnahmen erforderlich, 
die zum Teil schon in Angriff genommen wurden. 

Der deutsche Gesetzgeber hat sich frühzeitig der 
Verantwortung gestellt, die sich daraus ergibt, daß 
im Rahmen des internationalen Tourismus Deutsche 
ebenso wie Touristen aus anderen Industrieländern 
die soziale Lage in bestimmten Staaten der soge-
nannten Dritten Welt zum sexuellen Mißbrauch von 
Kindern ausnutzen. Mit der Neufassung des § 5 Nr. 8 
des deutschen Strafgesetzbuches durch das 
27. Strafrechtsänderungsgesetz vom 23. Juli 1993 ist 
unter anderem der sexuelle Mißbrauch ausländischer 
Kinder durch Deutsche im Ausland der Strafandro-
hung des § 176 StGB unterstellt worden. Nach frühe-
rer Rechtslage konnten deutsche Touristen, die im 
Ausland Kinder sexuell mißbrauchten, im Inland nur 
dann bestraft werden, wenn entweder Täter und Op-
fer Deutsche waren und ihre Lebensgrundlage im In-
land hatten oder - bei ausländischen Opfern - die Tat 
auch am Tatort mit Strafe bedroht war. Nicht erfaßt 

waren hingegen Auslandstaten Deutscher zum 
Nachteil ausländischer Kinder, wenn die Tat nach 
der ausländischen Rechtsordnung - insbesondere 
wegen niedrigerer als der in § 176 StGB vorgesehe-
nen Schutzaltersgrenzen - nicht mit Strafe bedroht 
war. Durch eine Streichung des einschränkenden Er-
fordernisses der deutschen Staatsbürgerschaft des 
Opfers in § 5 Nr. 8 StGB wurde die Strafbarkeit des 
sexuellen Mißbrauchs von Kindern durch Deutsche 
im Ausland dahin gehend erweitert, daß nunmehr 
alle Auslandstaten Deutscher, auch zum Nachteil 
ausländischer Kinder, erfaßt werden. 

Nach dem Inkrafttreten des 27. Strafrechtsän-
derungsgesetzes am 1. September 1993 sind die Re-
gierungen der Länder Brasilien, Philippinen, Sri 
Lanka und Thailand, die als Hauptzielländer des 
deutschen Kindersextourismus gelten, bereits im Ok-
tober 1993 über die erweiterte Strafbarkeit unterrich-
tet worden. Anläßlich dieser Unterrichtung haben sie 
ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung von Kinderprostitution und Kindersextou-
rismus erklärt. Es ist beabsichtigt, weitere Staaten, 
die nach neueren Erkenntnissen ebenfalls als bevor-
zugte Zielländer des Kindersextourismus Deutscher 
anzusehen sind, ebenfalls über die erweiterte Straf-
barkeit in Kenntnis zu setzen. 

Der Informationsaustausch mit anderen europäi-
schen Staaten, von denen Kindersextourismus aus-
geht, stellt nach Auffassung der Bundesregierung 
ein weiteres wichtiges Instrumentarium zur Förde-
rung der internationalen Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung des sexuellen Mißbrauchs von Kindern 
in Entwicklungsländern dar. Der in Stockholm statt-
findende Weltkongreß gegen kommerzielle Ausbeu-
tung von Kindern ist eine gute Möglichkeit, diesen 
Informationsaustausch zu beleben. Die Bundesregie-
rung wird sich deshalb an dem Kongreß maßgeblich 
beteiligen. 

Mit besonderem Interesse sieht die Bundesregie-
rung dem Erfahrungsaustausch mit den Ländern der 
sogenannten Dritten Welt entgegen, deren Problem-
lagen einander ähneln, jedoch in der Bewältigung 
der Situation teilweise unterschiedliche Wege gehen. 
Dieser Informationsaustausch läßt wertvolle Hin-
weise und Anregungen für weitere Verbesserungen 
bei der Bekämpfung des Kindersextourismus erhof-
fen. 

Berichten deutscher Staatsanwaltschaften ist zu 
entnehmen, daß den inländischen Strafverfolgungs-
behörden in den letzten Jahren lediglich in wenigen 
Fällen sexuelle Mißbräuche von ausländischen Kin

-dern durch Deutsche im Ausland zur Kenntnis ge-
langt sind. Die Bundesregierung wird daher an die 
Vertreter der Reiseländer appellieren, vorhandenes 
Wissen über einschlägige Straftaten an die deutsche 
Staatsanwaltschaft weiterzuleiten. 

Nach Berichten hochrangiger Experten aus betref-
fenden Reiseländern sind die Ursachen der Kinder-
prostitution in diesen Ländern sehr vielschichtig. Den 
Boden bereitet die dort herrschende große Armut, 
die etwa dazu führt, daß hunterttausende von  Kin

-dern außerhalb jeglicher familiärer Bindungen auf 
der Straße leben. In ihrer Not werden diese Straßen- 
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kinder vielfach zu Opfern sexuellen Mißbrauchs. Die 
Armut verleitet die Familien dazu, Kinder an Men-
schenhändlerringe zu verkaufen, um mit dem Erlös 
die eigene Existenz zu sichern. Hinzu treten ein ver-
breiteter Niedergang traditioneller Werte und ein Zu-
sammenbruch familiärer Strukturen. Die zuneh-
mende Verbreitung der modernen elektronischen 
Massenmedien in diesen Ländern weckt darüber 
hinaus Konsumwünsche, die mit den vorhandenen 
Möglichkeiten nicht befriedigt werden können. Der 
Weg in die Prostitution schon im Kindesalter wird 
häufig als einziger Weg aus der Armut gesehen. 

Die Folgen für die betroffenen Kinder sind weitrei-
chend: Sie nehmen tiefgreifend Einfluß auf ihre sexu-
elle und persönliche Entwicklung. Kontakt zu Dro-
gen und die Infektion mit Aids und anderen Krank-
heiten sind traurige Realität. Eine Rückkehr in ihre 
überwiegend in ländlichen Strukturen lebenden Fa-
milien ist den Betroffenen oftmals verwehrt. Staatli-
che Hilfsangebote stehen im nennenswerten Umfang 
nicht zur Verfügung. Ein Verharren in der Prostitu-
tion oder der Beginn einer kriminellen Karriere bil-
den vielfach die einzigen Perspektiven. 

Die betroffenen Reiseländer sind sich dieser Pro-
blematik zunehmend bewußt geworden. Immer 
mehr Reiseländer haben begonnen, ihr Strafrecht zu 
verändern, indem sie Tatbestände ausweiteten, die 
Schutzaltersgrenze anhoben und Strafen verschärf-
ten. Die Polizeibehörden der Reiseländer haben teil-
weise spezielle task forces für diesen Deliktsbereich 
formiert, in denen besonders geschulte Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamte Dienst tun. Sie führen Son-
deraktionen durch, die darauf abzielen, Prostitutions-
zentren aufzuspüren. Die Strafverfolgung stößt je-
doch immer wieder auf das Problem, daß sich die Op-
fer des Mißbrauchs nicht als Zeugen zur Verfügung 
stellen oder für das weitere Verfahren zur Verfügung 
halten, sei es, daß sie Pressionen von seiten der Täter 
befürchten, von diesen bestochen werden oder Angst 
haben, selbst bestraft zu werden. Die Verbesserung 
der Situation von Opferzeugen und deren Schutz bil-
den deshalb einen weiteren wichtigen Bereich, dem 
sich die Strafverfolgungsorgane der Reiseländer zu-
wenden. Sie stehen mit all diesen Maßnahmen erst 
am Beginn einer Entwicklung, die in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich weit gediehen ist. 

Jedoch ist zu bedenken, daß die sexuelle Ausbeu-
tung von Frauen und Kindern in den ärmsten Regio-
nen dieser Welt sich über einen Zeitraum von Jahr-
zehnten entwickelt und zu einem gewichtigen Faktor 
ökonomischer Existenz in diesen Ländern geworden 
ist. Aus diesem Grunde ist kaum zu erwarten, durch 
punktuelle Maßnahmen die Probleme kurzfristig ei-
ner durchgreifenden Lösung zuführen zu können. Da 
die Armut in den Reiseländern nach den vorliegen-
den Erkenntnissen den Nährboden für die Problema-
tik bildet, muß in der Bekämpfung der Armut ein 
Schwerpunkt der Bemühungen liegen. Die soziale 
und ökonomische Situation der Menschen in den 
Reiseländern muß derart verbessert werden, daß ein 
Abgleiten in die Prostitution nicht stattfindet. Aufge-
rufen sind insoweit zunächst die Reiseländer selbst. 
Gefordert sind aber auch vermehrte Anstrengungen 

in der Wirtschafts- und Entwicklungspolitik der Her-
kunftsländer der Täter. 

Die Bundesregierung ist gewillt, auch in Zukunft 
im Zusammenwirken mit staatlichen und nichtstaatli-
chen Organisationen die ihr gegebenen Möglichkei-
ten nachdrücklich zu nutzen, dem Prostitutionstouris-
mus wirksam entgegenzutreten. 

Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 12 

(Entwurf eines Gesetzes zur Behebung 
und Wiedergutmachung 

von politischen Ungerechtigkeiten 
in der Bundesrepublik Deutschland) 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Jemand hat auf sei-
nem Hängeboden einige verstaubte kommunistische 
Propagandapapiere noch zu liegen gehabt und dar-
aus eine etwas späte Anklage zusammengeschrie-
ben, deren bezeichnendes Merkmal darin besteht, 
daß ihr nicht zu entnehmen ist, welche konkreten 
Untaten der Bundesrepublik denn nun präzise vorge-
worfen werden. 

Der Gesetzentwurf der PDS entbehrt jeder Grund-
lage. Er wird vorgelegt, um die Täuschung der eige-
nen Anhängerschaft fortzusetzen, um die Verfolgung 
wirklichen politischen Unrechts in der DDR zu relati-
vieren und um einen aufgebauten Popanz der PDS 
und die Lebenslüge einzelner ihrer Liebhaber, daß 
nämlich die DDR und die Bundesrepublik in etwa 
gleichwertige Gemeinwesen mit etwa gleichgewich-
tigen, reziprok vorwerfbaren Defiziten darstellen, am 
Leben zu halten. 

Die Bundesrepublik Deutschland war auch wäh-
rend des kalten Krieges zu jeder Zeit Rechtsstaat. Ur-
teile wurden von unabhängigen Gerichten in justiz-
förmigen Verfahren und nach dem Wortlaut rechts-
staatlich einwandfreier Gesetze erlassen. Auch der 
politisch Andersdenkende konnte sich jederzeit auf 
das Grundrecht der Meinungsfreiheit in Art. 5 und 
auf das Widerstandsrecht nach Art. 20 Abs. 4 GG be-
rufen. Was er nicht durfte, war, die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung gegen den in freien Wahlen 
erklärten Willen des Volkes mit Gewalt oder Aufruf 
zu Gewalt zu bekämpfen. Solches Verhalten war 
strafbar und konnte in schweren Einzelfällen zur 
Freiheitsstrafe führen. 

Nach den bitteren Erfahrungen unserer Ge-
schichte halten wir die Demokratie für berechtigt, 
sich mit rechtsstaatlich kontrollierten Mitteln gegen 
ihre inneren Feinde zu verteidigen. Für Fehlentschei-
dungen und Fehlurteile, die auch in einem Rechts-
staat nie ganz auszuschließen sind, stellen das straf-
rechtliche Wiederaufnahmeverfahren und die Ent-
schädigung nach dem Häftlingsentschädigungsge-
setz zu jeder Zeit ein taugliches Instrument für ange-
messene Rehabilitierung dar. 
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Wer die gebotene Verteidigung des demokratisch 
legitimierten Rechtsstaats den millionenfachen sy-
stemimmanenten Repressionen der DDR gleichzu-
stellen versucht, der will die Grenze zwischen oben 
und unten, zwischen Recht und Unrecht zur Bewälti-
gung der eigenen persönlichen Vergangenheit ab-
sichtlich verwischen. „Wir sind alle gleich, blinzelte 
der Pöbel." Das Anliegen des Gesetzentwurfs der 
PDS ist durchsichtig. Das Gesetz wird im Hause 
keine Mehrheit finden. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Wir beraten heute 
in erster Lesung einen Gesetzentwurf von Abgeord-
neten der Gruppe der PDS, der die Behebung und 
Wiedergutmachung von politischen Ungerechtigkei-
ten in der Bundesrepublik Deutschland forde rt . Der 
Entwurf mag gut gemeint sein, er enthält aber derart 
schwerwiegende Mängel, daß man sich fragen muß, 
ob die Verfasser es sich nicht viel zu leicht machen. 

Erstens handelt es sich um die Wiederholung einer 
Gesetzesinitiative aus der letzten Legislaturpe riode. 
Sie haben sich noch nicht einmal die Mühe gemacht, 
auf die Argumente einzugehen, die ihnen mein da-
maliger Kollege Dr. Jürgen Schmude am 17. Juni 
1992 entgegengehalten hat. Die schlichte Neuauf-
lage eines vor 4 Jahren gescheiterten Entwurfes 
könnte die von ihnen so bezeichneten Opfer des Kal-
ten Krieges zu der Frage veranlassen, ob sie von Ih-
nen, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der 
PDS, lediglich als Objekt einer lästigen Pflichtübung 
oder gar als Mittel einer folgenlosen Schaufenster-
politik benutzt werden sollen. 

Zweitens betonen Sie als Anlaß Ihrer Initiative 
nach wie vor das von diesem Parlament verabschie-
dete Erste SED-Unrechtsbereinigungsgesetz, das 
sich mit den Opfern der politischen Strafjustiz der 
DDR befaßt. Diese war verbrecherisch und trug alle 
Merkmale eines Unrechtsregimes. In den politischen 
Strafverfahren der DDR - und nur um diese Verfah-
ren geht es - war Verteidigung eine Farce, waren die 
Richter Büttel Ihrer Vorgängerpartei, der SED, und 
wurden auf Wink von oben sogar Todesurteile ver-
hängt. Jeder Versuch einer Gleichsetzung mit politi-
schen Strafverfahren in der Bundesrepublik auch in 
der Zeit vor 1968 ist geschichtsblind und muß von 
der Mehrheit dieses Parlaments, die Sie doch eigent-
lich überzeugen müßten, als Provokation empfunden 
werden. 

Drittens stellen Sie zwar zutreffend fest, daß das 
politische Strafrecht der Bundesrepublik bis zur Re-
form im Jahre 1968, die das besondere Verdienst des 
SPD-Justizministers Gustav Heinemann war, erhebli-
che Mängel hatte. Es trifft zu, daß bis zur Reform 
politische Gegner, keineswegs nur Kommunisten, 
mit den Mitteln des Strafrechts eingeschüchtert und 
in ihren Grundrechten auf Meinungs- und Informati-
onsfreiheit verletzt worden sind. Aber der Unter-
schied zum SED-Regime bestand da rin, daß der 
Rechtsstaat Bundesrepublik die Kraft zu einer Re-
form gefunden hat und daß mutige Strafverteidiger 
wie Diether Posser sich dafür öffentlich und mit Er-
folg einsetzen konnten. 

Viertens verschweigen Sie in Ihrer Initiative, daß 
das Reformgesetz von 1968 von einem Straffreiheits-
gesetz und der Durchführung von Gnadenverfahren 
begleitet war. In 30 Fällen wurden Reststrafen als 
Folge der Gesetzesänderung getilgt. Es ist grotesk 
und geradezu unwahrhaftig, wenn die PDS heute 
den Eindruck zu erwecken versucht, sie müsse ge-
wissermaßen im Gegenzug zu dem SED-Unrechtsbe-
reinigungsgesetz nunmehr zugunsten der Opfer des 
Kalten Krieges in der Bundesrepublik für Rechts-
staatlichkeit sorgen. Ist Ihnen eigentlich bekannt, 
daß die Hauptstrafen für politische Straftaten in 
Westdeutschland, sosehr sie der Korrektur bedurften, 
sämtlich unter zwei Jahren lagen? Ich zitiere Jürgen 
Schmude: „Die Strafmaße in der DDR waren durch 
Brutalität, durch Vernichtungsstrafen einschließlich 
des Vermögenseinzuges, bis hin zur Einweisung in 
psychiatrische Kliniken gekennzeichnet. " 

Ich sehe über diesen Anlaß hinaus bei Ihnen, Herr 
Heuer, zum wiederholten Mal das Bemühen, das 
staatliche Handeln in der DDR und in der Bundesre-
publik Deutschland auch da auf eine Ebene zu brin-
gen, wo es krasseste Unterschiede gibt, ein Bemü-
hen, auch absurden Unrechtsmaßnahmen der DDR 
den Anschein der Normalität und des Üblichen - 
auch in anderen Staaten üblichen - zu geben. Aber 
so werden Unterschiede, die offenkundig und gravie-
rend sind, eingeebnet, sie werden auch geleugnet. 
Es mag ja sein, daß die Grundlage dieser Haltung bei 
Ihnen und Ihren Kollegen in der Gruppe der PDS die 
Unfähigkeit oder der Unwille zum Begreifen der 
grundlegenden Mängel der Unrechtmäßigkeiten der 
Staatspraxis der DDR ist. Vielleicht ist das als eine 
Art  Selbstrechtfertigung oder Selbstentschuldigung 
erklärbar, sei es persönlich, sei es - vielleicht noch 
mehr - in Ihrer Rolle als Nachfolgepartei der SED. 

Fünftens versuchen sie den von Ihnen so bezeich-
neten Opfern des Kalten Krieges die Chance auf 
Rentenansprüche auf geradezu abenteuerliche 
Weise vorzugaukeln. Da die geringe Dauer des Frei-
heitsentzuges in den uns bekannten Fällen wenig 
hergibt, sehen sie zusätzliche Rentenansprüche für 
die Dauer der Flucht vor politischer Verfolgung in 
der Bundesrepublik vor. Für jeden, der sich der straf-
rechtlichen Verurteilung oder der Inhaftierung entzo-
gen habe und dadurch keine Rentenanwartschaften 
habe begründen können, soll nach § 2 Ihres Gesetz-
entwurfes die Zeit der Flucht für die Dauer des ange-
ordneten oder zu erwartenden Freiheitsentzuges an-
zurechnen sein. Sie werden uns in den Ausschußbe-
ratungen erklären müssen, an welche Personen Sie 
dabei denken. Wir vermissen eine Initiative zugun-
sten der ehemaligen DDR-Bürger, die seit dem 
13. August 1961 nicht oder nur unter Lebensgefahr 
aus der DDR flüchten und deshalb ihrerseits keine 
Rentenansprüche in der Bundesrepublik Deutsch-
land begründen konnten. 

Sechstens verrät es ein geringes rechtsstaatliches 
Grundverständnis, wenn Sie beispielsweise in § 9 Ih-
res Entwurfes für die Aufhebung von gerichtlichen 
Entscheidungen eine Art  Freibeweisverfahren vorse-
hen, in dem sich Art  und Umfang der Ermittlung, ins-
besondere etwaige Beweiserhebungen, nach pflicht- 
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gemäßem Ermessen des zuständigen Gerichts rich-
ten sollen. 

Siebtens und letztens sollten Sie den vorgelegten 
Gesetzentwurf wegen seiner nur beispielhaft aufge-
führten elementaren Mängel zurückziehen. Sie 
könnten statt dessen den von der SPD-Fraktion ein-
gebrachten und vor über 2 Monaten in erster Lesung 
beratenen Gesetzentwurf unterstützen, in dem es 
nicht um Geschichtsverfälschung geht, sondern um 
die vornehme Aufgabe eines jeden Rechtsstaates, 
Fehlurteile in einem rechtsstaatlichen Verfahren zu 
korrigieren. Das geltende Wiederaufnahmerecht be-
darf der Reform, aber nicht so, wie es der auch hand-
werklich unzulängliche Gesetzentwurf der Gruppe 
der PDS vorsieht. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Der Gesetzentwurf der 
PDS ist identisch mit dem der letzten Legislaturperi-
ode und durch das lange Lagern nicht einen Deut 
besser geworden. Ich kann nur wiederholen, was ich 
bei der ersten Beratung des gleichen Gesetzentwur-
fes in der 97. Sitzung des 12. Deutschen Bundestages 
gesagt habe: 

Der Gesetzentwurf der PDS ist eine Verhöhnung 
derer, die in Deutschland Opfer von Diktaturen ge-
worden sind. Es ist der völlig untaugliche Versuch, 
diejenigen, die einen freiheitlichen, demokratischen 
Rechtsstaat beseitigen und einen Unrechtsstaat nach 
DDR-Muster etablieren wollten, von Kollaborateuren 
zu Opfern zu machen. 

Jedes weitere Wo rt  wäre wenige Tage nach dem 
17. Juni eines zuviel zu diesem unerträglichen Ent-
wurf. 

Wer sich sachlich zu diesen Fragen informieren 
will, dem empfehle ich die Lektüre der Erinnerungen 
des ehemaligen nordrhein-westfälischen Justizmi-
nisters Dieter Posser. 

Gerald Häfner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der 
Gesetzentwurf der PDS greift ein besonders trübes 
Kapitel in der Geschichte der alten Bundesrepublik 
auf: die politische Justiz gegen Kommunisten und 
gegen jene, die man in der Adenauer-Ära dafür ge-
halten hat. Ich mache mir hier mit voller Absicht den 
Begriff „politische Justiz " zu eigen, den der jüdische 
Emigrant Otto Kirchheimer geprägt hat. Er meint da-
mit die Dienstbarkeit gerichtsförmiger Verfahren für 
politische Zwecke. Die Verfolgungsmaßnahmen der 
fünfziger Jahre sind hierfür in mehrfacher Hinsicht 
ein Lehrbeispiel. Das Denken und die Haltung, die 
hinter den Ausgrenzungs- und Verfolgungsmaßnah-
men der fünfziger Jahre stehen, lassen sich bis in die 
Berufsverbotepraxis der 70er Jahre hinein verfolgen. 
Opfer dieser Maßnahmen sind zunächst natürlich 
einmal die jeweils betroffenen Bürger; Opfer sind 
darüber hinaus aber auch die Demokratie, die Mei-
nungs- und Redefreiheit und damit das Klima und 
die politische Kultur im Lande. 

Immer wieder wurde Kritikern der seinerzeitigen 
KPD-Verfolgung als angeblicher Erfolg dieser Maß-
nahmen der dramatische Niedergang der KPD in den 
fünfziger Jahren vorgehalten. Konnte die KPD in den 

ersten Nachkriegsjahren noch bis zu 300 000 Men-
schen mobilisieren, so reduzierte sich diese Zahl bis 
zum KPD-Verbot 1956 auf 70 000. In der Illegalität 
schrumpfte dieses Potential dann noch einmal auf ei-
nen harten Kern von 6 000 bis 7 000 Anhängern. 

Bei genauerer Betrachtung fällt aber dieses Argu-
ment sofort in sich zusammen. Ich bin der Überzeu-
gung, daß es dieser häßlichen und politisch schädli-
chen Repressionsmaßnahmen der 50er und 60er 
Jahre überhaupt nicht bedurft hätte. Im Gegenteil! 
Dieser Staat, die neugegründete Bundesrepublik 
und besonders ihre unter starker Mithilfe der Alliier-
ten geschaffene demokratische Ordnung auf der 
Grundlage des Grundgesetzes hat, trotz aller Män-
gel, die Zustimmung des allergrößten Teils ihrer 
Bürgerinnen und Bürger gefunden. Nicht durch das 
Verbot und die Repression ist die Zahl der Kommuni-
sten zurückgegangen - im Gegenteil! Meinungen, 
Überzeugungen lassen sich nicht dauerhaft erfolg-
reich verbieten. Die Menschen sind sehr wohl in der 
Lage, die verschiedenen Politikangebote ohne obrig-
keitliche Bevormundungen selbst zu prüfen und ihre 
Entscheidung zu treffen. Gesinnungsschnüffelei, 
politisch motivierte Personalpolitik oder juristische 
Verfolgung politischer Gegner und Andersdenken-
der stärken einen Staat nicht, sondern schwächen 
ihn. Derartiger Mißbrauch rechtlicher Verfahren 
schwächt die demokratischen Kräfte und Tugenden, 
statt sie zu stärken und führt im Ergebnis zu einem 
Vertrauensverlust gegenüber den staatlichen Institu-
tionen und Repräsentanten. 

Die Elemente einer politischen Justiz, die es über 
längere Zeit in der Bundesrepublik Deutschland gab, 
gehören zu den schweren Belastungen und dunklen 
Flecken, die auf der Weste dieser noch jungen Repu-
blik bleiben werden. Die Grünen haben, solange es 
sie gibt, gegen Berufsverbote, Gesinnungsschnüffe-
lei und politische Justiz und für die rückhaltlose Auf-
arbeitung dieser Vergangenheit gekämpft. 

Ich bedaure zutiefst, daß durch die selbstgerechte 
Haltung der Bundesregierung die Chance verpaßt 
wurde, im Zuge des Vereinigungsprozesses auch die 
westdeutsche Vergangenheit aufzuarbeiten. Das 
hätte übrigens auch der Glaubwürdigkeit im Um-
gang mit den Verbrechen der SED-Diktatur gut ge-
tan. Die Gegner dieser weit größeren Aufarbeitung, 
wie sie häufig in der PDS und ihren Umfeldorganisa-
tionen vorzufinden sind, hätten dann eine billige 
Ausrede weniger gehabt, sich um die dringend not-
wendige Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit zu 
drücken. 

Damit wird aber die Argumentation dieser Teile 
der PDS und der alten Seilschaften nicht glaubwürdi-
ger. Es tut mir leid, Herr Heuer, daß Sie auch in die-
sem Gesetzentwurf der Versuchung wieder nicht wi-
derstehen konnten, durch Aufrechnung abzulenken. 
Sie machen schon im Problemaufriß Ihres Gesetzent-
wurfes klar, worum es Ihnen geht: um die Gleichset-
zung der Geschichte beider deutscher Staaten. Sie 
wollen Unvergleichliches gleichsetzen. Da ist es 
dann nicht mehr weit bis zur Gleichstellung des 
Schießbefehls an der Mauer, die die DDR wie in ei-
nem Gefängnis um ihre Bürger errichtet hat, mit dem 
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sehr viel eingeschränkteren Recht zum Gebrauch 
von Waffen im Westen. Im nächsten Schritt wird die 
Schnüffelei und Zersetzungsarbeit der Stasi durch 
den Verweis auf die Tätigkeit des bundesdeutschen 
Verfassungsschutzes relativiert. Herr Heuer, es ist 
dieser falsche Zungenschlag, der mich stört. Aber in 
der Kritik an der bundesdeutschen Verfolgungspra-
xis stimme ich Ihnen durchaus zu. 

Ihre Initiative wäre glaubwürdiger, Herr Heuer, 
wenn Sie sich mit gleicher Intensität und Vehemenz 
für die rückhaltlose Aufarbeitung und Wiedergutma-
chung des hunderttausend-, ja millionenfach in der 
DDR geschehenen, ungleich viel größeren Unrechts 
einsetzen würden. Wo bleibt Ihre Initiative für die Re-
habilitierung und Entschädigung aller Opfer des 
DDR-Unrechts? Anders als Sie, Herr Heuer, bin ich 
der Auffassung, daß es hier keinen Schlußstrich und 
schon gar kein „Strafverfolgungsbeendigungsge-
setz", wie von der PDS verlangt, geben darf. Auch 
die Stasi-Unterlagen müssen offen bleiben. Wir wol-
len keine Aufrechnung mit dem Ziel der Verharmlo-
sung, sondern wir wollen mehr Demokratie, Abbau 
von obrigkeitlicher Bevormundung, Überwindung 
jedweder Geheimdienststrukturen und mehr öffentli-
che Transparenz. 

Anlage 10 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 13 

(Rechtliche Regelung gentechnischer Lebensmittel) 

Marina Steindor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Wir bringen heute abend unseren Antrag „Rechtli-
che Regelung gentechnischer Lebensmittel" ins Par-
lament ein, weil wir der Auffassung sind, daß jetzt 
genau der richtige Zeitpunkt dafür ist, und zwar des-
halb, weil sich das Europäische Parlament und die 
Kommission in ihren Beschlüssen unversöhnlich ge-
genüber stehen. 

Laut Umfragen lehnen 70 Prozent der bundesrepu-
blikanischen Bevölkerung gentechnisch hergestellte 
Lebensmittel ab, 90 Prozent möchten eine umfas-
sende Kennzeichnung. Hier ist Handeln der Regie-
rung angesagt. 

Eine Zusammenschau der gentechnischen Aktivi-
täten im Lebensmittelbereich ergibt ein genetisches 
Umbauprogramm fast aller bewäh rten Lebensmittel. 
Nutzpflanzen, Starterkulturen, Nutztiere, fermentie-
rende Bakterien, Hefen, Schimmelpilze etc. - alle 
sollen gentechnisch verändert werden. Gentechni-
sche Kunstnahrung ist das Ergebnis. Kartoffeln mit 
Scorpiongiftgenen, Erdbeeren mit dem Antifrostgen 
der Flunder. 

Die schädlichen, nicht absehbaren Folgen von 
Genmanipulationen sind vielfältig: Lachse mit Frost-
schutzgenen wurden doppelt so groß und durchset-
zungsfähiger gegenüber ihren unmanipulierten A rt

-genossen. Eine Sojabohne, der gentechnisch ein ein-
ziges Paranußgen eingefügt worden war, löste unvor

-

hergesehene allergische Reaktionen aus. Ein gen-
technisch veränderter Raps kreuzte seine „neuar-
tige" Eigenschaft an verwandte Pflanzen aus. Ein 
genverändertes, alkoholherstellendes Bakterium 
hätte Pflanzen zum Absterben gebracht und Boden-
fruchtbarkeit zerstört. Die Liste ließe sich verlängern. 

Nachteilige Folgen der Gentechnologie für 
Mensch und Umwelt werden aus Standortgründen 
unter den Tisch gekehrt. Die industrienahe For-
schung liefert Unbedenklichkeitsbescheinigungen. 
Die Politik sichert dieser angeblichen Schlüsseltech-
nologie mit Durchsetzungsgesetzen die rechtliche 
Basis oder durch schlichtes Nichtstun. 

Ich möchte an dieser Stelle betonen, daß ich es für 
ein unverantwo rtliches Versäumnis dieser Bundesre-
gierung halte, nicht schon vor Jahren im Sinne einer 
rechtlichen Regelung gentechnischer Lebensmittel 
unter deutschem Lebensmittelrecht tätig geworden 
zu sein wie Großbritannien, die Niederlande und 
jetzt auch die Schweiz. Wir wissen aus den Debatten 
um BSE, daß die Bundesregierung sehr wohl in der 
Lage ist, die Karte des nationalen Alleingangs zu zie-
hen, um auf die Politik der Europäischen Union ein-
zuwirken, sie zu dynamisieren. 

Was die Kennzeichnung gentechnischer Lebens-
mittel betrifft, so besteht in diesem Hohen Hause nur 
scheinbare Einigkeit zwischen den Fraktionen. Vor 
allem aber widerspricht sich die Regierung selbst, 
wie das Umweltbundesamt kürzlich bei einem Be-
such des Agrarausschusses ausführte. Landwirt-
schaftsminister Borche rt  zieht einen nationalen Al-
leingang als letzte Alte rnative in Erwägung und 
spricht von klarer Kennzeichnung und sogar einer 
Positivkennzeichnung „gentechnikfrei" . Bundesge-
sundheitsminister Seehofer spricht dagegen von um-
fassender Kennzeichnung und lehnt einen nationa-
len Alleingang ab. Seine Staatssekretärin Bergmann-
Pohl möchte nur eine Kennzeichnung unter dem Ge-
sichtspunkt möglicher Schäden und Risiken. 

Wir haben mit unserem Antrag Eckpunkte einer 
nationalen Zulassungs- und Kennzeichnungsverord-
nung für gentechnisch hergestellte bzw. veränderte 
Lebensmittel und Lebensmittelzutaten ausgearbei-
tet. Sie basieren auf strengen Kriterien der Gesund-
heitsvorsorge und einem umfassenden Verbraucher-
schutz. 

Noch immer wird auf der europäischen Ebene das 
sogenannte vierte Kriterium diskutiert, also die sozio-
ökonomische Abschätzung eines gentechnisch her-
gestellten Produktes. Noch immer besteht der fol-
gende politische Widerspruch in der EU: Es besteht 
ein Moratorium für das gentechnische Rinderwachs-
tumshormon, das die EU-Kommission landwirt-
schaftspolitisch ablehnt, und gleichzeitig wird die 
Forderung des Europäischen Parlaments nach einer 
sozioökonomischen Überprüfung aller gentechni-
schen Produkte immer wieder zurückgewiesen. Wir 
aber halten die Überprüfung des Nutzens und der 
möglichen gesellschaftlichen Folgen eines Produktes 
für unverzichtbar. 

Wir haben deshalb in unserem Verordnungsent-
wurf Vorschläge gemacht, wie man die Sinnhaftig- 
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keit gentechnischer Lebensmittel prüfen kann, im 
Vergleich zu den bewährten Lebensmitteln, die 
schon jetzt auf dem Markt sind. Wir sind dabei im 
Saatgutrecht und auch im Lebensmittelrecht fündig 
geworden, obwohl behauptet wird, daß es derlei Prü-
fungen im Rechtssystem nicht gebe. 

Nach dem Saatgutrecht muß eine neue Sorte bes-
ser sein als diejenigen Sorten, die schon auf dem 
Markt sind. Bei einem gentechnischen Lebensmittel 
müßte nach unserer Verordnung der Beweis erbracht 
werden, daß es deutlich besser ist als die auf dem 
Markt befindlichen Produkte, und es müßte natürlich 
auch die anderen Kriterien erfüllen, um überhaupt 
zugelassen werden zu können. 

Dazu zählen strenge Zulassungskriterien wie die 
völlige gesundheitliche Unbedenklichkeit genauso 
wie die technologische Notwendigkeit. Dieser Begriff 
stammt aus den rechtlichen Regelungen für Zusatz-
stoffe. Wir möchten, daß bei gentechnischen Lebens-
mitteln der Beweis erbracht wird, warum sie oder be-
stimmte Zusatzstoffe eingesetzt werden müssen, 
wenn es schon als sicher bekannte Verfahren gibt, 
um ein bestimmtes Lebensmittel herzustellen. Auch 
Änderungen der Beschaffenheit bei der Zusammen-
setzung eines Lebensmittels oder einer Lebensmittel-
zutat, die Folge gentechnischer Modifikationen sind, 
sind jeweils auf ihre technologische Notwendigkeit 
zu überprüfen. Produktspezifische Kriterien und 
Öffentlichkeitsbeteiligung sind eine Selbstverständ-
lichkeit, sie sind nach dem Vorsorgeprinzip unab-
dingbar. 

Wir beziehen auch Zusatz-, Aroma- und Füllstoffe 
mit ein genauso wie Enzyme, die derzeit überhaupt 
noch nicht lebensmittelrechtlich erfaßt sind. Die In-
dustrie müßte nach unserer Verordnung Nachweis-
verfahren mit zur Verfügung stellen. Wir setzen uns 
auch für eine umfassende Kennzeichnung von Le-
bensmitteln, die gentechnisch hergestellt werden, 
ein. Das bedeutet beispielsweise, daß auch ein Zuk-
ker aus einer gentechnisch veränderten Zuckerrübe 
gekennzeichnet werden müßte genauso wie bei-
spielsweise Sojaprodukte aus herbizidresistenten So-
japflanzen. Die derzeit in der EU verhandelten Ent-
würfe für eine Novel-Food-Verordnung erfassen 
diese Produkte nicht. 

Während es auf der Seite der Indust rie Firmen gibt, 
die kein Problem mit einer umfassenden Kennzeich-
nung haben, stehen auf der anderen Seite regel-
rechte ökonomische Fundamentalisten, für die Um-
weltschutz und Verbrauchermitsprache Fremdwörter 
sind. Lebensmittel dürfen aber nicht länger ein Indu-
striegeheimnis sein, und Verbraucherinnen und Ver-
braucher sind keine standortfördernden Abfüllstatio-
nen. 

Ganz besonders kraß werden derzeit diese Ver-
hältnisse bei den gentechnisch herbizidresistent ge-
machten Sojabohnen von Monsanto deutlich, die im 
Herbst dieses Jahres erstmals nach Europa kommen. 
Die Pressekonferenz des Verbandes Deutscher Öl-
mühlen am Dienstag diente nur der Beschwichti-
gung der Öffentlichkeit. Gesundheitliche und ökolo-
gische Bedenken gebe es nicht, eine Kennzeichnung 
sei nicht zielführend im Sinne einer sinnvollen Ver

-

braucherinformation, hieß es da. Es gibt aber bereits 
jetzt Hinweise darauf, daß bei Bohnenpflanzen unter 
Herbizidstreß neue, unbekannte Stoffwechselwege 
entstehen können, die zu neuen hormonell wirken-
den Pflanzeninhaltsstoffen führen. 

Von den zirka 45 000 Lebensmitteln, die auf dem 
deutschen Markt sind, haben ungefähr 20 000 etwas 
mit Soja zu tun. Sojaöl steckt in Pflanzenfetten zum 
Braten, in Marga rine, Brotaufstrichen, Kuchen, Süß-
waren, Feinkostsaucen usw. 

Essen bedeutet mehr als sich einfach nur ernähren. 
Essen ist nicht nur ein lebenswichtiger Vorgang, son-
dern hat auch etwas mit Kultur, Moral und dem 
grundsätzlichen Verhältnis zur Natur zu tun. Wir hal-
ten Kennzeichnung von gentechnischen Lebensmit-
teln und weitere Verbraucherinformationen für ein 
fundamentales Recht der Bürgerinnen und Bürger in 
unserem Land. 

In der wirtschaftswissenschaftlichen Theo rie ist im-
mer wieder die Rede davon, daß sich der Markt nach 
Angebot und Nachfrage auspendelt. Eine ökologisch 
und werteorientierte Grundorientierung ist do rt  nicht 
vorgesehen. In der Studie „Zukunftsfähiges Deutsch-
land" des Wuppertal Instituts, die es im Aufrag von 
Misereor und dem BUND erstellt hat, kommt dage-
gen dem Verbraucherverhalten bei dem gesellschaft-
lichen Erkämpfen einer „grünen" Marktagenda und 
Mitgestaltung der Produktion zentrale Bedeutung 
zu. 

Wie aber soll eine Verbraucherin ohne umfassende 
Kennzeichnung gentechnikfreie Produkte nachfra-
gen? 

Herrschaft kommt in den demokratischen Staaten 
manchmal sehr versteckt daher. Bei den Verhältnis-
sen auf dem Lebensmittelmarkt und auch den Ver-
hältnissen auf dem Weltmarkt haben wir es eindeutig 
mit struktureller Gewalt zu tun: strukturelle Gewalt 
zwischen Konzernen und Lebensmittelanbietern ge-
genüber Verbrauchern, strukturelle Gewalt, die in 
Handelsverträgen zwischen Staaten niedergelegt 
sind. 

Ich möchte an dieser Stelle auf das Blair-House-
Abkommen mit den Vereinigten Staaten als Teil der 
GATT-Vereinbarungen zu sprechen kommen. Dieses 
beschränkt den Anbau von Raps und Sonnenblumen 
in der Europäischen Union. Es führt in Folge zu ei-
nem regelrechten Zwangsimport von US-amerikani-
schen Sojabohnen. 

Die Ölmühlen behaupten, die Vertriebswege für 
genveränderte und nicht veränderte Sojabohnen lie-
ßen sich nicht trennen. Fakt aber ist, daß die Anbie-
ter diese Sojabohnen nicht trennen wollen. Soja wird 
in der Welt hauptsächlich von den Vereinigten Staa-
ten, Argentinien und Brasilien angeboten. Mit einer 
Diversifizierung des Sojaangebots in zwei Kategorien 
könnte es sogar zu einem Vorteil für die Entwick-
lungsländer kommen. Dies aber versuchen die Verei-
nigten Staaten um jeden Preis zu verhindern. Ich 
frage die Regierungskoalition: Für wen sind Sie ei-
gentlich da? Für die bundesdeutschen Verbraucher-
innen und Verbraucher oder für die Sojafarmer der 
Vereinigten Staaten? Um eine grüne, ökologische, 
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werteorientierte Marktagenda zu erkämpfen, die die 
Natur und Lebewesen respektiert und sie nicht nach 
kurzsichtigen Nützlichkeitskriterien umkonstruiert 
und entwertet, ist es unerläßlich, politische Markt

-

Gegenmacht aufzubauen. 

Editha Limbach (CDU/CSU): Der Antrag von 
Bündnis 90/Die Grünen, der heute hier zur Debatte 
steht, greift zwar auch Gedanken auf, die durchaus 
vernünftig sind, ist aber dennoch insgesamt überflüs-
sig. 

So wird verlangt, es dürften gentechnisch verän-
derte Lebensmittel nur dann in den Verkehr ge-
bracht werden, wenn ihr Verzehr für die Verbraucher 
gesundheitlich unbedenklich sei. Das ist selbstver-
ständlich ein vernünftiger Gedanke. Aber das ist 
doch schon geltendes Gesetz. Eines gesonderten An-
trags bedarf es nicht. Natürlich darf - so steht es zum 
Beispiel im Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände-
gesetz (LMBG) - grundsätzlich kein Lebensmittel in 
den Verkehr gebracht werden, das diesem Anspruch 
der gesundheitlichen Unbedenk lichkeit nicht ge-
recht wird. Wie gesagt, ein vernünftiger Gedanke, 
aber längst in Gesetz und Verordnung gegossen. 

In dem Antrag wird weiter verlangt, daß alle gen-
technisch veränderten Lebensmittel gekennzeichnet 
werden müßten. Auch dies ist ein vernünftiger Ge-
danke. Deshalb hat der Bundestag schon längst die 
entsprechenden Beschlüsse gefaßt und deutlich ge-
macht, daß eine umfassende und praktikable Kenn-
zeichnung für gentechnisch veränderte Lebensmittel 
notwendig ist. Daß entsprechende Regelungen auf 
der europäischen Ebene gelegentlich erst nach län-
geren Diskussions- und Entscheidungsprozessen er-
reicht werden können, ist zwar ärgerlich, ändert aber 
nichts daran, daß nicht nur der Bundestag selbst, 
sondern auch die Bundesregierung entschieden für 
die Kennzeichnung gentechnisch veränderter Le-
bensmittel eintreten und nicht erst auf Grund des 
heute vorliegenden Antrags dazu gebracht werden 
müssen. 

Noch einen weiteren Aspekt des Antrags möchte 
ich aufgreifen. Es wird gefordert, daß gentechnisch 
veränderte Lebensmittel nur nach sorgfältigen Prü-
fungen genehmigt werden dürfen. Auch dies ist ein 
vernünftiger Gedanke. Aber auch hier gibt es doch 
längst Vorschriften und Regelungen, die die Geneh-
migungsvoraussetzungen und die Genehmigung 
selbst klären, und zwar unter sehr strengen Anforde-
rungen. Also erneut ein vernünftiger Gedanke, aber 
längst in die Tat umgesetzt. 

Sollte also der vorliegende Antrag tatsächlich nur 
gestellt worden sein, um Verbesserungen oder Er-
gänzungen bei bestehenden Gesetzen und Regelun-
gen zu erreichen? Nein, das ist auch bei sehr sorgfäl-
tiger Lektüre und Analyse aus diesem Antrag nicht 
abzuleiten. Nein, hier wird der unvergängliche Titel 
„Rechtliche Regelung gentechnischer Lebensmittel" 
gewählt, um auf einem Dutzend Seiten in durchaus 
vernünftigen Gedanken versteckt den Einsatz der 
Gentechnik bei Lebensmitteln letztlich uninteres-
sant, ja unmöglich zu machen. 

Weshalb sonst sollte ein nach strengen Maßstäben 
bereits geprüftes und genehmigtes Produkt noch ei-
nem zusätzlichen, komplizierten Genehmigungsver-
fahren unterworfen werden? Warum sonst sollten Zu-
taten und Zusatzstoffe, die mit gentechnisch verän-
derten Organismen hergestellt werden, nicht nur 
„die in der Zusatzstoff-Verkehrsverordnung festge-
legten Qualitätsanforderungen hinsichtlich Reinheit, 
chemischer und mikrobieller Kontaminationen" ein-
halten, was vernünftig und richtig ist, sondern nach 
dem Willen der Antragsteller zusatzlich „auch wei-
tere, im einzelnen noch zu formulierende gentech-
nisch-spezifische Anforderungen"? 

Bereits in der Debatte über die Kennzeichnung 
gentechnisch veränderter Lebensmittel am 1. Juni 
1995 hat die Rednerin der Grünen die wahren Motive 
schon selbst benannt, als sie sagte, es gehe „bei der 
Gentechnologie um die Frage, ob und wie eine derar-
tige Risikotechnologie überhaupt verantwortbar" sei. 
Verantwortliches Handeln ist in der Tat gefragt. Wir, 
die CDU/CSU, werden auch in Zukunft verantwort-
lich handeln, wie bisher in Fragen der Gentechnik. 
Wir werden aber nicht nur alles tun, um Risiken zu 
vermeiden, sondern wir werden auch die Chancen 
nutzen, die die Gentechnik bietet. Auf beides, Risiko-
vermeidung und Chancenwahrung, haben die Men-
schen in unserem Land einen Anspruch. 

Antje-Marie Steen (SPD): Bei Nahrungsmitteln 
sind an die Sicherheit besonders hohe Maßstäbe an-
zulegen, denn wir nehmen sie täglich, ein ganzes Le-
ben lang, zu uns. Über nichts sonst stimmen Ver-
braucher und Verbraucherinnen so schnell mit ihren 
Füßen ab wie bei dem Verdacht auf Lebensmittelma-
nipulation. Dies traf und trifft insbesondere zu bei in 
der Vergangenheit erfolgten Skandalen wie mit Pe-
stiziden belastete Kinderkost, gepanschter Wein, Rin-
derwahnsinn. Die Bürger und Bürgerinnen verlieren 
das Vertrauen in die Unbedenklichkeit von Lebens-
mitteln. 

Mit dem Einzug der Gentechnologie in die Lebens-
mittelproduktion schicken sich Wissenschaft und Le-
bensmittelindustrie nun an, ein weiteres Feld des Mi-
krokosmos zu erobern und uns Verbrauchern und 
Verbraucherinnen die schöne neue Welt gestylter 
und designeter Nahrungsmittel vorzugaukeln. Mög-
licherweise werden diese neuen bio- und gentechno-
logischen Verfahren die wirtschaftliche Produktion 
und auch das alltägliche Leben in einer Weise verän-
dern, die in bezug auf die Technologien nur mit dem 
Siegeszug der Mikroelektronik vergleichbar ist. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat ihre Haltung zum 
Problem der genetisch bearbeiteten Lebensmittel in 
mehreren Anträgen bereits in der vergangenen und 
auch in dieser Legislaturpe riode (zuletzt durch 
Drucksachen 13/1549 und 13/1596) klar zum Aus-
druck gebracht. 

Bis heute allerdings steht unser Antrag zur Kenn-
zeichnung gentechnisch hergestellter und veränder-
ter Lebensmittel noch im „Beratungsstau", oder ist es 
vielleicht die Absicht der Regierung, auch hier das 
Problem auszusitzen? Ein ähnliches Schicksal erlei- 
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det die Novel-Food-Richtlinie, auch sie ist immer 
noch nicht abschließend beraten. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, gegenüber 
den Gremien der Europäischen Union eine umfas-
sende und ausnahmslose Kennzeichnungspflicht für 
gentechnisch hergestellte und veränderte Lebens-
mittel in Europa zu vertreten und auf deren Veranke-
rung in der geplanten Novel-food-Verordnung hinzu-
wirken. Außerdem ist das Vorsorgeprinzip und die 
Verantwortung der Produzenten zu verankern. 

Die Unsicherheiten in der Risikoabschätzung 
neuer bio-technologischer Verfahren in der Lebens-
mittelproduktion rufen nach Maßnahmen, die für die 
Mehrzahl der Produkte geltenden Vorschriften zur 
Produkthaftung in der EU verbindlich auszuweiten 
auf die Urproduktion, die Entwicklungsrisiken und 
die möglichen ökologischen Folgen, die durch die 
Verbreitung gentechnisch veränderter Zellen und 
Zellbestandteile in Lebensmitteln erfolgen können. 

Wir stimmen dahin gehend mit dem Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen überein, daß es 
dringend erforderlich ist, gentechnisch hergestellte 
bzw. veränderte Lebensmittel, -zutaten und -zusatz-
stoffe im Sinne umfassenden Verbraucherschutzes zu 
regulieren. 

Gleichwohl gibt es aus Sicht der SPD konkrete Kri-
tik am Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Eine GenLMV auf nationaler Ebene ist aus fachlicher 
Sicht nicht ausreichend und auch nicht erstrebens-
wert. Aufgrund der freien Warenströme im europäi-
schen Binnenmarkt und infolge des § 47 a Lebensmit-
tel- und Bedarfsgegenständegesetzes könnte diese 
Verordnung die Vermarktung gentechnisch verän-
derter Lebensmittel nicht verhindern. Nach § 47 a 
LMBG können Produkte, die in anderen Ländern der 
EU bereits rechtmäßig in den Verkehr gebracht wor-
den sind, auch dann nicht vom deutschen Markt 
ferngehalten werden, wenn sie die Kriterien des na-
tionalen Lebensmittelrechtes nicht erfüllen. Sie er-
halten dann eine sogenannte Allgemeinverfügung, 
also eine Zulassung für den deutschen Markt. Den 
Weg, den die Kolleginnen und Kollegen von Bünd-
nis 90/Die Grünen propagieren, halten wir daher für 
wenig wirksam, um den notwendigen Schutz der 
Verbraucherinnen und Verbraucher zu sichern. 

Zudem wird offenbar übersehen, daß gentechnisch 
veränderte Organismen bereits eine Zulassung nach 
dem Gentechnikgesetz benötigen, wie es die Richtli-
nie der Europäischen Union vorsieht. Diese Zulas-
sung aber gilt nicht für Produkte, die aus diesen Or-
ganismen hergestellt werden. Konkret: das Tomaten-
mark, das aus gentechnisch veränderten Tomaten 
hergestellt ist, benötigt keine neue Zulassung. Auch 
hier ist Transparenz gefordert. Der Verbraucher muß 
erkennen, ob gentechnisch veränderte Ausgangspro-
dukte zur Herstellung des Lebensmittels verwandt 
wurden. 

Grundsätzliche Übereinstimmung mit dem vorlie-
genden Antrag, auch wenn sich im Detail für uns 
Überarbeitungsbedarf ergibt, können wir zu folgen-
den Punkten signalisieren: 

- Aufforderung an die Bundesregierung, auf die EU 
bei der Schaffung der Novel-Food-Verordnung 
hinsichtlich einer umfassenden Zulassungs- und 
Kennzeichungs-VO einzuwirken und 

- Aufforderung an die Bundesregierung, innerhalb 
der Codes-Alimentarius-Kommission auf die Erar-
beitung von entsprechenden Empfehlungen und 
Standards hinzuwirken. 

Auf dem europäischen Markt gibt es bereits gen-
manipulierte Nahrungsprodukte, insbesondere gen-
manipulierte Milchprodukte sowie Tomaten, Kaffee, 
Kakao, Vanille, Bananen und Zuckerrüben. Sehr viel 
tut sich im Enzymbereich, also bei der Anwendung 
der Enzyme, die aus oder durch gentechnisch verän-
derte Mikroorganismen gewonnen werden. Wieviele 
solcher Produkte auch in der Bundesrepublik ange-
boten werden, ist im Moment aufgrund der mangel-
haften Kennzeichnung nicht auszumachen, aller-
dings entstehen 40 Prozent der Nahrungsmittel unter 
Zuhilfenahme von manipulierten Enzymen. 

Unbemerkt von der Öffentlichkeit erreichen immer 
mehr Lebensmittel unsere Küche. Ab Herbst 1996 
wird eine gentechnisch veränderte Sojabohne aus 
den USA in Deutschland zu Sojaöl verarbeitet, in 
Margarine oder anderen Fettprodukten auf dem 
deutschen Markt auftauchen, ohne Kennzeichnung 
der Genmanipulation, ebenso wie holländischer Ra-
diccio, für den ein EU-weites Genehmigungsverfah-
ren läuft. 

Verbraucher und Verbraucherinnen haben das 
Recht auf ausnahmslose, umfassende und verständli-
che Produktinformation. Ein verbindliches Zulas-
sungsverfahren ist unverzichtbar, die Genehmi-
gungsverfahren sind unter Beteiligung von Verbrau-
cher- und Umweltverbänden sowie durch die Veröf-
fentlichung der Ergebnisse transparent zu machen. 

In großem Umfang laufen in Deutschland Freiland-
versuche mit gentechnisch veränderten Pflanzen, so 
auch in meinem Wahlkreis Ostholstein mit manipu-
liertem Raps. Bei den Versuchen sind die Risiken der 
Freisetzung für Natur und Umwelt nicht absehbar. 
Freigesetzte Organismen und manipulierte Erbinfor-
mationen sind nicht rückholbar und können zu bis-
her unbekannten ökologischen und ökonomischen 
Folgen führen. Außerdem erhöht sich die Abhängig-
keit der Landwirtschaft von der Agrarindustrie noch 
weiter, so wie sich auch der Trend zu Monokulturen 
verstärkt. 

Als vor kurzer Zeit die belgische Biotechnologie

-

Firma Plant Genetic Systems (PGS) ihr gentechnisch 
verändertes Saatgut für Raps auf den Markt brachte, 
hat die Bundesregierung keinen Widerspruch einge-
legt und eine Kennzeichnungspflicht nicht verlangt. 
Damit ist der Präzedenzfall geschaffen für die Ver-
marktung gentechnisch veränderter Nutzpflanzen, 
da bereits die Zulassung für die Verwertung in Nah

-

rungs- und Futtermitteln beantragt wurde. 

Man kann sich unschwer des Eindrucks erwehren, 
daß der Mensch sich zum Schöpfer neuen Lebens 
aufschwingt, damit aber Artenvielfalt vernichtet und 
ökologische Ansätze in der Landwirtschaft verhin-
dert. Mir allerdings erscheint es erstrebenswert, lie- 
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ber eine verfaulte Erdbeere auf dem Teller zu finden 
als unübersehbare Risiken für Umwelt und Men-
schen durch freigesetzte transgene Lebewesen in 
Kauf zu nehmen oder an einer Allergie zu erkranken 
durch eine manipulierte Erdbeere, die, mit einem 
Fischantigen ausgerüstet, diese Erkrankung auslöst. 

Geradezu grotesk muß der Beschluß des EU-Mi-
nisterrates für eine EU-weite Regelung anmuten, nur 
bei solchen Lebensmitteln eine Kennzeichnung vor-
zusehen, wenn sich das Produkt „signifikant" von 
den konventionellen unterscheidet, also nur solche 
Lebensmittel, denen man die Veränderung durch 
gentechnische Verfahren bereits ansieht. Bewußte 
Kaufentscheidungen der Verbraucher werden da-
durch unterlaufen. Nach Umfragen wünschen mehr 
als 50 Prozent der EU-Bevölkerung eine Kennzeich-
nung; in Deutschland sogar mehr als 90 Prozent. Mit 
diesem Entscheid in der Frage nach Kennzeichnung 
leistet sich der Ministerrat die größte Mißachtung der 
Verbraucherinteressen, wenn er der Kennzeichnung 
eine Absage erteilt. Und noch immer schmort die No-
vel-Food-Verordnung in Brüssel. Wir fordern auch im 
Sinne des vorsorgenden Verbraucherschutzes eine 
Festschreibung der umfassenden Verantwortung des 
Anbieters für sein Produkt, eine Produkthaftung der 
Urproduktion und der Entwicklungsrisiken sowie 
eine Umkehr der Beweislast. 

Der Erhalt des ökologischen Gleichgewichts der 
Erde ist wichtiger denn je. Die SPD-Bundestagsfrak-
tion nutzt deshalb auch in der vergangenen Woche 
die in Leipzig stattfindende sogenannte Technische 
Konferenz zur Erhaltung der biologischen Vielfalt, 
um erneut auf die Notwendigkeit des Erhalts der ge-
netischen Ressourcen hinzuweisen. Dazu wurde der 
SPD-Antrag „Erhaltung und Nutzung der biologi-
schen Vielfalt landwirtschaftlicher Nutzpflanzen" 
formuliert, der die notwendigen Maßnahmen defi-
niert. 

Nachdenklich muß stimmen, daß überraschender-
weise die EU-Kommission ihren Vorschlag zur Zulas-
sung von gentechnisch verändertem Mais zurückge-
zogen hat. Kritiker sehen in der Freisetzung der 
Pflanze sowohl Gefahren für die menschliche Ge-
sundheit als auch für das Ökosystem. 

Anscheinend sind die von uns immer wieder erho-
benen Vorwürfe wegen der fehlenden Umwelt- und 
Gesundheitsverträglichkeitsabschätzung doch bit-
tere Realität. Deshalb muß die Bundesregierung 
nachdrücklich aufgefordert werden, die Forschung 
bezüglich alternativen gesundheits-, umweit- und so-
zialverträglichen Erzeugungsmethoden für Lebens-
mittel sowie bezüglich der Risiken und Sicherheits-
fragen gentechnischer Verfahren in der Lebensmit-
telherstellung zu fördern. 

Ich möchte nochmals darauf hinweisen, daß wir in-
haltlich dem vorgelegten Antrag im weitesten Sinne 
folgen können, allerdings den vorgeschlagenen Weg 
einer GenLMV als für nicht wirksam halten. Es muß 
das Ziel des vorsorgenden Verbraucherschutzes sein, 
eine umfassende und ausnahmslose Kennzeich-
nungspflicht für gentechnisch hergestellte und ver-
änderte Lebensmittel in ganz Europa verpflichtend 
zu erreichen. Dazu ist eine Verankerung der vorge-

nannten Ziele in der geplanten Novel-Food-Verord-
nung zu erwirken. 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Mir fehlt das Verständ-
nis dafür, daß ein solcher Antrag zum jetzigen Zeit-
punkt beraten werden muß. Wir haben die Situation, 
daß auf der europäischen Ebene eine Einigung zu 
den Fragen der Zulassung und Kennzeichnung gen-
technologisch hergestellter Lebensmittel angestrebt 
wird. Die Anstrengungen laufen auf Hochtouren, 
und es ist keinesfalls ausgeschlossen, daß man hier 
zu einer vernünftigen und praktikablen Lösung 
kommt. Vor diesem Hintergrund ist eine nationale In-
itiative für mich zum jetzigen Zeitpunkt weder not-
wendig noch sinnvoll. Vielmehr sollten die Ergeb-
nisse der Beratungen auf der europäischen Ebene 
zunächst abgewartet werden. 

Die von den Grünen beschworene Gefahr, daß 
nunmehr gentechnologisch veränderte Lebensmittel 
auf den bundesdeutschen Markt strömen, kann ich 
so nicht teilen. Überhaupt, wenn man sich einmal 
den Antrag ein wenig genauer anschaut, dann hat 
man den Eindruck, die Grünen würden am liebsten 
jedes Lebensmittel einem Zulassungsverfahren und 
die Produkte, die heute schon auf dem Markt sind, 
selbstverständlich auch einem Nachzulassungsver-
fahren unterwerfen. Dann hätten wir dort die glei-
chen Probleme wie im Arzneimittelbereich, aller-
dings um ein Mehrfaches vom Umfang her poten-
ziert. Das ist für mich die Perversion berechtigter 
Schutzinteressen der Verbraucherinnen und Ver-
braucher. 

Worauf es ankommt, ist, ein geregeltes Verfahren 
für die Produkte zu finden, bei denen gesundheitli-
che Auswirkungen auf den menschlichen Organis-
mus nicht von vornherein völlig ausgeschlossen wer-
den können. Worauf es für mich auch ankommt, ist, 
daß der Verbraucher darüber informiert wird, was er 
kauft. 

Das bedeutet eindeutig: Wir brauchen eine umfas-
sende Kennzeichnungspflicht gentechnologisch her-
gestellter Lebensmittel, die so praktikabel sein muß, 
daß sich ihr Informationsgehalt dem Käufer erschlie-
ßen kann. Mit einer ellenlangen Auflistung unbe-
kannter Begriffe wird man dem nicht gerecht. 

Ich stelle damit fest, daß das in der Novel-Food-
Verordnung vorgesehene Verfahren einer Zulassung 
durch die nationalen Behörden mit entsprechender 
Zulassung in anderen EG-Ländern, sofern es keine 
Einsprüche gibt, sinnvoll und praktikabel ist. Die 
Einleitung eines gemeinschaftlichen Verfahrens für 
die Fälle, in denen Bedenken gegen die Zulassung 
geltend gemacht werden, ist sachgerecht und sinn-
voll. Dieses Verfahren sollte zur Anwendung kom-
men. Es garantiert am besten eine EG-weit einheitli-
che Handhabung und ist damit einem nationalen Zu-
lassungsverfahren allemal vorzuziehen. Darüber hin-
aus gehe ich davon aus, daß sich die Bundesregie-
rung wie bisher auch weiterhin dafür stark machen 
wird, daß es auf der europäischen Ebene eine prakti-
kable und sinnvolle Kennzeichnung gentechnologi-
scher Lebensmittel geben wird. 
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Wolfgang Bierstedt (PDS): Die mit Änderung vom 
Europaparlament am 13. März diesen Jahres verab-
schiedete „Novel-Food-Verordnung" macht die Be-
handlung des hier vorliegenden Antrags der Fraktion 
des Bündnisses 90/Die Grünen, dem wir trotz einiger 
Bedenken zustimmen werden, zwingend notwendig. 

Die PDS tritt vom Grundsatz her nach wie vor für 
ein Verbot von gentechnisch manipulierten Lebens-
mitteln ein. Wir bezweifeln, daß die bisher verwende-
ten Genehmigungs- und Zulassungsverfahren mögli-
che chronisch-toxische, karzinogene, teratogene, 
mutagene oder allergene Effekte mit einer hinrei-
chenden Sicherheit ausschließen. Auch maßgebliche 
deutsche Vertreter haben in Brüssel gegen die Ver-
ordnung gestimmt. Ich habe den Verdacht: Sie waren 
erst dagegen, als sicher war, daß trotzdem eine aus-
reichende Mehrheit für eine Befürwortung gegeben 
war. Ich mache meine Vermutung daran fest, daß es 
kein ernsthaftes Bemühen gegeben hat, zumindest 
minimale Ausnahmeregelungen verankern zu wol-
len; denn die Verordnung weist einige grundlegende 
Mängel auf. Sie sieht beispielsweise keine Kenn-
zeichnung von Lebensmitteln mit gentechnisch her-
gestellten Aromen und Zusatzstoffen vor, die voraus-
sichtlich das Gros der Gennahrung bilden werden. 
Sie sieht die Kennzeichnung der Lebensmittel nur 
bei nachweisbarer chemischer Veränderung vor. 
Ketchup aus gentechnisch manipulierten Tomaten ist 
demzufolge zu kennzeichnen, Zucker aus gentech-
nisch manipulierten Zuckerrüben dagegen nicht. 

Es wird auch kein Regelwerk für eine umfassende 
Haftung und ebenfalls kein öffentliches Register der 
neuartigen Lebensmittel geben. Hier setzt unsere 
Kritik am vorliegenden Antrag ein. Die Kollegen von 
Bündnis 90/Die Grünen gehen richtigerweise von 
dem Grundsatz aus: Wenn schon kein Verbot zu er-
reichen ist, dann wenigstens eine hinreichende 
Kennzeichnung. 

Ihr Antrag setzt aber den allseitig informierten und 
bewußten Verbraucher voraus, der für sich persön-
lich und natürlich für seine Familie in der Lage ist, 
aus der Vielzahl der verschiedenartigen Produktin-
formationen eine mögliche Gefährdung seiner Ge-
sundheit und der seiner Familienmitglieder im weite-
sten Sinne erkennen kann. Nicht nur die permanente 
Beteuerung der Indust rie, das gentechnisch manipu-
lierte Lebensmittel bei Verzehr völlig unbedenklich 
sind, auch das Kaufverhalten des überwiegenden 
Teils der Bevölkerung, das heißt die auschließliche 
Orientierung am Preis, werden die bezweckte Ab-
sicht weitestgehend ins Leere laufen lassen. 

Dieses daraus abzuleitende zukünftige Verhalten 
der Verbraucher wird dann dazu benutzt werden, die 
Barrieren für die interessie rte Industrie weiter herun-
terzubrechen, bis wir dann plötzlich und völlig uner-
wartet vor einem neuen Desaster stehen werden. Ge-
statten Sie mir als bekennender Atheist den Spruch, 
den die Herren aus der Koalition vielleicht verstehen 
werden: „Davor möge uns Gott bewahren." Um 
meine Zweifel zu belegen, will ich ihre Aufmerksam-
keit auf die mittlerweile von zwei amerikanischen 
Universitäten festgestellten allergenen Belastungen 
lenken, die sich aus dem Verzehr gentechnisch mani-

pulierter Sojabohnen, für die es übrigens keine 
Kennzeichnungspflicht gibt, ableiten lassen. 

Wir werden diesem Antrag, trotz meiner geäußer-
ten Bedenken, zustimmen. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminisster für Gesundheit: Der Bundes-
tag beschäftigt sich heute mit einem Antrag vom Au-
gust 1995, einem Antrag, der durch die erfreuliche 
Entwicklung im europäischen Rahmen mittlerweile 
in vielen Punkten überholt ist, dessen grundsätzli-
ches Thema Gentechnik aber für niemanden an Be-
deutung verloren hat, erst recht nicht für einen Indu-
striestaat wie die Bundesrepublik Deutschland. Kein 
Industriestaat dieser Erde kann sich neuen Techni-
ken verschließen. Und es ist unsere Aufgabe, die 
Voraussetzungen für einen verantwortlichen Um-
gang mit modernen Hochtechnologien zu schaffen. 
Das gilt im besonderen für die Bio- und Gentechnik. 

Dabei sind drei Forderungen in jedem Fall unver-
zichtbar: Wir brauchen zum einen eine umfassende 
rechtliche Grundlage und zwar europaweit. Zum 
zweiten brauchen wir sichere Zulassungsverfahren. 
Die Verordnung der Europäischen Union erfüllt die-
ses Kriterium. Und zum dritten ist eine umfassende 
und zugleich praktikable Kennzeichnung unver-
zichtbar. Sie ist die wichtigste Voraussetzung für die 
Akzeptanz der Gentechnik im Lebensmittelbereich. 
Wer hier die Zügel schleifen läßt, wird das Vertrauen 
in diese Technik nicht gewinnen. Darin sind wir uns 
alle einig. 

Wir alle waren uns in der Debatte am 1. Juni 1995 
zum selben Thema in diesem Hause auch darin ei-
nig, daß der Gemeinsame Standpunkt des Rates der 
Europäischen Union in der wichtigen Frage der 
Kennzeichnung gentechnisch hergestellter Lebens-
mittel und Lebensmittelzutaten nicht akzeptabel ist. 
Deshalb hat die Bundesregierung diesem Gemeinsa-
men Standpunkt auch nicht zugestimmt. 

Wir haben es deshalb sehr begrüßt, als im März 
1996 das Europäische Parlament mehrere Ände-
rungsanträge zu diesem Gemeinsamen Standpunkt 
angenommen hat. Wir haben diese Änderungen vor 
allem deshalb begrüßt, weil die von der Bundesregie-
rung stets vertretene Forderung nach umfassender 
Kennzeichnung den Änderungsanträgen des Euro-
päischen Parlaments weit entgegenkommt. 

Im übrigen haben Forderungen des Antrags der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Genehmi-
gungsverfahren, zur Sicherheitsbewertung und nun 
auch zur Kennzeichnung Eingang in den Entwurf ge-
funden. Wir hoffen sehr, daß der Rat der Europäi-
schen Union die Änderungsanträge des Europäi-
schen Parlaments annehmen wird. Denn wir brau-
chen so rasch wie möglich eine verbindliche Rege-
lung, damit diese endlose Geschichte endlich zu ei-
nem Abschluß gebracht werden kann. 

Ich sage aber auch noch einmal in aller Deutlich-
keit: Wir brauchen in einem wirtschaftlich vereinten 
Europa, in einem Europa ohne Grenzen eben auch in 
diesem Punkt eine europäische Regelung. Dieser 
Forderung wird der Antrag der Fraktion Bündnis 90/ 
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Die Grünen nicht gerecht. Wer heute noch für eine 
nationale Kennzeichnungspflicht und st rikte Zulas-
sungsbestimmungen für gentechnisch veränderte 
Lebensmittel in Deutschland plädiert, hat nicht be-
griffen oder wi ll  nicht verstehen, daß solche Fragen 
nur europaweit gelöst werden können. Das haben 
wir am Beispiel BSE gesehen. Es hat keinen Sinn, na-
tionale Supersicherheits- und Genehmigungsbehör-
den aufzubauen, die mit Sicherheit nicht das errei-
chen, was wir alle wollen. Nämlich eine umfassende 
Sicherheit und einen höchstmöglichen Schutz der 
Verbraucher. Deswegen lehnen wir auch in diesem 
Punkt nationale Alleingänge ab. Wir setzen weiter-
hin auf eine vernünftige und praktikable europäi-
sche Lösung. 

Nun ist auch von den Grünen in den vergangenen 
Tagen leider der Eindruck erweckt worden, als ob 
Deutschland bis zu dieser verbindlichen europäi-
schen Regelung so etwas wie ein „El  Dorado"  -Ab-
satzgebiet für gentechnisch hergestellte Lebensmit-
tel aus aller Herren Länder ist. Und noch dazu wür-
den die Verbraucher getäuscht, weil solche Produkte 
nicht gekennzeichnet werden. A lles in allem: Ein 
Kartell von Wirtschaftsinteressen habe sich wieder 
einmal angeschickt, gegen Verbraucher und Um-
weltinteressen zu verstoßen. Wer so nachlässig argu-
mentiert, hat ganz offensichtlich Nachhilfeunterricht 
bitter nötig. Zu den Fakten: Nach geltendem Gen-
technikrecht ist eine Kennzeichnung von Produkten, 
die gentechnisch veränderte Organismen enthalten 
oder aus solchen bestehen, nur dann möglich, wenn 
das unter Sicherheitsgesichtspunkten zum Schutz 
von Mensch und Umwelt notwendig ist. Hier wird je- 
der einzelne Fa ll  geprüft und zwar nach strengen 
Kriterien, die jedes mögliche Risiko berücksichtigen. 
Die Produkte, um die es geht - wie zum Beispiel 
Soja, Mais, über sie ist in Brüssel im übrigen über-
haupt noch nicht entschieden worden -, sind gegen-
wärtig eben nicht auf dem deutschen Markt. Wir 
müssen uns allerdings darauf einstellen, daß sie in 
Kürze auf unseren Markt kommen. Um so wichtiger 
ist, daß wir alle Bemühungen darauf richten, daß die 
Verordnung für neuartige Lebensmittel bald verab-
schiedet wird und zwar mit der do rt  festgelegten 
Kennzeichnung. 

Ich appelliere an Sie alle, statt unbewußt oder be-
wußt Unsicherheit und Angst zu verbreiten, diese Be-
mühungen zu unterstützen. Nur damit tragen Sie zu 
einem wirklichen Verbraucherschutz bei. 

Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 14 

(Beschlußempfehlung zu dem Antrag: 
Umfassendes Atomteststoppabkommen) 

Uta Zapf (SPD): Seit mehr als zwei Jahren haben 
zunächst 37 Staaten der Genfer Abrüstungskonfe-
renz und seit 17. Juni 1996 60 Staaten über ein um-
fassendes Teststoppabkommen beraten. Morgen 

sollte sich entscheiden, ob dieser wichtige Vertrag 
zustande kommt, damit er noch rechtzeitig der UN-
Vollversammlung übermittelt werden und im Herbst 
1996 unterzeichnet werden kann. Zur Stunde sieht es 
so aus, daß der Vertragstext erst Ende Juli/Anfang 
August abgestimmt werden kann. Es wäre ein 
Drama, wenn es kurz vor dem Ziel zu einer Totgeburt 
käme. 

Wir haben hier im Deutschen Bundestag heute die 
Chance mit einer interfraktionellen Beschlußempfeh-
lung von SPD, CDU/CSU und F.D.P., ebenso wie wir 
es in früheren Fällen gemacht haben, dieses wichtige 
Abkommen zu unterstützen. 

Dieser Vertrag hat gewiß viele Mängel - wie der 
Atomwaffensperrvertrag -, dennoch ist er in der jetzt 
konzipierten Form ein Fortschritt. Ein Verbot nuklea-
rer Explosionen ist besser als kein Teststopp. Wir ha-
ben - wie schon im Fall des Nichtverbreitungsvertra-
ges und des Vertrages zur konventionellen Abrü-
stung - auch diesmal Kompromisse geschlossen. Die 
Wichtigkeit in der Sache rechtfertigt dies. 

Am Montag dieser Woche hat der Vorsitzende des 
Ad-hoc-Ausschusses zum nuklearen Teststopp, Jaap 
Ramaker, einen neuen Vertragstext vorgelegt, der 
nochmals einen Versuch darstellt, in den umstritte-
nen Punkten einen Konsens zu finden. Schon am 
28. Mai hatte Ramaker einen Entwurf vorgelegt, der 
aber besonders auf den Widerstand Indiens und 
Chinas stieß. 

Wir unterstützen den Umfang des Verbotstatbe-
standes, der alle nuklearen Explosionen untersagt. 
Es ist zu begrüßen, daß China auf seine ursprüngli-
che Forderung nach Zulassung sogenannter friedli-
cher Testexplosionen verzichtet hat. Eine Überprü-
fungskonferenz in zehn Jahren soll diesen Punkt 
nochmals diskutieren - ein Kompromiß, mit dem man 
leben kann. 

Viele hätten einen weitergehenden Verbotstatbe-
stand begrüßt, so wie auch der Änderungsantrag der 
Grünen ausweist. In unserem ursprünglichen Antrag 
waren die subkritischen Tests aufgeführt. Selbst in 
der Wissenschaft herrscht jedoch keine Einigkeit 
über den Stellenwert dieser hydronuklearen Tests, 
bei denen zwar nukleares Mate rial benutzt wird, 
aber keine Kettenreaktion entsteht. Die Zulassung 
von hydronuklearen subkritischen Explosionen kann 
nicht dazu führen, daß neue Kernwaffendesigns ent-
wickelt werden. Dazu bedarf es immer eine Testex-
plosion. Zudem sind subkritische Tests nicht mit seis-
mischen Mitteln verifizierbar, sondern nur durch Vor-
Ort-Inspektionen. Deshalb war die SPD bereit, auf 
diesen Punkt zu verzichten. Bei den vorgesehenen 
Verifikationsmitteln des Vertrages können Vor-Ort-
Inspektionen nur durch einen Verdacht ausgelöst 
werden, der mit seismischen Messungen untermau-
ert ist. 

Die Argumentation, diese Tests seien zur Überprü-
fung der Sicherheit vorhandener Atomsprengköpfe 
erforderlich, kann allerdings nicht ganz überzeugen, 
da nach Auffassung vieler Wissenschaftler und Wis-
senschaftlerinnen die hydrodynamischen Explosio- 
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nen, die ohne Kernmaterial vorgenommen werden, 
hierfür ausreichen. 

Computersimulationen verbieten zu wollen, wie 
dies der Änderungsantrag der Grünen fordert, ist 
illusorisch. Computermodellierung zusammen mit 
hydronuklearen oder hydrodynamischen Tests kann 
unterirdische Kernwaffentests bei der Entwicklung 
einfacher Kernwaffen sehr wohl ersetzen. Ein einf a

-c

her PC genügt, wie das Beispiel Irak zeigt. Insofern 
kann der CTBT nur der weiteren Entwicklung von 
Kernwaffen Grenzen setzen. 

Die Befürchtung, daß mit subkritischen Tests und 
Computersimulation die vorhandenen Atomwaffen 
in gewissem Umfang qualitativ weiterentwickelt 
werden können, muß ernst genommen werden. Aber 
wer diese in den Verbotstatbestand aufnehmen wi ll , 
versetzt dem CTBT den Todesstoß. 

Es wäre zu begrüßen, wenn das Angebot der USA 
an Frankreich und möglicherweise Rußland realisie rt 

 würde, Testdaten aus früheren Atomversuchen aus-
zutauschen. Es wäre ein Schritt in Richtung Koopera-
tion in Sicherheitsfragen, wenn die Technologie der 
Computersimulation allen offiziellen Atommächten 
zur Verfügung gestellt würde, damit sich kein Staat 
einseitig technologische Vorsprünge verschaffen 
kann, was den qualitativen Rüstungswettlauf wieder 
anheizen könnte. 

Der Verzicht auf Atomtests ist also im Kern kein di-
rekter Schritt zur substantiellen atomaren Abrü-
stung, aber er wird eine qualitative nukleare Ent-
wicklung bremsen. Darüber hinaus ist er ein Schritt 
zum Schutz der Umwelt und ein wichtiges Instru-
ment zur Verhinderung der Proliferation. Er zielt vor 
allem auf die Schwellenstaaten Indien und Pakistan, 
aber auch auf Staaten, denen atomare Gelüste unter-
stellt werden können, wie Iran, Irak oder Lybien. 

Kernstück eines solchen Vertrages sind seine Veri-
fikationsmechanismen. On-site inspections, also In-
spektionen vor Ort , müssen möglich sein. Auch hier 
wird es wohl einen Kompromiß in Genf geben. 

Ursprünglich sollten schon Verdachtmomente, die 
mit nationalen technischen Mitteln - also seismi-
schen Messungen - gewonnen wurden, Vor-Ort-In-
spektionen auslösen können. Dies hätte eine 
schnelle Überprüfung des Verdachtes ermöglicht. 
Der jetzt vorliegende Entwurf bleibt dahinter zurück. 
Jetzt sollen erst dann solche Inspektionen ausgelöst 
werden, wenn das noch aufzubauende internationale 
Meßsystem diesen Verdacht erhärtet. 

Wir bedauern dies, aber da der Vertrag als Ganzes 
einen großen Fortschritt darstellt, darf dies kein 
Punkt sein, an dem er scheitert. 

Die schwierigste Hürde des Vertrages besteht in 
der Vorschrift, daß zum Inkrafttreten nicht nur alle 
Atomwaffenstaaten zeichnen müssen, sondern auch 
die Schwellenstaaten Indien, Pakistan und außerdem 
Israel. Diese drei Staaten sind dem Nichtverbrei-
tungsvertrag nicht beigetreten. Indien hat angekün-
digt, den CTBT nicht zu zeichnen, aber wir hoffen, 
daß es den Entwurf nicht durch ein Veto verhindern 
wird. Indiens Anspruch, im Vertrag müsse auch der 

Rahmen für vollständige nukleare Abrüstung vorge-
zeichnet sein, ist in keiner Weise berücksichtigt. Pa-
kistan wird nicht zeichnen, wenn Indien dem Vertrag 
fernbleibt. Jüngsten Meldungen zufolge ist jedoch zu 
erwarten, daß Israel den CTBT unterzeichnen wird. 

In meinen Augen ist es nicht klug, auf die Zusage 
zur nuklearen Abrüstungsverpflichtung im Rahmen 
des CTBT zu verzichten, wenn dies das Zustande-
kommen des Vertrages verhindert. Wichtig ist aber, 
daß der Vertrag überhaupt in Kraft treten kann. Der 
politische Druck und die Sogwirkung, dem Vertrag 
beizutreten, könnten genutzt werden, potentielle 
Schwellenländer zum Beitritt zu bewegen. 

Voraussetzung dafür wäre allerdings, daß die Feh-
ler, die bei der unbef risteten Verlängerung des Nicht-
verbreitungsvertrages gemacht wurden, nicht wie-
derholt werden. Die französischen Tests kurz nach 
Abschluß der Verlängerungskonferenz des NPT wir-
ken sich verheerend aus. 

Die Atomwaffenstaaten müssen endlich Bereit-
schaft zeigen, den Prozeß der atomaren Abrüstung 
weiterzutreiben. Dieses Signal ist dringend notwen-
dig. 

Wir appellieren an die Atommächte, dieses Signal 
deutlicher und glaubwürdiger zu setzen als im Zu-
sammenhang mit der unbefristeten und unkonditio-
nierten Verlängerung des NPT. 

Fatal wäre es, wenn China an seinem Vorhaben 
festhielte, bis zum Inkrafttreten des CTBT weitere 
Tests durchzuführen. Das könnte Indien und Paki-
stan veranlassen, den Vertrag nicht zu unterzeich-
nen. Ohne Schwellenländer aber würde dieser Ver-
trag nur ein Stück Papier bleiben. 

Es darf nicht der einzige Zweck dieses Vertrages 
bleiben, den Zutritt zum Atomclub zu verriegeln. 
Weitere Proliferation zu verhindern ist ein zentrales 
und wichtiges Ziel, das aber nur dann erreicht wer-
den kann, wenn gleichzeitig die Tür zur atomaren 
Abrüstung nicht verschlossen wird. 

Deswegen muß sich die Bundesregierung gegen-
über der russischen Regierung mit größerem Enga-
gement als bisher dafür einsetzen, daß der  START-II-
Vertrag von Rußland ratifiziert wird, damit eine neue 
Abrütungsrunde, START III, begonnen werden kann, 
an der sich alle Atomwaffenstaaten beteiligen. 

Die Einsetzung eines Ad-hoc-Ausschusses zur nu-
klearen Abrüstung bei der Genfer UN-Abrüstungs-
konferenz wäre in diesem Zusammenhang ein wich-
tiges politisches Signal. 

Wir müssen jetzt verstärkt darauf drängen, daß das 
Cut-off-Abkommen zum Verbot der Produktion waf-
fenfähigen Spaltmaterials mit Vorrang in Angriff ge-
nommen wird. Alles vorhandene Spaltmaterial muß 
einbezogen werden. 

Die bereits existierenden riesigen Lagerbestände 
aus ziviler Wiederaufarbeitung und aus militärischer 
Abrüstung müssen internationaler Kontrolle unter-
worfen werden. 

Außenminister Kinkel hat in seiner Zehn-Punkte-
Initiative die Einrichtung eines internationalen Pluto- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 	10543* 

nium-Regimes verlangt. Ich sehe aber keine politi-
schen Anstrengungen der Bundesregierung, dies auf 
den Verhandlungstisch zu bringen. Unglaubwürdig 
bleiben solche Vorschläge, wenn die Bundesregie-
rung noch nicht einmal ihre eigenen Plutoniumbe-
stände offenlegt. Dies muß sich ändern! Andere Län-
der haben ihre Plutoniumbestände bereits deklariert. 
Die Bundesregierung sollte sich ihnen anschließen. 
Es steht Deutschland gut an, gerade als erklärter 
Nichtkernwaffenstaat in atomaren Fragen keinen 
Verdacht auf Verschleierung aufkommen zu lassen. 

Wir appellieren an alle Verhandlungsstaaten in 
Genf, Kompromißbereitschaft zu zeigen und den 
amerikanischen Vorschlägen zu folgen. 

Wir appellieren auch an die Atomwaffenstaaten, 
endlich substantielle Schritte zu weiterer atomarer 
Abrüstung zu tun. 

Wenn der CTBT scheiterte, wäre dies ein fataler 
Rückschlag für die gesamte Abrüstungspolitik. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Seitdem es 
Atomtests gibt und sie der Öffentlichkeit bekannt 
wurden, spätestens aber seit den Abwürfen der 
Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki am 6. und 
9. August 1945, gibt es Bestrebungen, Atomtests zu 
verbieten. Der erste Nukleartest wude am 16. Juli 
1945 in Alamogordo im US-amerikanischen Bundes-
staat New Mexico durchgeführt. Der letzte fand auf 
dem chinesischen Versuchsgelände in Lop Nor am 
8. Juni 1996 statt. Insgesamt sah die Welt in den ver-
gangenen 51 Jahren 2 054 Atomtests - und wir sind 
uns in diesem Hause wohl alle einig, daß dies wirk-
lich mehr als genug sind. Daher ist es bedauerlich, 
daß - wie es scheint - die laufenden Verhandlungen 
über ein Umfassendes Atomteststoppabkommen - 
CTBT -, die an diesem Freitag zu Ende geführt wer-
den sollten, zumindest vorläufig an Widerspruch vor 
allem Indiens gescheitert sind. 

Ein erster Teilerfolg im Bemühen, Atomtests zu 
bannen, konnte 1963 mit dem sogenannten Partial 
Testban Treaty - PTBT -, dem Deutschland bereits 
1964 beigetreten ist, erreicht werden. Dieses Abkom-
men verbot Atomtests in der Atmosphäre, unter Was-
ser und im Weltraum und konnte, insbesondere 
durch das Verbot atmosphärischer Tests, die 
schlimmsten ökologischen Folgen verhindern. Den-
noch wurde das Ziel eines Umfassenden Teststopps 
nie aus den Augen verloren und zuletzt auf der Kon-
ferenz zum Nichtverbreitungsvertrag im Mai 1995 
nochmals von der internationalen Staatengemein-
schaft deutlich bekräftigt. 

Dieser Vertrag über ein wirklich Umfassendes 
Atomteststoppabkommen ist ein Wert an sich, ein 
Abkommen sui gene ris. Es soll Atomtests verbieten, 
gleichgültig ob in Wasser, Luft, Boden oder dem 
Weltraum, und es soll sicherstellen, daß dieses Ver-
bot auch verifiziert  und kontrolliert wird - nicht mehr 
und nicht weniger. Wer diesen Vertrag mit weiteren 
Forderungen belastet, überfrachtet ihn und bringt 
ihn damit letztlich zum Scheitern. Dies gilt sowohl 
national als auch international: National richtet sich 
diese Mahnung vor allem an die Grünen, aber auch 

an die PDS, von denen ich allerdings auch gar nichts 
anderes erwartet habe, als daß sie mit unrealisti-
schen und damit sogar kontraproduktiven Forderun-
gen aufwarten. Zu verlangen, das Atomteststoppab-
kommen solle nicht nur die Tests selbst verbieten, 
sondern auch die sogenannten subkritischen Tests 
und Computersimulationen, geht nun wirklich an der 
Sache vorbei. Es ist international und fachlich unum-
stritten, daß bei den subkritischenTests die „Kriti-
kalität" der Spaltmasse nicht erreicht wird. Das heißt, 
es liegt kein Explosionscharakter mit einer Selbst-
unterhaltung der Explosion aus der Spaltenergie, die 
für Atombomben charakteristisch ist, vor. Deshalb 
können die subkritischen Tests anders als die früher 
diskutierten und vom Vertragsentwurf mittlerweile 
erfaßten „hydronuklearen" Tests, auch nicht vom 
Verbotstatbestand eines Atomteststoppabkommens 
erfaßt werden. So wünschenswert dies vielen auch 
aus politischen Gründen erscheinen mag, so ist diese 
Forderung doch weder inte rnational durchsetzbar 
noch entspricht sie der ursprünglichen Absicht des 
Abkommens. Das gleiche gilt übrigens auch für 
Computersimulationen. 

Auch international darf das Abkommen nicht 
durch übermäßige Forderungen überfrachtet wer-
den. Die Forderung Indiens, im Vertrag zugleich kon-
krete Abrüstungsschritte von Nuklearwaffen festzu-
legen, ist nicht akzeptabel. Das Atomteststoppab-
kommen ist kein Vehikel zur Durchsetzung weiterge-
hender Ziele. Dies hat auch der US-amerikanische 
Chefunterhändler sehr eindrucksvoll dargelegt: Das 
Abkommen sei ein unverzichtbarer Schritt, wenn die 
vollständige Vernichtung aller Atomwaffen jemals 
erreicht werden solle. Doch wer nun versuche, das 
Verbot von Atomtests mit anderen Zielen, vor allem 
der weiteren Vernichtung von Atomwaffen, in einem 
Vertrag zu verknüpfen, nehme bewußt das Scheitern 
des Vertrags in Kauf. Diejenigen Staaten, die diese 
Verknüpfung fordern, wollen - so Ledogar - eigent-
lich nichts anderes als den erfolglosen Abbruch der 
Gespräche. Befürchten sie, sonst ihre eigenen nu-
klearen Waffenpläne aufgeben zu müssen? Dieser 
Vorwurf richtet sich vor allem gegen Indien, das als 
sogenannte Krypto-Atommacht oder als atomares 
Schwellenland bekannt ist. Indiens Weigerung, der 
Inkrafttretungsklausel des Vertrages zuzustimmen, 
ist nicht nachzuvollziehen. Danach soll der Vertrag 
nur dann in Kraft treten, wenn neben den fünf Atom-
mächten auch die atomaren Schwellenländer Indien, 
Pakistan und Israel zugestimmt haben. Indien sieht 
hier eine Einschränkung seiner Souveränität und kri-
tisiert, daß der nukkleare Status quo festgeschrieben 
würde. Doch stellt sich hier nicht in aller Deutlichkeit 
die Frage, ob der Verdacht des US-Chefunterhänd-
lers Ledogar, manche Staaten wollten ein Scheitern 
der Verhandlungen, um ihre eigenen Atompro-
gramme ungehindert vorantreiben zu können, nicht 
berechtigt ist? 

Alle Staaten der Welt sollten ein natürliches Inter-
esse am Atomteststoppabkommen haben, denn es 
realisiert gleich mehrere wichtige Ziele: Zum einen 
hat es natürlich eine wichtige ökologische Kompo-
nente, und daran sollten sich vor allem die Grünen 
erinnern, die bei den französischen Atomtests im 
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letzten Jahr am lautesten „HiroChirac" skandierten 
und dabei vollkommen verkannten, daß die französi-
sche Politik letztlich ein großer Schritt bis zum Test-
stoppverbot war. Jetzt, wo trotz des vorläufigen 
Scheiterns der Verhandlungen der Vertrag so greif-
bar nahe ist wie nie, warten sie immer noch mit Maxi-
malforderungen auf und gefähren damit einen Ver-
trag von eminenter ökologischer Bedeutung. Das ist 
paradoxe Politik. Zweitens leistet das Teststopp-
abkommen eine qualitative Abrüstungskomponente, 
weil es die Weiterentwicklung von Atomwaffen ver-
hindert oder zumindest einfriert. Drittens wirkt es 
auch quantitativ, indem durch das Verbot weiterer 
Tests Nicht-Kernwaffen-Staaten die Möglichkeit ge-
nommen wird, eigene Atomwaffen zu entwickeln. 

Diese Festschreibung des Status quo wird von In-
dien kritisiert, doch ist der Status quo nicht auch ge-
rade in Neu Delhis ureigenstem Interesse? Hält sich 
Indien die Option offen, Atomwaffen zu entwickeln, 
wird es auch der traditionelle regionale Rivale, Paki-
stan, tun. Was ist die Folge? Ein neues atomares 
Wettrüsten in Asien? Denn auch China oder Rußland 
würden eine neue atomare Bedrohung nicht unbe-
antwortet lassen. Gewaltige Ressourcen, die viel 
dringender für die Entwicklung Indiens oder Paki-
stans, für die Lösung sozialer, ökologischer und wirt-
schaftlicher Probleme gebraucht werden, würden für 
die Entwicklung von Atomwaffen verschwendet. 

Zudem sollte Indien, wenn es die Festschreibung 
der Verpflichtung zur atomaren Abrüstung fordert, 
doch nicht vergessen, daß die Atommächte dieser 
Forderung in den letzten zehn Jahren in beispielhaf-
ter Weise nachgekommen sind. INF-,  SALT-,  START-
I-und II Verträge haben zu einem enormen Abrü-
stungsprozeß von Atomwaffen geführt. Auch dies ist 
ein Grund, das Umfassende Atomteststoppabkom-
men nicht mit weiteren Forderungen zu überfrach-
ten, damit wir im Herbst doch noch zu einem erfolg-
reichen Abschluß kommen. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Auch 
wir wollen den Abschluß eines vollständigen Atom-
teststoppabkommens, möglichst schnell. Doch bis 
jetzt zeichnet sich ab, daß nicht alle Testarten ausge-
schlossen sein sollen. Insbesondere subkritische 
Tests können in Verbindung mit Computer-Simula-
tion der Weiterentwicklung von Atomwaffen dienen. 
Bündnis 90/Die Grünen wollen ein lückenloses 
Atomteststoppverbot. 

Frankreich hat seine Tests im Mururoa-Atoll noch 
schnell abgeschlossen, um dann zum Befürworter 
des Teststoppabkommens zu mutieren. Kein Wunder, 
denn es hat damit die letzte Testreihe abgeschlossen 
und kann jetzt darauf verzichten. 

China gehört auch zu den Staaten, die sich die Op-
tion auf die Weiterentwicklung von Kernwaffen of-
fenhalten wollen. Es hat seine Tests ohne Rücksicht 
auf die regionale Stablilität und die Umwelt durchge-
führt. 

Da die Befürworter des absehbaren Verhandlungs-
ergebnisses unter den Kernwaffenstaaten auf her-
kömmliche Atomwaffenexplosionen verzichten kön

-

nen, sich die Option für andere, moderne aber offen-
halten, ist es kein Wunder, wenn einzelne Staaten 
dagegen opponieren. Es geht daher nicht an, schon 
wieder anderen Ländern, wie bei den Verhandlun-
gen zum NPT, den schwarzen Peter zuschieben zu 
wollen. 

Die Kritik Indiens, auch wenn wir mit den macht-
politischen Motiven Indiens nicht übereinstimmen, 
ist nicht völlig von der Hand zu weisen. Die jetzige 
Position Indiens hängt vermutlich auch mit dem völ-
lig unbefriedigenden Abschluß der im vorigen Jahr 
stattgefundenen Überprüfungskonferenz des Atom-
waffensperrvertrages zusammen. Do rt  hatte Indien 
kritisiert, daß die Atomwaffenstaaten ihr Kernwaffen-
arsenal weiterentwickelt und so den Vertrag verletzt 
hätten. 

Die Kernwaffenstaaten müssen jetzt glaubwürdig 
signalisieren, daß sie zu einer substantiellen atoma-
ren Abrüstung bereit sind. Ich will zum Beispiel nur 
auf die Nuklearpolitik der NATO hinweisen. Die Nu-
klearrüstung aus der Zeit des Ost-West-Konfliktes 
war gegen die Warschauer Vertragsorganisation ge-
richtet. Logische Folge nach dem Ende des Konflik-
tes hätte die Abschaffung aller Atomwaffen auch bei 
der NATO und die Abkehr von der atomaren Strate-
gie sein müssen. Aber dazu waren die Atomwaffen-
besitzer des Bündnisses nicht bereit. Vielmehr wurde 
die Atomstrategie der NATO geändert, als „last res-
ort " , obwohl keine Bedrohung vorhanden war. 

Um die eigene Existenz und das Festhalten an der 
nuklearen Einsatzstrategie neu zu legitimieren, hat 
die NATO jetzt die counter-proliferation entdeckt, 
die Bedrohung durch Terrorismus oder, wie das die 
US-amerikanische Administration formuliert, 
„Schurken-Staaten". 

Wenn die Vereinigten Staaten und Frankreich Da-
ten über Atomwaffen austauschen wollen, dann tun 
sie das nicht aus abrüstungspolitischen Gründen, 
sondern aus Effizienzgründen. Wir wollen weder den 
französischen noch den US-amerikanischen „Nu-
klearschutz", sondern die vollständige atomare Ab-
rüstung. 

Natürlich muß der Vertrag überprüfbar sein. Aber 
dann sollte - und hier könnte die Bundesregierung 
das Konzept der präventiven Rüstungskontrolle kon-
struktiv aufgreifen - erforscht werden, wie Compu-
ter-Simulation und die Durchführung subkritischer 
Tests, wenn schon nicht verboten, so doch zumindest 
überprüft werden können. 

Nach Ansicht der IAEO-Kontrolleure ist die „nu-
kleare Transparenz" bei der Überwachung des 
Brennstoffkreislaufs völlig ungenügend. Die IAEO 
hat deswegen Verbesserungen der Safeguards-Kon-
trollen vorgeschlagen. Die Europäische Union, insbe-
sondere die Bundesrepublik, sperrt sich jedoch. Das 
Forschungsministerium und die deutsche Atomindu-
strie blocken gemeinsam. Wer - trotz unbestreitbarer 
Probleme bei den Vorschlägen der IAEO - den 
„Bremser" spielt, kann natürlich nicht mehr glaub-
würdig von anderen verlangen, sich kontrollieren zu 
lassen. Deutlich wird, wie die Wirtschaftsinteressen 
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der deutschen Atomindustrie eine effektive Kontrolle 
und Abrüstung von Atomwaffen verhindern. 

Die Bundesregierung selbst gilt als atomare 
Schwellenmacht. Ihr Beharren auf dem Forschungs-
reaktor FRM II in Garching hat im transatlantischen 
Verhältnis zu Konflikten geführt. 

Die nicht zur Diskussion stehenden subkritischen 
Tests und die Computer-Simulation müssen in ein 
Teststoppabkommen aufgenommen werden. Die 
Bundesregierung, die sich immer und gerne brüstet, 
auf den Besitz von Atomwaffen verzichten zu wollen, 
soll sich hierfür während der Verhandlungen einset-
zen.  

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): Die F.D.P. begrüßt die 
fraktionsübergreifende Gemeinsamkeit in der Frage 
eines umfassenden Atomteststoppabkommens. 
Gerne hätte ich an dieser Stelle auch die Bereitschaft 
der Atommächte, morgen in Genf zu einer vertragli-
chen Vereinbarung zu kommen, begrüßt. Aber wie 
wir soeben hören, wird über den vorliegenden Ver-
tragsentwurf morgen nicht formell abgestimmt, son-
dern die Konferenz wird zum 29. Juli unterbrochen. 

Ein Teststoppvertrag ist natürlich kein Ersatz für 
nukleare Abrüstung. Hier bleibt noch viel zu tun. 
Aber ein umfassender Teststoppvertrag ist ein wichti-
ger Beitrag, um die Weiterverbreitung von A-Waffen 
zu verhindern. Ein Teststopp sollte auch die Akzep-
tanz der Nichtverbreitungspolitik bei den atomaren 
Schwellenländern und nicht Nicht-Kernwaffenstaa-
ten erhöhen. Für Indien und Pakistan sieht dies of-
fensichtlich anders aus: Indien wi ll  nicht auf Nukle-
arwaffen verzichten, wenn atomar weiter gerüstet 
wird. Indiens Haltung ist nicht ganz unverständlich, 
auch nicht sein Beharren auf konkrete, zeitlich fest-
gelegte Abrüstungsschritte der Nuklearmächte. 

Unsere gemeinsame Forderung, auch die Produk-
tion von spaltbarem Mate rial für Kernwaffen 
schnellstmöglich generell zu verbieten, gewinnt 
mehr und mehr an Bedeutung. Der Sonderstatus der 
A-Mächte darf nicht verstärkt werden. Die große 
Mehrheit der Staaten ist kernwaffenfrei. 

Deutschland hat auf Kernwaffen definitiv verzich-
tet. Unser weltpolitisches Gewicht ist dadurch nicht 
gemindert worden. Im Gegenteil: Am Beispiel unse-
rer Politik wird deutlich, daß internationale Bedeu-
tung nicht von Kernwaffen abhängt. Das Beispiel 
Deutschland zeigt aber auch, daß die anerkannten 
A-Mächte eine besondere Verantwortung und Ver-
pflichtung übernehmen müssen. 

Die Staaten, die auf Kernwaffen verzichten, müs-
sen Sicherheit vor nuklearer Bedrohung haben. Die 
Haltung Indiens rückt die alte Forderung nach einer 
Beistandsgarantie für Nicht-Kernwaffenstaaten wie-
der ins Bewußtsein. Ein umfassendes Teststoppab-
kommen muß mehr Sicherheit bringen - vor allem 
auch den Nicht-Kernwaffenstaaten. Dazu ist notwen-
dig, daß sich auch die anerkannten A-Mächte einem 
strikten und transpartenen Kontrollregime durch die 
IAEO unterwerfen. 

Nukleare Rüstungsbegrenzung und Abrüstung 
sind komplex und schwierig. Wir hoffen, daß die Zeit 
der Konferenzunterbrechung genutzt wird, den Ab-
schluß eines umfassenden Atomteststoppabkom-
mens zu ermöglichen. Der Teststopp ist ein unab-
dingbar notwendiger Abrüstungsschritt. Aber schon 
jetzt zeigt sich, daß umfassendere Maßnahmen nötig 
sind, um die nuklearen Risiken zu verringern. 

Unser gemeinsamer Antrag ist ein Signal an die 
Bundesregierung, ihre Bemühungen um ein umfas-
sendes Atomteststoppabkommen fortzusetzen. 

Gerhard Zwerenz (PDS): Bei der letzten französi-
schen Atomtestserie hatte die Chirac-Regierung er-
klärt, sie benötige die Versuche auch, um die Com-
puter-Simulation so weiterzuentwickeln, daß weitere 
Testexplosionen überflüssig würden. Nach neuen 
Meldungen haben Frankreich und die USA verein-
bart, auf dem Gebiet der Nuklearwaffenforschung 
enger zusammenzuarbeiten. Die USA wollen offen-
sichtlich den Franzosen dabei helfen, ihr Waffenarse-
nal ohne Test zu modernisieren. Daran wird jenseits 
des großen Teichs bereits heftig gearbeitet. Die Be-
träge für Kernwaffenforschungsprogramme sind ge-
rade kräftig hochgefahren worden. Zirka 4 Milliarden 
Dollar werden dafür 1996 aufgewendet. Die neuen 
Supercomputer, die man für die Experimente in Los 
Alamos oder den anderen Labors braucht, sind eben 
teuer. Neue Sprengköpfe sollen zukünftig sti ll  und 
leise entwickelt werden. Man mag das Fortschritt 
nennen. 

Indien, das 1954 als erster Staat der Welt ein Ver-
bot für Atomwaffentests gefordert hatte, hat ange-
kündigt, dem vorliegenden Entwurf für einen Test-
stoppvertrag nicht zuzustimmen. Es hat in der Sache 
recht. Der Teststopp sollte ursprünglich das nukleare 
Wettrüsten beenden helfen. Ein umfassender Prozeß 
nuklearer Abrüstung sollte folgen. Mittlerweile droht 
der Teststopp ein Instrument zu werden, mit dem die 
Kernwaffenbesitzer ihre Monopolstellung verteidi-
gen. Während sie weiter an der Effektivierung ihrer 
Bomben basteln können, bleiben die nuklearen Ha-
benichtse auf der Strecke. Das Teststoppabkommen 
wird, noch bevor es überhaupt unterschrieben ist, 
substantiell entwertet. Wenn Indien nicht beitritt, ist 
davon auszugehen, daß weitere nukleare Schwellen-
länder wie Pakistan ihre Unterschrift verweigern. 

Ein umfassender Vertrag muß meines Erachtens 
zumindest die Verpflichtung zur nuklearen Abrü-
stung enthalten und die Möglichkeit eröffnen, noch 
vorhandene Schlupflöcher in absehbarer Zeit zu 
stopfen. Aus diesem Grund lehnen wir die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses ab und 
unterstützen den Änderungsantrag der Grünen. 

Damit keine Mißverständnisse aufkommen: Ein 
Teststoppvertrag, auch in der jetzigen Form, wäre si-
cherlich ein Fortschritt. Es ist ein großer Gewinn für 
die Bevölkerung in Ozeanien, wenn die französi-
schen Testgebiete geschlossen werden. Allzulange 
ist man über deren körperliche und seelische Integri-
tät rigoros und rücksichtslos hinweggegangen. 
Schön, daß jetzt die Internationale Atombehörde in 
Wien umfassende Untersuchungen der Schäden an- 



10546* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 

gekündigt hat. Dann wissen wir wenigstens im nach-
hinein, was noch alles hätte passieren können. 

Wir sind gegen einlullende Schönfärberei. 

Erstens. Die Atommächte denken nicht daran, um-
fassend nuklear abzurüsten, obwohl sich gegenwär-
tig keiner der Kernwaffenstaaten durch einen ande-
ren atomar bedroht fühlt. Können Sie mir erklären, 
warum? Soll damit dem islamischen Fundamentalis-
mus begegnet werden? Ist es nicht eher so: Die „is-
lamische Bombe" wird unweigerlich kommen, wenn 
die Atommächte nicht ihrerseits auf diese Massen-
mordinstrumente verzichten? Sollte das hartnäckige 
Festhalten damit zu tun haben, daß diese Länder ihre 
exklusiven Machtpositionen im UN-Sicherheitsrat 
behaupten wollen? Wenn es tatsächlich so wäre, daß 
diese Machtstellung an den Besitz von Atomwaffen 
geknüpft ist, wie will man dann noch verhindern, 
daß aufstrebende Staaten sich ebenfalls die Bombe 
zulegen wollen? Denkt man in diesem Fall an „prä-
ventive" Militärschläge? Gegen Indien oder gegen 
Pakistan zum Beispiel? 

Zweitens. Noch immer liegen abstruse Atomein-
satzpläne in den Schubladen. Die NATO läßt nicht ab 
von ihrer Erstinstanz-Doktrin. Die USA, Großbritan-
nien und die anderen wollen durch begrenzte Atom-
schläge potentielle Angreifer abschrecken. Es kön-
nen aber nur Angreifer gemeint sein, die ihrerseits 
mit dem Einsatz von Atomwaffen drohen. Gesetzt 
diesen Fall, wären wir wieder mittendrin in der nu-
klearen Eskalationsspirale. Im Klartext: Die Militärs 
spielen weiter mit der Existenz der Menschheit und 
behaupten wie eh und je, sie hätten alles im G riff. 
Und auf diesen brandgefährlichen Autismus sollen 
wir unsere Sicherheit und unsere Zukunft gründen? 

Drittens. Im Zusammenhang mit der sogenannten 
Counter-Proliferation wird bei den Militärstrategen 
auch über neue nukleare Optionen nachgedacht. 
Unbotmäßigen Staaten mit Massenvernichtungswaf-
fen soll künftig durch die Aufstellung neuer Raketen-
abwehrsysteme begegnet werden. Aber auch „nu-
kleare Gefechtsfeldwaffen" sollen helfen, regionale 
Kriege zu gewinnen. 

Die Planer des Worst case sind schon lange in der 
virtuellen Realität angekommen. In den Bunkern die-
ser Männerwelt - es sind ja ausschließlich Herren - 
wird weiter über gezielte und begrenzte Atom-
schläge räsoniert. 1989 hat nie stattgefunden. Die 
Herren der Kriege brauchen Feindbilder. Es ist aller-
höchste Zeit, daß die Politiker und Politikerinnen den 
Zynikern der Macht klipp und klar sagen: The game 
is over. Wir wollen nicht länger mit dem Risiko der 
Totalvernichtung leben. Wir wollen, daß die Massen-
vernichtungswaffen ein für allemal verschwinden. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Morgen sollen die Verhandlungen über einen 
Umfassenden Nuklearen Teststoppvertrag abge

-

schlossen werden. Damit wird ein Ziel erreicht, das 
seit über vier Jahrzehnten von der Staatengemein-
schaft verfolgt wird. Seit zweieinhalb Jahren werden 
intensive und komplexe Verhandlungen in Genf ge-
führt. 

Bei der Verlängerung des Atomwaffensperrvertra-
ges vor einem Jahr haben 175 Staaten bekräftigt, daß 
sie den Abschluß der Verhandlungen über einen Um-
fassenden Teststopp bis Herbst 1996 anstreben. Die 
Bundesregierung verfolgt seit langer Zeit das Ziel ei-
nes baldigen Abschlusses dera rtiger Verhandlungen. 
Dies war auch der Teil der 10-Punkte-Initiative zur 
Nichtverbreitungspolitik, die Bundesminister Kinkel 
am 5. Dezember 1993 bekanntgab. Wir haben von 
Anfang an engagiert und konstruktiv bei den Ver-
handlungen mitgewirkt. Dies findet allgemeine An-
erkennung. Als ein konkretes Beispiel nenne ich das 
künftige Verifikationssystem des Umfassenden Test-
stoppvertrages, das in Genf maßgeblich unter deut-
schem Vorsitz erarbeitet wurde. 

Die jetztige Schlußphase der Verhandlungen stellt 
alle Teilnehmer vor schwierige Herausforderungen. 

Besondere Aufmerksamkeit fand die Erklärung der 
indischen Delegationleiterin vom 20. Juni, die eine 
Reihe von Punkten des vorliegenden Entwurfs kriti-
sierte und ankündigte, daß Indien einen Vertrag in 
der vorliegenden Form nicht mittragen könne. Paki-
stan hat in einer Erklärung erkennen lassen, daß es 
einem Teststoppvertrag, dem Indien nicht angehört, 
ebenfalls nicht beitreten werde. 

Was bedeutet dies für den Vertrag insgesamt? 
Sollte eine Kompromißlösung nicht gelingen, schei-
nen beide Staaten offenbar bereit zu sein, einem 
Konsens fernzubleiben, ihn jedoch nicht zu behin-
dern. In diesem Falle würde der Vertrag zunächst 
ohne diese beiden Staaten unterzeichnet - natürlich 
kein befriedigendes Ergebnis. Dennoch wäre der Ab-
schluß eines Umfassenden Nuklearen Teststoppver-
trages ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu mehr Si-
cherheit und Stabilität. Wir hoffen, daß beide Staaten 
ihre Haltung überdenken und dem Vertrag doch 
noch beitreten werden. 

Ein näheres Eingehen auf den Verhandlungsstand 
ist im Rahmen dieser Rede nicht möglich und auch 
nicht sinnvoll. Die Verhandlungen sind im Fluß und 
in dieser Stunde kann sich die Lage verändern. 

Lassen Sie mich unterstreichen, daß wir uns bis zum 
Schlußpunkt mit allem Nachdruck und zielgerichtet 
für Lösungen einsetzen, die einen Konsens aller Be-
teiligten doch noch ermöglichen. Auch der gerade 
stattfindende G7-Gipfel in Lyon wird hierfür genutzt. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
begrüßt es sehr, daß sie in dieser Frage den vollen 
Rückhalt dieses Hohen Hauses hat. Der vorliegende 
Antrag ist Ausdruck dessen. Er deckt sich mit den 
Absichten der Bundesregierung. 

Im einzelnen möchte ich noch bemerken: 

1. Wir setzen uns mit allem Nachdruck dafür ein, daß 
die Verhandlungen rechtzeitig abgeschlossen wer-
den, damit die Zeichnung des Teststoppvertrages 
während der 51. VN-Generalversammlung im 
Herbst möglich ist. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 116. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 27. Juni 1996 	10547*  

2. Die Verbotsbestimmung des Vertrages wird jede 
Kernwaffentestexplosion und jede andere Kernex-
plosion umfassen. 

3. Der Vertrag zielt auf ein Höchstmaß an Transpa-
renz durch ein komplexes Verifikationssystem, zu 
dem auch Vor-Ort-Inspektionen gehören werden. 

4. Die Bundesregierung setzte und setzt sich nach-
drücklich für den Beginn von Verhandlungen über 

ein Verbot der Produktion von Spaltmaterial für 
Kernwaffen und andere Kernsprengkörper (Cut-
off) ein. 

5. Die Bundesregierung setzt sich weiterhin mit 
Nachdruck für ein Spaltstoff-Kontrollregime in den 
Kernwaffenstaaten ein, durch das sensivite Spalt-
material, das nicht für Verteidigungszwecke be-
stimmt ist, künftig gegenüber der IAEO deklariert 
und internationaler Überwachung unterstellt wird. 
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